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Heft 1 Januar 1905 VI. Jahrgang 

Alle f&r die SehrifÜeitiiiiff bestimmten Sendungen werden naoli Berlin SW., Deesaaeratr. li, die 
für die Expedition bestimmten Sendungen nach Berlin W., Maneistraße 48/44, erbeten 

Die neuen franzosischen Gesetze betreffend Kinder- und Waisen- 
pflege vom 27. und 28. Juni 1904. 

Loi du 27 Juin 1904 sur le Service des enfants assistes. 
Loi du 28 juin 1904 relative ä Teducation des pupilles de TAssistance publique 

difficiles ou vicieux. 

Die hier anzuzeigenden Gesetze bedeuten für Erankreich insofern einen 
-wichtigen Schritt, als sie nahezu 100 Jahre alte Gesetzesbestimmungen, 
die nach mehr als einer Bichtung hin unsem modernen Anschauungen 
nicht mehr gerecht werden konnten, aufheben und die Ednderfürsorge ein- 
heitlich für ganz Frankreich regeln. Wir haben schon in Heft 9, 1904, 
die Gesetzentwürfe in seinen Grundzügen kurz skizziert, wollen aber bei 
der großen, über die Grenzen Frankreichs hinausgehenden Bedeutung 
der Gesetze noch ausfuhrlicher darauf eingehen. 

Das letzte Kinderfürsorgegesetz stammt, wenn man von dem Gesetz 
▼on 1869, das sich nur mit der Kostenfirage beschäftigt, ganz absieht, 
aus dem Jahre 1811. Es ist das erste Gesetz, das die Kinderfursorge 
zum Gegenstande obligatorischer Armenpflege machte. Gegenstand seiner 
Fürsorge waren drei Kategorien von Kindern, nämlich ausgesetzte, von 
ihren Eltern yerlassene und Waisen (enfants trouy^s, abandonn^s, orphelins 
panvres), die unter dem gemeinsamen Namen der enfants assistes zu- 
sammengefaßt waren. Sein charakteristisches Merkmal war die Forderung 
der Errichtung von Drehladen (tours), durch die der in Frankreich sehr 
verbreiteten Sitte des Kinderaussetzens entgegengewirkt werden sollte. 
Wir kommen auf diese Einrichtung weiter unten noch zurück. Betreffs 
der Pflege war Unterbringung bei Näbreltem und demnächst in Kost- 
pflege bei Landleuten und Handwerkern als Begel aufgestellt, nur schwäch- 
liche Kinder sollten im Spital gelassen werden. Mit 12 Jahren sollte die 
Unterbringung der £[inder, soweit nicht über die Knaben die Marine- 
verwaltung durch ihre Einstellung als Schiffsjungen verfügte, in die Lehre 
oder den Gesindedienst erfolgen. Neben diesem Gesetze sind nun freilich 
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im Laufe des Jahrhunderts in den verschiedenen Departements eine Un- 
zahl von Anweisungen und Verfügungen erlassen worden, die sich mit 
einzelnen Fragen dieses Eürsorgezweiges beschäftigen; einzelne Bestim- 
mungen des alten Gesetzes, die sich als unzweckmäßig erwiesen, sind auf 
diese Weise abgeschafft und durch neue zweckmäßigere und humanere 
, ersetzt worden. Beispielsweise ist die erwähnte grundlegende Bestimmung 
des alten Gesetzes, welche die obligatorische Errichtung von Drehladen 
vorschreibt, nach und nach in den meisten Departements aufgehoben 
worden, ohne daß ihre Aufhebung durch Gesetz verfugt wurde; anderer- 
seits ist die Bestimmung der zeitweiligen Unterstützung (secours tem- 
poraire), auf die wir gleichfalls noch zurückkommen, schon längst 
in der Praxis durchgeführt gewesen, ehe sie durch das Gesetz von 
1869 festgelegt wurde. Man hat sich in Frankreich, wo der starke 
Bückgang der Geburten und die dadurch drohende Fntvölkerungsgefahr 
mehr als in andern Ländern auf vorbeugende, auf die Erhaltung nationaler 
Kraft gerichtete Maßnahmen hinwies, mit allen Fragen der Einderfürsorge 
ganz besondere Mühe gegeben, und so sind nach und nach ohne eigent- 
liche gesetzliche Begelung mannigfache Reformen auf diesem Gebiete 
geschaffen worden. Freilich konnte eine einheitliche Begelung der Kinder- 
fürsorge auf diese Weise nicht erzielt werden, und die Notwendig- 
keit, die unzähligen verschiedenen Sonderbestimmungen, Verfügungen usw. 
in einem Gesetz zusammenzufassen, wurde daher auch schon früh anerkannt. 
Im Jahre 1892 wurde auf Grund eines Berichtes des hochverdienten 
Direktors der öffentlichen Armenpflege, Henri Monod, der die Not- 
wendigkeit eines neuen Gesetzes stark betonte, ein Gesetzentwurf ein- 
gebracht, der allgemeiner Zustimmung begegnete. Seine Durcharbeitung 
wurde Th6ophile Boussel übertragen, der wie kein anderer zur Aus- 
arbeitung eines Kinderfürsorgegesetzes berufen war, und der dem Entwurf die 
Fassung gab, in der er nun nach mehr als zehn Jahren angenommen worden 
ist. Leider hat der greise Philanthrop diesen Zeitpunkt nicht mehr erlebt. 
Das Gesetz unterscheidet zwischen zeitweilig unterstützten und 
vollständig von der Armenpflege übernommenen Kindern. Zu der ersten 
Gruppe (enfants secourus) gehören insbesondere die Kinder, deren Müttern 
es an den nötigen Mitteln zur Ernährung und Erziehung der Kinder 
fehlt; ferner solche Kinder, die während einer zeitweiligen Abwesenheit 
der Eltern (Aufenthalt im Gefängnisse oder Krankenhause) zeitweilig in 
Obhut genommen werden ; endlich solche Kinder, bei denen der Verdax^ht 
des Mißbrauchs der elterlichen Gewalt vorliegt und die deswegen von der 
Armenpflege überwacht werden. Unter der zweiten Gruppe, die das 
Gesetz als pupilles d'assistance bezeichnet, werden außer den schon 
von dem Gesetz von 1811 umfaßten Waisen-, Findelkindern und ver- 
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lassenen Kindern auch yerwahrlostc und mißhandelte Kinder verstanden. 
Während aber das Gesetz von 1811 alle mittellosen Waisenkinder der 
öffentlichen Armenpflege zuwies, macht das neue Gesetz die Aufnahme 
noch Yon dem Fehlen unterstützungsfahiger Verwandten abhängig. Die 
Altersgrenze für die Aufnahme in öffentliche Fürsorge war in dem ersten 
Entwurf auf 16 Jahre festgesetzt, ist jedoch in der späteren Fassung in 
der Erwägung, daß 16 jährige Kinder nicht immer schon fähig sein werden, 
für sich selbst zu sorgen, für besondere Fälle auf 21 heraufgesetzt worden. 
Von besonderer Wichtigkeit sind die Bestimmungen über die zeit- 
weise Unterstützung der Mütter. Wie erwähnt, ist diese Form der Für- 
sorge schon seit etlichen Jahrzehnten ausgeübt worden. Bereits in dem 
Gesetze von 1869, das die Ausgaben regelt, wird dem Wunsche Ausdruck 
gegeben, daß diese Form immer mehr und mehr Anwendung finden, daß 
sie die Regel werden möge, und zwar nicht nur weil für die Departements 
das unterstützte £[ind eine geringere Belastung bedeute als das ganz in 
Waisenpfiege übernommene, sondern vielmehr in erster Linie im Interesse 
des Kindes, dem kein noch so gut geleitetes und verwaltetes Waisenhaus, 
keine noch so gute Fflegestelle die Mutterliebe ersetzen könne. „Wir 
haben ein bedeutendes moralisches Interesse daran, ^ schreibt Helene 
Moniez in der Revue philanthropique vom 10. November 1902, „eine 
Trennung von Mutter und Kind zu verhindern, die das Kind für immer 
der mütterlichen Liebe beraubt, und der Tag, an dem die Zahl der unter- 
stützten Kinder die Zahl der pupilles d'assistance übersteigt, wird fär 
die Kinderfursorge einen gewaltigen Fortschritt bedeuten." Wenn dieses 
Ideal noch nicht annähernd erreicht ist, wenn die Hoffnungen, die die 
Gesetzgeber von 1869 an die Bestimmung der zeitweiligen Unter- 
stützung knüpften, sich weder in bezug auf die Zahl der unterstützten 
Eonder noch in bezug auf die Erfolge, Abnahme der Kindesverlassungen 
und Rückgang der Kindersterblichkeit, verwirklicht haben, so liegt dies 
wohl nicht zum wenigsten an den äußerst geringen Pflegesätzen, die in 
den verschiedenen Departements zwischen 1,50 Franks und 50 Franks 
monatlich schwankten. Hier tut das Gesetz einen bedeutsamen Schritt, 
indem es ebenso wie für die von der Verwaltung in Pflege gegebenen 
Kinder auch für die unterstützten Kinder ein Mindestpflegegeld festsetzt^ 
dessen Bestimmung einem besonderen alle fünf Jahre zu prüfenden 
Statut vorbehalten ist. Zutreffend bemerkt der Gesetzgeber hierzu in 
den Ausfühmngsbestimmungen des Gesetzes, daß die an die Mutter zu 
zahlende Unterstützung im Grunde genommen dem Pflegegeld für ein von 
der Verwaltung in Pflege gegebenes Kind gleich kommen müßte, da die 
Unterhaltungskosten für die Mutter nicht niedriger seien als für die Pflege- 
mutter; andererseits aber sei man wohl dazu berechtigt, an die Opfer- 
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fähigkeit der Matter gewisse Anforderungen zu stellen und aus diesem 
Grunde die Unterstiitzungssumme etwas niedriger zu bemessen, eine Auf- 
fassung die übrigens auch in Deutschland ganz allgemein dazu geführt 
hat, die Päegegelder für Kinder, die sich bei ihrer Mutter befinden, 
niedriger zu bemessen, als die für Kinder, die bei einer Pflegemutter 
untergebracht sind. 

Nur durch die Festsetzung eines Mindestsatzes wird der doppelte 
Zweck der zeitweisen Unterstützung erreicht werden können, der einmal 
in einer Einschränkung der Bandesverlassungen und zweitens in der 
Herabsetzung der Kindersterblichkeit liegt Zur Erreichung dieses zweiten 
Zieles, Verminderung der Kindersterblichkeit, soll auch die Bestimmung 
des neuen Gesetzes beitragen, daß die Unterstützung nicht, wie dies bisher 
der Fall war, nur unehelichen Müttern gewährt wird, sondern die Hilfe einzig 
und allein davon abhängig gemacht wird, ob die Mutter bedürftig ist oder 
nicht, ob die Gefahr einer Kindesverlassung Yorliegt oder nicht, ganz 
gleich ob es sich um eheliche oder uneheliche Kinder handelt. Außer 
den monatlich zu zahlenden Pflegegeldem soll der Mutter eine für die 
ersten Bedürfhisse ausreichende Geldsumme und die für den Säugling 
notwendige Ausstattung zur Verfügung gestellt werden. Daneben — und 
dies heben die Ausfuhrungsbestimmungen als besonders beachtenswert her- 
Yor — hat die Verwaltung der Mutter auch in moralischer Beziehung 
Beistand zu leisten; die Mutter soll jederzeit Rat finden können, sei es, 
daß es sich um die Erlangung von Arbeit, oder um Belehrungen über 
die Hygiene und Ernährung des Kindes handelt. Entzogen kann die 
Geldunterstützung nur werden, wenn die Lebensverhältnisse der Mutter 
sich bessern, oder wenn diese ihre Pflichten gegenüber dem Kinde 
nicht erfüllt. Dagegen kann die Unterstützung fortgewahrt werden, 
selbst wenn die Mutter oder das Kind das Departement verläßt; die 
Mutter kann also jetzt, wenn sie aus irgend einem Grunde, Erlangung 
von Arbeit oder dergl., ihr Departement verlassen will, dies ruhig tun, 
ohne der Unterstützung verlustig zu gehen, und ist nicht gezwungen, sich 
von ihrem Kinde zu trennen. 

Eine andere wichtige Verbesserung des neuen Gesetzes liegt in der 
Abschaffung der Drehlade (tour). Wir haben schon erwähnt, daß durch 
das Gesetz von 1811 die Errichtung der Drehladen obligatorisch gemacht 
wurde, daß sie aber nach und nach in den meisten Departements wiedw 
verschwunden sind und in neuester Zeit nur in einigen wenigen Departements 
Bodi bestanden. Der Grund dafür war die auch in andern Ländern ge- 
machte Erfe^rung — in Deutschland ist namentlich der im Anfange des 
18. Jahrhunderts in Hamburg gemachte Versuch charakteristisch — , daß 
die Errichtung von Drehladen ihren Zweck, die Kindesaussetzungen zu 



yermindern, wohl erreichte, daß aber andererseits mit ihrer Verbreitung 
sich eine wachsende Neigung bemerkbar machte, sich leichtfertig der 
Kinder zu entledigen, was naturgemäfi ein ungeheures Anschwellen der 
Zahl der eingelieferten Kinder zur Folge haben mußte. Die in Frank* 
reich im Jahre 1784 auf ungefähr 40000 geschätzte Zahl in Waisenpflege 
befindlicher Kinder betrug am 1. Januar 1815: 67966, 1819: 99346 und 
1834 bereits 129699; die Gesamtaufnahme von 1824 bis 1834 wird auf 
452 749 Köpfe angegeben, so dafi die jährliche Zunahme sich im Durch- 
schnitt auf 33629 stellte. 

Durch das neue Oesetz wird nun die Drehlade YöUig abgeschafft; 
an ihre Stelle tritt die admission ä bureau ouyert, über deren 
Organisation das Gesetz folgendes yorschreibt. In jedem Departement 
sollen eine oder mehrere Anstalten errichtet werden, die Tag und Nacht 
geöfEnet sein sollen und zur Aufnahme der Kinder bestimmt sind. Für 
das zweckmäßigste hält das Gesetz die Verlegung dieser Anstalten in 
bestehende Hospitäler. Jede Person, die ein Kind in eine solche Auf- 
nahmeanstalt (maison d6positaire) bringt und um seine Aufnahme bittet, 
wird zunächst von dem Beamten darauf hingewiesen, daß die Mutter des 
Kindes eine Unterstützung erhalten würde, wenn sie das Kind bei sich 
behielte; sodann aber werden ihr die Folgen der Kindesverlassung vor- 
gestellt^ daß nämlich der Aufenthalt des Kindes geheim gehalten würde 
und die Mutter nur in langen Zwischenräumen von dem Ergehen des 
Kindes oder von seinem Tode Nachricht erhielte. Weist der Überbringer 
dennoch die Unterstützung für die Mutter zurück, so hat der Beamte, 
nachdem er Namen, Geburtsort und -tag des Kindes erfahren hat, dem 
Präfekten das Aufnahmegesuch und die nötigen Papiere zu übersenden, 
darf jedoch das Kind, wenn er es für notwendig hält, vorläufig dort 
behalten, ohne die Entscheidung des Präfekten abzuwarten. Weigert 
sich der Überbringer, die Personalangaben über das Kind zu machen, 
80 muß dieses, sofern es nicht mehr als sieben Monate alt scheint, 
auch aufgenommen werden, ohne daß Nachforschungen nach seiner 
Herkunft angestellt werden dürfen. Für ältere Kinder ist die anonyme 
Aufnahme nicht zulässig. — In dieser anonymen Aufnahme des Kindes 
liegt die hauptsächlichste Bedeutung der Einrichtung. Durch sie ist einer- 
seits den Müttern, die ihr Kind aus irgend einem Grunde nicht aner- 
kennen wollen und es daher nicht bei sich behalten können, die also 
früher ihre Zuflucht zur Drehlade, beim Fehlen dieser zur Kindesaussetzung 
nehmen mußten, die Möglichkeit gegeben, sich des Kindes zu entledigen. 
Andererseits aber — und dies fällt bei der Drehlade fort — bleibt der 
Verwaltung die Möglichkeit einer Einwirkung auf die Mütter. „Weil sie 
uns die Möglichkeit gibt, durch das Versprechen der Unterstützung auf 
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die Mütter einzuwirken", heißt es in den Motiven des Gesetzes, „ziehen 
wir die Einrichtung des bureau ouvert der Drehlade vor. Freilich wird 
der Hinweis auf die Unterstützung nicht immer Erfolg haben; es ¥rird 
sicher Fälle geben, in denen die Mutter, sei es aus egoistischen Beweg- 
gründen, sei es weil besondere Umstände die Weggabe des Kindes in 
der Tat erfordern, fest entschlossen ist, sich des Kindes zu entledigen; 
aber diese Fälle werden nicht die Hegel bilden, sie widersprechen zu 
sehr der menschlichen Natur. Oft wird die Mutter auf dem Wege zur 
Anstalt noch fest entschlossen sein oder sich doch für entschlossen halten 
und erst in dem Augenblick, wo sie die Schwelle betritt, wankelmütig 
werden. Oft wird sie noch im letzten Augenblick zögern, wenn es 
heißt, sich von dem Elinde zu trennen und es unbekannten Händen zu 
überlassen. Wenn in einem solchen Augenblicke liebevolle Worte an die 
Mutter gerichtet werden, wenn ihr eine Unterstützung versprochen wird 
und ihr zu gleicher Zeit die Folgen dargestellt werden, die die Weggabe 
des Ejndes für sie hat, wenn man ihr sagt, daß sie den Aufenthalt des 
Kindes nie erfahren, daß sie nur in langen Zwischenräumen von dem 
Ergehen des Kindes oder von seinem Tode hören soll, wird dies alles 
nicht oft einen stärkeren Einfluß auf sie ausüben, als die Vorstellung von 
Sorge und Entbehrung?" Sicherlich wird immer dann, wenn die Mutter 
durch Armut und Not zu dem Schritte getrieben worden ist, das Ver- 
sprechen einer ausreichenden Unterstützung den beabsichtigten Erfolg 
haben und Mutter und Kind noch im letzten Augenblicke davor bewahren, 
einander für immer zu verlieren. — Übrigens stimmt die in diesen Maß- 
nahmen zum Ausdruck kommende Tendenz ganz mit den ähnlich liegenden 
italienischen Verhältnissen überein. Auch dort ist die Einrichtung der 
Drehlade, die in früheren Jahrhunderten die italienische Waisenpflege 
völlig beherrschte, mehr und mehr verschwunden und hat gleichfalls der 
offenen Aufnahme Platz gemacht, bei der ganz ebenso wie in Frankreich 
die Annahme des Kindes nicht verweigert werden darf, auch wenn die 
Mutter oder die das Kind zuführende Person es ablehnt, nähere Angaben 
über die Herkunft des Kindes zu machen. Gerade in Italien hat sich 
aber bei dem Aufgeben des Prinzips der Drehlade und seiner Ersetzung 
durch die offene Aufnahme herausgestellt, daß es weit mehr die Sorge 
um die Zukunft des Eandes, die Schwierigkeit seiner Erhaltung, als die 
Furcht vor Schande ist, die die heimliche Fortgabe begünstigt. Sobald man 
anfing, den unehelichen Müttern für den Fall, daß sie die Herkunft des Kindes 
angaben und sich zu seiner Anerkennung verstanden, eine Beihilfe zum 
Unterhalt zu gewähren, hat sich die Zahl der Findlinge erheblich vermindert. 
Sehr eingehend beschäftigt sich das Gesetz mit den mit der Auf- 
nahme der Kinder zu betrauenden Beamten. Mit Recht führt es aus, 
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daß es nicht znm wenigsten gerade von der Persönlichkeit dieser Beamten 
abhänge, ob die Einrichtung der bnreaux ouverts segensreich wirken kann. 
Pur am meisten wünschenswert hält der Gesetzgeber die Anstellung von 
Franen, und zwar von Frauen der niederen Stände, weil sie am meisten 
Verständnis für die Frauen haben würden, denen sie helfen sollen. 

Die Vormundschaft wird von den Präfekten oder besonderen von den 
Präfekten zu ernennenden Departementsinspektoren ausgeübt, denen eine 
aus sieben Mitgliedern des Generalrats gebildete, alle vier Jahre neu zu 
i^mennende Kommission, der Familienrat, zur Seite steht. Das Gesetz 
unterstellt der Vormundschaft der Departements alle unter die Bezeichnung 
^pupilles d'assistance" fallenden Kinder; die Bestimmung des Gesetzes 
vom Juli 1889, das für mißhandelte und verwahrloste Kinder die Stellung 
unter öffentliche Vormundschaft vorschreibt, wird also durch die neuen 
Vorschriften überflüssig. — Die Befugnisse und Pflichten des Vormunds 
und des Familienrats sind durch den code civil bestimmt, die Einsetzung 
eines Gegenvormunds fallt weg. Außerhalb des Kahmens dieser Be- 
stimmungen gilt für die pupilles d'assistance noch folgendes : Der Vormund 
kann, wenn das Kind von seinen Eltern oder Großeltern zurückverlangt 
wird, diesem Wunsche Eolge leisten, falls er es im Interesse des Kindes 
für wünschenswert hält. Selbstverständlich soll hierbei nicht nur das 
materielle Interesse des Kindes maßgebend sein, sondern in erster Linie 
soll geprüft werden, ob es für das Kind in moralischer Beziehung zu 
wünschen ist. Insbesondere soll darauf Rücksicht genommen werden, in 
welchem Verhältnis das Kind zu seinen Pflegeeltern steht, ob man es, 
ohne sehr innige Beziehungen zu zerreißen, aus der Mitte derer heraus- 
nehmen kann, die ihm Eltern und Geschwister ersetzt haben und denen 
es die Wohltat des Familienlebens verdankt. Ist der Vormund im Zweifel, 
ob er das Kind den Eltern zurückgeben soll oder nicht, so kann er eine 
versuchsweise Rückgabe verfügen, die aber nicht länger als ein Jahr dauern 
darf. Während dieser Zeit muß er sich ein Urteil darüber gebildet haben, 
ob das Kind den Eltern zu lassen oder ob es in öffentliche Fürsorge 
zurückzunehmen ist, und seine Entschließungen danach treffen. Ist nach 
«inem Jahre keine Entscheidung gefällt, so bleibt das Kind bei den Eltern. 
Anderen als Eltern und Großeltern darf das Kind nur zum Zwecke der 
Adoption und zwar nach Maßgabe der Vorschriften des Code civil über- 
lassen werden. 

Die Unterbringung der Ejnder geschieht zunächst in eigens für diese 
Zwecke eingerichteten Anstalten. Sobald der Gesundheitszustand des 
Bandes es erlaubt und falls nicht andere wichtige Gründe dagegen sprechen, 
verläßt es die Anstalt und wird bei Familien auf dem Lande in Pflege 
gegeben; Geschwister sind, wenn irgend möglich, in derselben Familie 
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oder wenigstens in derselben Gemeinde nnterzubringen. Hier wird durch 
Gesetz nur das festgelegt, was seit Jahrzehnten die auf gute Erfahrungen 
gestützte Praxis aller französischen Waisenyerwaltungen gewesen ist, da 
man in Frankreich stets dem System der Familienpflege den Vorzug ge- 
geben und damit gute Erfolge erzielt hat In den Motiven des Gesetzes 
heißt es hierüber: „Es ist das Natürlichste für das Kind, daß es in einer 
Familie erzogen wird; nichts kann ihm eine Familie ersetzen. . . . Selbst 
wenn man annimmt, daß es bei seinen Pflegeeltern keine Liebe und Zärt- 
lichkeit findet, wird es doch immer einen Platz an ihrem Herde haben,, 
es wird ein Zuhause haben; und eines Tages wird es mit denen zusammen 
arbeiten, die ihm einst Schul- und Spielgefährten waren. Es wird eine 
Gemeinde, diese „erweiterte Familie^' haben und wird an die soziale 
Gemeinschaft durch jene tausend Fäden geknüpft sein, wie sie sich so 
stark nur in der Jugend knüpfen können. ... In einem Waisenhause 
dagegen, so liebevoll es auch geleitet sein mag, lernt es niemals das Familien- 
leben kennen. Die Zöglinge kommen mit anderen Kindern gar nicht 
znsanmien, sie leben nur miteinander. Später verlassen sie die Anstalt 
und verlieren sich bald ganz aus den Augen, ihnen fehlt das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl. Das Kind war einsam, als es in die Anstalt eintrat^ 
der Jüngling ist allein in dem Augenblick, wo er sie verläßt." Von 
Interesse sind auch die Ausführungen über die Vorzüge der Unterbringung 
auf dem Lande, in denen die Frage sowohl vom gesundheitlichen als auch 
vom allgemeinen sozialen Standpunkte aus beleuchtet wird. Für das Kind 
bedeute die Verpflanzung auf das Land eine Zunahme an Gesundheit 
und Lebenskraft; die Säuglingssterblichkeit sei geringer, die Möglichkeit, 
angeborene und durch Not und Entbehrung erworbene Krankheiten zu 
überwinden, schwächliche Kinder kräftiger und widerstandsfähiger zu 
machen, sei auf dem Lande größer als in der Stadt. Andererseits sei 
die Unterbringung auf dem Lande aber auch in sozialer Beziehung von 
großer Bedeutung, weil durch sie, besonders durch die spätere Unter- 
bringung in landwirtschaftlichen Berufen, der drohenden Landflucht, der 
Entvölkerung des platten Landes entgegengewirkt werden könne. 

Daß der Aufenthaltsort des Kindes geheim bleibt, haben wir schon 
erwähnt Diese Bestimmung ist nicht neu und ist durch die Erwägung 
bedingt, daß Eltern, die sich ihrer Elternpflichten entäußert haben, auch 
später nicht berechtigt sein sollen, die Elternfreuden zu genießen. Außer- 
dem hofft man ja auch gerade durch den Hinweis auf die Geheimhaltung 
einen Druck auf die Eltern auszuüben und sie dazu zu bestimmen, ihr 
Kind zu behalten. Sicherlich würde auch oft — dies wird als dritter 
Grund angeführt — die Erziehung der Kinder sehr erschwert werden, 
wenn die Angehörigen den Aufenthaltsort erführen und nun Gelegenheit 



— 9 — 

hätten, das Kind zu besuchen und auf die eine oder andere Weise in 
die Erziehung einzugreifen. Nur ganz ausnahmsweise darf Ton der Be- 
stimmung der Geheimhaltung abgegangen werden. Die Pflegeeltern 
erhalten ein festes Pflegegeld, das bis zum 13. Lebensjahre des Kindes, 
ausnahmsweise auch darüber hinaus gezahlt wird, und für das ebenfalls 
ein Mindestsatz festgelegt ist. Nach 15 Monaten, d. h. nachdem das Kind 
die gefährlichste Zeit überstanden hat, kann den Pflegeeltern eine besondere 
Belohnung zuteil werden; ebenso wird ihnen nach mindestens 10 Jahren 
bei besonders sorgfältiger Erziehung eine Prämie gewährt, deren Höhe 
Tom Generalrat bestimmt wird. Ein IQnd, das noch nicht sieben 
Monate alt ist, darf nur einer Pflegemutter übergeben werden, deren 
jüngstes Kind älter als sieben Monate ist Diese Bestimmung liegt 
wesentlich im Interesse des eigenen Elindes der Pflegemutter und hängt 
damit zusammen, daß die Pflegemütter häufig auch die ihnen anvertrauteti 
Kinder selbst stillen. In solchem Falle wäre es wahrscheinlich, daß das 
eigene Kind der Pflegemutter darunter leiden würde, und es wäre selbst- 
Terständlich in höchstem Maße grausam und außerdem Yom Standpunkt 
einer yemünftigen Kinderfürsorge ganz sinnlos, wenn man, um das 
Pflegekind zu schützen, das andere Kind in Gefahr brächte. Die 
Grenze von sieben Monaten ist deshalb festgelegt, weil nach dieser Zeit 
das Kind ohne Gefahr entwöhnt werden kann. Das ' Gesetz macht bei 
dieser Bestimmung grundsätzlich keinen Unterschied, ob die Pflegemutter 
das Kind selbst stillt oder ob sie es künstlich ernährt; es würde eine 
Benachteiligung der selbststillenden Mutter bedeuten, wenn die Bestimmung 
nur auf diese angewendet würde, und diesen Anschein will der Gesetz- 
geber, der im Gegenteil diese Gelegenheit dazu benutzt, die Wichtigkeit 
der natürlichen Ernährung zu betonen, selbstverständlich nicht erwecken. 
Vom 14. Lebensjahre ab werden die Kinder in die Lehre gegeben, 
und zwar yorzugsweise in landwirtschaftlichen Berufen; doch soll aus- 
nahmsweise besonders befähigten Kindern auch die Möglichkeit gewährt 
werden, sich für höhere Berufe vorzubereiten. Bei seinem Eintritt in die 
Lehre wird das Kind mit einer Aussteuer versehen. Ein von den Prä- 
fekten zu bestinmiender Teil seines Verdienstes wird auf der Sparkasse 
angelegt. Im besonderen wird über die Auswahl der Lehrstellen noch 
folgendes bestimmt: Wenn irgend möglich, sollen die £[inder bei ihrem 
Pflegevater selbst in die Lehre gegeben werden, der Pflegevater soll 
gleichzeitig ihr Lehrherr sein. Je länger man die Kinder im Hause der 
Pflegeeltern ließe, fUhrt der Gesetzgeber aus, um so fester und inniger 
würden sich die Beziehungen zwischen Pflegeeltern und -Kindern knüpfen, 
um so größer wäre die Aussicht auf schließliche Adoption. Freilich 
müßten die Inspektoren streng darauf halten, daß die Arbeits- und Lohn- 
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bedingungen ganz ebenso geregelt werden, als wenn das Kind bei einem 
fremden Lehrherm arbeitete, da sonst die Gefahr einer übermäßigen Aus- 
nutzung der kindlichen Arbeitskraft durch den Pflegevater vorliege. Keines- 
falls dürfe das Kind die Empfindung haben, daß seine Arbeit geringer 
bewertet werde als die der andern, daß es bei einem fremden Lehrherm 
mehr verdienen würde als bei seinem Pflegevater. Dadurch würde gerade 
die entgegengesetzte Absicht erreicht werden: die Bande, die sich fester 
knüpfen sollen, würden zerrissen werden. — Übrigens ist auf diese Gefahr 
der Ausnutzung des Kindes in ähnlichem Zusammenhange, nämlich gerade 
in bezug auf die in dem französischen Gesetz besonders gewünschte Adoption^ 
schon häufig hingewiesen worden; namentlich wird in den englischen Be- 
richten oft davor gewarnt, mit der behördlichen Genehmigung derartiger 
Adoptionen allzu schnell bei der Hand zu sein, da vielfach nicht Liebe 
zu dem Pflegling, sondern Gewinnsucht und der Wunsch, von jeder Kontrolle 
befireit zu sein, der Grund für die Adoption seien. 

Alle Kinder, sowohl die „enfants secourus" als die „pupilles d'assistance", 
unterstehen der Aufsicht der Inspektoren der öffentlichen Armenpflege, und 
zwar haben sich die Inspektoren selbst durch Besuche in dem Hause der 
Pflegeeltern von dem Ergehen des Pfleglings, seinem Gesundheitszustande, 
dem regelmäßigen Schulbesuch usw. zu überzeugen. Hiermit hört die 
frühere Gepflogenheit einiger Departements auf, die Kinder an bestimmten 
Tagen mit ihren Pflegeeltern zum Zwecke der Kontrolle in die Verwaltungs- 
bureaus kommen zu lassen. Es ist nicht zweifelhaft, welche Art der 
Kontrolle zweckmäßiger ist. Nur dadurch, daß der Beamte selbst und 
ohne vorherige Anmeldung seine Pfleglinge aufsucht, kann er sich wirklich 
davon überzeugen, wie der Pflegling gehalten wird, wie die Wohnungs- 
verhältnisse sind usw. Die andere Form der Kontrolle wird dagegen 
immer den Charakter einer wohlvorbereiteten Schaustellung tragen. Anderer- 
seits wird kein noch so sorgfaltig geführtes Aktenstück dem Inspektor 
den Einblick in die Verhältnisse des Pfleglings gewähren können, der 
nötig ist, um ein Urteil darüber zu gewinnen, ob das Kind gut unter- 
gebracht ist oder nicht. Nur dadurch, daß er sich das Vertrauen der 
Kinder und der Pflegeeltern zu gewinnen sucht, daß er sie immer wieder 
ermutigt, sich ihm gegenüber frei auszusprechen, wird er in der Lage seiu^ 
Mißstände festzustellen und sie erfolgreich zu bekämpfen. „Nur durch 
häufige Besuche^, heißt es im Gesetz, „können die Inspektoren Einfluß 
auf die Pflegeeltern gewinnen, können sie gegen die Gleichgültigkeit an- 
kämpfen. Beformen durchsetzen, mit einem Wort, das Los der Pfleglinge 
günstiger gestalten. Wenn man Neuerungen einfuhren will, genügt es 
nicht, daß man es einmal sagt, man muß es öfters versuchen. Auch für 
das Kind ist die persönliche Beziehung zu dem Inspektor von großem 
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Wert. Dadurch, dafi es mit ihm in unmittelbare Berührung kommt, yer- 
wandelt sich die Behörde, die für das Kind immer mit einem gewissen 
Etwas Yon Fernem, Feierlichem und Beunruhigendem umgeben ist, in eine 
wohlwollende Persou, in deren schützenden Armen es sich geborgen wähnt. 
Es yertraut sich dem Beamten an, bittet um Bat, wohl auch manchmal 
um Hilfe. Der Lehrer berichtet über des Kindes Fortschritte und sein 
Betragen, die Pflegeeltern über seine Arbeit und sein Benehmen im Hause, 
es empfängt Lob oder Tadel je nach Verdienst, und gleichviel ob das 
Wort des Inspektors eine Ermahnung zur Besserung oder ein anfeuerndes 
Lob bedeutet, es wird immer, wenn der Inspektor seine Aufgabe richtig 
versteht, für das Kind von Segen sein." 

Die Verwaltung des gesamten Kinderfürsorgedienstes liegt in den 
Händen der Departements. Der Departemeutsinspektor sowie die ihm 
unterstellten Aufsichtsbeamten und Helfer (commis d'inspection) werden 
vom Minister des Innern ernannt. Dem Departementsinspektor liegt es 
ob, die Pflege- und Lehrstellen auszuwählen, die diesbezüglichen Verträge 
auszuarbeiten, Wickelzeug und Kleidungsstücke zur Verteilung zu bringen 
und dem Präfekten alle sich als notwendig herausstellenden Maßnahmen 
vorzuschlagen. In dringenden Fällen kann er auch selbständig, ohne den 
Bescheid des Präfekten abzuwarten, die Unterbringung eines Kindes in 
eine neue Pflegestelle verfügen. Alljährlich hat er dem Präfekten Ver- 
waltungs- xmd Bechnungsbericht zu erstatten. — Dem Generalrat steht 
es frei, wenn er es für nützlich hält, Frauen für den Verwaltungsdienst 
heranzuziehen und sie als Aufsichtspersonen zu verwenden. Doch wird 
ein in der Bichtung bereits gemachter Versuch in den Ausfuhrungs- 
bestimmungen des Gesetzes als mißlungen bezeichnet mit der Begründung, 
daß Frauen für die mit mancherlei Unbequemlichkeiten verbundenen länd- 
lichen Inspektionsreisen nicht geeignet seien. Nichtsdestoweniger wird an 
derselben Stelle der Wunsch ausgesprochen, wo es immer angängig sei 
und die Umstände es erlaubten, Frauen trotzdem im Kinderfürsorgedienst 
zu Terwenden. 

Aus dem letzten Abschnitt, der die Ausgaben betrijSt, sind besonders 
von Wichtigkeit die Bestimmungen über den Unterstützungswohnsitz, der 
für die verschiedenen Gruppen von Kindern verschieden ist. Während 
er bei den zeitweise unterstützten Sandern mit dem Geburtsort zusammen- 
fallt, ist für alle übrigen, Findel-, Waisen-, verlassene Kinder, der Ort 
der Aufnahme maßgebend. In bezug auf die Begelung der Ausgaben, 
die in Kosten der Verwaltung (depenses du service) und Kosten der 
Aufsicht und Überwachung (depenses d'inspection et de surveillance) 
zer£EJIen, hat das Gesetz durchgreifende Änderungen geschaffen. Die 

firüheren Gesetze, zuletzt das Gesetz vom 5. Mai 1869, unterschieden 

2* 
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zwischen inneren und äußeren Ausgaben, von denen die ersteren die Kosten 
des Aufenthalts im Spital einschließlich yon Wickelzeug und Kleidern 
(layettes et vetures), die letzteren die an die Pflegeeltern zu zahlenden 
Entschädigungen und die den Müttern gezahlten Unterstützungssummen 
(secours temporaire) in sich begriffen. Nach dem Gesetz von 1869 
wurde die Kostenlast größtenteils von den Departements getragen; 
nur trug zu den inneren Kosten der Staat ^/^ bei, während zu den 
äußeren Kosten die Gemeinden mit einem gleichfalls im ganzen ^j^ 
nicht übersteigenden Betrage herangezogen werden konnten. Das 
Gesetz yom 24. Juli 1889, das sich den Schutz der mißhandelten und 
yerwahrlosten Kinder angelegen sein läßt, erweiterte dann diese Bestim- 
mungen dahin, daß in den FäileH, in denen die Departements die Gleich- 
stellung jener Kinder mit den unterstützten Kindern beschließen, der Staat 
^1^ auch der äußeren Kosten übernimmt, außerdem aber die Beiträge der 
Gemeinden zu dem von ihnen zu leistenden Fünftel der äußeren Kosten 
den Charakter obligatorischer Leistungen erhalten. Für den Staat kam 
also mit dem Augenblicke, wo er auch zu den äußeren Kosten heran- 
gezogen wurde, die Trennung nach inneren und äußeren Kosten nicht 
mehr in Betracht, wohl aber für die nur zu den inneren Kosten heran- 
gezogenen Gemeinden. Mit dem neuen Gesetz, das den Gemeinden V» 
der gesamten Yerwaltungskosten auferlegt, fällt auch fttr sie die Not^ 
wendigkeit einer solchen Trennung fort. Das neue Gesetz läßt diese 
Trennung auch vollständig fallen.*) Für die Rechnungsführung bedeutet 
diese Neuerung eine erhebliche YereinfEu^hung, abgesehen dayon, daß auch 
an sich nicht recht einzusehen ist, warum die Gemeinden nur zu einer 
bestimmten Klasse yon Ausgaben Beiträge leisten, von der Beitragsleistang 
zu einer andern Klasse von Ausgaben aber befreit sein sollen. Übrigens 
ist die Mehrbelastung der Gemeinden nicht allzu groß, da die inneren 
Ausgaben nur '/^^ der Gesamtausgaben betragen. Die übrigen Ausgaben 
werden zu \ von den Departements, zu '/^ vom Staat getragen, 
dessen Beitrag sich dadurch um das doppelte erhöht; die Aufsichts- 
und Uberwachungskosten fallen ganz dem Staate zur Last, ebenso die 
Ausgaben für die Kinder, die keinen Unterstützungswohnsitz haben. Ein- 
begriffen in die Kosten der Verwaltung sind alle für die Ernährung, Be- 
kleidung und Erziehung der Kinder aufgewendeten Beträge einschließlich 
der Vergütungen für die in den maisons depositaires und in den Waisen- 
häusern anzustellenden Personen, der an die Mütter als zeitweise Unter- 
stützung gezahlten Summen und der den Pflegeeltern gewährten besonderen 

*) Das Gesetz vom 19. April 1898 betr. die Zwangserziehung bleibt, soviel 
wir sehen können, durch das Gesetz vom 98. 6. 1904 unberührt. Hierzu ist die 
Besprechung des Reicherschen Buches 8. 26 zu vergleichen. 
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fielohnuDgen, ferner die Kosten fiir ärztliche Hilfe, die Beerdigungskosten, 
die Kosten für die Anlegung und Verwaltung der Mündelgelder, die 
Registiierungskosten usw. Für die Auf nahmeanstalten, die unter der Yer- 
waltuog von Hospitälern stehen, gelten bestimmte Tagessätze, die alle 
fünf Jahre von dem Generalrat unter Zugrundelegung der von der Hospital- 
Terwaltung gemachten Vorschläge neu festgesetzt werden. In diesen Satz 
sind alle Kosten für ärztliche Behandlung einschließlich notwendiger 
Operationen einbegriffen. — Diesen Ausgaben stehen gewisse Einnahmen 
der Departements gegenüber. Sie setzen sich zusammen aus den Beitrags- 
leistungen des Staates, des Departements und der Gemeinden, zu denen 
dann noch Erstattungsgelder fremder Departements und des Staates hinzu- 
treten, femer aus den aus polizeilichen Geldstrafen herrührenden, gesetzlich 
der Armenpflege zu überweisenden Beträgen, aus den Zinsen der den 
Mündeln gehörigen Kapitalien, die nach Artikel 16 des Gesetzes bis zum 
18. Lebensjahre des Mündels der Verwaltung zustehen, aus den durch 
den Tod des Mündels beim Fehlen anderer Erben der Verwaltung zu- 
gefallenen Geldern, aus den Einnahmen an Geschenken und Legaten und 
schließlich aus allen Einkünften aus den zum Besten der unterstützten 
oder verwahrlosten Kinder errichteten Verwaltungsgebäuden. Die durch 
den Tod eines Mündels oder durch Geschenke und Legate der Verwaltung 
zugefallenen Gelder sollen zur Begründung von Aussteuer-Stiftungen zu 
Gunsten von Mündeln beiderlei Geschlechts, auch von ehemaligen 
Mündeln, verwendet werden. 

Li bezug auf die Ausführung des Gesetzes wird bestinmit, daß jeder 
Präfekt eine Dienstordnung auszuarbeiten habe, die dem Minister des 
Tnnem vorzulegen ist. — Eine Statistik über die Sterblichkeitsverhältnisse 
der in öffentlicher Armenpflege befindlichen Kinder soll alljährlich von 
dem Minister des Innern veröffentlicht werden; außerdem hat dieser alle 
fünf Jahre dem Präsidenten der Bepublik einen genauen Bericht über 
den gesamten Kinderfürsorgedienst zu erstatten. 

Das zweite Gesetz vom 28. Juni bildet eine Ergänzung des ersten 
Gesetzes und bezieht sich speziell auf die Erziehung der schwierigen 
oder lasterhaften Kinder in der öffentlichen Armenpflege. Es erschien 
— wie es in dem Bundschreiben des Ministers an die Präfekten vom 
20. Juü 1904 heißt — angemessen, diesen Teil in einem besonderen 
Gesetz zu behandeln. Während im allgemeinen von der Voraussetzung 
ausgegangen würde, daß die Kinder in Familienpflege und auf dem Lande 
untergebracht würden, müßte doch daran gedacht werden, daß sich unter 
ihnen schwierige, ja selbst mit Lastern behaftete Kinder befanden, für 
die die Familienpflege nicht passend sei und deroL Nachbarschaft geradezu 
eine Gefahr für die gesunden Kinder sein würde. Vielfach seien derartige 



— 14 — 

Kinder in privaten Pflegeanstalten aufgenommen worden. Diese Anstalten 
genügten aber nicht durchweg den Anforderungen, vielmehr hätten sich 
bei ihnen zahlreiche Mißbräuche gezeigt; man hätte festgestellt, daß bei 
vielen von ihnen die Kinder in schrankenloser Weise zur Arbeit gezwungen 
und unter sehr wenig hygienischen Bedingungen untergebracht worden 
seien. Das neue Gesetz will diesen Zustand ändern und schließt daher 
von der Unterbringung der hier in Frage stehenden Ejinder die privaten 
Anstalten aus, soweit sie nicht eine ausdrückliche Ermächtigung durch 
den Minister des Innern erhalten haben, der nach Prüfung ihrer Satzungen 
und Einrichtungen jedes Jahr eine Liste der zur Aufnahme solcher Kinder 
zugelassenen Anstalten aufstellt Im übrigen sollen öffentliche Anstalten 
errichtet werden, die das Gesetz mit dem Namen Ecoles prof essionnelles 
bezeichnet. Sie tragen landwirtschaftlichen oder gewerblichen Charakter und 
werden von den Departements unterhalten. Das Wort läßt sich im Deutschen 
nicht genau wiedergeben, da es weder ganz dasselbe wie Erziehungs- 
anstalt noch wie Fachschule ist. Die Aufgabe der Ecole professionnelle 
ist, die Kinder möglichst in Anpassung an ihre körperliche, geistige und 
seelische Beschaffenheit in richtiger Art zu beschäftigen, zu welchem 
Zwecke eine große Mannigfaltigkeit der Einteilung in die verschiedensten 
Kategorien und Beschäftigungen angeregt wird. Es soll nicht mit un- 
nötiger Strenge, sondern mehr mit Liebe und eingehendem Verständnis 
für die Persönlichkeit gearbeitet werden. Diese Mannigfaltigkeit der Be- 
schäftigung zu gewähren, werden freilich nicht alle Departements mit 
eigenen Schulen in der Lage sein. Es wird daher vorgesehen, daß sich 
mehrere Departements zu einer gemeinschaftlichen Anstalt vereinigen, 
so daß drei Möglichkeiten gegeben sind, entweder eigene Departements- 
anstalten, gemeinschaftliche Anstalten mehrerer Departements oder autori- 
sierte private Anstalten. Die der öffentlichen Armenpflege anheimfallenden 
Kinder werden, wenn ihre Beschaffenheit es erfordert, durch Entscheidung 
des Präfekten der Ecole professionnelle anvertraut. Wenn ein in Waisen- 
pflege befindliches Kind Handlungen der Immoralität, der Gewaltsamkeit 
oder der Grausamkeit begeht, kann es durch das Gericht der Strafrechts- 
pflege überantwortet werden. Die Kosten dieser Unterbringung trägt aber 
auch das Departement in seinem Etat für Waisenpflege. 

Die Gesetze zeigen von neuem, wie sehr man in Frankreich bemüht 
ist, die Kinderfürsorge in der vollkommensten Weise auszugestalten. 
namentUch die hohe Kindersterblichkeit einzuschränken und dadurch der 
Frankreich drohenden Entvölkerungsgefahr entgegenzuwirken. An mehr 
als einer Stelle wird betont, daß alle Bestimmungen nur dem Wunsche 
entsprungen seien, das Interesse der Kinder zu wahren; daß auch 
bei der Handhabung der Gesetze immer nur ihr Wohl maßgebend 



— 15 — 

sein und in zweifelhaften und schwierigen Fällen die Entschließung 
stets nur davon abhängig gemacht werden solle, ob es zum Besten des 
Kindes diene oder nicht. Überall zeigt sich ein warmes und tiefes Ver- 
ständnis für das Kind und seine Bedürfnisse. Mit folgenden beherzigens- 
werten Worten schließt der Direktor des Armenwesens, Henri Monod: 
^Wenn alle Präfekten, Inspektoren und Unterinspektoren der öffentlichen 
Armenpflege die Waffen, die ihnen das Gesetz in die Hand gibt, richtig 
gebrauchen und dadurch energischer und erfolgreicher die schlechten, 
aber selten wirklich yerhängnisvoUen Einflüsse bekämpfen, denen das Ejnd 
unterliegt, wenn sie dafür sorgen, daß die ihnen anvertrauten Kinder zu 
nützlichen und kräftigen Bürgern, zu starken und rechtschaffenen Müttern 
werden, wenn es ihnen gelingt, durch die richtige Anwendung der zeit- 
weisen Unterstützung einer größeren Zahl von Kindern das Familienleben 
zu erhalten, haben sie das neue Gesetz so verstanden und angewendet, 
wie es angewendet werden muß." 



Die Frauenvereine vom Roten Kreuz. 

Bayrischer Frauenverein vom Boten Kreuz. Protokoll der Delegiertenversammlung 

vom 16. Mai 1904. Jahresbericht für 1903. 
Badischer Frauenverein* 44. Jahresbericht über die Tätigkeit des Vereins während 

des Jahres 1903. 
Taterländischer Frauenverein (Hanptverein), Preufien. Bericht über die 38. Mit- 
gliederversammlung und die Delegiertenversammlung am 19. und 20. Mai 1904. 
Zweigrereln Berlin des Yaterländlsehen Franenverelns. Jahresbericht f. d. Jahr 1903. 
Dem Bayrischen Frauenverein gehören gegenwärtig 330 Zweig- 
vereine mit 44966 Mitgliedern an. Nach den Berichten der Ejreisausschüsse 
wurden über 50000 M. für gemeinnützige Zwecke ausgegeben, ferner 
11000 M. für Unterstützung von Invaliden und deren Hinterbliebenen und 
12 500 M. für besondere Notstände. Über das dritte Jahr der Tätigkeit 
in der Landkrankenpflege wird folgendes berichtet: Die Gesamtzahl 
aller zur Zeit diensttuenden Landkrankenpflegerinnen beträgt 46, die sich 
auf die acht Kreise wie folgt verteilen: Oberbayern 9, Niederbayern 3, 
Pfalz 4, Oberpfalz 4, Oberfranken 13, Mittelfranken 1, Unterfranken 5, 
Schwaben 7. Li sämtlichen Kreisen mit Ausnahme Niederbayems be- 
willigen die Landräte erhebliche Beihilfen. Die Pflegerinnen haben sich 
durch ihre Pflicht und Berufstreue überall die Achtung und das Ver- 
trauen der Bevölkerung erworben. 

Einen breiten Raum in der Tätigkeit des Badischen Frauen- 
vereins nimmt mehr und mehr die Bekämpfung der Lungentuber- 
kulose ein. Der hierfür bestellte Ausschuß hat in 16 Sitzungen über 
80 Fälle beraten und die erforderlichen Schritte zur Vorbeugung und 
Abhilfe eingeleitet. Um den Kampf jedoch nachhaltiger und allgemeiner 
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zu gestalten, erschien es wünschenswert, ähnliche Ausschüsse im ganzea 
Lande ins Leben zn rufen. Es bestehen zur Zeit bereits 42 Ausschüsse^ 
die zum Teil eine umfassende Tätigkeit entfalten. Ln November v. Js. 
wurde noch eine allgemeine Landestuberkuloseversammlung in Schwetzingen 
abgehalten, die außerordentlich zahlreich besucht und insbesondere durch 
Abordnung von 39 Zweigvereinen beschickt war. 

Die vielseitige und umfassende Tätigkeit des Vereins gruppiert sich 
in vier Abteilungen: I. Frauenbildungs- und Erwerbspflege. U. Kinder- 
pflege, m. Ejrankenpflege. IV. Armenpflege und Wohltätigkeit. Sämt- 
liche Anstalten der I. Gruppe erfreuten sich eines regen Besuches. 
Gruppe n hat die Pflege von 258 städtischen Armenkindem überwaclit, 
4 Eanderpflegerinnen ausgebildet und 220 Kinder in den beiden Krippen 
verpflegt. Abteilung III besitzt jetzt 75 Stationen mit 464 Pflegekräfteu. 
Die Zahl der Landkrankenpflegerinnen betrug am Schlüsse des Jahres 
1903 : 107 und 2 Wochenpflegerinnen; 97 von ihnen pflegten 4442 Kranke 
an 6248 Tagen und 1928 Nächten. Hauspflege wurde an 1151 Tagen 
geleistet. Im Kindersoolbad Dürrheim wurden 331 Kinder mit gutem 
Erfolge behandelt. Abteilung IV widmet sich in 13 Unterabteilungen den 
verschiedensten Gebieten der Wohlfahrtspflege (Unterstützung von Kranken 
und Wöchnerinnen, Besserung sittlich verwahrloster Mädchen in dem Er- 
ziehungshaus Scheibenhardt, Fürsorge für schulentlassene Mädchen, Ge- 
schäftsgehilflnnen und Arbeiterinnen, Elick- und Kochschule, Unterhaltung 
von drei Volksküchen). Die Zweigvereine, deren am Schlüsse des Be- 
richtsjahres 333 mit 57689 Mitgliedern vorhanden waren, entwickeln 
sich ebenfalls in erfreulicher Weise. Die Gesamtzahl der Mitglieder des 
Vereins einschließlich der in Karlsruhe beträgt 58551. 

In der Mitgliederversammlung des Preußischen Vaterländischen 
Frauenvereins erstattete der Schriftführer von Roux einen ein- 
gehenden Bericht über die Notstandstätigkeit im Sommer 1903. Seinen 
Mitteilungen über die laufende Tätigkeit und Entwicklung des Vereins 
entnehmen wir, daß die Zahl der Zweig- und Hilfsvereine auf 1125 
gewachsen ist. Die Mitgliederzahl beträgt 267130, die Summe der 
regelmäßigen Mitgliederbeiträge 610269 M. Die Gesamteinnahmen des 
Vereins betrugen 5177070 M., denen 4395158 M. Ausgaben gegenüber- 
stehen. Das gesamte Vermögen stellt einen Wert von nahe an 15 Millionen 
Mark dar. 

Das hauptsächlichste Bestreben des Vereins gilt der Ausdehnung der 
Gemeindekrankenpflege. Die Gesamtzahl der im Dienste des Vereins 
befindlichen Kranken- und anderen Pflegerinnen ist 2576; davon sind 
Bote Ejreuzschwestern 1131, Diakonissen 1003, katholische Ordensschwestern 
86, während 356 keinem Mutterhause angehören. Die Überzeugung von 
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dem großen sozialen und humanitären Wert der Gemeindekrankenpflege 
und insbesondere der ländlichen dringt in inmier weitere Kreise und 
diesem Umstand hat der Vaterländische Frauenverein die wachsende 
Förderung seiner Bestrebungen auch durch andere Stellen zu danken. 
Die Anregungen, die in der Delegiertenyersammlung 1897 für ein Zu- 
sammengehen mit den Organen der Arbeiterversicherung gegeben wurden, 
tragen immer reichere Früchte, namentlich soweit es sich um die Landes- 
yersicherungsanstalten handelt Dies gilt in besonderem Maße von 
Schlesien. Die schweren Bedingungen, an welche die dortige Landes- 
yersicherungsanstalt ihre Beihilfen knüpft, haben sich doch als ausfuhrbar 
und im eigenen Interesse der Vereine liegend erwiesen. Insbesondere 
wird die geforderte Ausdehnung der Gemeindepflege auf die Wochen- 
pflege als ein Segen erkannt, wenn sie auch bei der ländlichen Be- 
TÖlkerung anfänglich schwer Eingang findet. Die Versicherungsanstalt 
hat im vergangenen Jahre an die Vaterländischen Frauenvereine au jähr- 
lichen Beiträgen für 141 Schwestern sowie für 817 Fälle von Wochen- 
pflege, für 83 Wanderkörbe und für Beschaffung von Krankenpflege- 
gerätschafben 28032 M. gezahlt. Aber auch in anderen Provinzen er- 
halten die Vereine von den Versicherungsanstalten jährliche Beihilfen für 
ihre Schwestemstationen, so in Brandenburg 4490 M. für 51 Schwestern, 
in Schleswig 6100 M. für 81 Schwestern; selbst die Ostpreußische Ver- 
sicherungsanstalt gewährt trotz ihrer ungünstigen Finanzlage neuerdings 
30 M. jährlich für jede Schwester. 

In der Delegiertenversammlung standen folgende Themata zur Er- 
örterung: 

1. In welcher Weise können die Vaterländischen Frauenvereine dazu 
beitragen, die Sterblichkeit der Säuglinge zu vermindern und die dem 
ersten Lebensalter drohenden Gesundheitsschädigungen zu bekämpfen? 

2. Die Begründung und Erhaltung von Erholungsstätten. 

Über den ersten Gegenstand berichtete Privatdozent Dr. Trumpp- 
München. In längeren Ausführungen legte er die zu treffenden Maß- 
nahmen dar, von denen ein wichtiger Teil dem Staate zufalle; nächstdem 
aber sei vor allem der Vaterländische Frauenverein geeignet, eine führende 
Bolle in dieser Bewegung zu übernehmen. Seine Ausfuhrungen faßte T. 
dahin zusammen: 

Ausschließlich der Leistungsfähigkeit des Staates vorbehalten erscheint 
ihm die Ausführung folgender Forderungen: 

1. Vermehrung und Erweiterung der öffentlichen hygienischen Ein- 
richtungen in Stadt und Land, eventuell Schaffung hygienischer Zwangs- 
Terbände in den Fabrikvororten. 

2. Vermehrte Fürsorge für die körperliche Ausbildung der Jugend. 
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3. Allgemeine Einführung von Eortbildungsschulen für Mädchen, um 
das geistige Niveau der Frau im Volke zu heben. 

4. Erweiterung der reichsgesetzlichen Bestimmung über Schwanger- 
schafts- bezw. Wöchnerinnenunterstützung. 

5. Staatliche Beaufsichtigung aller „£[indermilch^ liefernden Mol- 
kereien, der Krippenanstalten und des Ziehkinderwesens. 

6. Verschärfte Kontrolle der Hebammen und Einfuhrung von "Wieder- 
holungskursen für diese. 

7. Errichtung eines Beichsinstituts für wissenschaftliche Säuglings- 
hygiene zur weiteren Ausbildung und Vervollkommnung der Säuglingspflege. 

Den Vaterländischen Frauenvereinen empfiehlt er, folgenden drei 
Funkten ihre Kraft zu widmen: 

1. Belehrung des Volkes durch Flugblätter, Vorträge, Kurse und 
in Säuglingspflege geschulte Landkrankenpflegerinnen und Frauen aus 
dem Volk. 

2. Organisation von Molkereien, die eine gesunde Kindermilch zu 
erschwinglichen Preisen liefern. 

3. Errichtung und Vermehrung von Krippenanstalten in Fabrik- 
vororten. 

Zum zweiten Thema Walderholungsstätten wurde das über den 
Gegenstand bereits Bekannte durch Nachrichten von Halle und Hannover 
ergänzt. 

Der Berliner Verein sieht in diesem Jahre auf ein zehnjähriges 
Bestehen zurück. Er verdankt seine Entstehung der Überlastung des 
Vaterländischen Frauen-Hauptvereins durch die Oberleitung der 800 Zweig- 
vereine, die es ihm unmöglich machte, in Berlin eine seinen Satzungen 
entsprechende Vereinstätigkeit zu entwickeln. Im Einverständnis mit dem 
Vorstande des Hauptvereins wurde darum am 10. Mai 1894 der Zweig- 
verein begründet. Der Verein sieht seine Aufgabe in Friedenszeiten in 
der Vorbereitung für den Kriegsfall, in der Beteiligung zur Linderung 
außerordentlicher Notstände, Abhilfe der Not in Berlin und Umgebung. 
Allen diesen Aufgaben ist er nach Kräften gerecht geworden. Seine 
vornehmste Aufgabe hat der Verein in der Errichtung eines Kranken- 
hauses erblickt, dessen Eröffnung am 1. Oktober 1900 in Neu -Weißensee 
erfolgte. Es dient in erster Linie zur Ausbildung der Schwestern vom 
Boten Kreuz, wirkt aber auch als Krankenpflegeanstalt unter der ärmeren 
Bevölkerung in Neu -Weißensee äußerst segensreich. Des weiteren bildet 
ein Haupttätigkeitsfeld die Unterhaltung von Koch- und Haushaltungs- 
schulen. In den zur Zeit vorhandenen sechs Anstalten sind bisher 1306 
Schülerinnen ausgebildet worden. Die Mitgliederzahl des Vereins be- 
trägt 2770. 
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Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

II. G. Prirate WoUtätigkeit. 

Soci6t6 philanthropiqne^ Paris. Bapport 1908/04. Der vorliegende Bericht 
gibt wie alUährlich einen Überblick über die in den verschiedenen Zweigen geübte 
Fürsorgetätigkeit. Wir haben in den letzten Jahren regelmäßig über diese Gesellschaft 
berichtet, die im Jahre 1780 gegründet wurde, imd die in der mannigfachsten Weise, 
durch Unterhaltung von Volksküchen, Dispensaires, Nachtasylen, durch die Errichtung 
billiger Wohnungen usw. vorbeugend und helfend zu wirken sucht, und können uns 
daher Jetzt auf die statistischen Angaben des Berichts beschränken, die wiederum 
eine erhebliche Erweiterung der Pürsorgetätigkeit auf allen Gebieten erkennen lassen. 
— Trotz des verhältnismäßig milden Winters wurden in den Volksküchen gegen 
Gutscheine oder Barzahlung über 360000 Portionen mehr verteUt als im Vorjahre, 
im ganzen 8243000 Portionen. — In den Dispensaires für Erwachsene, deren Zahl 
Jetzt 31 beträgt, wurden 2943 Kranke mit insgesamt 45196 Konsultationen behandelt 
gegen 2252 Kranke mit 43412 Konsultationen im Vorjahre. Die Zahl der in den 
vier Kinder-Dispensaires behandelten Kinder überstieg dagegen mit 17 621 die der 
Vorjahre nicht. Von ihnen konnten 11603 Kinder geheUt aus der Behandlung ent- 
lassen werden. — In den drei Nachtasylen, deren Zahl durch ein im Bau begriffenes 
Asyl auf vier erhöht werden soll, fanden 10762 Frauen und 1139 Kinder vorüber- 
gehend Unterkunft, 2883 Frauen konnten von hier aus Arbeit erlangen. Ebenso 
wurde auch in dem Mütterasyl 606 von 687 aufgenommenen Frauen nach ihrer 
Entlassung Arbeit zugewiesen. Die dem einen Nachtasyl angegliederte Zufluchts- 
stätte für schwangere Frauen gewährte 693 Frauen Obdach und Pflege gegen 403 
im Vorjahre. — An Mieteunterstützung hat die Gesellschaft 2000 Franks ausgegeben, 
600 Franks wurden den Nachtasylen zur Unterstützung besonders Bedürftiger mit 
Kleidungsstücken zur Verfügung gestellt. 

Das Hotel Marjolin, ein Heim für alleinstehende Arbeiterinnen, das bei seiner 
Eröffnung im Jahre 1902 Raum für 60 Personen bot, ist Jetzt bis auf 108 Plätze 
erweitert worden, die zu ^/s ständig besetzt sind. Die Eröffnung eines zweiten 
Heims steht bevor. — Die sogenannten Ermutigungsprämien (primes d'encouragement) 
wurden 41 Personen gewährt, und zwar erhielten 15 Personen Geldpreise in Höhe 
von 60—500 Franks, bei den übrigen bestanden die Preise in Arbeitsgeräten und 
Einrichtungsgegenständen wie Nähmaschinen, Handwagen imd Schränken. Im 
ganzen wurden für diese Zwecke 6460 Franks ausgegeben. 

II. £. Terbindiing der Wohltätigkeits-Bestrebungen. 

Demmey Kurt. Die hamanit&ren und gemeinntttcigen Bestrebungen und Anstalten 
im Vanton Bern. 192 S. Bern, Neukomm & Zimmermann 1904. 
Es ist eine charakteristische, im Gebiet der Armenpflege regelmäßig zu 
beobachtende Erscheinung, dafi eine Reorganisation des Armenwesens in den daran 
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beteiligten Organen das Bedürfnis weckt, sich besser und eingehender als vorher 
über die zur Bekämpfung der Armut vorhandenen Anstalten und Binrichtungen zu 
unterrichten. Hinzu kommt eine allgemeine, durchaus moderne Tendenz, die Ver- 
bindung der Wohltätigkeitsbestrebungen unter einander zu fördern, die im letzten 
Jahrzehnt die Urheberin zahlreicher Auskunfts- und Nachschlagebücher geworden 
ist, über die wir regelmäßig in unserer Zeitschrift berichtet haben. Es ist angesichts 
der grundlegenden und wertvollen Reformen, die der Kanton Bern auf dem Gebiet 
der Armenpflege eingeführt hat und über die wir gleichfalls wiederholt berichtet 
haben, fast natürlich, daß auch hier das eben angedeutete Bedürfnis empfunden 
wurde. Demme hat sich der mühevollen Aufgabe unterzogen, das hierher gehörige 
Material zusammenzubringen und die sämtlichen staatlichen, gemeindlichen und 
privaten Einrichtungen für alle Arten von Bedürftigen darzustellen. Er beschränkt 
sich dabei nicht nur auf die Gegenstände der eigentlichen Armenpflege, sondern 
bringt in dem zweiten Hauptabschnitt im 5. Kapitel auch die Nachweisung der Be- 
strebungen zur Bekämpfung und Verhütung der Armut, wohin er die neben der 
eigentlichen Waisenpflege einhergehende Kinder- und Jugendfürsorge rechnet, die 
Bestrebungen zur Hebung der Volksemährung, zur Förderung der Mäßigkeit, zur 
Hebung der Sittlichkeit und sonstige gemeinnützige vorbeugende Einrichtungen. 
Der erste Hauptabschnitt ist in vier Kapitel eingeteilt, welche die folgenden Gegen- 
stände umfassen: Fürsorge für die Jugenderziehung armer Kinder und Waisen, Für- 
sorge für Arme und Arbeitsunfähige, Fürsorge für Kranke, sowie geistig und physisch 
Schwache, Fürsorge für die moralisch Schwachen. — Überall sind zunächst die 
Staatsanstalten, dann die von Vereinen, Stiftungen und Privaten unterhaltenen Ein- 
richtungen genannt. Die Einzelheiten sind mit Rücksicht auf den Umfang so knapp 
wie möglich zusammengedrängt; doch sind nicht überall, wie es in neueren Aus- 
kunftsbüchem sonst der Fall ist, die näheren Bedingungen der Aufjaahme in An- 
stalten oder die Voraussetzungen für Zulassung zu einer Stiftung und dergl. an- 
gegeben. Auf der andern Seite sind ehizelne Abschnitte namentlich über das staat- 
liche Armenwesen ausführlicher. Im Anhang ist eine Karte angefügt, auf der die 
wohltätigen Anstalten der Stadt Bern und Umgebung verzeichnet sind. Die sorg- 
fältige und systematisch gut durchgearbeitete Zusammenstellung wird zweifellos 
dem praktischen Gebrauch sehr dienlich sein. Auch gewinnt sie als Nachweisung 
für einen der wichtigsten Kantone der Schweiz eine größere über die Grenzen des 
Kantons hinausreichende Bedeutung. 

Was das der Einteilung zu Grunde liegende System betrifft, so sind wir nicht 
ohne Bedenken, daß die gesamten Anstalten für den Kanton hinter einander bei 
jeder Rubrik angegeben sind, so daß man wohl erfährt, was im ganzen Kantone 
vorhanden ist, sich aber nicht so schnell über die Einrichtungen in den einzelnen 
Gemeinden und Bezirken unterrichten kann. Dem Mangel hätte vielleicht dadurch 
abgeholfen werden können — was wir dem Verfasser für eine zweite Auflage zur 
Erwägung anheimstellen möchten — daß die Beilage 4, die ein Ortschaftsverzeichnis 
enthlüt, nicht nur die Nummern des Verzeichnisses angibt, sondern mit kurzer Be- 
zeichnung unter Verweis auf die Nummer, den Namen der Anstalt oder Einrichtung 
selbst wiederholt. 

II. G. Stiftnngswesen. 

Die 5ffentlicheB Stlflongen im Königreiehe Bayern nach dem Stande am Schlosse 
der Jahre 1900 und 1901. Zeitschrift d. Kgl. Bayer. Statist. Bureaus 1904 
No. 2, S. 85—126. 
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Unserm in No. 9, 1908, mitgeteilten ausführlichen Berichte über die öffent- 
lichen Stiftungen in Bayern lassen wir heute einige Zahlen Ober den Stand der 
Stiftungen in den Jahren 1900 und 1901 folgen. Im ganzen bestanden Ende 1900: 
19514 Stiftungen mit einem Vermögen von 586898774 M., Ende 1901: 19600 
Stiftungen mit einem Vermögen von 545877802 M. Von den Stiftungen dienten am 
Jahresschlüsse 1900 bezw. 1901: 

9988 mit einem Vermögen von 182904792 M. bezw. 1 .... 

9996 . , / , 185196444 . } ^^ K^^^^^^vecken, 

6779 ^ „ „ „ 280150010 „ bezw. I zu Zwecken der 

6828 „ ^ n n 285105472 „ | Wohltätigkeit, 

1 



2698 „ „ ^ „ 70929888 „ bezw. I zu Zwecken des 

ri8 „ „ „ „ 73871248 „ / Unterrichts, 

59 . „ „ , 1414589 „ bezw. \ zu gemeindlichen u. 



2718 „ „ „ „ 73871248 „ | Unterrichts, 

68 „ „ „ „ 1704188 „ j sonstigen Zwecken. 

Vergleicht man diese Zahlen mit denen der vorigen Jahre, so ergibt sich eine 
Mehrung an Stiftungen um 154 bezw. 86 und ein Zuwachs an Stiftungsvermögen 
um 7681487 bezw. 9978528 M., und zwar setzt sich die Vermehrung an Stiftungen 
zusammen aus 89 bezw. 58 neu hinzugekommenen und aus 65 bezw. 28 schon 
länger bestehenden, früher aber nicht berücksichtigten Stiftungen. Der Vermögens- 
zuwachs besteht aus dem Vermögen der neu hinzugekommenen und der erstmalig 
berücksichtigten Stiftungen, aus angewachsenen Zinsen bestehender Stiftungen und 
aus Stiftungszuflüssen. Von diesem gesamten Zuwachs an Stiftungen und Stiftungs- 
vermögen entfällt der weitaus größte Teil, nämlich 1900: 82 mit 8840775 M. und 
1901: 49 mit 4955462 M. auf Wohltätigkeitssüftungen. Daran schUeßen sich 80 
bezw. 18 Kultusstiftungen mit 2675255 bezw. 2291652 M., 41 bezw. 20 Unterrichts- 
stiftungen mit 1185984 bezw. 2441869 M. und 1 bezw. 4 sonstige Stiftungen mit 
29478 bezw. 289549 M. Von den 89 bezw. 58 neu errichteten Stiftungen kommen 
58 bezw. 38 auf Wohltätigkeits-, 12 bezw. 4 auf Kultus-, 18 bezw. 18 auf Unterrichts- 
und 1 bezw. 8 auf sonstige Stiftungen. Die Verteilung des Stiftungsvermögens auf 
städtische und ländliche Gemeinden ergibt eine Mehrung des Vermögens vorwiegend 
in den städtischen Gemeinden. Auch inbezug auf den Stiftungszweck zeigt sich 
wieder ein wesentlicher Unterschied, indem bei den städtischen Gemeinden der 
weitaus größte Teil des Zuwachses den Wohltätigkeits- und Unterrichtsstiftungen, 
bei den ländlichen Gemeinden aber den Kultusstiftungen zugute kam. 

III. E. erschlossene Armenpflege. 

Das Wiener Tersorgnngsheim. Eine Gedenkschrift zur Eröffnung im Auftrage der 
Gemeinde Wien verf aß tvonDr. Jakob Don t. 94 S. Wien, Martin Gedacht Co. 1904. 
Die Denkschrift gibt in ihrem ersten Teil einen geschichtlichen Rückblick auf 
die Entwicklung der geschlossenen Armenpflege Wiens. Danach reicht die Kenntnis 
von einer solchen bis in den Anfang des 18. Jahrhunderts, in die Zeit der Kreuz- 
züge zurück, zu welcher Zeit das älteste bekannte Spital für gebrechliche oder 
kranke Arme gegründet wurde. Ihm folgten bald mehrere andere, von denen sich 
aber nur drei über die erste Türkenbelagerung hinaus hielten. Bemerkenswert ist, 
daß die Spitäler der damaligen Zeit nicht wie heute nur Siechenhäuser waren, 
sondern meistens verschiedenen Zwecken dienten; sie waren sowohl Armen- und 
^echenhäoser, als auch Krankenhäuser, Waisenhäuser, Herbergen und Asyle. Erst 
zu Ende des 18. Jahrhunderts, als Kaiser Josef 11. mit der Organisation des Armen- 
institutes auch die Reform der Wohltätigkeitsanstalten in Angriff nahm, wurde ein 
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Teil der bestehenden Spitäler ausschließlich zur Armenversorgung bestimmt, während 
die übrigen der Kranken- und Waisenpflege dienen sollten. — Am Bnde des 19. Jahr- 
hunderts bestanden in Wien für die Versorgung von armen Wiener Bürgern: das 
Bürgerversorgungshaus, vier Yersorgungshäuser in Liesing, Ybbs, Mauerbach und 
St Andrä, das Grundspital im II. Bezirk und 16 Armen- und Stiftungshäuser. Schon 
in den Jahren 1897/98 machte sich jedoch eine von Jahr zu Jahr steigende Über- 
füllung der Versorgungshäuser bemerkbar, die hauptsächlich eine Folge der Ver- 
einigung der Vororte mit der Gemeinde Wien war. Ein Vorschlag, das Versorgungs- 
haus in Liesing durch Anbauten zu vergrößern, wurde vom Stadtrat abgelehnt mit 
der Begründung, daß Zahl und Belegraum der außerhalb Wiens gelegenen Ver- 
sorgungshäuser nicht vergrößert werden sollen; es sei eine Härte, daß arme alte 
Wiener Bürger ihren Lebensabend fem von ihrer Heimatstadt beschließen müßten. 
Dadurch war der Bau eines neuen Versorgungshauses in Wien entschieden. Bis 
zur Ausführung des Baues versuchte man durch äußerste Raumausnützung und 
dichteste Belegung mit dem vorhandenen Raum auszukommen. Ein anderer Ver- 
such, durch Erhöhung der Armenunterstützungen den Zudrang zu den Versorgungs- 
häusem zu vermindern und dadurch die geschlossene Armenpflege zu entlasten, 
mißlang völlig, da er auf der irrigen Voraussetzung beruhte, daß eine höhere Unter- 
stützung die gänzliche Versorgung ersetzen könne. Am 6. Juni 1900 fand dann die 
erste Beratung über die Grundzüge eines Neubaues statt. Im Mai 1902 wurde der 
Bauplan für ein Versorgungshaus mit ungefähr 2200 Betten genehmigt und im Juni 
desselben Jahres mit dem Bau begonnen. Doch führten während des Baues ge- 
wichtige Gründe, vor allem die Notwendigkeit, eine größere Anzahl von Betten ver- 
fügbar zu haben, zu einer Erweiterung der ursprünglichen Pläne. Es wurde be- 
antragt, die geplanten sechs Pavillons um vier weitere zu vermehren mit der 
Begründung, daß für die durch den bereits genehmigten Bau zur Verfügpuig stehen- 
den 2156 Betten bereits 2074 Pfleglinge vorhanden wären, die Vermehrung des 
Belegraums also niur 82 Betten betrüge. Hinzu käme, daß, während die Zahl der 
Pfleglinge der geschlossenen Armenpflege Wiens in der Zeit von 1896 — 1900 um 
Jährlich etwa 100 gestiegen sei, sie in den beiden letzten Jahren unter der Wirkung 
der Heimatgesetznovelle sich um jährlich 364 vermehrt habe, so daß voraussichtlich 
die geringe Vermehrung von 82 Betten dem zu erwartenden Ansturm nur kurze Zeit 
werde standhalten können. Der Gemeinderat pfUchtete diesen Ausführungen bei 
und beschloß die Erbauung von vier weiteren Pavillons. — Im Juni 1904 fand die 
Schlußsteinlegung des neuen Versorgimgshauses statt, das in seiner den neuesten 
Erfahrungen der modernen Technik entsprechenden Anlage und Einrichtung als 
eine Musteranstalt bezeichnet werden kann. 

Der mit zahlreichen Abbüdungen geschmückte Bericht gibt eine genaue Be- 
schreibung des mächtigen, eine Grundfläche von 353000 qm umfassenden, mit 
elektrischem Licht und Dampfheizung versehenen Gebäudes. Es enthält neben den 
zahlreichen Verwaltungsgebäuden 5 Frauen- und ebenso viele Männerheime, die bei 
Bedarf auf je sechs erhöht werden sollen und deren jedes Raum zur Unterbringung 
von 280 Pfleglingen gewährt; femer 2 Ehepaarheime für je 55 Ehepaare, 2 Kranken- 
heime mit je 178 Betten, ein Beobachtungsheim zur Aufnahme solcher Pfleglinge, 
deren Krankheitsbild die Möglichkeit der Entwicklung zu einer ansteckenden Krank- 
heit nicht ausschließt, und ein Isolierhaus für Pfleglinge mit ansteckenden Krank- 
heiten. Dem Versorgungsheim angegliedert ist das Josef WUdsche Stiftungshaus, 
das bedürftigen, vorübergehend obdach- und erwerbslosen Personen Obdach und 
Verpflegung bis zur Erlangung von Arbeit gewähren will. 
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in. F. Bettel- und Wanderwesen. 

Terein Dienst an Arbeitlosen, Berlin. Jahresbericht über das 22. Vereins- 
jahr vom 1. Juli 1903 bis 30. Juni 1904. — Der Verein, über den wir im vergangenen 
Jahre in Heft 1 und 4 berichtet haben, hat im letzten Winter 30941 Besucher in 
seinen beiden Schrippenkirchen verpflegt. In der Jugendhilfe meldeten sich 5281 
Personen, von denen 1546 im Alter von 14 — 20 Jahren standen. Dem Berufe nach 
waren 2392 Arbeiter, 2228 Handwerker, 373 Kaufleute, 26 Techniker und Ingenieure, 
20 Liand- und Forstwirte, 14 studierte Leute, 8 Lehrer usw. Bei 175 Schützlingen 
wurde die Verbindung mit den Angehörigen hergestellt; 510 erhielten auf dem Lande, 
376 in Berlin Stellung. 1245 Bewerber erhielten Kleidungsstücke; Unterstützung in 
bar und Speisemarken wurden in 3254 Fällen gewährt. 138 Knaben fanden im 
Jugendheim vorübergehenden Aufenthalt. In der von Dezember bis Mitte April 
offen gehaltenen Zufluchthalle fanden sich 7485 junge Leute, unter 20 Jahren, täglich 
rund 45, ein. 

IT. Fürsorge für Kranke und Genesende. 

StaertZy Praktische Anleitung zur Organisation von Fürsorgestellen fOr Lungen- 
kranke and deren Familien. Für Arzte, Kommimalbehörden, Organe der 
Privatwohltätigkeit und Arbeitgeber. Mit einem Vorwort von Friedrich Kraus. 
118 S. Berlin, Urban & Schwarzenberg. 1905. 

In dem im Novemberheft 1904 yeiöffentUohten Artikel über die Fürsorge für Lungenleidende 
ist anch das nachstehend angezeigte Buch bereits in den Kreis der Besprechung gezogen worden. 
Doch glauben wir darauf noch einmal ausführlich zurückkommen zu müssen, da der Verfasser lange 
Zeit gerade in dieser Arbeit praktisch tätig gewesen ist und seine Darlegungen daher sehr gute 
Fingerzeige für die praktische Tätigkeit geben. 

Es handelt sich in dieser Schrift um eine Zusammenfassung des gesamten 
auf die Organisation von Fürsorgestellen für Tuberkulöse und deren FamiUen sich 
beziehenden Materials. Der Verfasser beginnt mit einer Übersicht über alle für die 
Fürsorge in Betracht kommenden Tuberkuloseabwehr-Einrichtungen, wie Tages- 
erholungsstatten, Kinderheilstätten, Ferienkolonien, Arbeitergärten, Polikliniken für 
Lungenkranke usw., und schließt daran eine Darstellung sämtlicher bisher der 
Öffentlichkeit zugänglich gemachten Fürsorgestellen an, wie sie von staatlichen 
Behörden, von Gemeinden, Wohltätigkeitsvereinen und von Arbeitgebern durch- 
geführt sind. Von ausländischen Fürsorgeeinrichtungen werden ausführlich die- 
jenigen Englands, Frankreichs und Belgiens als der Länder besprochen, die sehr 
früh mit derartigen Bestrebungen hervortraten. Doch hebt der Verfasser hervor, 
daß die allgemein verbreitete Ansicht, als sei in Frankreich oder Belgien überhaupt 
die eigentliche Wiege der Fürsorgestellen für Lungenkranke zu suchen, falsch sei; 
derartige Einrichtungen seien in Deutschland keineswegs unbekannt gewesen und, 
wie die Berichte über Familienfürsorge in Charlottenburg, Kassel, Halle usw., die 
er auch seinen späteren Ausführungen über die deutschen Fürsorgestellen zu Grunde 
legt, zeigten, sei von deutschen Städten und Vereinen schon ziemlich lange in diesem 
Sinne gearbeitet worden. Der Volksheüstättenverein vom Roten Kreuz beispielsweise 
habe lange vor der Errichtung der Dispensaires in Frankreich und Belgien den 
Familien seiner Pfleglinge aus der Heilstätte Grabowsee seine Fürsorge zugewendet, 
immerhin*' meint Stuertz weiter, „muß man den Franzosen das große Verdienst 
zuerkennen, daß sie die vorbeugende Seite der Tuberkulosebekämpfung mit ihrer 
Familienfürsorgetätigkeit in hervorragendster Weise mustergültig ausgestaltet haben 
und uns damit Anregungen gegeben zu dem weiteren Ausbau, wie er zur Zeit in 
unserem Vaterlande an vielen Stellen in größerem StUe sich entwickelt hat.** Als 
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ein die erfolgreiche Wirksamkeit der Fürsorgestellen hinderndes Moment kommt 
freilich sowohl für die genannten beiden Länder als auch für England das fast 
gänzliche Fehlen Ton Heilstatten in Betradit Dort mußte, da Mittel zur Errichtung 
von Lungenheilstätten nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen, das 
Hauptgewicht auf die hygienisch vorbeugende Fürsorge gelegt werden, zu der dann 
ergänzend einige Heilstatten hinzutraten. Anders liegt es in Deutschland: Hier hat 
sich der Kampf gegen die Tuberkulose dank reichlich vorhandener Mittel in erster 
Linie der Gründung von Heilstätten zuwenden können, die sicherlich die erste und 
wichtigste Waffe gegen die Tuberkulose bilden, der alle anderen Kampfesmittel, 
insbesondere alle hygienisch vorbeugenden Maßregeln als Brgänzungseinrichtungen 
angegliedert worden sind. Besonders deutlich tritt dies bei dem Volksheilstatten- 
verein vom Roten Kreuz hervor, der zuerst — im Jahre 1896 — eine Familienfürsorge 
organisierte, die ebenso wie die anderen Fürsorgeeinrichtungen des Vereins, die 
Erholungsstätten, die ländlichen Kolonien, die Genesungsheime usw. in erster Linie 
als Ergänzungseinrichtungen für die in der Heilstätte Grabowsee behandelten Kranken 
bezw. für ihre Angehörigen gedacht ist. 

Der sehr ausführlichen Schilderung der Einrichtung und Wirksamkeit dieser 
Fürsorgestelle entnehmen wir folgendes: Bis 1903 bestand die Wirksamkeit der 
Familienfürsorge des Volksheilstättenvereins im wesentlichen in Geld- und Miets- 
unterstützungen, nebenher auch in hygienischer Beratung solcher Familien, deren 
Ernährer sich in der Lungenheilstätte befanden und Familienfürsorge nachsuchten. 
Man ging damals lediglich von dem Gesichtspunkte aus, die Grabowsee-Pflegiinge 
durch Unterstützung ihrer Angehörigen für die Zeit der Kur der Sorge für die 
Familie zu entheben und es ihnen dadurch zu ermöglichen, die erforderliche Zeit 
in der Anstalt zu verbleiben. Die Familien wurden von Damen des Vereins, seit 
1902 von einer eigens liieriür angestellten Schwester in den Wohnungen aufgesucht 
und erhielten nach Bedarf Mietsunterstützung, Kohlen, Milch, Volksküchenmaricen 
usw. Im Jahre 1903 wurde dann das Arbeitsgebiet der Abteilung insofern erweitert, 
als die Familien sämtlicher Grabowsee-Pflegiinge Jetzt ohne Antrag der Fürsorge 
teilhaftig werden. Sofort nachdem der Abteilung die Adressen der Angehörigen 
der neu aufgenommenen Kranken zugegangen sind, werden die Familien von den 
angestellten Schwestern des Vereins, die hier die Stelle des französischen «ouvrier 
enqueteur'' einnehmen, aufgesucht. Nach genauen Feststellungen über die pekuniären 
und die Wohnungsverhältnisse, über den Gesundheitszustand und über die berufliche 
Beschäftigung der Familienmitglieder, über ihre Zugehörigkeit zu der Landesver- 
sichemng oder einer Kasse und nach kurzer Belehrung über die Gefahr der Tuber- 
kulose und die Schutzmafiregeln erhalten sämtliche Familienmitglieder Überweisungs- 
karten zur poliklinischen Untersuchung. Die Polikliniken notieren den Untersuchungs- 
befund auf den Überweisungskarten, die dann wieder an die Schwestern zurück- 
gelangen; in den Abteilungssitzungen entscheidet der ärztliche Schriftführer, was 
für die Familien geschehen mufi. Schwerkranke werden in einem Krankenhaus oder 
in einem Tubericulose-Pflegeheim untergebracht. Kranke, die noch für die Heilstätten- 
behandlung geeignet sind, werden nach Lungenheilstätten gebracht, für zurück- 
bleibende Kinder wird der Aufenthalt in einer Krippe, einer Kinderbewahranstalt 
oder dergleichen erwirkt. Sämtliche Wohltätigkeitseinrichtungen der Stadt Berlin 
werden ausgiebigst in Anspruch genommen, um die auf Grund des poliklinischen 
Befundes empfohlene Behandlung nach Möglichkeit durchzusetzen. Bares Geld wird 
nur ausnahmsweise bei besonderer Notlage gewährt. Die Desinfektion der Wohnungen 
und der Kleidungsgegenstände wird auf eine Mitteilung der Abteilung hin von der 
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Stadt Berlin kostenlos ausgeführt. Für die peinlichste Durchfülirung aller hygienischen 
Vorschriften sorgen die Schwestern bei ihren Hausbesuchen, die mindestens einmal^ 
in besonderen Fällen Öfters, zu erfolgen haben. 

Ein besonderes Kapitel widmet der Verfasser, der übrigens das Amt des ärzt- 
lichen Schriftführers der Abteilung bekleidet, dem Verhältnis der Abteilung zu den 
praktischen Ärzten, zur Landesversicherung, zu den Kassen und der Armenverwaltung. 
Die Abteilung ist mit dem Verein der Armenärzte, dem Verein der Berliner Kassen- 
ärzte und der Gewerksärzte in Verhandlung getreten, und es ist in Anbetracht des 
an manchen Orten anfangs häufig hervortretenden Widerstandes der Arzte gegen 
die Errichtung von Fürsorgestellen besonders hervorzuheben, daß das Verhältnis 
der Abteilung zu den Ärzten bisher keinerlei Trübung erfahren hat. Der Verfasser 
bemerkt hier mit Recht, daß dieses günstige Ergebnis nur durch gegenseitiges Ent- 
gegenkommen zu erreichen ist: einerseits müsse die Fürsorgestelle immer darauf 
bedacht sein, sich nicht zwischen den Arzt und seine Kranken zu schieben und den 
ersteren in seiner wirtschaftlichen Lage nicht zu schädigen, andererseits müsse aber 
auch der Arzt die große Bedeutung der Fürsorgestellen für den Tuberkulosekampf 
erkennen und an seinem Teile an ihrer größeren Verbreitung imd Ausgestaltung 
mitarbeiten. — Von sonstigen Fürsorgeeinrichtungen ähnlicher Art bespricht der 
Verfasser die Einrichtungen in Halle, Charlottenburg, Hamburg und Köln, die sämtlich 
von den Stadtgemeinden in Verbindung mit der Privatwohltätigkeit ins Leben gerufen 
sind, femer die Familienfürsorge des Vereins zur Bekämpfung der Schwindsuchts- 
gefahr in Hessen-Nassau, die Lungenkrankenfürsorge des Stettiner Vereins zur 
Fürsorge für unbemittelte Lungenkranke, die staatlichen Bezirks-Tuberkulose-Aus- 
schüsse zur Lungenkrankenfürsorge in Baden, die Fürsorgestelle in der Charite und 
diejenige des Vereins der freigewäblten Kassenärzte zu Berlin und die an manchen 
Orten von Großindustriellen eingerichteten Fürsorgestellen. 

Anschließend an diese Darstellung der bestehenden Organisationen erörtert 
Stuertz dann die Frage, welches die zweckmäßigste Form einer Lungenkranken- 
Pürsorgestelle sei, und bemerkt hierzu, daß es eine allgemeine Antwort auf diese 
Frage nicht gäbe, daß es vielmehr ganz von den örüichen Verhältnissen, besonders 
von den zur Verfügung stehenden Geldmitteln abhänge, welche Organisationsform 
gewählt werde. Man müsse hierin den organisierenden Körperschaften oder den 
Ärzten völlige Freiheit lassen. Zum Schlüsse seiner Abhandlung geht der Verfasser 
noch auf einige in enger Verbindung mit der Lungenkrankenfürsorge stehende Fragen 
ein, 80 auf die Wohnungsfürsorge, die Anzeigepflicht bei Tuberkulose, die Einführung 
einer pflichtmäßigen zeitweisen Untersuchung sämtlicher Schulkinder u. a. und faßt 
das Gesamtergebnis in Leitsätzen zusammen, die einen Führer für die praktische 
Tätigkeit bUden. 

V. Fürsorge für Gebrechliche. 

Hilfsrerein fttr Oeisteskranke im Kdnigreieh Sachsen. Jahresberieht auf 
4a8 Jahr 1908. Der vorliegende vierte Jahresbericht des Vereins, über dessen 
erstes Arbeitsjahr wir in No. 9, 1901, berichteten, läßt ein ständiges, wenn auch 
langsames Anwachsen der Mitglieder in den einzelnen in den Amtsbezirken Sachsens 
gebildeten Arbeitsausschüssen erkennen; Jedoch wird hervorgehoben, daß die Tätig- 
keit des Vereins noch längst nicht genügend in Anspruch genommen werde. Da 
die Bevölkerung sich meist nur scl^wer dazu entschließen könne, die Hilfe des 
Verems anzurufen, so dürfe man sich nicht lediglich auf Berücksichtigung der an 
ihn gelangenden Unterstützungsgesuche beschränken, vielmehr müsse der zweifellos 
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vorhandenen, aber nicht immer laut werdenden Notlage so vieler Geisteskranker 
und deren Familien von selten der Mitglieder in stärkerem Maße nachgegangen und 
auch ohne ausdrückliche Bitte des betreffenden Kranken mOsse Hilfe gebracht werden. 
— Die Tätigkeit des Vereins beschränkt sich nicht nur auf die Fürsorge für die 
eigentlichen Geisteskranken, sondern der Verein verfolgt nach seinen Satzungen 
auch weiterhin den Zweck, den in Not befindlichen Familien Geisteskranker Hilfe 
zu gewähren und das Verständnis für die Geisteskrankheiten und das Interesse für 
die Geisteskranken zu wecken und zu fordern. Er bezieht in seine Tätigkeit auch 
die Epileptiker, Hysterischen und Neurastheniker ein, indem er namentlich für die 
letztere Gruppe im Sinne vorbeugender Fürsorge wirkt, für rechtzeitige ärztliche 
Behandlung und eventuell Unterbringung in einer Nervenheilstätte Sorge trägt — 
Die Wirksamkeit hat sich in den einzelnen Bezirken sehr verschieden gestaltet; im 
ganzen konnten etwa 4300 M. für Geldunterstützungen verwendet werden. 

VI. Fürsorge für Kinder. 

Bericht Aber die Yerabreiehung warmen Frühstücks an notleidende Schul- 
kinder der stadtischen Volksschulen zu Breslau während des Winters 1903/04. — 
Seit dem Winter 1886/87 wird dank dem Bemühen des Stadtschulrats Dr. Pfund tner 
mit tatkräftiger Unterstützung von Behörden imd Vereinen den notleidenden Kindern 
der Volks- und Hilfsschulen in den Wintermonaten ein warmes Fiühstück gewährt 
und Ihnen durch diese leibliche Erquickung die erfolgreichere Teilnahme am Unter- 
richte ermöglicht. Im verflossenen Winter fand die Austeilung in der Zeit vom 
14. Dezember 1903 bis 5. März 1904, also an 62 Schultagen statt. Aus den dem 
Berichterstatter zu Gebote stehenden Mitteln sind von den insgesamt 136 Volks- 
schulen und 9 Hilfsschulen bedürftige Kinder aus 123 Schulen verpflegt worden. 
Es wurden im ganzen 115487 Portionen verteilt, wofür 6929 M. aufgewendet wurden. 
Ferner hat der Asylverein für Obdachlose auf seine Kosten 120 Schulkinder an 
95 Tagen mit warmem Frühstück imd an 104 Tagen mit Mittagbrot für insgesamt 
1315 M. versehen. Der Bezirksverein der Nikolaivorstadt hat 9280 Portionen für 
557 M. verteilt. 

Reicher, Heinrich, Die Fürsorge für die verwahrloste Jagend. Erster Teil: 2. Der 
Kinderschutz in England. 3. A. Der Schutz der Kinder gegen Mißhandlung 
und Verwahrlosung in Frankreich. B. Die Fürsorge für die landstreichende, 
bettehide und straffällige Jugend in Belgien. C. Die Versorgung verwahr- 
loster Kinder in der Schweiz. Anhang: I. Das Norwegische Gesetz, betreffend 
die Fürsorge für verwahrloste Kinder. IL Die „George Junior Republic* in 
Amerika. Wien, Manzsche Hofbuchhandlung. 1904. 

Dem ersten, im V. Jahrgang S. 189 dieser Zeitschrift bereits besprochenen 
Bande seines Werkes über die Fürsorge für die verwahrloste Jugend hat Reicher 
zwei weitere Bände folgen lassen, in denen er den Kinderschutz in England, Frankreich, 
Belgien und der Schweiz ausführlich in systematischer Form darstellt, femer in 
einem Anhange den Text des die Materie regelnden norwegischen Gesetzes und 
eine kurze Mitteilung über eine eigenartige der Fürsorge dienende Einrichtung im 
Staate New-York gibt. 

Wenn man von dem Anhange absieht, beruht die Darstellung durchweg auf 
einem eingehenden und sorgfältigen Quellenstudium einerseits, auf persönlicher 
Anschauung und Rücksprache mit den führenden Geistern der fremden Nationen 
andererseits. Reicher hat die Länder, deren Einrichtungen er beschreibt, wieder- 
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holt besucht, ihre Erziehungsanstalten besichtigt und überall seine theoretische 
Erkenntnis durch praktische Anschauung ergänzt. 

Wie in Deutschland, bildete auch in England das Strafrecht den Ausgangs- 
punkt für das Fürsorgerecht. Ursprünglich wurden dort erwachsene und jugendliche 
Verbrecher gleich behandelt. Seit dem Jahre 1854 war der Richter ermächtigt. 
Jugendliche Verbrecher nach der Straf verbüßung einer Erziehungsanstalt, der 
Reformatory School, zu überweisen. Später konnte auf Strafe oder Überweisung 
in eine Reformatory School alternativ erkannt, seit 1899 darf nicht mehr Strafe 
vor der Überweisung verhängt werden. Neben die ursprünglich allein bestehenden 
Reformatory traten die Industrial Schools, Jene für die verdorbenen, diese für die 
gefälu'deten Jugendlichen Elemente. Unter die letzteren sind solche zu rechnen, 
welche im Alter unter 14 Jahren betteln, obdachlos oder mittellos sind, welche 
durch verbrecherische Eltern gefährdet werden, aber auch ältere Kinder, denen 
gegenüber die häusliche Zucht nicht ausreicht, oder welche hartnäckig die Schule 
versäumen. Eine Abart der Industrial sind die Day Industrial und Tmant Schools, 
letztere besonders für Kinder, die hinter die Schule gehen; in diesen werden die 
Kinder nur während des Tages festgehalten, während sie Nachts bei ihren An- 
gehörigen bleiben. 

Die Überweisung der Kinder in Reformatory und Industrial Schools geschieht 
durch Gerichtsbeschluß, welcher seitens der Armen- und Schulbehörde, in manchen 
Fällen von Jedermann erwirkt, bei Verurteilung verbrecherischer Mütter auch von 
Amts wegen erlassen werden kann. Die Vereinigung der Erziehungsanstalten 
^Reformator}' and Refuge Union) hat Beamte angestellt, deren Aufgabe es ist, Kinder 
aus Wohnungen zu befreien, in denen sie mit Prostituierten zusammen wohnen. 
Untersuchungshaft wird nicht verhängt, sondern während des Verfahrens vorläufige 
Unterbringung in eine geeignete Familie, eine besondere Anstalt, oder das Armen- 
haus angeordnet. 

Der Gerichtsbeschluß hat die Dauer der Zwangserziehung zu bestimmen. Der 
Aufenthalt in einem Reformatory soll 3—5 Jahre, aber nicht über das 19. Lebens- 
jahr, in einer Industrial School nicht über das 16. Lebensjahr dauern, es sei denn, 
daß der Zögling selbst seine Zustimmung erteilt. Die Entlassimg kann eine bedingte 
oder unbedingte sein. Auch die Auswahl der Anstalt, in welcher das Kind unter- 
zubringen ist, steht dem Richter zu. Doch kann der Minister des Innern die Ver- 
setzung des Zöglings aus einer Anstalt in eine andere anordnen. 

Die Anstalten, welche der Staat benutzt, sind von privaten Wohltätern oder 
von hierzu nicht verpflichteten Gefängnis- und Schulbehörden gegründet. Sie er- 
halten das Recht zur Aufnahme staatlicher Zwangszöglinge aber nur nach vorheriger 
Prüfung und nur widerruflich durch ein Zertifikat des Ministers des Innern. Sie 
werden nach außen durch ein Kuratorium vertreten, an dessen Spitze der Schulleiter 
steht. Wo die private Wohltätigkeit versagt, gehört die Errichtung, Erhaltung und 
Verwaltung der Erziehungsanstalten zu den Aufgaben der Grafschaftsräte und Stadt- 
magistrate. Die Anstalten erhalten einen Staatsbeitrag, unterliegen aber auch der 
Staatsaufsicht, welche regelmäßig von durch den Minister des Innern ernannte 
Inspektoren geübt wird. Der Staatszuschuß wird bei unbefriedigenden Leistungen 
der Anstalt entzogen. 

Die Unterhaltskosten der in Reformatory und Industrial Schools untergebrachten 
Kinder sind vom Staate* und, soweit dies möglich, von den unterhaltspflichtigen 
Eltern zu tragen. Der Beitrag der letzteren soll 5 sh. für die Woche nicht über- 
steigen; er fließt in den Staatsschatz; der Beitrag für Day Industrial Schools im 
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Höchstbetrage von 2 sli. für die Woche geht an die Loludbehörde. Pur die aus dem 
Annenhause kommenden Kinder ist die Annenbehörde kostenpflichtig. Gefängnis- 
und Schulbehörden zalilen häufig Beiträge, mitunter auch die Grafschafts- und 
Lokalbehörden. 

Die staatliche Aktion wird unterstützt durch den Verband der Erziehungs- 
anstalten (Reformatory and Refuge Union). Dieser Verband gibt ein Verzeichnis der 
Anstalten und eine Zeitschrift heraus und vertritt deren allgemeine Interessen. 
Seine Beamten besorgen den Transport von iündem, greifen umherirrende Kinder 
auf, erstatten Anzeige über Gefährdung von Kindern. 

Die öffentliche Erziehung von Kindern gesclüeht aber zum Teil noch auf 
anderem Wege. Die Prevention of Cruelty to Children Act 18d4 ahndet mit Geld- 
oder Freiheitsstrafe die Mißhandlung, Vernachlässigung, das Verlassen von Kindern. 
Zum Schutze solcher Kinder kann ihren Aufsichtspersonen Friedensbürgschaft auf- 
erlegt, das Kind kann vorläufig untergebracht, eventuell in eine Industrial Schoot 
versetzt werden. Auch hier wieder wird die staatliche durch Vereinstätigkeit unter- 
stützt. Die über ganz Großbritannien verbreitete National Society for the prevention 
of cruelty to chüdren ermittelt Fälle, verwarnt die Erziehungsberechtigten und er- 
stattet Anzeige bei der Behörde, falls die Warnung nichts nützt. Sie kann zur 
Unterbringung von Kindern nicht nur in Anstalten, sondern auch in Familien er- 
mächtigt werden. 

Weitere Schutzmaßregeln enthält die Infant Life Protection Act von 1697 zu 
Gunsten von Haltekindem imter 5 Jahren, die Poor Law Act von 1899 zu Gunsten 
gefährdeter Kinder, deren Eltern aus Armenmitteln unterstützt werden. 

Während in Deutschland und England das Strafrecht den Ausgangspunkt für 
die Gesetzgebung über Zwangserziehung bildet, hat sich die letztere in Frankreich 
aus dem Armenwesen entwickelt. Die Pflege hilfsbedürftiger Kinder ist dort nach 
Departements einheitlich organisiert, steht unter Aufsicht des Ministeriums des 
Innern, tritt aber nur ergänzend an die Seite der freiwilligen Wohltätigkeit. Maß- 
gebend für die Zwangs-, bezw. Fürsorgeerziehung sind die Gesetze vom 24. Juli 1889 
und 19. April 1898. Das erstgedachte Gesetz regelt die Erziehung der Kinder durch 
die öffentliche Armenpflege bei Unwürdigkeit oder Unfähigkeit der Eltern. Vor- 
läufige Unterbringung der Kinder ist zulässig, wenn ein Delikt von ihnen oder gegen 
sie begangen ist. Bei Unwürdigkeit der Eltern wird die elterliche Gewalt ihnen 
durch Gerichtsurteil in öffentlicher Sitzung auf Antrag von Verwandten oder der 
Staatsanwaltschaft aberkannt. Es ist den Kindern ein Vormund zu bestellen und 
das Pflegegeld zu bestimmen, welches die Eltern zu zahlen haben. Die Vormund- 
schaft kann auch auf die Organe der öffentlichen Armenpflege übertragen werden. 
Die Aberkennung der elterlichen Gewalt umfaßt alle in der letzteren liegenden Rechte 
und bezieht sich auf alle schon geborenen, sowie auf die später noch zur Welt 
kommenden Kinder. RehabUitation der Eltern ist erst nach 8 Jahren möglich; wird 
sie abgelehnt, ist sie für immer ausgeschlossen. 

Bei Unfähigkeit der Eltern zur Erziehung ihrer Kinder, z. B. infolge von 
Krankheit, ist ihnen das freiwUlige Aufgeben ihrer Rechte, der Abandon, gestattet. 
Er wird durch Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit sanktioniert, in welchem sich 
die Eltern ihrer Rechte zu Gunsten der öffentlichen Armenpflege entäußern, die sie 
in geeigneter Weise auf Privatpersonen oder Wohltätigkeitsanstalten überträgt. Den 
Eltern ist damit die Möglichkeit entzogen, ihre Kinder beim Eintritt der Erwerbs- 
fähigkeit zurückzufordern. 
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Das Gesetz vom 19. April 1898 stellt Gewalttätigkeiten und Grausamkeiten an 
Kindern unter 16 Jahren unter Strafe, ordnet die Überweisung der Kinder an eine 
geeignete Privatperson, Wohltätigkeitsanstalt, oder die öffentliche Armenpflege an. 

Im Ministerium des Innern wird die tutelle administrative geführt. Von dieser 
werden Vereine und Anstalten zur Aufnahme von Zwangserziehungskindem aus- 
dracklich ermächtigt. Der Minister bestellt für jedes Departement einen Inspektor 
mit Unterorganen zur Überwachung der Erziehung und Pflege armer Kinder. Der 
Inspektor hat auch geeignete Familien zur Unterbringung der Kinder auszuwählen. 
FamilienerziehuBg soU hauptsächlich gewählt werden, und erst wenn diese nicht 
ausreicht, Anstaltserziehung. Der Staat trägt die Überwachungskosten ganz, von 
den Erziehungskosten V»» ^^ Gemeinde leistet einen vom Gonseil general fest- 
zusetzenden Beitrag, aber höchstens % den Rest das departement. Vielfache Be- 
lohnimgen werden den Pflegeeltern gezahlt, welche ihre Pflichten gut erfüllen. 

Bine grofie Wohltätigkeitsgesellschaft, die Union fran^se pour ie sauvetage 
de Fenfance, * schützt unverdorbene Kinder lasterhafter Eltern durch angemessene 
Unterbringung in Familie oder Anstalt, wenn möglich ohne behördliches Eingreifen, 
andernfalls nach Aberkennung der elterlichen Rechte. 

In Belgien hat der wirksame Jugendschutz seinen Ausgang genommen von 
dem Kampfe gegen das Bettelunwesen. Das Gesetz vom 27. November 1891 zur 
Unterdrückung des Bettels und der Landstreicherei nebst Nachtragsgesetz vom 
15. Februar 1897 ordnet die Errichtung von Wohlt&tigkeitsschulen an für Personen 
unter 18 Jahren, welche landstreichen, gewerbsmäßig betteha, Zuluüterdienste tun, 
zu Gefängnisstrafe verurteilt und der Regierung zur Verfügung gestellt werden, 
femer für Personen unter 16 Jahren, die wegen Polizeiübertretungen zu Polizei- 
strafen verurteilt sind. Die Aufnahme solcher Personen erfolgt, nachdem durch 
Oerichtsbesehluß ihre Überweisung an die Verwaltungsbehörde angeordnet ist. 

Die Aufnahme in eine Wohltätigkeitsschule kann aber auch auf Antrag d^ 
Kommunalbehörde durch den Justizminister angeordnet werden. In den Anstalten 
werden stets drei Altersklassen getrennt gehalten: solche, welche beim Eintritte 
höchstens 13, solche, welche 18 — 16 und solche, welche 16^18 Jahre alt waren. 
Die Gruppen werden aus den zur Zeit des Eintritts gleichaltrigen gebildet Die 
Anstalten — mindesten soweit Knaben in Betracht kommen — tragen nicht Familien- 
Charakter, sondern sind militärisch organisiert. Sie vereinigen die Zöglinge am 
Tage und bei Nacht, nur eine Mädchenanstalt hat Sinzelzellen für die Nacht. 
Körperliche Züchtigung als Strafmittel ist ausgeschlossen. AUe Anstalten haben 
laadwirtschaftiichen Betrieb, daneben Handwerksbetriebe für Küider, welche sich 
für die Landwirtschaft nicht eignen. Die Kosten der Fürsorgeerziehung werden 
vom Staate getragen. Nur wenn die Unterbringimg wegen Betteins oder Land- 
streichens, oder auf Ersuchen der Gemeindebehörde erfolgt, haben die Gemeinden 
oder Provinzen die Hälfte der Erziehungs- und Unterhaltskosten beizusteuern. Die 
Bntlassung der Zöglinge kann bedingt oder unbedingt erfolgen. Ersterenfalls 
können sie einem Kinderschutzverein unterstellt werden. Die Kinderschutzvereine 
liaben im Justizministerium ihre ständige zentrale Amtsstelle, bei der Commission 
royale des patronages ihre repräsentative Gesamtvertretung. 

Die moderne Kinderfürsorge in der Schweiz nimmt ihren Ausgang von Pesta- 
lozzi. Dieser gründete die Armenerziehungsanstalten, aus denen sich die heutigen 
Anstiften entwickelten. Seit etwa 60 Jahren steht die Schweizerische Gemeinnützige 
Gesellsehaft an der Spitze der Bewegung. Die Kinderfürsorge unteriiegt der kan- 
tonalen Gesetzgebung, zeigt aber trotz einzelner Verschiedenheiten einen gemein- 
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samen nationalen Zng. Nach dem in mancher Beziehung vorbildlichen Bemer 
Annengesetz von 1897 hat der Regierungsrat auf Antrag der Armenbehorde die 
erforderlichen Maßnahmen anzuordnen, wenn ein Kind unter 1(> Jahren sittlich ge- 
fährdet, verdorben oder verwahrlost ist Die Dauer dieser Maßnahmen wird durch 
ihren Erfolg bestimmt, aber nicht über die VoUjährigkeit hinaus erstreckt. Die 
Frage, ob den Eltern ihre Rechte zu entziehen sind, ist dabei stets zu entscheiden; 
die Entziehung ist in weitem Umfange zulässig. Kinder unter 15 Jahren werden 
strafrechtlich nicht verfolgt; dagegen werden scharfe Strafen gegen Eltern und Er- 
zieher verhängt, welche Kinder zum Bettel anleiten oder ihrer Unterhalts- und 
Erziehungspflicht nicht geniigen. Die Kinder werden möglichst in Familien, nur 
im Notfalle in Besserungsanstalten unteigebracht. Die Erziehungsvereine führen 
die freiwillige Versorgung verwahrloster Kinder durch und leiten die zwangsweise 
ein. Sie werden aus Staats- zum Teil auch aus Gemeindemitteln unterstützt. Der 
oberste Erziehungsgrundsatz der Anstalten ist die freie Menschenentwicklung. Alles 
Ctefangnisartige wird vermieden; Prügelstrafe ist nahezu ausgeschlossen. Sie haben 
in der Hauptsache landwirtschaftlichen Betrieb und gliedern ihre Zöglinge nach 
dem Familiensystem; 12 bis 18 Kinder leben und arbeiten unter einem Erzieher. 
Nur für den Schulunterricht werden sie anders — nach Kenntnissen imd Fähigkeiten 
eingeteilt. Jede Familie steht unter einem Armenerzieher, welcher speziell für seinen 
Beruf vorgebildet ist. Der Kanton gewährt die Mittel zur Errichtung und Erweiterung 
der Anstalten. Er erhält Vio des Ertrages des Alkoholmonopols für Antialkohol- 
zwecke, zu welchen auch die Kinderfürsorge gerechnet wird. Die Anstalten erhalten 
auch freiwillige Zuwendungen und Unterstützungen aus Gemeindemitteln, sind aber 
finanziell selbständig. Die Haftung eines öffentlich rechtlichen Verbandes für ihre 
Verbindlichkeiten findet nur ausnahmsweise statt 

Die vorstehende kurze Inhaltsangabe zeigt schon, wie reich der Inhalt des 
Buches ist. Die Darstellung ist breit und verständlich, scheut auch Wiederholungen 
im Interesse der Verständlichkeit nicht Überall ist die ausländische Behörden- 
organisation erklärt; die Zusammenhänge der Kinderfürsorge mit der Armenpflege 
finden eingehende Erörterung. Leider fehlt namentlich für England eine Mitteilung 
über die vormundschaftsrechtlichen Vorschriften, obwohl gerade diese für den 
Kinderschutz im allgemeinen von erheblicher Bedeutung sind. Für Norwegen hat 
sich der Verfasser auf nackte Wiedergabe eines Gesetzestextes vermutlich deshalb 
beschränkt, weil er die dortigen Verhältnisse nicht aus eigener Anschauung kennen 
zu lernen in der Lage war. Die im Anhange enthaltene kurze Skizze über eine 
von den Zöglingen selbst verwaltete Erziehungsanstalt bei New -York, die George 
Junior Republic, auf Grund fremder Mitteilungen fällt ein wenig aus dem Rahmen 
des Buches. 

Reich er s Werk zeigt, daß fast bei allen Kultumationen das gleiche Bedürfnis 
verstärkter Kinderfürsorge hervorgetreten ist, und daß dieses Bedürfnis überall zu 
sehr ähnlichen Maßnahmen geführt hat. Die Technik dieser Maßnahmen ist freilich 
im einzelnen verschieden; ihr Vergleich ist belehrend und bildet die Grundlage für 
weitere Fortschritte. In schönem Patriotismus hat der Verfasser sein Buch seinem 
Heimatlande Steiermark gewidmet, dem er seit vielen Jahren seine besten Kräfte 
gewidmet hat und das die Reorganisation seines Armenwesens und die mannig- 
fachsten Anregungen auf dem Gebiete sozialer und charitativer Tätigkeit ihm ver- 
dankt Aber auch für Deutschland hat er gearbeitet Wird dereinst zur Revision 
unserer Gesetzesvorschriften geschritten, so werden wir uns die englischen Ein- 
richtungen dafür zum Muster nehmen können, wie die freiwillige Kinderfürsorge 
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anzuspannen und in staatlichen Dienst zu stellen ist; die französischen Einrichtungen 
hingegen sind vorbildlich für die straffe Beamtenorganisation und die konsequente 
DurchfQhrung des Gedankens, daß elterliche Qewalt in erster Linie eine Pflicht und 
erst in zweiter ein Recht enthält. Amtsgerichtsrat Dr. Köhne. 

Kinder-Schuti- nnd -Bettnngs-OeseilBchaft in Wien. Die Gesellschaft, die 
sich die Aufgabe stellt, Kinder gegen Mißhandlungen, körperliche und sittliche Ver- 
wahrlosung zu schützen, gibt seit August 1908 eine Zeitschrift: „Mitteilungen der 
Kinder-Schutz- und -Rettungsgesellschaft** heraus, die vorläufig sechsmal Jährlich er- 
scheint und neben den die Gesellschaft betreffenden Mitteilungen auch größere Auf- 
sätze über allgemeine Fragen des Kinderschutzes, Berichte über die auf dem Gebiete der 
KinderfOrsorge ergehenden behördlichen Erlässe, über gerichtliche Entscheidungen 
in Fragen des Kinderschutzes, Mitteilungen von verwandten Vereinen u. a. m. enthält. 
Sie verfolgt den Zweck, den Verkehr der Vereinsleitung mit den Vereinsmitgliedem 
zu vermitteln, mit den letzteren in enger Beziehung zu bleiben und ihnen in allen 
den Kinderschutz betreffenden Fragen Rat imd Auskunft zu erteilen. Darüber 
hinaus sucht sie den Gedanken des Kinderschutzes und das Interesse hierfür in 
die weitesten Kreise der Bevölkerung zu tragen, alle wichtigen auf diesem Gebiete 
gemachten Erfahrungen allgemein bekannt zu geben, wichtige Fragen zur Erörterung 
zu stellen und dadurch anregend und fördernd auf diesem Gebiete zu wirken. 
No. 5 des ersten Jahrganges der Mitteilungen bringt einen Rückblick auf das 
Wirken der Kinderschutz- und Rettungsgesellschaft in den ersten vier Jahren, der 
durch die Angaben des in No. 6 abgedruckten Jahresberichtes für 1903 ergänzt 
wird. Danach hat die Gesellschaft in den vier Jahren ihres Bestehens im ganzen 
140 Kinder in ihre Pflege übernommen; 64 Kinder sind während dieser Zeit aus 
der Pflege der Gesellschaft entlassen worden, so daß die Zahl der Ende 1903 in 
Pflege befindlichen Kinder 86 betrug. Von den entlassenen wurden 13 nach voll- 
endetem vierzehnten Lebensjahre in Lehr- oder Dienststellen untergebracht, 18 infolge 
gerichtlichen Auftrages den Eltern zurückgegeben; die übrigen wurden teils von 
Verwandten oder von andern Vereinen übernommen, teils mußten sie einer Besserungs- 
anstalt zugeführt oder der Polizei übergeben werden. Außer diesen von der Ge- 
sellschaft ganz übernommenen Kindern werden in solchen Fallen, in denen die häus- 
lichen Verhältnisse des Kindes zwar zweifelhaft erscheinen, Jedoch noch nicht die 
äußerste Maßregel, die Wegnahme des Kindes erfordern, die Kinder unter Aufsicht 
der Gesellschaft gestellt und von deren Organen wiederholt tmd in verschiedenen 
Zeiträumen besucht. In allen Fällen, ganz gleich ob es sich um die Übernahme 
des Kindes oder nur um die Beaufsichtigung handelt, wird erst die Genehmigung 
der Pflegschaftsbehörde eingeholt. Bei aufgenommenen Kindern wird eine behörd- 
liche Entscheidung herbeigeführt, die das Recht der Erziehung der Gesellschaft 
überträgt, den Eltern Jedoch die Pflicht auferlegt, zu den Erziehungskosten des 
Küides beizutragen. Gerade dadurch, daß die Eltern zur Alimentationspflicht heran- 
gezogen werden, soll ihnen gezeigt werden, daß sie durch ihre Handlungsweise 
zwar ihrer Rechte verlustig gehen, daß aber ihre Pflichten fortbestehen. Als Er- 
ziehungsform hat die Gesellschaft das Familiengruppensystem gewählt; nur in 
bestimmten Fällen, in denen das Interesse des Kindes es erfordert, tritt Einzelpflege 
ein. Die Gesellschaft unterhält gegenwärtig 7 Heime, deren Jedes für 8^10 Kinder 
Raum bietet; an der Spitze Jedes Helms steht ein Pflegeeltempaar. Die Mehrzahl 
der Kinder (65) ist in den Helmen imtergebracht, 16 befhiden sich in Einzelpflege. 
Im Frühjahr 1903 konnte auch ein lange geplanter Gedanke verwirklicht werden: 
die Gründung emer landwirtschaftlichen Kolonie. Sie wurde zunächst mit 5 Pfleglingen 
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eröffnet; die Kinder wurden bei Grundbesitzern in Einzelpflege untergebracht, sie 
werden zu landwirtschaftlichen Arbeiten herangezogen und zu landwirtschaftlichen 
Hilfsarbeitern vorgebildet. Dafi das neue Unternehmen gedeiht, beweist ein Aufsatz 
in No. 1 des zweiten Jahrganges der Mitteilung^i, wonach die Zahl der in der 
landwirtschaftlichen Kolonie untergebrachten Kinder gegenwärtig schon 15 (6 Knaben 
und 9 Mädchen) beträgt Die Verpflegungskosten für samtliche IQnder beliefen sich 
im Jahre 1903 auf 25606 Kronen bei 31878 Yerpflegungstagen gegen 2537 Kronen 
bei 3645 Verpflegungstagen im ersten Vereinsjahre. Der tägliche Kostenaufwand 
für jedes Kind beträgt ds^er 80 Heller gegen 69 Heller im Jahre 1900. Jedoch sind in 
diese Summe die Kosten für Bekleidung und Miete nicht eingerechnet Auch nach 
der Entlassung der Kinder bleibt die Gesellschaft in steter Verbindung und regem 
Verkehr mit ihnen, sie sucht die geeigneten Liehr- oder Dienststellen für sie aus 
und unterstützt sie meistens noch während der Lehrzeit mit Kleidungsstücken und 
andern nützlichen Gegenständen. 

Dr. Bamardos Homes. 1908. — Die »National Waifs Association" (Dr. Bar- 
nardosHomes) veröffentlicht in der Augustnummer des „National Waifs Magazine* 
ihren 38. Jahresbericht für 1903. Wir haben in No. 12/1903 der Zeitschrift über 
diese das ganze Gebiet der Kinderfürsorge umfassende Gesellschaft berichtet und 
haben ihre mannigfaltigen Einrichtungen, die „Ever open doors", die Säuglings- 
heime und Krippen, die verschiedenen der Berufsausbildung dienenden Schulen, 
die Krankenanstalten, das Auswanderungswesen usw. ausführlich besprochen. Der 
vorliegende Bericht gibt einen Überblick über die letzten 11 Jahre, aus dem her- 
vorgeht, daß die Zahl der Jährlich aufgenommenen Kinder sich in dieser Zeit 
nahezu verdoppelt hat: sie betrug im Berichtsjahr 4078 gegen 2142 im Jahre 1893. 
Durchschnittlich wurden täglich mehr als 13 Kinder aufgenommen. Im ganzen 
waren am Ende des Berichtsjahres 7078 Kinder der Fürsorge der Gesellschaft unter- 
stellt 1237 Kinder (836 Knaben und 401 Mädchen) sind während des Berichtsjahres 
nach Canada übergesiedelt gegen 834 in 1893; die Gesamtzahl der seit Bestehen 
der Gesellschaft nach den Kolonien ausgewanderten Kinder beträgt 14894. Die Zahl 
der Anstalten und Einrichtungen, die im Vorjahre nahezu 100 betrug, ist um etwa 
10 vermehrt worden, von denen wir die im Februar eröffnete Seemannsschule 
hervorheben, in der bereits 200 Knaben Aufnahme gefunden haben; 10 weitere 
Anstalten, darunter ein Krüppelheim und ein Krankenhaus sind in Vorbereitung. 
Die Ausgaben der Gesellschaft betrugen im Berichtsjahre mehr als 200000 £, 
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S. 677 — 591. Jena, Gustav Fischer. 1904. (The problem of poyerty. A paper 
read in the Social Science Department of the Congress of Arts and Science, 
St. Louis, September 1904. American Journal of Sociology, Chicago, 
November 1904. p. 886—853). 

Baehl^ Das ArmeaweseD. Besonderer Abdruck aus dem Handbuch der Hygiene, 
herausgegeben von Dr. Th. Weyl in Berlin. Vierter Supplement-Band Soziale 
Hygiene. 188 S. Jena, Gustav Fischer. 1904. 

HeadersoD, Charles Richmond, assisted by others. Modern Methods ofCharlty. An 
account of the Systems of Relief, Public and Private, in the Principal Countries 
having modern methods. 715 p. New-York, The Macmillan Company. 1904. 

DeTine, Edward T., The nrinciples of relief. 493 p. New-York, The Macmillan 
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Siager, Karl, Soziale Fflrsorge der Weg Kam Wohltan. 266 S. München und 
Berlin, R. Oldenbourg. 1904. 

Die Wohlfahrtseinrichtnagen Berlins nnd seiner Tororte nebst einem Anhange 
über öffentliche Armenpflege, Arbeiterversicherung und andere für die Wohl- 
fahrtspflege wichtige Rechtsgebiete. Ein Auskunftsbuch, herausgegeben von 
der Auskunftsstelle der Deutschen Gesellschaft für ethische Kultur. Dritte 
neubearbeitete und vermehrte Auflage. 496 S. Berlin, Julius Springer. 1904. 

Die erste Nnmmer des vierten Jahrgangs der Zeitschrift, die seitdem 
in wesentlich erweitertem Umfang erschien, brachte eine ausführliche Be- 
trachtung über Wissenschaft und Praxis der Armenpflege. Es 
wurde darin versucht, die moderne Bewegung auf dem Gebiet von Armen- 
pflege und Wohltätigkeit zu charakterisieren nnd auf die wesentlich 

praktische Tendenz hinzuweiden, die dieser Bewegung eigen ist, mit der 

8 
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Hand in Hand geht eine wachsende SpeziaUsiernng in der Wissenschaft- 
liehen Behandlang der Tätigkeit und ihrer praktischen Ansgestaltung. 
Es sei gestattet des Znsammenhangs wegen einige Sätze ans jener Be- 
sprechung hier zn wiederholen. „Nicht daß man über die Gmndfragen 
anf diesem Gebiet eine Tollständige wissenschaftliche Übereinstimmung 
unter den Fachgelehrten herbeigeführt hätte; aber man hat sich mehr und 
mehr gewöhnt, die theoretische Erörterung über Wert und Wesen der 
Wohlfahrtspflege zurückzustellen gegenüber der Erörterung der Frage, 
wie man auf den verschiedenen Gebieten der Fürsorgetätigkeit es praktisch 
anzugreifen habe, um den minderbemittelten Kreisen die hilfreiche Hand 
zu leihen. Die Frage, ob ein sittliches Gebot, ob die Forderung polizei- 
licher Sicherheit, ob die wirtschaftliche Gestaltung modernen Staatswesens 
znr Übung der Armenpflege drängt, ist in älteren Schriften mannigfach 
erörtert; sie wird heute viel seltener berührt gegenüber der dringenden 
Forderung, dem ungeheuer komplizierten Mechanismus modernen Wirt- 
schafts- und Gesellschaftslebens die Formen zu finden, unter denen man 
zweckmäßig und gefahrlos Armenpflege und Wohltätigkeit üben kann. 
Die Technik der Armenpflege in der Fürsorge für Kranke und Gebrech- 
liche, für Kinder und Greise, für arbeitsfähige und arbeitslose Personen 
findet in unzähligen Schriften und Berichten vielfältigste Bearbeitung; der 
Frage ihrer Stellung im System wird ein yerhältnismäßig geringes Interesse 
zugewendet." 

Für die Wahrheit dieser Ausfuhrungen konnten wir unsern Lesern 
durch den Inhalt der nun abgeschlossenen fünf ersten Jahrgänge unserer 
Zeitschrift zahlreiche Beweise bringen. Auch auf allen andern Gebieten, 
auf denen es sich um eine praktische Tätigkeit handelt, wie in der 
Rechtspflege, der allgemeinen Verwaltung, der ärztlichen Fürsorge u. a. m. 
zeigt sich eine ähnliche Erscheinung. Mehr und mehr nimmt die Zahl 
der großen Handbücher, Kommentare zu, die dem praktisch arbeitenden 
Juristen, Yerwaltungsbeamten, Arzte usw. zum täglichen Gebrauch dienen 
und ihm das Ergebnis der Wissenschaft in zusammengedrängter für den 
praktischen Gebrauch in bequemer Weise vermitteln sollen. Dabei fühlen 
wir recht wohl, daß in diesem Zurechtmachen in Handbüchern und 
Kommentaren, in diesem Zuschnitt auf unmittelbar praktische Zwecke 
eine gewisse Gefahr liegt, die Anschauung der Dinge zu verflachen und 
auch die Bedeutung wissenschaftlicher Forschung und Erkenntnis auf ein 
Niveau äußerer Nützlichkeit herabzudrücken. 

Der Einsicht in diese Gefahr verdankt der internationale wissen- 
schaftliche Kongreß seine Entstehung, der im vergangenen Jahre in 
der dritten Septemberwociie in St. Louis aus Anlaß der großen Welt- 
ausstellung abgehalten wurde. Dieser Kongreß (international congress 
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of arts and sciences) sollte die Vertreter aller Wissenschaften aus allen 
Ländern der Erde yereinigen, nm ihnen Gelegenheit zn geben, sich nach 
einem vorher bestimmten festen Plan über die letzten Ergebnisse ihrer 
Wissenschaft zusammenfassend auszusprechen und den Zusammenhang 
ihrer Wissenschaft mit dem angrenzenden Wissensgebiet darzulegen. Statt 
noch einmal die zersplitterten Spezialarbeiten anzuhäufen, sollte auf Ein- 
heit und Zusammenhang der Wissenschaft hingearbeitet, statt der zahl- 
losen zusammenhängenden Spezialkongresse ein einziger großer Kongreß 
abgehalten werden, der — wie es in dem Programm heißt — „die Ge- 
samtheit des menschlichen Wissens umspannt und sich die einzige Aufgabe 
setzt, die Einheit der Wissenschaft herauszuarbeiten. In diesem Zeitalter 
der Zersplitterung und des Spezialistentums wollen wir den zu lange ver- 
nachlässigten Gedanken der geistigen Einheit ins Bewußtsein der Menschen 
rufen. ^ Dieser Idee entsprechend wurde das gesamte Wissenschaftsgebiet 
logisch eingeteilt in 7 Hauptabteilungen, 25 Unterabteilungen und 134 
Sektionen, in deren jeder die Beziehungen zu den Nachbarsektionen und 
zu den übergeordneten Abteilungen Yon Führern der Wissenschaft ver- 
folgt werden sollten, bis so gewissermaßen ein Netz geistiger Beziehungen 
geknüpft ist. So waren im ganzen 340 Einzelvorträge vorgesehen und 
für jeden ein anerkannter Vertreter des Faches gewonnen worden. In 
diesem Sinne wurde der Kongreß abgehalten, von zahlreichen Gelehrten 
-aUer Kulturländer besucht, die abgesehen von ihrem fachlichen Interesse 
auch persönliche Beziehungen jenseits des Meeres knüpften und neue 
lebendige Eindrücke von Amerika ihrem Heimatlande vermitteln konnten. 

Die Fragen von Armenpflege und Wohltätigkeit waren eingeschlossen 
in die Hauptabteilung: Social regulation mit vier Unterabteilungen. 
In der vierten Unterabteilung: Social Science bildete The dependent 
group die fünfte Sektion. Präsident dieser Sektion war der namentlich 
um die Lösung des Tenementproblems in New-York hochverdiente 
Dr. Robert W. de Forest; Sekretär der angesehene Leiter der C.O.S. 
in Chicago, E. P. Bicknell, während die Vorträge dem Herausgeber 
dieser Zeitschrift und dem Professor Henderson, dem Herausgeber des 
hier anzuzeigenden Werkes: Modern Methods of Charity Überträgen waren. 

Wenn ich zum Thema des Vortrags „Das Problem der Armut" 

wählte, so folgte ich damit der Idee, die dem Kongreß als Wegzeiger 

dienen sollte. Nicht die Darstellung eines einzelnen Gebietes, sondern 

eine zusammenfassende Beti'achtung der Hauptfragen auf dem gesamten 

Gebiet, wobei noch dem Umstand Rechnung zu tragen war, daß der 

Vortrag sich nicht über die Dauer von Dreiviertelstunden erstrecken 

sollte, mithin den Umfang etwa eines Druckbogens nicht überschreiten 

durfte. Der Vortrag zerfällt in zwei Teile, einen theoretisch-historischen 

3* 
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und einen praktischen. In dem ersten suche ich den Begriff der Armut 
und die Voraussetzungen der Armenpflege festzustellen und darzulegen, 
wie die moderne Forderung sozialer Armenpflege entstanden ist n^ie 
soziale Auffassung des Problems — heißt es dort — vertieft seine Be- 
handlung, indem sie nun die Betrachtung Ton der äußeren Erscheinung 
der Armut zu ihren tieferen Ursachen hinführt und die Maßregeln zu 
finden bemüht ist, durch die den Ursachen der Armut entgegengewirkt 
werden kann.'^ .... „In diesem Verhältnis von Ursache und Maßregeln 
steht an letzter Stelle scharf abgegrenzt von den Maßregeln der Wohl- 
fahrtspflege, der Selbsthilfe und sozialen Armenpflege die eigentliche 
Armenpflege, jene Maßregel, der es charakteristisch ist, daß sie außerhalb 
des Bereiches you Leistung und Gegenleistung steht, das sonst alle 
wirtschaftlichen Beziehungen bestimmt und ihnen die feste Grenze zieht 
Die Folgen dieses eigenartigen Verhältnisses sind auf der Seite der 
Gebenden wie der Nehmenden deutlich erkennbar. Der Gebende ist zur 
Einschränkung seiner Gaben auf das Allernotdürftigste geneigt, weil er 
schenkt, der Nehmende wird durch die Gabe gedemütigt, weil er nichts 
zum Entgelt bieten kann. Härte auf der einen Seite, Verbitterung auf 
der anderen Seite sind daher vielfach mit der Übung der Armenpflege ver- 
bunden. Und wo die Armenpflege nicht in harter Weise geübt wird oder 
wo sie in reichem oder gar verschwenderischem Umfange auftritt, nimmt sie 
zwar das Gefühl der Bitterkeit, erzeugt dafür aber andere nicht minder 
gefährliche Übel, vor allem das Übel, den Nehmenden an geschenkte Gaben 
zu gewöhnen, ihn begehrlich zu machen, sein Bestreben zu vermindern, 
sich aus eigener Kraft zu erhalten. Wo die Armenpflege in dieser Weise 
entartet, wird sie zur bloßen Almosenwirtschaft, die eine Vermehrung der 
Zahl der Hilfesuchenden ins Ungemessene zur unausbleiblichen Folge hat. 
So bewegt sich das Verhalten der Gesellschaft zur Armut dauernd zwischen 
zwei Übeln, dem Übel ungenügender Fürsorge für die Bedürftigen mit der 
Folgeerscheinung zunehmender, zu Bettel und Verbrechen zwingender 
Verarmung und dem Übel planloser Armenpflege mit den Folgeerscheinungen 
weitgehenden Mißbrauchs, Verminderung der wirtschaftlichen Selbständigkeit 
und Begünstigung von Bettel- und Landstreicherei. Die Geschichte des 
Armenwesens ist zum großen Teil eine Geschichte dieser stets beobachteten 
Übel und der Bestrebungen, sie zu beseitigen oder wenigstens auf ein 
geringeres Maß zurückzuführen.^ 

An diese Betrachtung ist eine Übersicht derjenigen Bestrebungen 
angeschlossen, durch die man den bezeichneten Ubelständen in der Gegen- 
wart entgegenzuwirken sucht. Dahin gehören die Fragen der Organisation 
— des Unterstützungssystems (offene und geschlossene Armenpflege; Geld- 
und Naturalunterstützung) — der Verbindung der verschiedenen Faktoren 
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von Annenpflege und Wohltätigkeit — der Aufsicht über die Einrich- 
tungen der Armenpflege und Wohltätigkeit (namentlich die Schaffung von 
Zentralbehörden) — und der Beteiligung größerer Verbände an der 
Armenlast mit der Tendenz weiterer Ausbreitung der öffentlichen 
Armenpflege. 

In den heute anzuzeigenden Werken wird gerade diesen Fragen der 
breiteste Raum gegönnt; namentlich sind es immer wieder die Fragen der 
Organisation und der Beziehungen der öffentlichen Armenpflege zur pri- 
Taten Wohltätigkeit, die den Praktiker beschäftigen. 

Die Darstellung des Armen wesens von Buehl ist im Rahmen des 
verdienstvollen, von Dr. Weyl in Berlin herausgegebenen Handbuchs der 
Hygiene als vierter Supplementband erschienen und unter der Rubrik 
Soziale Hygiene eingereiht. Es sind wenige zu einer derartigen Dar- 
stellung besser berufen als der Leiter des öffentlichen Armenwesens in 
Hamburg, der sich namentlich durch seine dem Deutschen Verein für 
Armenpflege und Wohltätigkeit erstatteten Referate vorteilhaft bekannt 
gemacht hat. Es handelt sich in der vorliegenden Arbeit um eine syste- 
matische zusammenfassende Behandlung der Grundlagen des Annenwesens. 
Hierbei sind nach einer kurzen geschichtlichen Übersicht in dem zweiten 
Hauptabschnitt das Armenwesen im Deutschen Reiche behandelt, die 
Grundbegriffe und allgemeinen Grundsätze der öffentlichen und privaten 
Armenpflege erörtert und das Notwendige über die Armengesetzgebung 
und die Armenpflege-Systeme hinzugefügt. Dieser zweite Abschnitt ist 
wiederum in einen allgemeinen und einen besonderen Teil zerlegt. In dem 
allgemeinen Teil werden das Wesen der Armut und die Maßnahmen zu 
ihrer Verhütung, das Verhältnis der öffentlichen und privaten Armen- 
pflege, die Armenpolizei und Armenzucht, Armenlast und Armensteuern 
sowie die Armenstatistik behandelt, mit der Buehl sich praktisch und 
theoretisch besonders viel beschäftigt hat. Der folgende besondere Teil 
unterrichtet über die Armengesetzgebung und die Armenverwaltung, wobei 
die Armenpflege- Systeme, insbesondere das Elberfelder System, und die 
einzelnen Formen der Unterstützung genauer erörtert sind. Den dritten 
Abschnitt bildet eine kurze Darstellung des Armenwesens im Auslande, 
bei dem der VerEasser namentlich den Darstellungen im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften und den vom Herausgeber dieser Zeitschrift 
bearbeiteten Berichten über das ausländische Armenwesen folgt. Jedem 
Abschnitt ist eine Literaturübersicht beigefügt. 

Das Buehl sehe Buch bestätigt, was ich im Eingange über das Be- 
dürfnis nach zusammenfassender Belehrung für den praktischen Gebrauch 
sagte. Es enthält nicht wesentlich neues, sondern faßt Grundsätze und 
Erfahrungen zusammen, über die in Deutschland die Sachkundigen im 
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aUgemeinen einverstanden sind. Wo immer es gilt, für armenpflegerische 
Unternehmungen technische Kenntnisse anzuwenden und die erforderlichen 
Mittel zu beschaffen, wo es gilt, neue Einsichten, wie beispielsweise die 
Wertschätzung der weiblichen Tätigkeit in der Armenpflege, die Schaffung 
Ton Heilstätten, die Verbindung der verschiedenen Faktoren der Wohl- 
tätigkeit untereinander in lebendige Praxis umzusetzen, wird der Leser 
in dem Buehlschen Buche mannigfache Anregungen und Hinweise finden. 
Es wird seinen Zweck, über das Armenwesen in knapper handbuchmäßiger 
Form zu unterrichten, umsomehr erfüllen, als ihm eine durchaus klare 
und flüssige Darstellung nachzurühmen ist. 

Das Werk von Henderson stellt sich zwar im wesentlichen die- 
selbe Aufgabe, über das Armenweseo, wie es ist, zu belehren; es steckt 
sich aber insofern viel weitere Grenzen, als es das Armenwesen aller 
Nationen zu beschreiben unternimmt. 

Henderson hat auf sozialem und armenpflegerischem Gebiet bereits 
eine reiche literarische Tätigkeit entfaltet und in der praktischen Fürsoige- 
tätigkeit speziell in seinem Wohnort Chicago sich um Hebung der Lage 
der arbeitenden Klassen und zweckmäßige Armenpflegeeinrichtungen sehr 
verdient gemacht; als Lehrer der Nationalökonomie an der Universität 
Chicago behandelt er die hier in Bede stehenden Gebiete in seinen Vor- 
lesungen. Seine Vorbildung hat er zu einem nicht geringen Teile in 
Deutschland erworben und sich dort den Grad eines Doktors geholt; 
so ist er mit deutschen Verhältnissen und deutscher Sprache wohl ver- 
traut. Die Unternehmung, das Armenwesen aller Länder vergleichend 
darzustellen, begründet Henderson in seinem Vorwort mit dem Hinweis 
darauf, daß seit dem 1870 erschienenen Sammelwerk von Emminghaus 
keine derartige zusammenfassende Darstellung mehr herausgekommen sei, 
wie sie für das Studiimi und für die praktische Arbeit gleichmäßig er- 
wünscht sei; von Bedeutung sei es namentlich, die Verschiedenheiten der 
Zustände, bedingt durch Klima und Produktionsverhältnisse, durch politische 
Entwicklung und durch Basseneigentümlichkeit, miteinander vergleichen 
zu können. Um diesen Zweck zu erreichen, hat Henderson verschiedene 
Hilfskräfte herangezogen und ihnen die Bearbeitung für einzelne Länder 
und Kolonien übertragen. So sind u. a. Dänemark von Professor J. M. 
Gillette, Bußland von Hannah B. Clark, Frankreich von Annie 
Marion Maclean usw. bearbeitet. Außerdem hat Henderson das vor- 
handene literarische Material in ausgiebiger Form benutzt; insbesondere 
gilt dies von den Schriften des Verfassers dieser Zeilen, deren er im 
Vorwort mit den ehrenden Worten gedenkt, daß ohne sie die Fertig- 
stellung der Arbeit auf nicht absehbare Zeit hätte verschoben werden 
müssen und daß, wenn er auch nicht unmittelbar an der Herstellung des 
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Werkes mitgearbeitet und für seinen Inhalt auch nicht verantwortlich sei, 
er doch als geistiger Miturheber betrachtet werden müsse. So erfreut ich 
über diese freundliche Anerkennung meiner literarischen Tätigkeit bin, 
muß ich hier doch zum Ausdruck bringen, daß wir in Deutschland bei 
der Benutzung gedruckten Materials etwas vorsichtiger zu Werke gehen. Wo 
wir ganze Abschnitte wörtlich wiedergeben, begnügen wir uns nicht mit 
der bloßen Quellenangabe, sondern bringen es dem Leser zum deutlichen 
Bewußtsein, daß die Wiedergabe wörtlich ist. Wenn also in der Dar- 
stellung der deutschen Armenpflege ein von mir für das Journal of 
Sociology geschriebener Artikel auf mehr als 20 Seiten wörtlich ab- 
gedruckt wird, so muß dies nach unserer Auffassung deutlich erkennbar 
sein. Bei dem Abschnitt über Belgien sind meine Ausfuhrungen, die in 
deni Bericht über Ausländisches Armenwesen erschienen sind, ebenfalls 
wörtlich wiedergegeben. Hier findet sich die Quellenangabe überhaupt 
nur in dem allgemeinen Literaturverzeichnis. Dem Verfasser Eben 
Mumford begegnet hierbei aber obendrein das grobe Mißverständnis, 
daß er meinen Bericht, der keineswegs eine Darstellung des gegenwärtigen 
Zustandes, sondern die weitere Entwicklung seit 1898 zum Gegenstande 
hatte, zur Grundlage für die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes 
macht und von den auch bis heute noch nicht abgeschlossenen Reform- 
projekten wie von bestehenden Einrichtungen spricht. Der Artikel ist 
daher wissenschaftlich wertlos und praktisch nicht brauchbar. 

Daß seit Emminghaus keine zusammenfassende Darstellung er- 
schienen ist, ist nicht ganz richtig. Der erste Band des Handwörter- 
buchs der Staatswissenschaften enthält unter „Armenwesen" die Dar- 
stellung des Armenwesens fast aller Kulturländer. Die einzelnen Arbeiten 
sind zwar ungleich und im ganzen knapper gehalten als die hier vorliegen- 
den Arbeiten; aber sie genügen im allgemeinen streng wissenschaftlichen 
Ansprüchen und dienen gewiß zur schnellen Orientierung über das ge- 
samte Gebiet. Im übrigen sind die Artikel des Handwörterbuchs von 
Henderson und seinen Mitarbeitern ausführlich benutzt und in dem 
Literaturverzeichnis sorgfältig angegeben, wie überhaupt die Sorgfalt der 
Literaturangaben rühmend anzuerkennen ist; für einzelne Gebiete bringen 
die Literaturangaben sehr viel neue und beachtenswerte Hinweise. Sie 
sind in der Hauptsache am Schlüsse des Werkes zusammengestellt; nur 
bei einigen Abschnitten ist der Literaturnachweis sogleich an die Dar- 
stellung angeschlossen, was eine gewisse Zwiespältigkeit erzeugt — Das 
dritte kritische Bedenken, das ich auszusprechen habe, richtet sich gegen 
die Ungleichmäßigkeit der Arbeiten, ein Vorwurf, der übrigens schon in 
starkem Maße gegen das Sammelwerk von Emminghaus zu erheben war. 
Einzelne Länder und in ihnen wieder einzelne Erscheinungen und Ein- 
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richtungen sind mit großer Ausführlichkeit behandelt, andere werden gar 
nicht erwähnt oder kommen in der Darstellung zu kurz; ich sehe dabei 
von der schon erwähnten Arbeit über Belgien ganz ab. Am besten sind 
naturgemäß die Darstellungen des englischen und des amerikanischen 
Armen Wesens geraten. England ist durch den auf diesem Gebiet wohl- 
bekannten Charles A. Ellwood, Amerika durch Henderson selbst und 
einige Hilüskräfte bearbeitet. Hier stand den Verfassern eine reiche, 
ihnen ja auch durch die Sprache leichter zugängliche Literatur zur Ver- 
fügung; hier waren ihnen die Verhältnisse aus eigener Anschauung und 
unmittelbarem Verständnis der politischen und wirtschaftlichen Grundlagen 
des öffentlichen Lebens yertraut. Auch dem äußeren Umfange nach nehmen 
diese beiden Länder die erste Stelle ein. Ganz besonders dankenswert 
sind hierbei die Mitteilungen über die sonst meist vernachlässigten Teile 
von Großbritannien: Schottland und Irland. Ganz neues bringen, wenig- 
stens für festländische Leser, die Abschnitte über Indien, Australien 
^ und Kanada; auch sind die hier gegebenen Literaturnachweise sehr zu 
begrüßen. 

Zur Einführung des Abschnitts über Indien von 0. J. Price heißt 
es, daß der Zweck gewesen sei, zu zeigen, wie die europäischen Ideen 
ihren Weg unter den besonderen Bedingungen einer andern Zivilisation 
machen. Es ist in der Tat interessant zu sehen, wie die beiden großen 
Kolonialreiche Indien und Australien grundverschieden in ihren Einrich- 
tungen der Wohltätigkeit dastehen, jenes noch fast völlig unzugänglich 
den in England wurzelnden Anschauungen über Armenpflege und Wohl- 
tätigkeit, dieses in sozialpolitischer Auffassung weit vorgeschritten, dem 
Mutterlande in mannigfacher Beziehung in der Behandlung der Arbeiter- 
frage überlegen und dementsprechend auch auf diesem Gebiet durchaus 
modern. Für Indien bemerkt der Verfasser, dessen ganze Darstellung 
durchaus zu loben ist: „Das Problem der Armut ist dort sehr verwickelt; 
es ist mehr als anderswo mit religiösen Fragen verquickt; die Witterungs- 
einflüsse spielen darin eine sehr bedeutende Rolle und auch häusliche 
Gewohnheiten und nationale Besonderheiten sind maßgebende Faktoren. 
Namentlich steht geordneter Armenpflege die Auffassung des Bettels als 
eines ehrenvollen Gewerbes entgegen, während die bekannten Witterungs- 
verhältnisse das ohnehin arme Land verhältnismäßig häufig in Hungersnot 
versetzen. Die häuslichen Gewohnheiten führen zu früher Verheiratung 
ohne Rücksicht auf die Frage des Unterhalts, während die allgemeine 
Armut das Gewerbe der Wucherer zur Blüte bringt. Eine eigentliche 
Armenpflege besteht in Indien nicht; was auf diesem Gebiet geschieht, 
sind Maßregeln der Regierung, namentlich auf dem Gebiet der Kranken- 
pflege, die freilich bei weitem für das Bedürfnis nicht ausreichen." Für 
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Australien, dessen Einrichtungen von demselben Verfasser dargestellt 
sind, gilt nahezu das Umgekehrte wie für Indien; hier kann Price 
sagen: „Die dünne Beyölkerung, die reichen Hilfsquellen und der Cha- 
rakter der Beyölkeruugy ein hoher Grad allgemeiner Intelligenz vereinigen 
sich, um soziale Bedingungen zu schaffen, wie sie in den älteren Ländern 
nicht zu finden sind.^ Immerhin ist das Problem der Armut nicht un- 
bekannt und wird vorzugsweise im Wege vorbeugender Hilfe zu lösen 
gesucht. Über die Old Age Pensions laws in den Provinzen Zealand, 
New South-Wales und Victoria macht Price die sehr treffende und für 
die Betrachtung des gesamten Problems sehr interessante Bemerkimg: 
„Da die Gesetze augenfällig auf der Grundlage des sozialen Prinzips der 
Dankbarkeit des Staates gegenüber den unzureichend gelohnten Arbeit- 
nehmern beruhen, machen die verschiedenen Beschränkungen, die das 
Gesetz enthält, es in Wahrheit zu nichts anderm als einer Art von Armen- 
gesetzgebung. ^ Gegen das System werden die gleichen Einwendungen 
erhoben wie gegen die in England selbst seit langem zur öffentlichen 
Erörterung stehenden Gesetzentwürfe über O A.P., namentlich die außer- 
ordentlich starke finanzielle Belastung der Steuerzahler und die Verminde- 
rung des Triebs zur Sparsamkeit und zur eigenen Fürsorge für das Alter. 
Bemerkenswert ist femer, daß auch in Australien in der Kinderfürsorge 
das System der Familienpflege bevorzugt wird. 

Aus der Darstellung des amerikanischen Armenwesens möchte ich 
die interessante S. 385 ff. behandelte Statistik hervorheben. Es sind im 
ganzen acht Staaten ausgewählt, deren Verhältnisse statistisch dargestellt 
werden. Die Gesamtausgaben dieser acht Staaten, allerdings einschließ- 
lich der Aufwendungen für Strafgefangnisse, die bei äbnlichen Darstellungen 
in andern Ländern nicht in Betracht fallen, betragen 48 Millionen Dollar. 
Entsprechend diesem Verhältnis wird, was allerdings nicht unbedenklich 
ist, der gesamte Aufwand für die Vereinigten Staaten auf rund 200 Millionen 
Dollar geschätzt, was einer Ausgabe von 825 Millionen Mark entsprechen 
würde. Becht bemerkenswert ist auch eine Äußerung von Henderson, 
der, wie schon erwähnt, mit deutschen Verhältnissen wohl vertraut ist, 
in der er sich gegen die gänzliche Abschaffung der offenen Armenpflege 
ausspricht, eine Tendenz, die mehr aus politischen als armenpflegerischen 
Gesichtspunkten zu erklären ist. Im übrigen gehe ich an dieser Stelle 
nicht näher auf die Darstellung ein; ich beabsichtige meine in Amerika 
gewonnenen Eindrücke und das dort gesammelte Material später zu einer 
zusammenfassenden Darstellung zu verarbeiten. 

Einen ganz besonders dankenswerten Abschnitt bringt das Werk in 

Kap. XIII: The Jews, geschieden in die Darstellung der europäischen 

und der amerikanischen Frage der Fürsorge für die Juden, von Feuer- 

4 



— 42 — 

lieht nnd Hirschberg. Wir haben in Deutschland im ganzen Ton der 
Bedentang dieser Frage für Rußland und Amerika keine rechte Vorstellung. 
Man yergegenwärtige sich, daß allein in New- York eine jährlich zwischen 
40 — 90000 schwankende Einwanderung von Juden stattfindet und New- 
York allein über 700000 Juden zu seinen Einwohnern zählt Auch auf 
diese Arbeit komme ich ausfuhrlicher in anderem Zusammenhange zurück. 
Einen ganz anderen Charakter als die zuerst besprochenen Arbeiten 
tragen die beiden Bücher von Deyine, dem Generalsekretär der New- 
York Charity Organization Society, einem um die Theorie und Praxis 
des amerikanischen Wohltatigkeitswesens gleich verdienten Manne. Das 
Bedürfnis, sich mit den Grundsätzen der Armenpflege auseinanderzusetzen, 
ist bei ihm ganz besonders aus der Praxis der von ihm geleiteten großen 
Institutionen erwachsen. Indem er die Frage stellt, was hat die Gesell- 
schaft gegenüber den Bedürftigen zu tun und wie hat sie es zu tun, 
gelangt er zur Untersuchung der einzelnen Seiten des Armenwesens und 
faßt die Antworten immer so, als wenn er lebendig zu seinen Armen- 
pflegem und Pflegerinnen zu sprechen und ihnen die richtigen Wege zu 
zeigen hätte. Das gibt seiner Darstellung eine große Unmittelbarkeit und 
Anschaulichkeit So wie die amerikanischen Rechtslehrer, nicht wie in 
Deutschland die einzelnen Kechtsgebiete systematisch aufrollen, sondern 
an der Hand von praktischen Fällen den Studenten in die Rechtslehre 
einfuhren — also induktiv, nicht deduktiv — so geht auch Devine von 
der Mannigfaltigkeit des wirklichen Lebens aus; ja er teilt in beiden 
Büchern unter der Überschrift: Typical relief problems eine große 
Zahl praktischer Fälle mit und weist deren Entstehung und ihre armen- 
pflegerische und sozialfürsorgerische Behandlung nach. In den Grund- 
gedanken stimmen die beiden anzuzeigenden Arbeiten überein; doch sind 
die principles die in höherem Maße systematische Grundlegung, während 
die practice die unmittelbar praktische Belehrung zum Gegenstande hat. 
Jene wenden sich mehr an den Studierenden und den, der tiefer ein- 
driogen will, während dies hauptsächlich ein Publikum von praktisch 
tätigen Helfern vor Augen hat, Devine geht davon aus, daß der soziale 
und industrielle Fortschritt des 19. Jahrhunderts gewisse Ungerechtig- 
keiten und Härten nicht hat vermeiden lassen und daß es Aufgabe der 
Gesellschaft sei, diese Ungleichheiten und Härten auszugleichen; in diesem 
Sinne bilde das Problem des Armenwesens einen Teil des gesamten 
Problems und in diesem Sinne sollen die Veranstaltungen zur Beseitigung 
oder Linderung der Armut, die ihr zu ziehenden Grenzen, die bei der 
praktischen Übung maßgebenden Grundsätze der Prüfung unterzogen 
werden. Einleitend weist Devine auf den Unterschied zwischen den 
Maßregeln zur Hebung der allgemeinen Lebenshaltung hin, und jenen 
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der eigentlichen Armenpflege, die es mit den Individuen, die fremder 
Hilfe bedürfen, zu tun hat. Dann geht er sogleich anf den Gegenstand 
in dieser engen Begrenzung ein. Am Schlüsse des 16. Kapitels nennt 
er zusammenfassend die vier Bichtungen helfender Tätigkeit: das Streben 
nach Bekämpfung schädlicher Armut, angemessene Hilfe für den wirklich 
Armen, Beistand zur Wiedererlangung der wirtschaftlichen Selbständigkeit 
und endlich die Schaffung sozialer Bedingungen, in denen Armut als 
wirtschaftliche Erscheinung nicht gedeihen kann. An die Spitze seiner 
Betrachtungen stellt er sodann den gewiß sehr zutreffenden Satz, daß es 
möglich sein müsse, allgemeine Grundsätze für zweckmäßige Hilfe auf- 
zustellen, die gleichmäßig für öffentliche wie für private Wohltätigkeit 
zu gelten hätten. Charakteristisch tür den Amerikaner ist die Bemerkung, 
daß es verhältnismäßig wenig darauf ankomme, ob die Mittel aus Steuern 
(iocal taxations) oder freiwilligen Zuwendungen (charitable donations) 
fließen. Selbstverständlich soll Armenpflege nicht dazu dienen, die Be- 
völkerung durch leichtfertige Anwendung zu demoralisieren; die Forderung 
sorgfaltigster Kenntnis der Verhältnisse Unterstützungsuchender zieht sich 
bei Devine wie ein roter Faden durch alle Darlegungen. Aber er macht 
dazu die feine Bemerkung, daß man nun auch nicht gar zu ängstlich 
— wozu in Amerika allerdings starke Neigung vorhanden ist — die Auf- 
merksamkeit auf die Schutzmaßregeln gegen Mißbrauch der Wohltätigkeit 
richte und darüber die Notwendigkeit, an der richtigen Stelle helfend 
einzugreifen, vergesse. Wenn er anscheinend dieser Mahnung imeingedenk 
ist, sobald er die Zulässigkeit offener Armenpflege durch die öffentlichen 
Organe erörtert, so liegt das an der besonderen Eigentümlichkeit 
amerikanischer Verhältnisse, auf die ich an anderer Stelle ausführ- 
licher zurückzukommen gedenke. Der Unterstützung in offener Armen- 
pflege durch die Privatwohltätigkeit ist ein besonderes Kapitel im 
m. Teile gewidmet. Im übrigen wird Devine in vortrefflicher Weise 
dem Verhältnis von öffentlicher Armenpflege und Privatwohltätigkeit 
gerecht, indem er sie als law und love einander gegenüberstellt. „Das 
Gesetz — sagt er — ist ernst, majestätisch, die Quelle aller Ordnung; 
die Liebe ist mild, versöhnend, die Quelle aller freien Barmherzigkeit. 
Die Liebe ohne das Gesetz ist freilich willkürlich und weichlich; aber 
das Gesetz ohne Liebe lieblos (law without love is unlovely), beides muß 
harmonisch zusammenklingen." — Den einleitenden Kapiteln folgt die 
Betrachtung der einzelnen Gruppen der Unterstützten nach den uns 
geläufigen Einteilungen nach Alter, Geschlecht und Gesundheitszustand, 
wobei er dem Auseinanderreißen der Familie ein besonderes Kapitel 
widmet Die Familie sei die Grundlage unserer sozialen Organisation. 
ihr Zusammenhang dürfe nur aus den dringendsten Gründen zerstört 
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werden, also unter Voraussetzungen, wie sie jetzt in allen Kulturländern 
für verwahrloste Eander aufgestellt zu werden pflegen. Im Zusammen- 
hang damit steht die in Kapitel XI unternommene Prüfung der Frage 
der Yerlassung der Familie durch den Ernährer, die auch in Amerika 
zum Teil erschreckenden Umfang angenommen hat und gegen die sich 
neuerdings einige Staaten mit gesetzlichen Maßregeln gewendet haben^ 
wobei Einsperrung bis zu einem Jahre zugelassen wird. Die Kapitel 
Xin und XIV sind dem Problem der Arbeitslosigkeit und dem der 
Einwanderung gewidmet, die, wie schon oben hervorgehoben, für Amerika 
von besonderer Bedeutung ist und auf die ich eboDfalls an anderer Stelle 
ausfuhrlicher zurückzukommen gedenke. 

Der zweite Teil enthält die oben erwähnten typischen Fälle, 75 an 
der Zahl, die mit großer Sorgfalt ausgewählt und in der Art der Unter- 
suchung und der Behandlung äußerst lehrreich sind. Namentlich gilt dies 
für die vielfach vorbildliche Art, wie die verschiedenen Organe der öfEent- 
lichen und privaten Wohltätigkeit zusammenwirken; vor allem spielt auch 
die Korrespondenz mit den Armenverwaltungen und VSTohltätigkeitsvereinen 
fremder Länder wegen Unterstützung, Ermöglichung der Heimreise, Ver- 
bindung mit den Angehörigen usw. eine bedeutende B.olle. — In dem 
dritten Teil sind geschichtliche Rückblicke mit besonderer Berücksichti- 
gung der englischen Armenpflege gegeben. 

Den Schluß des Werkes Principles of relief bildet eine Darstellung 
der Notstandstätigkeit (relief in disasters), im wesentlichen eine akten- 
mäßige Darstellung der bei großen öffentlichen Notständen von den Be- 
hörden und Privaten durchgeführten Maßregeln. Es sind sechs derartige 
Aktionen dargestellt, zuerst das große Feuer in Chicago von 1871, durch 
das 13000 Häuser, über 600 Läden und 100 Fabriken zerstört wurden, 
an letzter Stelle das noch in der jüngsten Erinnerung lebende große Un- 
glück auf dem Dampfer Slocum. Diese Darstellungen sind so lehrreich, 
daß ich sie für die Leser der Zeitschrift bei späterer Gelegenheit be- 
sonders zu behandeln gedenke. 

In Format und Umfang etwa den dritten Teil der Principles umfaßt 
die Arbeit über die practice of charity; die praktischen Beispiele nehmen 
ebenfalls einen entsprechend geringeren Raum ein. Aber es ist ein für 
die praktische Einsicht so brauchbares Buch, daß es in den Händen keines 
Pflegers fehlen sollte. Darin unterscheidet sich Amerika von Deutsch- 
land vorteilhaft, daß derartige Bücher dort nicht nur die Bibliothek des 
Fachgelehrten zieren. 

Die Absicht, die praktische Wohltätigkeit zu beleben, waltet auch 
in den beiden letzten hier anzuzeigenden deutschen Werken ob. Singer 
steckt sich ein weites und vornehmes Ziel. Er sagt im Vorwort: „Außer- 
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ordentlich vielfach ist der gnte Wille zum Wohltun vorhanden, aber es 
fehlt häufig die Anleitung und der Überblick über das, was am zweck- 
mäßigsten zu schafiten wäre/^ Diese Anleitung will er geben, diesen Über- 
blick gewähren. Es soll in seinem Buch Auskunft über alles zu finden 
sein, was überhaupt unter den Begriff Wohlfahrtspflege und Wohltätig- 
keit fällt, über allgemeine Wohlfahrtseinrichtuugen, Zentralstellen der 
verschiedenen Bestrebungen, Gelegenheit zu sozialer Ausbildung, wie auch 
über die einschlägigen Zweige der Pürsorgetätigkeit für alle Arten von 
Bedürftigen wie Säuglinge, schulpflichtige Kinder, Gebrechliche, männ- 
liche und weibliche Jugend, Wohnungsfursorge, Beschaffung guter und 
billiger Nahrung, Förderung der Volksbildung, Fürsorge für Arbeitslose 
usw. Die Absicht ist vortrefflich, die Ausführung, soweit Sammlung von 
reichem Material, gewissenhafte Benutzung der Literatur in Frage kommt, 
durchaus lobenswert. Wer sich mit Fragen der Wohlfahrtspflege be- 
schäftigen, wer Mittel für solche Zwecke aufwenden, kurz wer seinen 
leidenden Mitmenschen in irgend einer Form helfen will, findet in dem 
Buche Belehrung und vielfach nützliche Winke. Gleichwohl kann mit 
einem ernsten Bedenken nicht zurückgehalten werden, das ich schon 
mündlich vor der Drucklegung dem Verfasser auszusprechen Gelegenheit 
hatte und von dem ich gewünscht hätte, es hätte einige Berücksichtigung 
gefunden: das ist das Bedenken gegen die systematische Anordnung des 
Stoffes aus den Gesichtspunkten der Wohlfahrtspflege und der Wohltätig- 
keit Singer will unter Wohlfahrtspflege oder sozialer Fürsorge ver- 
stehen: ,^die Gesamtheit der nicht gesetzlichen, aber doch planmäßig 
organisierten Fürsorge und der allgemeinen Maßnahmen zur Förderung 
der geistigen, körperlichen, sittlichen und wirtschaftlichen Entwicklung des 
Volkes. Wohltätigkeit und Armenpflege bilden in diesem Sinne die Aus- 
läufer der 'Wohlfahrtspflege." Den die Wohlfahrtspflege und Armenpflege 
beherrschenden sittlichen, wirtschaftlichen und sozialen Triebkräften fugt 
er noch die von der Naturwissenschaft gegebene rassenhygienische Ten- 
denz hinzu, die Förderung den tauglichsten Elementen zuzuwenden. Man 
kann über die Definition und ihre Begründung streiten, was schon aus 
Anlaß der kleinen Erdbergschen Schrift über Wohlfahrtspflege mannig- 
fach geschehen ist. 

Wenn man aber einmal eine bestimmte Stellung einnimmt, so wird 
verlangt werden müssen, daß diese auch für die systematische Dar- 
stellung des Stoffes entscheidend ist, daß vor allem eigentliche Wohlfahrts- 
maßregeln denen der Armenpflege vorangestellt und diese jedenfalls von 
den anderen streng geschieden werden. Das ist aber bei Singer keines- 
wegs der Fall. Vielmehr geraten die Maßregeln auf den verschiedenen 
Fürsorgegebieten vielfach durcheinander. Schon die Adressen der sozialen 
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Fürsorge auf S. XV bringen die allerverschiedenartigsten Einrichtungen 
in bunter Mischung. In sehr kurzen und für den Nichtkenner doch 
schwer verständlichen Bemerkungen über die zentrale Verwaltung der 
sozialen Fürsorge ist Ton Zentralbehörden die Eede; solche Behörden 
bestehen aber lediglich für Zwecke der reinen Armenpflege. In der Über- 
sicht der allgemeinen Zentralstellen geraten die Fachvereine für Armen- 
pflege und Wohltätigkeit mit der Zentralstelle für Arbeiter- Wohlfahrta- 
einrichtungen, mit dem Sozialen Museum und dem Charitasverband; dem 
Offlee central des oeuvres de bienfaisance und den charity Organisation 
societies zusammen. Dabei handelt es sich hier um drei ganz gesonderte 
Gruppen : 1 . die Zentralstelle für Arbeiterwohlf ahrt^ die mit Armenpflege 
auch nicht das allermindeste zu tun hat; 2. die Fachvereine auf dem 
Gebiete der Wohltätigkeit, die eine lediglich propagandistische Tätigkeit 
üben wie der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit; 3. die 
Zentralstellen für praktische, örtlich beschränkte Wohltätigkeitspflege wie 
die Offices centraux, die charity Organisation societies usw. In dem letzten 
Abschnitt des Buches, das die Darstellung der Einrichtungen der Armen- 
pflege enthält, findet sich bei weitem nicht alles, was eigentlich zur Armen- 
pflege gehört, wie das Wanderwesen, die Zufluchts- und Rettungshäuser, 
die Fürsorge für entlassene Gefangene und vor allem die gesamte Kinder- 
und Waisenpflege, die in anderem Zusammenhange behandelt werden. 
Daß es im übrigen eine Reihe von Einrichtungen gibt, die auf den Grenz- 
gebieten liegen, soll nicht verkannt werden. Aber um so sorgfaltiger sollte 
das, was dem Sondergebiet angehört, auch ihm zugeteilt werden. Es ist 
ohnehin schon vielfach die Neigung vorhanden, die soziale Verpflichtung 
zu einem Akte freier Liebestätigkeit zu stempeln, die auf wesentlich 
anderer Grundlage beruht. 

Lediglich der praktischen Übung der Wohltätigkeit im engeren Sinne 
dient das Buch Die Wohlfahrtseinrichtungen Berlins. Dieses er- 
freuliche Werk liegt nunmehr in dritter Auflage vor und wird durch einen 
außerordentlich billigen Preis (1,50 M.) der praktischen Benutzbarkeit 
besser als bisher zugeführt werden. Es ist eine absolut vollständige Nach- 
weisung sämtlicher Wohltätigkeitseinrichtungen von Berlin und seinen 
Vororten, in vorzüglicher Systematik nach den verschiedenen Zweigen der 
Fürsorge geordnet Überall sind die Einrichtungen mit fetter Schrift ge- 
druckt und darunter angegeben, was ihr wesentlicher Zweck ist, wer sie 
verwaltet, welche besonderen Bedingungen bei ihrer Benutzung zu erfüllen, 
wo Meldungen anzubringen sind usw. Einen besonderen Vorzug des 
Buches bildet die sehr praktische, durchlaufende Nummerierung. Für 
Berlin sind 1086 gegen 891 in der letzten Ausgabe, für die Vororte 275 
gegen 192 angegeben. Kapitel XIV ist neu hinzugef> es geht über 
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den ursprünglichen Bahmen insofern hinaus, als es die Wohlfahrtspflege 
im eugeren Sinne: Volksbildung und Yolksunterhaltung betrifft. Am 
Schlüsse des Werkes befinden sich einige Ausführungen über die öffent- 
liche Armenpflege, das Yonnundschaftsrecht, Fürsorgeerziehung, Kinder- 
schutz und Arbeiterversicherung; derartige Ausführungen fanden sich 
früher im Eüngange des Buches, was ich für entschieden glücklicher halte. 
Wer ein derartiges Buch als Neuling benutzt, pflegt mit den ersten Seiten 
zu beginnen. Wenn er dort eine allgemeine Einführung in Verwaltung 
und Aufgabe der Armenpflege, das Verhältnis der öffentlichen Armen- 
pflege zur Privatwohltätigkeit, über die Arbeiterversicherung usw. findet, 
wird er zweifellos leichter zur Kenntnis dieser Dinge gelangen, als wenn 
sie hinten in einem Anhange mitgeteilt sind. Freilich darf man hierbei 
nicht so weit gehen, wie das englische Oharities Begister and Digest, das 
eine übermäßig lange, den Laien sicher abschreckende Systematik der 
Armenpflege in der Einleitung enthält. Im übrigen soll durch Äußerung 
dieses Bedenkens dem Werte dieses Werkes kein Eintrag getan werden. 
Seine erste und zweite Auflage sind für Deutschland bahnbrechend ge- 
wesen und haben wesentlich zum Verständnis der Aufgaben des Armen- 
wesens und zur Erkenntnis der Notwendigkeit beigetragen, öffenÜiche 
Armenpflege und private Wohltätigkeit in organische Verbindung mit- 
einander zu setzen. Insofern verdient das Werk auch an dieser Stelle 
seinen Platz, da es weit über den praktischen Zweck hinaus durch seine 
Systematik wissenschaftliche Bedeutung gewonnen hat. 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ei^änzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Qrundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechimgen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

I. A. Armenwesen im allgemeinen. 

Der Aufwand fttr Zweeke. des Landarmenwesens. In No. 597 vom 28. Dezember 
1904 der Coblenzer Zeitung finden wir die nachfolgenden Ausführungen über die 
Gründe, aus denen die Kosten des Landarmenwesens in der Rheinprovinz erheblich 
zugenommen haben. Die Ausführungen erscheinen durchaus zutreffend und be- 
achtenswert, indem sie gewisse allgemeine Tendenzen betonen, die auch über die 
Grenzen des rheinischen Landarmenverbandes hinaus von Bedeutung sind. Wir 
geben sie im Einverständnis mit der Redaktion im folgenden wieder: 

«Vergleicht man die Ausgaben für das ordentliche Landarmenwesen in der Rhein- 
provinz während der letzten 20 Jahre, so ergibt sich darin eine fortwährende 
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Steigerung. Während sie im Jalire 1883 nur 534000 Mk. und im Jahre 1893 noch 
871 000 Mk. betrugen, beliefen sie sich 1903 auf 1584600 Mk., und für das laufende 
Jahr sind von der Verwaltung 1 655 000. Mk. Kosten des Landarmenwesens an- 
genommen. Sie erhöhen sich also unaufhaltsam und zwar in weit stärkerem &[aße 
als die Bevölkerungsziffer. Sie steigen auch bedeutend mehr als die Ausgaben der 
Ortsarmenverbände, das heißt, die Verteilung der Gesamtarmenlasten unter Land- 
und Ortsarmenverbände verschiebt sich immer weiter zu Ungunsten der Landarmen- 
verbände. 

Die Höhe der Landarmenkosten insbesondere in der Rheinprovinz ist verhältnis- 
mäßig höher als in anderen Provinzen, mit Ausnalime von Schleswig-Holstein, und 
sie wächst in der Rheinprovinz in höheren Prozentsätzen als in irgend einer anderen 
Provinz. Die Gründe hierfür lassen sich im einzelnen nicht vollständig aufzählen; 
es mögen deshalb nur folgende Momente hervorgehoben werden: 1. Der hohe 
Prozentsatz der städtischen Bevölkerung im Vergleiche zur ländliichen. 
Denn die Armenziffer und der Armenaufwand sind verhältnismäßig weit größer in 
städtischen als in ländlichen Gemeinden. 2. Das immer größere Anwachsen der 
Städte. Je größer die Stadt, desto höher sind im allgemeinen .die Ausgaben des 
Armenwesens für den Kopf der Bevölkerung. Nach einer Aufstellung betrugen zum 
Beispiel in Städten über 100000 Einwohnern die Armenziffem 6,91 Prozent, die Armen- 
ausgaben auf den Kopf 4,41 Mk.; bei 10000 bis 20000 Binwohnem gehen die Zahlen 
auf 4,93 und 2,63, bei 2000 bis 5000 Einwohnern auf 4,32 und 1,82 zurück. 3. Das 
Steigen des allgemeinen Wohlstandes. So merkwürdig es auch klingen mag : 
Sowohl die Armenziffer als die Armenausgaben steigen in geradem Verhältnisse mit 
der Wohlhabenheit der Bevölkerung. Je höher der allgemeine Wohlstand ist, desto 
höher sind die Ausgaben für Armenzwecke. Der wichtigste Grund hierfür ist der, daß 
bei größerem Wohlstande der Gesamtbevölkerung dasjenige, was zum notdürftigsten 
Lebensunterhalte erforderlich ist, und bei dessen Fehlen die Armenpflege eintreten soll, 
wie auch dasjenige, was zum notdürftigsten Lebensunterhalte für erforderlich erachtet 
wird und bei dessen Fehlen daher die Armenpflege tatsächlich eintritt, immer größer 
wird. Je weniger der Wohlstand verbreitet ist, je drückender deswegen Opfer für 
die Armenpflege empfunden werden, um so schärfer wird die Bedürftigkeitsfrage 
geprüft, um so niedriger das zulässige Maß der Lebenshaltung herabgedrückt werden ; 
und Je höher die durchschnittliche Lebenshaltung einer Bevölkerung ist, um so 
höher wird sie die Untergrenze des notwendigen Lebensunterhalts ziehen. 4. Ab- 
stumpfung des Familiensinns. Daß nicht unterhaltungspf lichtige Verwandte 
einen armen Verwandten freiwillig unterhalten, wird immer seltener. Aber auch die 
Heranziehung der Kinder zur Unterhaltung der Eltern wird infolge des frühen W^eg- 
gehens aus dem Eltemhause immer schwieriger. Im weiteren Zusammenhange mit 
dieser Frage steht die Zunahme der Ehescheidungen und des böswilligen Verlassens. 
Die geschiedenen und verlassenen Ehefrauen mit ihren Familien bilden eben einen 
großen Prozentsatz der Unterstützten. 5. Die immer mehr schwindende Scheu vor 
der Inanspruchnahme der öffentlichen Armenpflege, zumteil hervorgerufen 
durch die soziale Gesetzgebung, die die unteren Klassen an den Gedanken gewöhnt, 
daß im Falle der Not die Allgemeinheit für sie einzutreten hat. Die Armenunterstützung 
wird beinahe als eine feste, von Rechts wegen zu beanspruchende Rente betrachtet, 
wie eine Invaliden- oder Unfallrente. 6. Der Umfang der Verpflichtungen der 
öffentlichen Armenpflege wird heutzutage viel weiter gefaßt als früher. Es hängt 
dies teUweise mit dem unter 3 erwähnten Grunde zusammen, zumteU wird es durch 
die Rechtsprechung, die dem sozialen Zuge unserer Zeit entgegenkommt, herbei- 
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geführt. So bat das Bundesamt für das Heimatwesen entschieden, dafi die Unter- 
bringung in einer Lungenheilstätte unter Umständen zu den Verpflichtungen der 
uffenüichen Armenpflege gehört. Vor allem aber kommt hier die Rechtsprechung 
zu § 1666 des Bürgerlichen Gesetz-Buches inbetracht, wodurch die Aufgaben der 
öffentlichen Armenpflege bedeutend erweitert sind. Auch ist dabei die neuerdings 
faäuflger erfolgende Untersuchung von Gefangenen und Korrigenden auf ihren Geistes- 
zustand zu berücksichtigen, wobei sie im Falle der Feststellung der Geisteskrankheit 
für die Folge der Armenpflege zur Last fallen. 7. Die industrielle Krisis und die 
damit verbundene Arbeitslosigkeit und die Minderung des Arbeitsverdienstes Ende 
der neunziger Jahre. 8. Die Verteuerung dessen, was die Armenpflege gewährt: 
Nahrungsmittel, Wohnung, Anstaltspflegekosten. Allem diesem gegenüber sind nur 
wenige Punkte zu erwähnen, die eine Verminderung der Armenlasten bedeuten. 
Dämlich die Arbeiterversicherungsgesetzgebung und die Heranziehung des Vaters 
imehelicher Kinder zu deren Unterhaltung. 

Während nun beim Erlaß des Unterstützungswohnsitzgesetzes als Regel ange- 
nommen wurde, daß die Armenkosten durch die Gemeinde getragen werden und 
nur in Ausnahmefällen die Landarmenverbände mangels eines anderen Verpflichteten 
eintreten sollten, hat sich die Verteilung der Armenlasten zwischen Orts- und Land- 
armenverbänden immer mehr zu Ungunsten der Landarmenverbände verschoben. 
Dieser Umstand dürfte auf folgende Gründe zurückzuführen sein: 1. Ungünstige 
Gestaltung der Gesetzgebung und Rechtsprechung gegenüber den Armenverbänden, 
zum Beispiel Herabsetzung des Alters für armenrechtliche Selbständigkeit von 24 
auf 18 Jahre und damit Verlust des durch Abstammung erworbenen Unterstützungs- 
wohnsitzes schon mit 20 anstatt wie bisher mit 26 Jahren, Verschiebung der Beweislast 
zu Ungunsten der Landarmen verbände, die schon eintreten müssen, wenn ein Unter- 
stützungswohnsitz nicht zu ermitteln ist; Erhöhung der Servisklassen einzelner 
Orte; die Rechtsprechung, daß Leistungen Drittverpflichteter in erster Linie dem 
vorläufig verpflichteten Armenverbande zur Deckung seiner übertarifmäßigen Selbst- 
kosten zustehen ; die Rechtsprechung über die Wirkung der Eingemeindung auf den 
Erwerb des Unterstützungs Wohnsitzes. 2. Die Verminderung der Seßhaftigkeit und 
das vermehrte Wandern der arbeitenden Bevölkerung. 3. Die ungünstige Stellung 
des Landarmenverbandes gegenüber den Ortsarmenverbänden bei der Entscheidung 
über die Frage des Unterstützungs Wohnsitzes oder der Landarmengemeinschaft. 
Es stehen sich hier zwei Parteien gegenüber, von denen jede die Last möglichst 
der andern zuzuwälzen sucht ; wobei aber in vielen Fällen der Ortsarmenverband 
im Vorteil ist. Dazu kommt, daß der Landarmen verband meistens nicht selbst die 
Fürsorge ausübt, sich vielmehr regelmäßig der Ortsarmenverbände bedienen muß. 
Er kann sie nämlich nur dann übernehmen, wenn es sich um die dauernde Unter- 
bringung einer alleinstehenden Person in einer Anstalt oder um die Unterbringung 
von Kiddem handelt. 4. Die Mittel, um der Hilfsbedürftigkeit der Armen ohne In- 
anspruchnahme der öffentlichen Armenpflege abzuhelfen, kommen den Ortsarmen- 
verbänden in weit höherem Maße zugute als den Landarmenverbänden. Hierhin 
gehört: die Heranziehung Unterhaltungspflichtiger Verwandten. In dieser Beziehung 
sind die Ortsarmenverbände, wenn es sich um die Unterstützung Landarmer handelt, 
sehr lässig, während gerade hier alles auf den guten Willen des ausführenden 
Organs, zum Beispiel schon auf die mehr oder minder geschickte und eindringliche 
Art und Weise der Aufforderung ankommt. Ferner werden bei der Versorgung mit 
.Vrbeit anstatt Unterstützung die Organe des Ortsarmen verband es zunächst ihre 
t^rtsarmen bedenken. Daher sind auch bei den Notstandsarbeiten der großen 
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Städte die Nichtortsangehörigen, also auch die Landarmen, ausdrücklich ausge- 
schlossen. Endlich soigt die Prlvatwohltatigkeit in viel höherem Maße für die Ort3- 
armen als für die Landarmen. Denn selbstverständlich hat deijenige, der länger« 
Zeit am Orte wohnt, viel mehr persönliche Beziehungen, um die Privatwohltätigkeit 
in Anspruch zu nehmen« wie auch ans Ortspatriotismus einem Eingesessenen eher 
als einem Fremden gegeben wird. Manche Armenverwaltungen warnen auch davor, 
an Ortsfremde etwas zu geben, da hierdurch die Notwendigkeit der Armenunter- 
stützung hinausgeschoben und somit der Erwerb des Unterstützungswohnsitzes 
erleichtert wird. 

Daß die Landarmenkosten der Rheinprovinz gegenüber anderen Provinzen ver- 
hältnismäßig hoch sind, ist darin begründet, daß viele der angegebenen Momente 
die Rheinprovinz viel mehr betroffen haben als andere Provinzen, so die industrielle 
Krisis, die Steigerung des allgemeinen Wohlstandes, das Anwachsen der großen 
Städte. Femer begünstigt die reich und vielseitig entwickelte Industrie das Zu- 
strömen Arbeitsuchender ganz bedeutend. Solche wandernde Arbeitsuchende siod 
aber im Falle der Hilfsbedürftigkeit meist landarm. Die Landstraßen zu beiden 
Seiten des Rheins bilden nicht nur die großen Etappenstraßen der arbeitsuchenden 
Bevölkerung, sondern auch der arbeitscheuen Vagabunden. Besonders die vorzügliche 
Krankenbauspflege, die sie in Kaiserswertb, Köln, Bonn, Coblenz, Kreuznach finden, 
reizt diese Elemente, wenn es ihnen draußen, sei es aus körperlichem Unbehagen, 
sei es auch nur des schlechten Wetters wegen nicht mehr gefällt, auch aus den 
Nachbarprovinzen und Nachbarstaaten heraus diese Orte aufzusuchen uind sich dort 
auf Armenkosten in den Krankenhäusern einige Zeit verpflegen zu lassen. Der 
ungünstige Umstand für die Rheinprovinz liegt aber darin, daß der Rheinische 
Landarmenverband Grenzlandarmenverband im allerweitesten Maße ist. Denn die 
Provinz grenzt unmittelbar an fünf im Sinne des Armengesetzes ausländische Staaten, 
nämlicli : die Niederlande, Belgien, Luxemburg, Elsaß-Lothringen und die bayerische 
Pfalz: außerdem ist sie für Frankroich, die Schweiz und Italien der nächstgelegene 
preußische Armenverband. Muß die Regierung einen hilfsbedürftigen Preußen aus 
dem Auslande übernehmen, so fällt dieser häufig genug dem Landarmenverbande 
zur Last. Im Jahre 1902 hat er zum Beispiel ingesamt an Kosten für solche Personen 
150000 M. aufgewendet, davon 55000 M. für Geisteskranke. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß sich die Momente, die zu einer Vermehrung 
der Aufwendungen für das Landarmenwesen führen, im allgemeinen jeder Einwirkung 
durch den Landarmenverband entziehen. Nur die Stellung gegenüber den Orts- 
armenverbänden bei Feststellung der Landarmeneigenschaft, bei Prüfung der Frage 
der HUfsbedürftigkeit, bei Bemessung der Unterstützung, bei Heranziehung Unter- 
haltungsbedQrftiger könnte allenfalls etwas verbessert werden, und zwar durch Ein> 
führung der bereits früher üblich gewesenen sogenannten örtlichen Revisionen, zu 
(leren Vornahme der Landarmenverband unzweifelhaft das Recht bat, imd in der 
keineswegs die Anmaßung einer Aufsicht über die Tätigkeit der Ortsarmenverwaltung 
/..i finden ist." 

I. B. Deutsches Armenrecht. 

Armenpflege und FUrsorgeeriiehung. Unter der Überschrift „Die Entschei- 
<iungen des Kammergerichts in Sachen der Fürsorgeerziehung" veröffentlicht Stadtrat 
Jakstein-Potsdam in der Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungs-Beamte vom 
20. Dezember 1904 eine kleine Studie über die gegenwärtig sehr brennende Frage 
des Eintretens der Armenpflege im Falle des § 1 No. 1 des F. E. G. Wir haben 
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über den Stand der Frage seinerzait im Anschlufi an die Verhandlungen des Deutschen 
Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit ausfOhrUch berichtet (1903 S. 293 ff.). 
Jak stein steht auf dem Standpunkt derjenigen, die die Rechtsprechung des Kammer- 
gerichts als imbegründet und vom Standpunkt einer sozial gerichteten Armenpflege 
für gefährlich erachten. Während nach Lage der preußischen Gesetzgebung, ab- 
gesehen von der durch den Strafrichter zu verhängenden Zwangserziehung, es nur 
zwei Arten der Z. B. gebe, nämlich die staatliche Fürsorgeerziehung und die vor- 
mundschaftsgerichtliche Zwangserziehung, habe das Kammergericht noch eine dritte 
Art der Z. E. angenommen, die auf vormundschaftliche Anordnung von den Armen- 
verbänden ausgeführt werden solle. Der Verfasser entwickelt in zutreffender Weise, 
wie durch diese Konstruktion einer subsidiären Hilfsbedürftigkeit die Armenverbände, 
die auf diesem Gebiete ihre Aufgabe richtig erkennten, ungerechterweise belastet 
würden, während die minder sorgsamen Armenverbände sich vor dem Zugpiff hüteten 
oder auch unnötigerweise den vom Kammergericht angedeuteten Weg betreten, 
Kinder nach außerhalb in Pflege zu geben. Die kleine Arbeit wird sicher zur Klärung 
der Frage beitragen. 

I. M. Italien. 

La nnova legge suUa Istituzione delle Commissionl ProTlnoiali, di un Consiglio 
Superiore e di un Servizio d'ispezione della pubblica assistenza e beneficenza. 
Das September/Oktober-Heft 1904 der Rivista della Beneficenza Pubblica enthält 
unter der obigen Überschrift eine ausführliche, 120 Seiten umfassende Darstellung 
des gesamten Materials, das sich auf das neue Gesetz bezieht, einschließlich des 
Gesetzestextes, der Motive und der parlamentarischen Verhandlungen. — Wir ver- 
weisen hierzu auf unsere Artikel über das italienische Armenwesen in Heft 7, 
S. 193 ff. und Heft 8, S. 240 ff, 1904. 

U. B. Armenverwaltang. 

Armenordnang der Stadt Frankfurt a. 0. vom 8. Oktober 1904. Frankfurt a. 0. 
hat eine neue Armenordnung, die auf der Grundlage des Elberfelder Systems beruht, 
indem auch hier imter der Leitung einer dem Magistrat unterstehenden Armen- 
deputation Armenkommissionen in örtlichen Bezirken wirksam sind. Entsprechend 
dem kleineren Umfang des Gemeinwesens sind die einzehien Bestimmungen nicht 
so detailliert wie in den Armenordnungen der großen Städte, namentlich Berlins 
und Hamburgs. Sie überlassen vielmehr unter Angabe der allgemeinen Grundzüge 
vieles der praktischen Ausführung und dem sachverständigen Ermessen. Eine 
seltsame Bestimmung enthält § 21: 

„Zur Beaufsichtigung und Pflege solcher Unterstützungsempfänger, bei 
denen eine Änderung der Hilfsbedürftigkeit und ein Mißbrauch der Unter- 
stützung nicht zu erwarten ist, sowie für Hauskranken- und Wöchnerinnen- 
pflege können Annenkommissionen ohne Rücksicht auf bestimmte Stadtbezirke 
gebildet werden. (Außerordentliche Armenkommissionen.) 

Die an die außerordentlichen Armenkommissionen zu überweisenden Unter- 
stützungsempfänger müssen mindestens ein Jahr lang vor der Überweisung 
sich in der Beaufsichtigung und Pflege der ordentlichen Armenkommissionen 
befunden haben. Letztere sind vor der Überweisung zu hören. Die Über- 
weisung geschieht durch die Armendeputation.** 

Wir vermögen uns nicht recht vorzustellen, wie solche außerordentlichen 
Annenkommissionen, die sich, wie es scheint, über die ganze Stadt erstrecken 
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können, neben und zwischen den örtlichen Kommissionen wirken sollen. Auch 
können wir es nicht für zweckmäßig halten, die dauernd Unterstfltzten dem Zu- 
sammenhang mit der Örtlichen Pflegetätigkeit zu entziehen. Bemerkenswert ist, 
daß moderne Bestrebungen bei der Schaffung der Armenordnung berücksichtigt 
sind; so ist insbesondere die Wahl weiblicher Personen zu Armenpflegem unter 
denselben Voraussetzungen wie für Männer zulässig. Auch ist die regelmäßige 
Zusammenkunft der Organe der Armenpflege unter Leitung des Vorsitzenden der 
Armendeputation vorgesehen. In diesen Versammlungen, zu welchen auch andere 
als die bezeichneten Personen, z. B. Geistliche und Vorstände von Wohltätigkeits- 
vereinen, zugezogen werden können, werden Unterstützungsfälle von besonderem 
Umfange oder besonderer Bedeutung, die örtlichen Verhältnisse für die Ausübung 
der Armenpflege, hervorgetretene Mängel des Verfahrens, die Verbindung mit der 
kirchlichen und privaten Wohltätigkeit und dergleichen erörtert. Auch hat in Jeder 
der Versammlungen der Vorsitzende der Armendeputation den Inhalt der letzten 
Verhandlungen des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit und 
anderer die Entwicklung der Armenpflege betreffenden Erörterungen vorzutragen 
und zum Gegenstände der Besprechung mit bezug auf hiesige Verhältnisse zu machen. 

II. £• Yerbindung der Wohltätigkeits-Bestrebongen. 

Soiiales Adreßbneh. Verzeichnis von sozialen und charitativen Auskimftsstellen^ 
Einrichtungen und Anstalten, von Standes- und Berufs vereinen und -Verbänden, 
von kath. Seelsorgestellen in der Diaspora usw. nebst Adressen der Zentrums- 
abgeordneten. Herausgegeben vom Volksverein für das katholische Deutschland. 
224 S. Kevelaer, Butzon & Bercker, 1904. 

Die Zentralstelle des Volks Vereins für das katholische Deutschland gibt in dem 
vorliegenden Adreßbuch eine Zusammenstellung der wichtigsten sozialen Stellen, die 
in Deutschland vorhanden sind. Sie ist bestimmt zur Benutzung für alle diejenigen, 
die charitativ, sozial oder sonst im öffentlichen Leben zum Wohle der Allgemeinlieit 
wirken. Die Adressen sind, soweit sie die allgemeinen sozialen Bestrebungen be- 
treffen, nicht auf katholische Einrichtungen beschränkt, in deren Nachweis im übrigen 
naturgemäß der Schwerpunkt des Auskunftsbuches beruht. So sind unter den all- 
gemeinen Organisationen das Bureau für Sozialpolitik, die Zentralstelle für Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen, die Königliche Ansiedelungskommission, die allgemeinen 
Arbeitsnachweise, die Arbeiterkolonien, die Zentral- Auskunftsstelle für Auswanderer 
und ähnliche genannt. Der Nachweis der katholischen Gesellenvereine erstreckt 
sich auch auf die ausländischen Staaten. Im übrigen sind alle Zweige sozialer und 
charitativer Fürsorge berührt und in guter systematischer Ordnung zusammengestellt. 

Katholischer Wohltätlgkeitsyerband ffir Niederösterreich. Bericht fiber 
den ersten Terbandstag 1904. Der Katholische Wohltätigkeit s verband stellt eine 
Organisation der katholischen Wohltätigkeitsvereine Niederösten*eichs dar. Er wurde 
im Jahre 1903 auf Anregung des 1900 zusammengetretenen Landeswohltätigkeits- 
komitees gegründet und umfaßt bis jetzt 45 Vereine. Die Arbeit des Verbandes ist 
auf vier Sektionen verteilt, die 1. Kinderschutz, 2. Jugendfürsorge und Volksbildungs- 
wesen, 8. soziales Hilfswesen und 4. Armen- und Krankenpflege behandeln. Aus 
der Arbeit der einzelnen Sektionen, wie sie in dem Bericht des ersten Verbands- 
tages dargestellt ist, sei hervorgehoben die Gründung der Vereine „Kinderschutz- 
stationen" und „Fürsorge für Schwachsinnige", die Einrichtung einer Bahnhofsmission, 
die Errichtung einer Auskunfts stelle, die Bedürftigen in allen Rechtsfragen unent- 
geltlich Rat und Auskunft erteilt, und die Gründung eines Vereins zur Gründung 
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und Erhaltung eines RekoDvaieszentenheims. Außerdem beschäftigte sich der 
Verband mit den Vorarbeiten für die Schaffung eines österreichischen Fürsorge- 
erziehungsgesetzes, mit Fragen der gewerkschaftlichen Arbeiterinnenorganisation, 
mit häuslicher Krankenpflege und Krankenpflege auf dem Lande. — Neben dem 
monatlich erscheinenden Verbandsorgan „Der barmherzige Samaritan"" gibt der 
Verband neuerdings unter dem Namen „Samaritan-Bibliothek** kleine Hefte im 
Umfange von 1—3 Bogen heraus, die Aufsätze und Vorträge über irgend ein Gebiet 
der katholischen Charitas, Bericht der verschiedenen dem Verbände angeschlossenen 
Vereine usw. enthalten und zu sehr billigen Preisen (4 — 8 Heller) vertrieben werden, 
Bis Jetzt liegen die folgenden sieben Hefte vor: 

1. Waitz, Die OrgmnbatioB der Barmlierzigkeit. 

2. Streintiy Werk des heil. Pliilipp Neri. Die sozial-politische Bedeutung 
des Vereins Patronage. 

3. Fürsorge für Schwachsinnige. 

4. Lorenz, Beform der Zwangteniehnng in Österreich. 

5. Bericht über den I. Yerbandstag des kath. Wohltitigkeitsverbandes in 
Niederosterreich am S. Mai 1904. 

6. Engel, Die charitativen und humanitären Vereine Selilesiemu 

7. Bericht über den £K. Yerbandstag des Verbandes der nichtpol. Ver- 
einigungen kathol. Arbeiter der Diözese Seokau. 

Anskunftsstelle fOr Wolilfahrtseinrichtangen in Wien. Über die Tätigkeit 
der im Mai 1903 ins Leben getretenen Auskunftsstelle liegt der erste Jahresbericht 
vor. Die Hauptarbeit lag auf dem Gebiet der vorbereitenden Schritte. So wurden 
die Daten von mehr als 600 Vereinen und gegen 3000 Stiftungen gesammelt. Bis 
zum Mai 1904 wurden 76 Auskünfte erteilt; davon betrafen 46 Qeldunterstützungen, 
8 Arbeitsnachweis, 2 Stellenvermittlung, 8 Krankenunterstützung, 5 Stiftungen ver- 
schiedener Art, 7 anderweitige Zwecke. Zur Mitarbeit an der Tätigkeit der Aus- 
kunftsstelle fordert ein beigefügter, in der Hauptversammlung vom 31. Mai 1904 
gehaltener Vortrag von Dr. Renner über „Frauenpflichten und Frauenwerke" auf. 

III. A.— D. Offene Armenpflege. 

Verabreichang von Sappe an Unbekannte. Eine Auseinandersetzung von 
Stadtrat Martins in Breslau in No. 118 der Blätter für das Breslauer Armenwesen 
über die Verabreichung von Suppe durch die Suppenanstalten enthält so viel richtige 
und beachtenswerte Gesichtspunkte, daß wir sie mit freundlicher Erlaubnis des 
Verfassers hier abdrucken. 

Der oberste Grundsatz des Elberfelder Systems (wie jeder rationellen Armen- 
pflege) lautet: Keine Unterstützung ohne genaue Prüfung. Jede Unter- 
stützung, welche ohne solche gehörige Vorprüfung verabfolgt wird, ermangelt nicht 
nur der Verdienstlicbkeit, sondern ist im allgemeinen direkt als schädlich und 
verwerflich anzusehen. 

Bei sehr vielen wohlmeinenden Privatpersonen und selbst bei Stiftungsver- 
waltungen und Wohltätigkeitsvereinen ist jedoch dieser Grundsatz noch immer 
nicht zur vollen Anerkennung und Würdigung gelangt, seine strikte Durchführung 
ist auch unleugbar oft mit Unbequemlichkeiten und Mühen verknüpft — so finden 
sich denn vielfach selbst bei hochangesehenen und verdienstvollen Instituten noch 
häufig Einrichtungen und Gepflogenheiten, welche jenem Grundsatze nicht ent- 
sprechen, und die daher das Gefühl reiner Befriedigung bezüglich der Wirksamkeit 
dieser Institute nicht aufkommen lassen. 
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So ist es z. B. bei sämtlichen Breslauer Suppenanstalten von jeher Gebrauch 
gewesen, daß neben bezw. nach Abspeisung der auf Grund mehr oder minder ein- 
gehender Prüfung zu regelmäßigem Suppenempfang ausgewählten, und meist durch 
sogenannte Suppenmarken legitimierten, Empfänger auch noch ein (meist reichlicher) 
Überrest von Suppe an beliebige, sich gerade meldende Personen ohne jede Prüfung 
verteilt wurde. 

Die hiesigen Suppenanstalten werden nun durchweg durch Privatvereine bezw. 
nicht städtische Korporationen betrieben. Magistrat und Annendirektion haben 
daher an sich nichts damit zu tun, doch haben sie seit einigen Jaiiren ver- 
sucht, gelegentlich der Bewilligung städtischer Subventionen an diese Anstalten 
auch einen gewissen Einfluß auf ihren Betrieb zu gewinnen. Es ist dann auch 
allmählich gelungen, durch Vereinbarungen mit den hauptsächlich in Betracht 
kommenden Korporationen, nämlich dem Frauenverein zur Bespeisung und Bekleidung 
Armer mit 8 Suppenanstalten, dem Asylverein fOr Obdachlose, dem Bezirksverein 
der Nikolaivorstadt, dem St. Josephstift mit je einer Anstalt, eine gewisse gleich- 
mäßige Ordnung des Suppenwesens dahin zu erzielen, daß nunmehr 

a) jeder Stadtbezirk einer bestimmten Suppenanstalt zugeteilt ist, 

b) bei jeder Suppenanstalt ein Kommissarius der Armendirektion (mit aller- 
dings sehr verschiedenen Befugnissen) fungiert, 

c) die von den Organen der Armendirektion mittels bestimmter Formulare 
zugewiesenen Armen im gewissen Umfange vorzugsweise berücksichtigt werden, 

d) endlich auch die sonstigen Suppenempfänger, soweit sie den Anstalten 
bekannt sind, der Armendirektion regelmäßig mitgeteilt werden. 

Auch gegen die erwähnte Gewohnheit der Suppenverteilung an Unbekannte hat 
die Armendirektion — namentlich seit einer im Herbste 1901 seitens des Ober- 
bürgermeisters Bender ergangenen bezüglichen Anregung — fortgesetzt anzu- 
kämpfen versucht, doch hat sie hierbei bisher leider wenig Erfolg gehabt, und ist 
damit die ganze Regelung bezw. Ordnung leider in einem Hauptpunkte lückenhaft 
geblieben. 

Zwar hatte der Vorstand des Frauenvereins (also der wichtigste der beteiligten 
Korporationen) sich auch in dieser Hinsicht den Anschauungen des Magistrate nicht 
nur im Prinzip angeschlossen, sondern auch bei Eröffnung seiner 8 Anstalten im 
Winter 1901/1902 seine Ansteltevorstände ausdrücklich aufgefordert, 

die Abgabe von Suppe an Personen, deren Bedürftigkeit nicht hinreichend 
festgestellt ist, auf 2—3 Tage zu beschränken, und die Betreffenden darauf 
hinzuweisen, daß ihnen die weitere Verabfolgung verweigert werden würde, 
wenn sie nicht bezügliche Bescheinigungen der Armenbehörde erlangten, 
wovon die Armendirektion ihre Organe unterm 16. Dezember 1901 in Kenntnis setzt« 
mit der Anweisung, 

nach schleuniger eingehender Prüfung der Sachlage wirklich bedürftigen in 
ihrem Bezirke wohnhaften Personen ev. die Suppenanweisung auszustellen, 
auch die sonst etwa notwendige Unterstützung zu veranlassen, Arbeitecheue, 
Trinker, Gewohnheitebettler, Nährpflichtverletzer usw. aber sofort dem Bureau 
zu melden. 

Der fragliche Vorstandsbeschluß ist jedoch nicht zur teteächlichen Durch- 
führung gelangt. Bei einem Teile der Ansteltsdamen stieß er überhaupt auf grund- 
sätzlichen Widerspruch. Es wurde gesagt: „wegen der paar Pfennige die die Suppe 
kostet, lohnt doch keine mühsame Prüfung, wer nicht wirklich Hunger hat, wird 
Dicht auf das bischen Suppe warten, es ist doch kein Unglück, wenn auch mal 
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ein Nicbtbedürftiger oder Unwürdiger gespeist wird, es ist doch erwünscht, daS 
man anch für die Reste Abnehmer bat, und sie nicht wegzugiefien braucht" usw. 

Das Unzutreffende dieser Einwendungen ist für denjenigen, der sich mit den Grund- 
sätzen rationeller Armenpflege und Wohltätigkeit einigermaßen vertraut gemacht 
hat, ohne weiteres einleuchtend. 

Durchaus falsch ist vor allem die Meinung, es komme auf «ein paar Pfennige*^ 
kritiklos gegebenen Almosens „nicht an,*" und „die Unterstützung eines Nichtbe- 
dürftigen* sei an sich kein Unglück. Gerade die kritiklos gegebenen kleinen Gaben 
sind der größte Krebsschaden, sie erzeugen in dem Geber die Einbildung, als habe 
er etwas „Gutes* getan und entwöhnen ihn so allmählich der Ausübung wirklicher 
Wohltätigkeit, sie nützen dem Beschenkten Nichts, denn sie beseitigen natürlich 
eine vorhandene Hilfsbedürftigkeit niemals, nötigen den Bedürftigen vielmehr zur 
Wiederholung des Bittstellens und züchten so allmählich Gewohnheitsbettler — noch 
schlimmer aber ist's, wenn eine solche Gabe einem Nichtbedürftigen gereicht wird ; 
abgesehen davon, daß sie immerhin einem wirklich Bedürftigen entzogen wird, so 
schädigt sie auch den Bedachten selbst moralisch, indem sie sein Ehr- und Ver- 
antwortlichkeitsgefühl schwächt und die Anschauung erzeugt bezw. verstärkt, daß 
bettehi eben bequemer und einträglicher sei als arbeiten. Auch den Unwürdigen 
soll man nicht ohne Hilfe lassen, am wenigsten soll man ihn verhungern lassen — 
aber man soll eben die Unterstützung so gestalten, daß sie eine wirkliche HUfe und 
geeignet ist, den Unglücklichen zur Umkehr auf seinem falschen Wege zu bestimmen, 
nicht aber, ihn darauf zu erhalten. Richtig ist Ja unzweifelhaft, daß es unrecht 
wäre, die „Reste* einfach fortzugießen ; man wird aber, wenn man nur ernstlich will, 
anch für sie wirklich bedürftige Abneluner finden — vor allem wird man bei geeigneter 
Gestaltung des ganzen Betriebes dafür sorgen können, daß eben nennenswerte „Reste" 
im allgemeinen nicht bleiben, Jedenfalls nicht in solchem Maße, daß man gezwungen 
ist, die Abfütterung Unbekannter zur ständigen Einrichtung zu machen. 

Dies Alles wird sich fi^eiüch demjenigen, der die Dinge nur oberflächlich und 
nicht im Zusammenhange betrachtet, nicht immer in Kürze begreiflich machen 
lassen — imd so darf man sich nicht wundem, wenn man Einwendungen der oben 
bezeichneten Art immer und immer wieder zu hören bekommt und auch künftig 
zu hören bekommen wird. 

Nicht zu bestreiten ist femer, daß auch eine Reihe tatsächlicher Umstände 
vorlagen, welche den Bmch mit einer so langjährigen Gewohnheit allerdings besonders 
erschwerten, und deshalb auch denjenigen Damen, welche die Berechtigung der An- 
ordnung gmndsätzlich anerkannten, die tatsächliche Durchfühmng meist untunlich 
erscheinen ließ. Die sich ohne Legitimation (Marken) einfindenden Suppen- 
Reflektanten sind fast durchweg rüstige Männer, deren Abweisung sich schließlich 
kaum ohne polizeiliche Hilfe durchsetzen ließe, gegen deren Anwendung die Damen 
jedoch entschiedenen Widerwillen empfanden. Auch die in der Anordnung voraus- 
gesetzte Verweisung an die städtischen Bezirksvorsteher stieß auf Schwierigkeiten. 
Zunächst waren die betreffenden Männer wenig geneigt, sich darauf einzulassen, 
erhoben vielmehr auch ihrerseits Widerspruch und gingen schließlich, wo die 
Vorstandsdame fest blieb, statt zu ihrem Bezirksvorsteher, einfach zu einer anderen 
Anstalt, wo es nicht so streng genommen wurde. 

Auch die städtischen Organe faßten die Sache vielfach nicht richtig auf. 
Binige begnügten sich damit, alle arbeitsfähig scheinenden Männer, die sich um 
Suppe bemühten, einfach abzuweisen, ohne sich auf die sonst durch die angeführte 
Verfügung der Armendirektion vom 16. Dezember 1901 angedeuteten, der Sachlage 
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entsprechenden weiteren Maßnahmen (Unterstützung? Arbeitsanveisung? Strafver- 
fahren?) näher einzulassen. Andere, welche die Anweisung der Annendirektion 
wegen gehöriger Legitimation der betreffenden Männer nicht richtig verstanden 
hatten, oder vielleicht auch ihrerseits auf dem Standpunkte standen „das biBchen 
Suppe lohne keine großen Ermittelungen*, verabfolgten nun einfach ohne jede weitere 
Prüfung (oft auch an Personen, die gar nicht in ihrem Bezirke wohnten) die ent- 
sprechende Suppenanweisung. So meldete z. B. eine Anstaltsvorsteherin, daß 24 von 
ihr wegen Legitimationsmangel abgewiesene Männer sich alsbald mit formular- 
mäßiger Suppenanweisung eines städtischen Ehrenbeamten bei ihr wieder ein- 
gefunden hätten, und übergab die betreffenden 24 Anweisungen der Armendirektion 
zur Prüfung. Die eingeleitete schleunige Prüfung ergab, daß a) über 8 von diesen 
Männern Vorakten vorhanden waren, nach deren Inhalt a davon arbeitscheue, 
poUzeilich nicht gemeldete und von der Armendirektion wegen Verlassens ihrer 
Familie längst gesuchte Nährpflichtverletzer waren, (! !) 3 in gar nicht zu dieser 
Anstalt gehörigen Bezirken wohnten, übrigens Arbeit hatten und absolut nicht als 
bedürftig anzuerkennen waren und nur 2 als wirklich bedürftig und geeignet an- 
zuerkennen waren, b) über die 16 anderen, bei der Unmasse gleichnamiger Unter- 
stützten (Scholz, Müller, Krause, Schmidt usw.) Akten nicht ohne weiteres, ins- 
besondere nicht ohne neue Vernehmung der Betreffenden, sicher herauszufinden 
waren; indessen ergab auch bei diesen 16 schon der Inhalt der Anweisungen selbst» 
daß weitaus die meisten von ihnen überhaupt gar nicht in dem Bezirke des die 
Anweisung ausstellenden Beamten wohnten! Diese Stichprobe bestätigte hiemäch 
offenkundig, ein wie arger Mißbrauch mit der Suppenverteilung ohne Vorprüfung 
getrieben worden war, und wie dringend notwendig euie strengere Vorprüfung 
jedes Einzelfalles und eine einheitliche Ordnung des ganzen Verfahrens ist. 

In einer am 3. Oktober 1902 zwischen Vertretern der Armendirektion und des 
Frauenvereins unter Vorsitz des Oberbürgermeisters abgehaltenen Konferenz wurde 
nun die ganze Angelegenheit nochmals eingehend durchgesprochen und vereinbart, 
daß der Vereins vorstand die vorjährige Anordnung wegen Abweisung der Nicht- 
legitimierten auch für den Winter 1902/03 aufrecht erhalten, auch den Einzelanstalten 
aufgeben solle, daß sie nicht über das, durch die ausgegebenen Marken erforderte 
Quantum hinaus Suppe kochen sollten. Andererseits sollte den Anstaltsdamen ein 
rigoroses und unbedingtes Fortweisen der Nichtlegitimierten nicht auferlegt, auch 
von der Zuziehung von Schutzleuten oder uniformierten städtischen Beamten zum 
Zwecke dieser Fortweisung abgesehen, dagegen den ehrenamtlichen Organen der 
Armendirektion die Berechtigung erteilt werden, die Namen der durch Marken nicht 
legitimierten, in den Vereinsanstalten erscheinenden Personen regelmäßig oder stich- 
probenweise festzustellen, die Prüfung ihrer Verhältnisse zu veranlassen und etwaige 
ungeeignete Petenten aus den Anstalten fortzuweisen. 

Die Armendirektion wiederholte demgemäß für den Winter 1902/03 (und ebeüso 
für 1903/04) ihre vorjährige Instruktion mit einigen Ergänzungen. Insbesondere 
wurden die städtischen Kommissarien für die 8 Anstalten des Frauenvereins ersucht, 
an einzelnen Tagen Namen und Wohnung der ohne Legitimation bei den Anstalten 
Gespeisten festzustellen und dem Bureau zu melden; auch wurden die übrigen Ehren- 
beamten der Armenverwaltung ersucht, sich den Herren Kommissarien zur Aushilfe 
hierbei wie überhaupt bei der Ausübung der Kontrolle in den Anstalten zur Ver- 
fügung zu stellen. Dieser letzteren Aufforderung wurde indessen nur sehr ver- 
einzelt entsprochen. Die Herren Kommissarien selbst hatten meist nicht die nötige 
Zeit zur Ausübung der qu. Kontrolle (die ihnen übrigens auch in einzelnen Anstalten 
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seitens der Anstaltsdamen mindestens nicht erleichtert wurde) — ; um so dankens- 
werter erscheint die Mühewaltung einzelner der Herren Kommissarien, welche die 
Kontrolle trotzdem' von Zeit zu Zeit immer wiederholten, die Namen der nicht durch 
Marken legitimierten Mittagsgäste stichprobenweise feststellten und dem Bureau 
anzeigten. 

Diese stichprobenweisen Feststellungen lieferten natürlich keine eigentücha 
Statistik, doch ergaben sie immerhin, daß, soweit Vorgänge mit Sicherheit feststellbar 
waren, die Betreffenden zu einem sehr großen Teile Arbeitscheue, Trinker imd 
solche Personen sind, welche sich der Pflicht, für ihre Familie zu sorgen, entziehen. 
Diesen Personen aber wird ihr strafbares Verhalten durch die Gewißheit, jederzeit 
ohne weitere Gegenleistungen und Kontrolle eine Portion warme Suppe zu erhalten, 
wesentlich erleichtert. Ja teilweis nur dadurch überhaupt möglich gemacht. — Bei 
der großen Mehrzahl der gemeldeten Namen sind die Vorgänge nicht ohne 
weiteres sicher feststellbar gewesen, da die betreffenden Namen, wie erwähnt, in 
den Registern meist dutzend- ja hundertfach vorkommen; charakteristisch ist aber 
dabei, daß fast alle diese Leute wiederum nicht die Suppen-Anstalt ihres Bezirks, 
sondern entfernte Anstalten aufzusuchen pflegen, was eben auch dafür spricht» daß 
sie ihre Gründe hatten, sich der Rekognition tunlichst zu entziehen. Ein großer 
Teil dieser zunächst unbekannt Gebliebenen gehört zweifellos auch unter die 
Kategorie der Arbeitscheuen, Trinker und Nährpflichtverletzer; ein anderer Teil gehört 
nach den gelegentlichen Wahrnehmungen der Herren Kommissare allerdings nicht 
in diese Kategorie, sondern besteht aus Arbeitern, die ihre Arbeitsstelle in der Nähe 
der Anstalt haben, und es eben bequem und wohlfeil finden, sich statt sonstiger 
Beschaffung des Mittagessens kurzer Hand einen Teller Suppe unentgeltlich in der 
Anstalt zu holen. Auch für diese an sich nicht bedürftigenLeute sind jedoch 
die betreffenden Wohltätigkeitsanstalten nicht bestimmt, und ist wie oben dargetan, 
ihre Gewöhnung an unentgeltliche Speisung vom Standpunkte der öffentlichen Moral 
aus entschieden verwerflich. 

Wenn es hiemach unzweifelhaft geboten erscheint, dieser unentgeltlichen 
Speisung ohne jede Vorprüfung entgegen zu treten, so ist die Frage, wie das ge- 
schehen soll? freilich nicht so einfach zu erledigen. Die beste Lösung wäre wohl 
auf dem Wege zu erreichen, den man anderwärts vielfach mit großem Erfolge 
eingeschlagen hat, indem man nämlich die „Suppenanstalten" gänzlich diurch 
eigentliche „Volksküchen"" ersetzt hat, d. h. Anstalten, welche einfachste aber 
kräftige warme Kost in Menge herstellen und zu billigstem Preise (selbst unter 
dem vollen Selbstkostenpreise) an jedermann, niemals aber völlig unentgeltlich 
verausgaben (vgl. hierüber Dr. Blum, Volks- und Krankenküchen, Heft 66 der 
Schriften des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit). Diese 
Volksküchen sind eine unendliche Wohltat und soziale Hilfe für den gesamten 
Arbeiterstau d, wie alle Unbemittelten, ohne doch ein eigentliches Almosen dar- 
zustellen; sie geben aber auch Privatpei-sonen, wie Wohltätigkeitsvereinen und 
der öffentlichen Armenpflege selbst die Möglichkeit, nötigenfalls die ganz Armen 
mit warmer Kost zu imterstützen, indem sie die nötige Zahl Portionen für diese 
bezahlen. Hierdurch wird nicht nur der Übelstaud einer völlig kritiklosen Speisung 
Unbekannter ausgeschlossen, sondern auch im allgemeinen eine bei weitem sorg' 
faltigere Vorprüfung aller Suppenunterstützungen herbeigeführt. 

Hier in Breslau wird man aber einstweilen jedenfalls mit den Suppenanstalten, 
^no sie eben sind, rechnen und sich fragen müssen, wie man im Rahmen der 
bestehenden Einrichtungen dem besprochenen Übelstande entgegentreten kann? 
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Man wird hierbei nicht verkennen dürfen, daß es ja zweifellos auch immer ver- 
einzelte Fälle geben wird, wo die sofortige Verabreichung einer warmen Mahlzeit 
ohne lange Vorermittelungen Bedürfnis sein wird; die Möglichkeit solcher sofortigen 
Verabreichung darf daher nicht gänzlich beseitigt, es muß nur die gleichzeitige 
Einleitung rationeller Armenpflege — d. h. eingehender Prüfung der Sachlage und 
Beschaffung der der Sachlage entsprechenden weiteren Hilfe — sichergestellt sein, 
wie dies die vorerwähnten Anordnungen des Vorstandes des Frauenvereins und der 
Armendirektion im Auge haben. Ob diese Anordnungen durchweg das Richtige ge- 
troffen haben, inwieweit sie einer Ergänzung und Fortentwicklung bedürftig bezw. 
fähig sind, oder ob eine befriedigende Lösimg nur durch durchgreifendere Rcformeu 
erreichbar wäre, das sind Fragen, die z. Zt. als abgeschlossen nicht betrachtet werden 
können und noch weiterer Erörterung vorbehalten werden. Jede bezügliche Regelung 
wird leichter auf dem Papier dekretiert, als in der Praxis dui'cbgeführt werden ; sie wird 
immer nur durchfuhrbar sein, wenn es gelungen sein wird, alle beteiligten Organe der 
öffentlichen und Vereinsarmenpflege erstens mit der Überzeugung, wie gemeinschädlich 
diese (wie jede andere) Form ungeregelter Wohltätigkeit ist, zweitens aber mit dem 
festen Willen zu erfüllen, ihrerseits die zur AbhUfe erforderlichen Maßregeln mit 
Nachdruck und Ausdauer zu unterstützen und demgemäß auch die damit — namentlich 
in der ersten Zeit — unvermeidlich verbundene Mehrarbeit gern und willig zu 
übernehmen. 

Möchten diese Zeilen dazu beitragen, diese Überzeugung und diesen ernsten 
Willen in den beteiligten Kreisen unserer Stadt zu fördern, Jedenfalls das Interesse 
an der hochwichtigen Frage des Suppenwesens zu wecken und zu ihrer gründlichen 
und vorurteilsfreien Prüfung anzuregen. 

in. F. Bettel- und Wanderwesen. 

Yerein ^^Jttdische Arbeiterkolonie in Weissensee.'^ Rechenschaftsberichte 
1902 und 1908. Der Verein hat es sich zur Aufgabe gestellt, die Wanderbettelei 
arbeitsloser, aber zur Arbeit fähiger jüdischer Männer durch Aufnahme in die Arbeiter- 
kolonie in Weissensee zu beschränken, ihre wirtschaftliche und moralische Lage 
durch Unterweisung zu heben und sie mit passender Arbeit bis zur anderweiten freien 
Unterkunft zu versehen; femer armen jüdischen Auswanderern bei der Durchreise 
durch Deutschland ein vorübergehendes Asyl zu gewähren. Durch ein von der 
Jewish Golonization Association gewährtes größeres Darlehen war der Verein im 
Stande, die für 100 Insassen berechneten Baulichkeiten dieser ersten jüdischen 
Arbeiterkolonie auf deutschem Boden in Weissensee zu errichten. Die teilweise nach 
Bodelschwinghschem Muster eingerichtete Anstalt gewährte in den beiden ersten 
Jahren ihres Bestehens 512 jüdischen Wanderbettlem Obdach und Arbeit. Die Mehr- 
zahl befand sich in durchaus jugendlichem Alter. Im Jahre 1902 waren 90% der 
aufgenommenen Kolonisten 17 — 24 Jahre, nur 10% darüber bis 42 Jahre, 1903: 50% 
18—24 Jahre, 80% 24—30 Jahre und 20% 80—62 Jahre alt. Auffallend groß war 
ihre Zugehörigkeit zu anderen Nationalitäten. Am Schluß des ersten Betriebsjahres 
waren nur 12 von 80 der gerade Anwesenden und am 31. Dezember 1903 gar nur 
12 von 71 der Insassen in Deutschland beheimatet Aus diesem Umstand erwuchsen 
die großen Schwierigkeiten bei der Auswahl geeigneter Arbeitszweige, da die aus 
der untersten Schicht stammenden Galizier, Ungarn imd Russen, wohl intelligent 
aber unwissend und ungebildet, keinerlei Berufsübung mitbrachten. Als passend 
erwies sich die Herstellung von Schirm- und Spazierstöcken, femer von Rohr- 
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flechtarbeiten, Teppich- und Kleiderklopfem sowie von Hosenträgem; für das spatere 
selbständige Fortkommen förderlich die Fabrikation von Kürschnereisachen. Der 
Bruttoverdienst aus den Gesamterträgen betrug 1903 pro Mann imd Kopf 106,6 Pf., 
der Akkordüberschuß 41,3 Pf. durchschnittlich. Für die Verpflegung wurden pro 
Kopf und Tag 46,8 Pf. aufgewendet. — Hygienischen Anforderungen wurde in 
weitester Weise Rechnung getragen, u. a. wurden alle Kolonisten allmonatlich ein- 
mal ärztlich untersucht. Für die geistige Hebung sorgten eine Reihe von Abend- 
vorträgen. Der Aufenthalt des Binzelnen in der Anstalt betrug für gewöhnlich 
3 Monate. Durch eigenes Bemühen oder durch Verwenden des Vereins gelang es, 
nach dieser Zeit die Kolonisten entweder in geeigneten Stellungen unterzubringen, 
oder die oft Verstoßenen wurden als gebessert in den Schoß ihrer Familien wieder 
aufgenommen. Manchen von ihnen gelang es durch die in der Anstalt erworbenen 
Kenntnisse, sich eine eigene selbständige Lebensstellung zu schaffen. 

Tl. Fürsorge für Kinder. 

Spann, 0., Die Stiefraterfamilie nnehelichen Ursprungs. Zugleich eine 
Studie zur Methodologie der Unehelichkeits-Statistik. Mit einem Nachwort 
über die Bedeutung der Berufsvormundschaft. Von Chr. J. Klumker. 42 S. 
Berlin, Georg Reimer, 1904. Preis 0,50 M. 

Der Arbeit liegt eine statistische Untersuchung über uneheliche Kinder zu 
Grunde, die der Verfasser im Auftrage der Zentrale für private Fürsorge in Frankfurt 
a. M. unternommen kat. Als Beobachtungsmaterial dienten die nach der Militär- 
stammrolle festgestellten militärpflichtigen Unehelichen in Frankfurt während der 
Jahre 1870—81. deren Gesamtzahl 2120 betrug. — Zweck der Arbeit war festzu- 
stellen, inwiefern und in welchem Maße die körperlichen, geistigen und sittlichen 
Entwicklungsbedingimgen für uneheliche Kinder ungünstiger sind als für eheliche, 
inwiefern „die Unehelichkeit als jene Art der Bevölkerungsemeuerung anzusehen 
ist, bei welcher diese Bntwicklungsbedingungen nicht in funktionell hinreichendem 
Maße dargeboten werden, d. h. in einem Maße, wie er zur Sicherung und Weiter- 
entwicklung des schon vorhandenen Kultumiveaus einer bestimmten Gesellschafts- 
klasse notwendig ist." Abgesehen von dem rein theoretischen wissenschaftlichen 
Interesse des Problems sollte die Untersuchung dazu beitragen, die Kenntnisse über 
die Lage der unehelichen Kinder zu erweitem, und auf Grund dieser Kenntnis neue 
Anhaltspunkte für die Verbesserung der staatlichen Schutzmaßnahmen für Un- 
eheliche geben. 

Der Verfasser unterscheidet nach Abzug derjenigen unehelichen Kinder, die 
durch spätere Heirat der filtern legitimiert worden sind, drei Gruppen von Unehe- 
lichen, erstens die eigentlichen Unehelichen d. h. diejenigen Kinder, deren Mütter 
am Leben und unverehelicht geblieben sind, zweitens die unehelichen Waisen und 
drittens die in einer Stiefvaterfamilie aufwachsenden Kinder. Der Begriff der 
Stiefvaterfamilie liegt dann vor, wenn die Mutter einen andern Mann als den Vater 
ihres unehelichen Kindes heiratet. — In den hier zur Betrachtung kommenden 
Fällen verhielten sich die Waisen zu den Stiefkindern und diese zu den eigentlichen 
Unehelichen wie 2 : 3 : 4. — Spann kommt im Laufe seiner Untersuchungen zu dem 
Schlüsse, daß diese drei Gruppen von Unehelichen ganz verschiedenen Erziehungs- 
und Entwicklimgsbedingungen unterliegen und infolgedessen ein ganz verschiedenes 
soziales Verhalten inbezug auf ihre Berufsgliederung, Bildung, Kriminalität usw. 
zeigen. Unter den verhältnismäßig günstigsten Entwicklungsbedingungen stehen nach 



— 60 — 

seinen Ausführungen die in einer Stiefvaterfamilie aufwaclisenden, kurz als „Stief- 
kinder** bezeichnenden Kinder; sie werden, da die Stiefvaterfamilie im allgemeinen 
nur wenige Jahre nach ihrer Geburt gegründet wird, bereits von frühestem Jugend* 
alter an innerhalb einer Familie erzogen, und die Stiefvaterfamilie kommt daher 
sowohl in ihrer körperlichen wie in ihrer wirtschaftlichen und beruflichen Erziehungs- 
leistung der Leistung der normalen Familie innerhalb derselben gesellschaftlichen 
Sphäre wesentlich gleich. Dagegen zeigten die eigentlichen Unehelichen, deren 
Mütter am Leben und imverehelicht blieben, sowohl in körperlicher Hinsicht als 
auch in Bezug auf ihre Beruf sausbildimg ein beträchtliches Maß an Degeneration. 
Als Beispiel für die günstige körperliche Entwicklung der Stiefkinder im Gegensatz 
zu den eigentlichen Unehelichen führt Spann an, daß von den ausgemusterten 
Stiefkindern 51%, also mehr als die Hälfte, von den eigentlichen Unehelichen 
nur 32,6 ®/o, also noch nicht ganz ein Drittel für tauglich befunden ^iirde. 
Zu einem ähnlichen Ergebnisse gelangt Spann in bezug auf die Ausbildung und 
Berufsgliederung der Unehelichen, namentlich in bezug auf das Verhältnis der ge- 
lernten zur ungelernten Arbeit. Während bei den Stiefkindern auf 83 gelernte 22 
ungelernte Arbeiter, also etwa 26,5 % kamen, betrug bei den eigentlichen Unehelichen 
das Verhältnis der ungelernten Arbeiter zu den gelernten beinahe 44 %. Die Stief- 
kinder zeigten also auch hlusichtlich ihrer Ausbildung ein wesentlich günstigeres 
Bild als die eigentlichen Unehelichen; das Verhältnis der gelernten zur ungelernten 
Arbeit war bei ihnen im wesentlichen dasselbe wie bei den Ehelichen. 

Eine Mittelstellung zwischen den Stiefkindern und den eigentlichen Unehelichen 
nehmen sowohl in bezug auf die körperliche Tüchtigkeit als auch auf die Berufs- 
ausbildung die unehelichen Waisen ein. Sie reihen sich zwischen die beiden andern 
Gruppen hinsichtlich der Diensttauglichkeit mit beinahe 38 %, hinsichtlich des Ver- 
hältnisses der ungelernten zur gelernten Arbeit mit etwa 39% ein. Spann führt 
die Tatsache, daß die unehelichen Waisen günstiger gestellt sind als die eigentlichen 
Unehelichen, deren Mütter am Leben geblieben sind, wohl mit Recht darauf zurück, 
daß der größere Teil der Waisen unter der Obhut der öffentlichen Waisenpflege 
erzogen wird, die überdies in Frankfurt besonders gut organisiert ist. 

Bei der verhältnismäßig sehr kleinen Beobachtungsmasse wird man der 
Statistik in ihren Einzelheiten kaum eine große Bedeutung beimessen können. 
Der Fleiß und die Sorgfalt, die Spann der Sammlung und Durcharbeitung des sehr 
spröden Materials zugewendet hat, verdienen jedenfalls Anerkennung. Immerhin ist, 
wie dies auch der Leiter der Zentrale für private Fürsorge, Dr. Klumker, in 
seinem Nachworte besonders betont, von neuem der Beweis erbracht, daß „das 
Menschenmaterial der Unehelichen von Natur nicht schlechter ist als das der Ehelichen» 
daß also die ungünstige Lage der Unehelichen durch zweckmäßiges privates und 
öffentliches Eingreifen sehr wohl gebessert werden kann." Die Vorschläge, die 
Klumker in dieser Richtung macht, laufen in der Hauptsache darauf hinaus, die 
Vormundschaft für die unehelichen Kinder gänzlich umzugestalten, namentlich die 
Einzel Vormundschaft durch die öffentliche General Vormundschaft zu ersetzen. Die 
aus der Statistik gefolgerte Tatsache, daß jene unehelichen Kinder am schlechtesten 
dastehen, deren Mütter ohne zu heiraten am Leben bleiben, sei ein wichtiger Beweis 
dafür, wie wenig die vorhandenen staatlichen Schutzmaßnahmen für uneheliche 
Kinder wirklich auszurichten vermögen. Namentlich müsse man in dieser Tatsache 
ein neues Bedenken dagegen erblicken, daß der unehelichen Mutter, wie es das 
Bürgerliche Gesetzbuch will, eine Art Vorrecht auf die Vormundschaft über ihr 
Kind eingeräumt werde. — Auch für die Frage, wie eine Generalvormundschaft zu 
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gestalten sei, könne man ans der Statistik eine Reilie neuer Gesichtspunkte gewinnen. 
So weise z. B. das starke Vorherrschen der ungelernten Arbeit bei den eigentlichen 
Unehelichen darauf hin, der Berufsausbildung ganz besondere Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden, woraus sich dann wiederum mit Notwendigkeit die Folgerung ergäbe, dafi 
die QeneraWormundschaft bis zur Volljährigkeit währen mtisse und nicht, wie dies 
gegenwärtig meist gefordert werde, im vierten oder sechsten Lebensjahre des Mündels 
enden dürfe. Im Gegenteil sei vielmehr für dieses erste Lebensalter eine bloße 
ärztliche Kontrolle, verbunden mit besoldeten, berufsmäßigen Pflegerinnen völlig aus- 
reichend, während es gerade für das höhere Alter kaum ein anderes Heilmittel geben 
könne als die Ersetzung der Einzelvormundschaft durch die berufliche Vormundschaft. 

Till. Torbengang. 

Krüger, Emil, Bibliographie der Arbeitslosenffirsorge« In dänischer, deutscher, 
französischer, holländischer, italienischer, norwegischer, portugiesischer, spa- 
nischer und tschechischer Sprache gesammelte Berichte. 51 S. Grunewald- 
Berlin, Verlag der Arbeiter-Versorgung, A. Troschel. 1904. 
Die vorliegende Bibliographie will das gesamte Material der auf diesem Gebiete 
in den angegebenen Sprachen erschienenen Publikationen nachweisen. Das Ver- 
zeichnis ist nicht nach den Unterabteilungen, die hier in Betracht kommen, sondern 
einmal nach den verschiedenen Sprachgebieten und zweitens nach der Art der 
Publikationen (Parlamentsberichte, Gesetze und Verordnungen, Zeitschriften und 
Zeitungsberichte, Berichte von politischen Parteien, Fachvereinigungen, Einzel- 
abhandlungen usw.) geordnet. Innerhalb dieser Nachweisungen sind dann die einzelnen 
hierher gehörigen Gegenstände wie Arbeitslosenfürsorge, Arbeiterversicherung, 
Arbeitsnachweis usw. mitgeteilt. Es ist auf diese Weise mit anerkennenswertem 
Fleiße ein sehr großes Material zusammengebracht. Doch sind wir gleichwohl nicht 
ohne ernstliche Bedenken gegen eine derartige Publikation, die, wenn sie einmal 
erscheint, in bezug auf Systematik und Vollständigkeit Jedem Anspruch gerecht 
werden müßte. Man würde viel besser das Material aus Norwegen, Spanien, 
Portugal und Böhmen missen können, als das überaus wichtige englische und 
amerikanische Material, das gar nicht vertreten ist; auch würden Nachrichten aus 
Australien und Kanada wertvoller sein, als die aus Südeuropa. Auf der anderen 
Seite halten wir es für einen Fehler, nach den Sprachgebieten und den Publikations- 
organen zu unterscheiden, statt das Material systematisch einzuteilen, da auf diese 
Weise der Benutzer sich erst das Einzelne wieder auseinandernehmen muß. Es 
würden hierbei etwa in Betracht kommen die großen Hauptabteilungen: Arbeits- 
nachweis, Arbeitslosigkeit, dann staatliche, kommunale, private und gewerkschaft- 
liche Fürsorge, wobei wieder zu unterscheiden zwischen eigentlich vorbeugenden 
Maßregeln wie die Arbeitslosenversicherung, und armenpflegerischen Maßregeln wie 
die Gewährung von Arbeit in Arbeitsanstalten, die Veranstaltungen der Natural- 
verpflegungsstationen, der Arbeiterkolonien, Herbergen zur Heimat auf der einen 
Seite, der Gemeindeveranstaltungen, Notstandsarbeiten und dergl. auf der anderen Seite. 
Im übrigen ist auch der Literaturnachweis nicht überall ganz zuverlässig. So 
sind aus dem unserer Zeltschrift naheliegenden Gebiete die Schriften des Deutschen 
Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit auf S. 19 bei weitem nicht vollständig 
zitiert. Bs gehören dahin noch die Berichte von Ernst & Jagielski: Arbeitsnachweis 
als Mittel vorbeugender Armenpflege (1885); Buehl: Arbeitseinrichtungen für Zwecke 
der offenen Armenpflege (1889); Hartmann & Schwander: Die Einrichtung von Not- 
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Standsarbeiten und ihre Erfolge (1902). Die stenographischen Berichte, von denen 
einer an der angegebenen Stelle angeführt ist, sind immer nur Ergänzungen der 
den Jahresversammlungen zu Grunde liegenden Druckberichte. Die Anführung des 
Angegebenen enthält einen argen Druckfehler, da das Heft nicht 1897, sondern 1887 
im Anschluß an den vorher angegebenen Reitzensteinschen Bericht erschienen ist. 

Unentgeltlicher Wohmuigsnaohwels im Ansohlnß an die gemeinnfitiige 
ArbeitSTermittlnng in Gras« Im Anschluß an die von uns im Märzheft 1904 be- 
sprochene Schrift von Mi seh 1er: „Gemeinnützige Arbeitsvermittlung und unent- 
geltlicher Wohnungsnachweis in Graz und Steiermark** veröffentlicht der Verfasser 
zahlenmäßige tabellarische Angaben über die Tätigkeit des Grazer Wohnungs- 
nachweises seit seiner Errichtung Oktober 1902 bis Ende 1903. Danach sind im 
ganzen während dieser Zeit 949 Mietsobjekte angeboten, 1105 erfragt worden. 
Angezeigt wurden 318 Vermittlungen. Die Mietsobjekte sind in ihrer Mehrzahl 
Wohnungen (518 angebotene und 849 erfragte), 299 bezw. 142 betreffen möblierte, 
55 bezw. 48 unmöblierte Zimmer und 78 bezw. 72 Werkstätten. Auffallend ist 
wieder das starke Überwiegen der angebotenen Einzelzimmer (354 gegen 185) gegen- 
über den Wohnungen, bei denen die Nachfrage bedeutend überwiegt. Bei den 
Wohnungen handelt es sich in der Mehrzahl um kleine, aus Stube und Küche be- 
stehende Wohnungen, bei den erfragten auch in beträchtlicher Zahl um sog. Spar- 
herdzimmer, Räume, die Zimmer und Küche in sich vereinen. Die Mietspreise für 
Wohnungen bewegen sich zwischen 100 und 500 Kronen jährlich und betragen bei 
der Mehrzahl 166 — 250 Kronen. — Einen Beitrag zur Wohnungsfrage liefern besonders 
die Tabellen, die über bauliche Merkmale der angemeldeten Wohnungen Aufschluß 
geben. Es geht aus ihnen deutlich hervor, daß die hygienischen Einrichtungen 
um so mangelhafter werden, je kleiner die Wohnungen sind. So sind z. B. '/i der 
angebotenen Sparherdzimmer nicht durchlüftbar; bei den aus Zimmer und Küche 
bestehenden Wohnungen sind es die Hälfte, bei etwas größeren Wohnungen wenig 
über ein Drittel, dann ein Fünftel und bei den Wohnungen von drei und vier 
Zimmern kommen nur ganz vereinzelt nicht durchlüftbare vor. — Die letzte Tabelle 
beschäftigt sich mit der Zusammensetzung und dem Berufe der wohnungsuchenden 
Parteien. Danach haben 269 einzelne Personen und 722 Familien den Nachweis in 
Anspruch genommen; davon entfallen auf Wohnungen 144 einzelne Personen und 
705 Familien, auf Einzelzimmer 142 einzelne Personen und 17 Familien. Auf die 
verschiedenen Berufe verteilen sich die Parteien folgendermaßen: Öffentliche und 
Privatbeamte 155; Militärpersonen 25; Selbständige Gewerbe- und Handeltreibende 
184; Handelsangestellte 42; Gewerbliche Gehilfen 116; Hilfsarbeiter 56; Dienst- 
personal und öffentliche Arbeiter 120; Nicht genannte Berufe einschließlich der 
von kleinen Renten und Nebenerwerb lebenden Witwen 249. 

Limberg, P., Kaplan und Gefängnisseelsorger, Die Gef&ngnisseelsorge nnd cbarita- 

tive Fürsorge für Gefangene und Entlassene in Preußen. Ihre rechtliche 

Grundlage nebst Beiträgen zu ihrer geschichtlichen Entwicklung und zeitigen 

Handhabung (128 S.). Münster i. W., Regensberg, 1903. 

Das Buch gibt in erster Linie eine Zusammenstellung der staatlichen Gesetze, 

Verordnungen und Erlasse, die die Gefängnisseelsorge und Fürsorge in Preußen 

regeln und glaubt, wie es im Vorwort heißt, einem Bedürfnis nachzukommen, da 

diese Vorschriften sich in den Verordnungsblättern und Reskripten des Ministeriums 

des Innern und der Justiz usw. nur zerstreut vorfinden. Außer dem Rückblick auf 

die geschichtliche Entwicklung der Gefangenenpflege und des Fürsorgewesens wird 
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ihr derzeitiger Stand und besonders ihre Erweiterungsfähigkeit von katholischen 
Gesichtspunkten aus erörtert. Zur Zeit wird die Fürsorge für Entlassene ausgeübt 
einmal durch kirchliche Organe wie Kirchengemeinden und Priester, femer durch 
Fürsorgevereine, die sich in ihrer Arbeit möglichst gegenseitig stützen und im 
engsten Zusammenhang mit der Polizeibehörde wirken. Als in Jeder Hinsicht vor- 
bildlich werden die Tätigkeit und Erfolge des Düsseldorfer katholischen Gefängnis- 
vereins vorgeführt. Die Fürsorge wird hier ausgeübt 1. durch Unterstützung der 
Entlassenen mit Kleidungsstücken, NaturaUen und dergleichen, 2. durch Beschaffung 
von Arbeitsgelegenheit, 3. durch sachgemäße Verwendung der dem Verein zu über- 
weisenden Arbeitsprämie, 4. durch moralische und materielle Unterstützung der Familie 
des Gefangenen während der Dauer des Aufenthaltes des letzteren im Gefängnis. Vor 
allem hat sich dieser Verein aber auch der weiblichen Gefangenen angenommen 
und sich dazu auch weiblicher Mithilfe versichert. Geeignete Damen besuchen regel- 
mäßig die Gefangenen und suchen sie zu trösten und moralisch aufzurichten. Neben 
derartigen allgemeinen Gefängnis- und Fürsorgevereinen woUen die Frauenfürsorge- 
vereine, die den Namen „Vereine zum Guten Hirten** führen, der zunehmenden 
Verwahrlosung unter der weiblichen Jugend vorbeugen und sich zum Wohl weiblicher 
entlassener Gefangenen betätigen. Eine erweiterte Fürsorge für entlassene Gefangene 
möchte der Verfasser von den Vinzenzvereinen ausgeübt sehen, da diese sich meist 
aus besser gebUdeten Ständen zusammensetzten ; er bedauert femer, daß die kirch- 
lichen Orden und religiösen Gemeinschaften, die sich für die Gefangenenfürsorge 
eigneten, in Preußen nicht zur Geltung kämen. 



Neue literarische Erscheinniigeii« 

Salnti aegrornm. Aufgabe und Bedentang der Krankenpflege im modernen 
Staat. Eine sozial-statistische Untersuchung von Alfred von Lindheim. 
834 S. Leipzig und Wien, Franz Deuticke. 1905. 

Tierordt, 0., Die Säaglinggabteilnngy Singlingsambolanz nnd Milchküche der 
Lnisentaeilanstalt (Kinderklinik) zu Heidelberg. Eine Denkschrift zur Frage 
der Forschung, des Unterrichts und der Fürsorge im Gebiet des Säuglings- 
alters. 48 S. Stuttgart, Ernst Heinrich Moritz. 1904. 

Sntkf Hans, FQrsorge fflr die sehalentlaisene Jugend. Besonderer Abdruck aus 
dem Handbuch der Hygiene, herausgegeben von Dr. Theodor Weyl. Vierter 
Supplement-Band Soziale Hygiene. S. 451 — 544. Jena, Gustav Fischer. 1904. 

Conrad, Karl, Die Organisation des Arbeitsnachweises in Deutschland. Von der 

Universität Straßburg preisgekrönte Arbeit. 464 S. Leipzig, Duncker & 
Humblot. 1904. 

Cros-MayreTieiUe, Contribntion ä l'liistoire de Passistance. Memoire sur Thistoire 
de la gestion et de radminlstration en France du patrimolne des pauvres. 
Revue Phil. Novembre 1904. p. 52—68. (ä suivre). 

Rogers, Rev. Clement F., Charitable relief« 180 p. London, Longmans, Green 
and Co. 1904. 

Braekett, Jeffrey Ricbardson, Snpenrision and Edncation in Charity. 222 p. 

New-York, Tlie MacmUlan Company. 1903. 

Cleseliichte des Bayerischen Frauenvereins vom Roten Krenz vom Jahre 1881 
Ms zur Gegenwart. Als Fortsetzung der Festschrift aus Anlaß des 25jährigen 
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Jubiläums zusammengestellt von Hermann Freibemi von Rotenhan. 314 S. 
München, Seitz & Schauer. 1904. 
Steakol«, A. 0., Om Fatti^&rd. Studier och Reformförslag. 234 p. Malmö, 
Pörlags-Aktiebolagets Boktnrckeri. 1902. 

Kongresse und Tersammlimgen. 

25« JabregTerMunmlnag des DeDtschen Vereins für ArMeapflege nad Wehl- 
titigkeit in Hannhelm am 21. und 22. September 1905. Verhandlungsgegenstande: 

1. Oeneralbericht über die 2&Jftlirige Tätigkeit des Vereins. Berichterstatter: 
Stadtrat Dr. Muensterberg (Berlin). 

2. Die BakimpfiiBg der Singiingssterbliehkeit« Berichterstatter: Beigeord- 
neter Brugger (Köln); Dr. H. Finkelstein, Arzt am städt Kinderasyl 
(Berlin); Dr. Marie Baum, Grofih. Badische Fabrikinspektorin (Karlsruhe). 

3. Die heutigen Anforderangen an die oiTentliehe ArmenpHege im Ver- 
hiltnis zu der bestehenden Armengesetzgebnng. Berichterstatter: Direktor 
Dr. Buehl (Hamburg); Beigeordneter Dr. Seh wand er (Straßburg i. Bis.): 
Rechtsrat Pleischmann (Nürnberg). 

IV. Internationaler Kongreß für Armenpflege and Wohititigkeit. In Paris 
wurde im Jahre 1900 anläßlich des lil. Internationalen Kongresses ein standiges 
Komitee für die Vorbereitung weiterer Kongresse eingesetzt, dessen Leitung der 
frühere Präsident der französischen Republik, Casimlr-Perier, übernahm. Dem 
Komitee gehören Vertreter aller Nationen, u. a. auch der Herausgeber dieser Zeit- 
schrift an. Die Abhaltung des Kongresses war nach einem Zeitraum von fünf Jahren 
in Aussicht genommen. Nunmehr steht die Tagung im Oktober d. J. (an noch näher 
zu bestimmenden Tagen) in Mailand bevor. Es hat sich dort ein Ortsausschuß 
gebildet, an dessen Spitze Dott. Angelo Filippetti steht. Das Komitee gibt ein 
BoUettino ufficiale heraus, dessen erstes Heft soeben versendet ist imd dem 
näheres wegen der Tagesordnung, der Beitrittsbedingungen usw. zu entnehmen ist. 
Sitz des Komitees ist Mailand, Palazzo municipale. Als Themata für die Ver- 
handlungen sind In Aussicht genommen: 

1. Fürsorge für Anslftsder. Notwendigkeit internationaler Vereinbarungen. 
(De Tassistance aux etrangers. Necessite d'une entente internationale.) 

2. BernfBansbildiing freiwilliger Hilfskräfte in der ölfentlichen Armen« 
pflege. (Education professionnelle des auxiliaires ben6voles de l'assistance 
publique). 

3. Fürsorge ffir die weibliche Jngend nnd die alleinstehende Frau. (Des 
institutions ayant pour objet de proteger et d'assister la Jeune fille et la 
femme isolee.) 

4. Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit* (Mesures d'assistance prises ou 
ä prendre dans les differents pays contre la mortalite infantile.) 

5. Wodurch nnd in welchen Grenzen kOnnen nnd mflssen die Einrichtungen, 
der ölfentlichen Armenpflege und privaten Wohltätigkeit durch Maß- 
nahmen der vorbeugenden Ffirsorge (Versicherung) ersetzt nnd ver- 
vollständigt werden. (Par quels systemes et dans quelles Limites les 
formes de Tassurance et de la prevoyance peuvent et doivent remplacer 
et completer les fonctions de la bienfaisance et de lassistance publique 
avec le concours des institutions qui remplissent actuellement ces fonctions.) 

FOr die Redaktion verantwortUoh: Stadtrat Dr. Mtinsterberg in Berlin, Dömbergstraße 7. — Carl 
Heymanns Verla«, Berlin W. — Gedruckt bei Jalius Sittenfeld, Berlin W. 
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Zur Theorie und Praxis des Armenwesens. 

HeBder80ii9 Charles Richmond, assisted by others. Modem Methods of Charlty. An 
account of the Systems of Relief, Public and Private, in the Principal Ck)untries 
having modern methods. New-York, 1904. 

In der vorigen Nummer ist unter dieser Überschrift u. a. auch das oben an- 
gegebene Werk von Henderson besprochen worden. Hierbei ist durch ein be- 
daueiüches Versehen eine Stelle ausgefallen, deren Fehlen zwar nicht sinnentstellend 
wirkt, die aber immerhin geeignet ist, den in der Besprechung gegen das Buch er- 
hobenen Bedenken ein gewisses Gegengewicht zu halten. Um diesen Irrtum richtig 
zu stellen, lassen wir den Eingang der Besprechung in der vollständigen Fassung 
noch einmal folgen. 

Das Werk von Henderson stellt sich zwar im wesentlichen die- 
selbe Aufgabe, über das Armenwesen, wie es ist, zn belehren; es steckt 
sich aber insofern viel weitere Grenzen, als es das Armenwesen aller 
Nationen zu beschreiben unternimmt. 

Henderson hat auf sozialem und armenpflegerischem Gebiet bereits 
eine reiche literarische Tätigkeit entfaltet und in der praktischen Fürsorge- 
tätigkeit speziell in seinem Wohnort Chicago sich um Hebung der Lage 
der arbeitenden Klassen und zweckmäßige Armenpflegeeinrichtungen sehr 
verdient gemacht; als Lehrer der Nationalökonomie an der Universität 
Chicago behandelt er die hier in Rede stehenden Gebiete in seinen Vor- 
lesungen. Seine Vorbildung hat er zu einem nicht geringen Teile in 
Deutschland erworben und sich dort den Grad eines Doktors geholt; 
mit deutschen Verhältnissen und deutscher Sprache ist er wohl ver- 
traut. So erscheint er in erster Linie berufen, ein Werk encyklopädischen 
Charakters herauszugeben, das weit über die Grenzen seines heimischen 
Wirkungskreises hinaus Beachtung verdient. Großer Fleiß und ernstes 
soziales Verständnis sind auf diese Arbeit verwendet, so daß sie trotz 
einiger kritischer Bedenken, mit denen nicht zurückgehalten werden soll, 

eine sehr beachtenswerte Bereichemng der Literatur des Armenwesens 

5 
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darstellt. Das Werk ist ebensowohl für den Qelehrten nnd Fackmana 
wie für den praktischen Volkswirt und das große Heer praktischer Armen- 
pfleger von Bedeutung. 

Die Unternehmung, das Armenwesen aller Länder rergleichend 
darzustellen, begründet Henderson in seinem Vorwort mit dem Hinweis 
darauf, daß seit dem 1870 erschienenen Sammelwerk von Emminghaua 
keine derartige zusammenfassende Darstellung mehr herausgekommen sei^ 
wie sie für das Studium und für die praktische Arbeit gleichmäßig er- 
wünscht sei; Ton Bedeutung sei es namentlich, die Verschiedenheiten der 
Zustände, bedingt durch Klima und Produktionsrerhältnisse, durch politische 
Entwicklung und durch Rasseneigentümlichkeit, miteinander vergleichen 
zu können. Um diesen Zweck zu erreichen, hat Henderson verschiedene 
Hilfskräfte herangezogen und ihnen die Bearbeitung fitr einzelne Länder 
und Kolonien übertragen. 

Hier folgt die weitere Besprechmig, auf deren Inhalt wir verweisen. 



Streiks und öffentliche Armenpflege. 

Kürzlich erregte ein Vorgang in der städtischen Armenverwaltung 
von Aachen einiges Aufsehen, bei dem es sich um die Stellung dieser 
Verwaltung zu Hilfesuchenden handelt, denen Gelegenheit zur Arbeit in 
(3inem von dem Streik betroffenen Betriebe geboten werden konnte. Über 
den Hergang ist uns die nachfolgende amtliche Darstellung von dem 
Herrn Oberbürgermeister der Stadt Aachen freundlichst zur Verfügung 
gestellt worden. 

„Der Fall, welcher die hiesige Stadtverwaltung vor kurzem beschäftigt 
hat, lag folgendermaßen: Bei der hiesigen Firma Crous & Hoffmann, einer 
Lohnweberei, war der Streik ausgebrochen, weil der von ihr gezahlte Lohn 
dem zwischen Vertretern der Arbeiterschaft und den Lohnwebereien ver- 
einbarten Tarif nicht entsprach. Der Ausstand dauerte auch dann noch 
fort, als die Firma sich bereit erklärt hatte, den Lohn dem Tarif entsprechend 
zu erhöhen (I), weil sie sich weigerte, einen Arbeiter, welcher nicht in 
den Ausstand eingetreten war und deshalb als Streikbrecher bezeichnet 
wurde, zu entlassen. Hierdurch hat die Firma Herz & Haymann, eine 
Tuchfabrik, welche tarifmäßig löhnte und bei welcher nicht ge- 
streikt wurde, ihre der Lohnweberei Crous & Hoffmann erteilten Auf- 
träge zurückgezogen, die Webstühle dieser Firma, welche für die Erledi- 
gung dieser Aufträge in Anspruch genommen waren, gemietet und Weber 
gesucht, welche zunächst die Stücke fertig weben sollten, hat sich aber 
geweigert, die streikenden Weber der früheren Firma Crous & HofEmann 
zu beschäftigen. Da zu der Zeit mehrere Weber wegen Arbeitslosigkeit 
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unterstützt wurden, so sind sie selbstredend an die Firma Herz & Hay- 
mann yerwiesen worden. Das gab dem christlichen sozialen Textilarbeiter- 
Terband Veranlassung, Einspruch zu erheben und durch seinen Vor- 
sitzenden das Ersuchen stellen zu lassen, von der Überweisung arbeitsloser 
Weber an die letztgenannte Firma Abstand zu nehmen. Nach reiflicher 
Erwägung aller in betracht kommenden Momente in dem zuständigen 
städtischen Ausschuß (Armen-Verwaltung) und im Stadtverordneten- 
koUegium, und unter besonderer Berücksichtigung der in Bd. 30 der 
Entscheidungen des Bundesamts für das Heimatwesen auf S. 40 zum 
Abdruck gebrachten Entscheidung ist alsdann folgender Stadtverordneten- 
Beschluß Yom 18. November 1904 zu stände gekommen: 

«Infolge der Angriffe gegen die städtische Armenverwaltung aus Anlaß des 
Streiks bei der Lohnweberei Crous & Hoffmann gibt die Verwaltimg folgende Er- 
kl&rang ab: 

Nach den im Reichsgesetze über den Unterstützungswohnsitz und im preußischen 
Anaführungsgesetze hierzu festgesetzten Grundsätzen der öffentlichen Armenpflege 
in Verbindung mit der Entscheidung des höchsten Gerichtshofes in Armensachen, 
des Bundesamtes für das Heimatwesen, gehört zu den Aufgaben der öffentlichen 
Annenpflege nicht «die Gewährung einer fortlaufenden Unterstützung an einen 
arbeitsfähigen Mann, der die infolge eines Streiks vorhandene Arbeitsgelegenheit 
unbenutzt läßt, weil er dadurch Nachteil für spätere Zeit fürchtet/ 

Die Stadt (Armenverwaltung) hat in dem vorliegenden Falle keine 
Veranlassung, von diesem Orundsatze abzugehen, um so weniger, als die 
Firma Herz & Haymann in bezug auf die Löhnung ihrer Arbeiter die 
Bedingungen vollständig erfüllt, welche seitens der Arbeitnehmer-Verbände 
an die Arbeitgeber in der Textilindustrie gestellt werden. Es muß daher 
darauf bestanden werden, daß arbeitslose Weber, welche öffentliche Armen- 
unterstützung in Anspruch nehmen, die ihnen sich jetzt darbietende Arbeits- 
gelegenheit ergreifen, widrigenfalls die Armenunterstützung ganz oder teil- 
weise in Fortfall kommt. Es soll jedoch hierbei seitens der Armenverwaltung 
jede Härte vermieden werden. Bei künftigen Streikfallen wird von Fall 
zu Fall eine sorgfältige Prüfung der Sachlage und der Frage der von der 
Armenverwaltung zu treffenden Maßnahmen erfolgen. 

Dieser Beschluß ist aber für den hier besprochenen Fall von keiner 
praktischen Bedeutung gewesen, da im ganzen nur 4 Weber wegen Arbeits- 
losigkeit unterstützt wurden, welche inzwischen vor Erledigung der An- 
gelegenheit bereits anderweit Arbeit fanden.'^ 

An den Aachener Vorgang haben sich mannigfache Erörterungen 

angeknüpft, die indes zu einer prinzipiellen Ellärung der wichtigen Frage 

noch nicht geführt haben. Das christliche Gewerkschaftskartell in Aachen 

beschäftigte sich mit dem Gegenstande in einer kurz naoh dem beregten 

Vorfall abgehaltenen Versammlung und gelangte zu folgendem Beschluß: 

5* 
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„Bs ist Aufgabe der Stadtverwaltung und Stadtvertretung, den Bestrebungen 
der Arbeiterschaft auf Besserung ihrer Lage fördernd zur Seite zu stehen. Ins- 
besondere ist es Pflicht der Stadtverwaltung, sich bei Lohnkämpfen aller Maßnahmen 
zu enthalten, die als einseitige Parteinahme sich darstellen. Die Versammlung ist 
weit entfernt davon, zu verlangen, daß die „Armenkasse eine Streikkasse" sei. Sie 
verurteilt aber entschieden den Versuch, die Armenverwaltung zu einer Streik- 
brechervermitüungsstelle zu machen. Die in der Stadtverordnetensitzung am 
18. November seitens der Verwaltung abgegebene Erklärung betrachtet die Ver- 
sammlung als eiuen Schritt vom rein juristisch-formaleu Staudpunkt auf den Boden 
der sozialen Gerechtigkeit und Billigkeit." 

Die Besprechung des Vorwärts (vom 23. November 1904) verurteilt 
den von der Stadtverwaltung eingenommenen Standpunkt und beschränkt 
sich im übrigen darauf, dem Zentrum, das in der Aachener Stadtverordneten- 
versammlnng die Mehrheit besitzt, den Vorwurf mangelnder Arbeiterfreund- 
lichkeit zn machen. Die Soziale Praxis (No. 12 vom 22. Dezember 
1904) bemerkte zum Schluß ihrer den Vorgang darstellenden Mitteilung: 

„Natürlich bleibt die grundsätzliche Schwierigkeit bestehen. Unter aUen Um- 
ständen ist es unzulässig, daß ein kommunaler, gemeinnütziger Arbeitsnachweis bei 
einem Arbeitskampf, sei es Streik oder Aussperrung, den Parteien Hilfsdienste 
leistet; er muß entweder seine Tätigkeit für die Zeit und das Gebiet des Kampfes 
einstellen oder zum mindesten ausdrücklich darauf hinweisen, daß ein Streik bezw. 
eine Aussperrung herrscht. Für die Armenverwaltung aber entsteht ein ernstes 
Dilemma. Soll sie erwerbsfähigen Arbeitern, wenn überhaupt Arbeit vorhanden ist, 
Unterstützung zahlen, weil Streik herrscht? Soll sie andererseits die Streikenden 
bei Versagen der Unterstützung durch die Macht des Hungers in Streikbrecherdienste 
treiben? Und wie steht es mit der Unterstützung für Arbeitslose während einer 
Aussperrung? Wir glauben, daß die Frage generell überhaupt nicht, sondern nur 
von Fall zu Fall zu entscheiden ist. Namentlich kann die Armenverwaltung nicht 
ohne weiteres sich ihren Verpflichtungen entziehen, wenn es sich um mittellose un- 
organisierte Arbeiter handelt. Der letzte Weg jedoch, um aus den Schwierigkeiten 
herauszukommen, ist eine Stärkung der Organisationen, die aus eigener Kraft bei 
Arbeitskämpfen ihre Kollegen unterhalten müssen.** 

Die Frage ist unseres Wissens in anderen Armenverwaltungen noch 
nicht zur Sprache gekommen oder zum mindesten nicht an öffentHcher 
Stelle behandelt worden. Speziell in Berlin dürfte dies damit zusammen- 
hängen, daß die organisierte Arbeiterschaft in Streikfallen aus ihren 
Fonds die nötigen Unterstützungen gewährt, daß andererseits bei der 
großen Ausdehnung der Stadt und der Verteilung der Armenpfiegetätig- 
keit in nahe an 400 örtliche Kommissionen derartige Fälle selten als 
Massenerscheinung an die Armenverwaltung herantreten. Die einzelnen 
Armenkommissionen und der einzelne Armenpfleger lehnen, soviel bekannt^ 
Unterstützungen an arbeitsfähige Leute ab, weil sie durch Streik, also 
durch freiwilliges Ausscheiden aus der Arbeit gekommen sind und weil 
andererseits angenonunen wird, daß sich in Berlin für arbeitsfähige Männer 
immer 6ele<^enheit fände, sich den notdürftigen Unterhalt zu erwerben. 
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Beschwerden, die zn einer gmndsätzlichen Stellungnahme zu der Frage 
Veranlassung gegeben hätten, sind bisher noch nicht an die Annen« 
yerwaltang gelangt 

Der Berliner Verein gegen Verarmung, ein Frivatwohltätigkeits- 
verein, der sich im wesentlichen vorbeugende Armenpflege zur Aufgabe 
gesetzt hat, nahm gelegentlich Veranlassung, die Frage in der Konferenz 
der Vorsitzenden der Lokalkomitees zur Sprache zu bringen. Es wurde 
hierbei folgender Beschluß gefaßt: 

«Der Vorstand ist der Ansicht, dafi das Vorliegen eines Streiks prinzipiell 
weder für noch gegen eine Vereinshilfe mafigebend sein dürfte, vielmehr in jedem 
Einzelfall die statutenmäßige Prüfung, ob unverschuldeter Notstand vorliegt, statt- 
zufinden habe, und von deren Ergebnis die Gewäiirung oder Nichtgewährung einer 
Unterstützung abhängig zu machen sei. Bei dieser Prüfung werde unter anderen 
tatsächlichen Punkten allerdings auch die Frage, ob der Bittsteller aus einer Streik- 
kasse unterstützt wird, bezw. ob er, wenn dies nicht der Fall ist, Gelegenheit zu 
unbehinderter Arbeit hat, mit in betracht zu nehmen sein. Mit dieser Auffassung 
erklärte sich die Konferenz einverstanden.* 

Schließlich teilen wir ein Schreiben mit, das der leitende Aus- 
schuß des Interkantonalen Verbandes für Naturalverpflegung 
in der Schweiz an die Kantonalverbände erlassen hat. Wir bemerken 
dazu, daß die Naturalverpflegungsstationen sich die Aufgabe stellen, dem 
wandernden Arbeiter Naturalverpflegung gegen Leistung von Arbeit zu 
gewähren und daß derjenige, der eine ihm angebotene Arbeit zurückweist, 
der Wohltat der Verpflegung und weiteren Förderung verlustig gehen und 
als arbeitsscheu den Behörden überwiesen werden soll. Bei der Stellung- 
nahme des leitenden Ausschusses ist im Gegensatz zu der Armen- 
verwaltung von Aachen jedoch zu beachten, daß diese es mit einer seß- 
, haften, jener es mit einer unseßhaften Bevölkerung zu tun hat. Zur Vor- 
geschichte des Schreibens ist zu bemerken, daß aus Anlaß des darin er- 
wähnten Vorganges die hier in Betracht kommende Arbeiterunion an die 
betreffende Kantonsregierung eine Eingabe mit dem Begehren richtete, 
„es sei die Berufung auf Streik oder Sperre als genügender Grund zur 
Ablehnung angebotener Arbeit zu betrachten^, d. h. es sei von der Behörde 
zu beschließen, daß trotz oben zitierter Vorschrift angebotene Arbeit 
nicht annehmenden Wanderern die Naturalverpflegung zu verabfolgen sei, 
wenn die Arbeits- Ablehnung mit Berufung auf Streik oder Sperre erfolge. 

Die betreffende Arbeiter-Union begründet ihr Begehren mit folgenden 
Sätzen : 

„Nach den gegenwärtigen Auffassungen habe der Staat sich in solchen 
Konflikten wie Streik und Sperre zwischen Arbeitern und Arbeitgebern 
durchaus neutral zu verhalten und nur dann einzuschreiten, wenn ein 
allgemeines Interesse es verlangt, um etwa bedrohte Rechte der einen 
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oder andern Partei oder Dritter zu schützen. Die Frage, ob Bemfang 
auf Streik oder Sperre zur Nichtannahme angebotener Arbeit berechtige, 
sei also ebenfalls nach diesen Gesichtspunkten der Neutralität des Staates 
und seiner Funktionäre zu beantworten. 

Wäre es ein Bruch dieser Neutralität, wenn Berufung auf Streik 
oder Sperre als genügender Grund zur Ablehnung von Arbeit anerkannt 
würde? 

Oder wäre es ein Bruch der Neutralität, wenn die Ablehnung der 
Arbeit wegen Streik als nicht begründete erklärt und mit den angedrohten 
Nachteilen geahndet würde? 

Wir bejahen die zweite Frage. Zwar wenden wir uns nicht da- 
gegen, daß die Naturalrerpflegungsstationen ihre Tätigkeit als Arbeits- 
nachweisbureaus auch bei Streik und Sperre fortführen. Aber wir würden 
es als Bruch der Neutralität und als offene Parteinahme zugunsten der 
Arbeitgeber betrachten müssen, wenn durch die Yerpäegungsstationen 
Zwangsmittel angewendet würden, um Arbeiter dazu zu bringen, in 
Werkstätten Arbeit zu nehmen, über welche Streik oder Sperre verhängt 
ist. und Zwangsmittel, teilweise sehr fühlbare Zwangsmittel, müßten zur 
Anwendung konmien, Halls man die Berufung auf Streik oder Sperre nicht 
als genügenden Grund anerkennen würde. Denn nach den gesetzlichen 
Bestimmungen müßte in solchen FUlen den arbeitsuchenden Arbeitern 
nicht nur die Naturalverpflegung yerweigert werden, sondern sie wären 
sogar „unverzüglidh der Polizei zu überweisen'' und in ihren Wander- 
schein würde eingetragen, daß der Träger angebotene Arbeit abgelehnt 
habe, wodurch er der Naturalverpflegung auch an andern Orten Terinstig 
ginge. Und der Arbeiter, der nichts getan, als was seine Ehre und sein 
Pflichtgefühl von ihm veriangten, wäre dadurch als arbeitsscheues Indi- 
viduum gebrandmarkt. So würde die Institution der Naturalverpflegung, 
bisher eine Wohltat für viele arbeitslose Arbeiter, ein Mittel, um die 
organisierte Arbeiterschaft in ihren Kämpfen um bessere Arbeitsbedingungen 
au& schwerste su schädigen, indem sie den arbeitslosen Berufsgenossen 
zwänge, entweder Streikbrecher zu werden, also eine nadi den Begiiffien 
der organisierten Arbeiter ehrlose Handlung zu begehen, oder sich mit 
Entzug der Naturaiverpflegung, polizeilicher Abschiebung und Brand- 
markung als Arbeitsscheuer bestrafen zu lassen. 

Das wäre unseres Erachtens eine Parteinahme des Staates zu 
gunsten der Arbeitgeber gegen die Arbeiter, die im schärfsten Wider- 
spruch stünde zu den angedeuteten Auffassungen über die Stellung des 
Staates in Konflikten zwisdiien Arbeitern und Arbeitgebern. Damit wäre 
aber auch die Tätigkeit der Naturalverpflegungsstationen und der mit ihneft 
verbundenen Arbeitsnachweisbureaus vollkommen lahm gelegt. Denn es 
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ist klar, daß die Arbeiterschaft alles tun müßte, um diese Institatioa zu 
beseitigen.^ , 

Den entgegengesetzten Standpunkt yertritt der Qewerbeyerein B»., 
der in seiner Eingabe an den Begierungsrat sich folgendermaßen ausspricht: 

„Die Institution der Naturalverpflegung muß, weil eine staatliche 
Einrichtung, in allen Fällen eine unbedingte neutrale Haltung bewahren, 
d. h. die Naturalverpflegung hat unter genauer Einhaltung der VoUzugs- 
yerordnung vom 24. Mai 1890 zu erfolgen. Art. 15 dieser Verordnung 
lautet: Die Unterstützung wird nicht verabreicht: 1. an Betrunkene, 2. an 
solche, welche die ihnen angebotene, ihrer beruflichen Tätigkeit angemessene 
Arbeit nicht annehmen. 

Da nun im fraglichen Falle bei Schlossermeister M. dem Schlosser F. 
seiner beruflichen Tätigkeit angemessene Arbeit angeboten wurde und 
dieser hat diese Arbeit nicht angenommen, so durfte Wachtmeister S., 
gestützt auf Art. 15, dem F. unter keinen Umständen die Natural- 
verpflegung verabfolgen. 

Die verlangte Interpretation der Arbeiter-Union, daß einem orga- 
nisierten Arbeiter die Naturalverpflegung verabreicht werden müsse, auch 
wenn derselbe angebotene Arbeit ausgeschlagen habe, weil die Organisation 
über den betreffenden Meister Streik oder Sperre verhängt habe, wäre 
1. ungesetzlich, 2. unmoralisch, und zwar aus folgenden G-ründen: 

Die Kosten der Naturalverpflegung müssen zum Teil auch von den 
Meistern getragen werden, folglich muß diese Institution in solchen Streit- 
fällen strengste Neutralität bewahren. Diese neutrale Haltung würde ver- 
letzt, wenn ein Arbeiter angebotene berufliche Arbeit verweigert und 
trotzdem Verpflegung • erhalten würde, nur weil er der Organisation 
angehört Somit wären die Meister gezwungen, zur Deckung der Kosten 
der Verpflegung derjenigen Arbeiter beizutragen, welche sich überhaupt 
weigern, bei diesem oder jenem Meister Arbeit anzunehmen. 

Zu welchen Konsequenzen würde diese Interpretation in einem 
großen Streike führen? Welch mächtige Stütze wäre für die Organisation 
das Institut der Naturalverpflegung, deren Kosten zum größten Teil von 
den Arbeitgebern getragen werden muß. 

Auf Grund dieser Tatsachen gelangen vm: an den tit Begierungsrat 
mit dem Ersuchen, in folgendem Sinne zu entscheiden: 

Das Arbeitsnachweisbureau ist laut Art 16 gehalten, keine Ver- 
I^egung an Arbeiter zu verabreichen, welche die ihnen angebotene, ihrer 
bemflicheD l^Ltigkeit entsprechende Arbeit nicht angenommen haben und 
68 seiaa die Einwendungen wegen Streik oder Sperre keine genügenden 
Gründe zur Ablehnung von Arbeit. Es bleibt alsdann der Organisation 
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noch unbenommen, die betreffenden Arbeiter auf ihre Kosten zn yer> 
pflegen, was ja nicht mehr als recht nnd billig sein dürfte." 

Die sämtlichen Akten wurden von der kantonalen Begienmgsdirektion 
in dankenswerter Weise dem leitenden Ausschuß mitgeteilt, der sich in 
eingehender Weise mit dem Fall beschäftigte und zu folgender Entschließung 
gelangte. 

„Der Streik ist ein Ejimpfmittel der Arbeiter, das berücksichtigt 
werden muß. Bei Aufstellung der statutarischen Bestimmungen, daß 
Nichtannahme von angebotener Arbeit ein Grund zur Nichtausrichtung 
der Naturalverpflegung und Überweisung an die Polizei sei, hat man an 
den Streik nicht gedacht. Da diejenigen Arbeiter, welche in Streikzeiton 
auf einem bezüglichen Platz Arbeit annehmen, als Streikbrecher Yon ihren 
Genossen verfehmt und boykottiert werden, auf der anderen Seite die 
Meister der Naturalverpflegung Begünstigung der Streikbewegungen vor- 
werfen, wenn in solchen Zeiten, entgegen den bestehenden Bestimmungen 
unseres Reglementes, Arbeitsannahme verweigernden Arbeitern die Ver- 
pflegung verabreicht wird, so erscheint Neutralität geboten und wir glauben, 
dieselbe am besten dadurch handhaben zu können, daß bei Ausbruch 
eines Streiks von der Kontrollstelle eventuell Polizeibehörde dieses Ortes 
aus alle umliegenden Naturalverpflegungsstationen und Arbeitsnachweis- 
bureaus von diesem Ausbruch benachrichtigt werden, damit sie es den 
vorsprechenden Wanderern mitteilen und sie vor der Heise nach der mit 
Streik belegten Ortschaft warnen. Geht ein Arbeiter trotzdem hin und 
weigert sich dann, ihm angebotene Arbeit anzunehmen, so kann er mit 
Recht als böswillig betrachtet werden und er soll dann die im Reglement 
auf Nichtannahme angebotener Arbeit gesetzten Folgen tragen.^ 

An diese Vorgänge knüpfte sich dann die Erörterung der Frage auf 
der Delegiertenversammlung im Oktober v. J. an, deren Ergebnis das nach- 
folgende Schreiben ist, das, wie sein Schluß ergibt, die Angelegenheit zunächst 
nur provisorisch regeln will. 

„Im Laufe dieses Sommers ersuchte uns eine unserm Verbände 
angehörende Kantonsregierung um Wegleitung und Intervention in der 
wichtigen Frage, wie in Streikfällen sich die Natural- Verpflegung zu ver- 
halten habe. 

Es war in einer Ortschaft partieller Streik ausgebrochen. Der dortige 
Kontrolleur schickte einen vorsprechenden Wanderer zu dem mit Streik 
betroJSenen Arbeitgeber. Er nahm jedoch die Arbeit nicht an, und 
daraufhin verweigerte der Kontrolleur auf Grund der Statuten die Ver- 
pflegung. Deswegen erfolgte nun Beschwerde beim zuständigen Departemente. 
In erster Linie konstatierten wir in unserer Antwort, daß bei Aufstellung 
der statutarischen Bestimmung, welche Nichtannahme von Arbeit als 
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Grand zur Abweisung und Überweisung an die Polizei anführt, offenbar 
der Fall des Streiks völlig außer acht gelassen wurde, und es sich des- 
halb heute darum handelt, eine Lücke in den Yerbandsbestinimungen, 
«ei es auf dem Wege der Interpretation oder durch eine neue Vorschrift, 
aaszuMlen. Wir sprachen daher die Überzeugung aus, daß, weil der 
Streik ein Kampfmittel der Arbeiter sei, das heute unter allen Umständen 
berücksichtigt werden muß, in solchen Fällen jene statutarische Bestinunung 
nicht in ihrer ganzen Strenge gehandhabt werden könne; andererseits 
wünschen wir nicht, dem Mißbrauch in dieser Beziehung Tür und Tor 
za öffnen und am Ende gar Streikreranstaltungen zu fördern. Wir 
schlugen daher einen Mittelweg vor, den wir den kantonalen Vorständen 
zur Kenntnis brachten mit dem Gesuche, uns ihre Ansichten darüber 
mitzuteilen. An der Delegiertenversammlung in Schaffhausen vom 
31. Oktober kam diese Sache nun zur Sprache und wurde nach gewalteter 
Diskussion einstimmig beschlossen, den Ansichten des leitenden Aus- 
schusses beizupflichten und diese Angelegenheit provisorisch so zu regein: 

Da diejenigen Arbeiter, welche in Stareikzeiten auf einem bezüglichen 
Platze Arbeit annehmen, von ihren Genossen als Streikbrecher erklärt 
und boykottiert werden, auf der andern Seite die Meister der Natural- 
Yerpflegung Begünstigung der Streikbewegung vorwerfen, so erscheint für 
die Organe der Natural- Verpflegung Neutralität geboten, die am besten 
dadurch gewahrt wird, daß bei Ausbruch eines Streiks die Kontrollstelle 
eventuell Polizeibehörde des betreffenden Orts alle umliegenden Natural- 
Verpflegungsstationen und Arbeitsnachweisbureaus von der Tatsache des 
Streiks zu Händen der auf diesen Stationen bezw. Bureaus vorsprechenden 
Wanderer verständigt. Es soll auf diese Weise den letztern anheimgeetellt 
bleiben, zu entscheiden, ob sie die mit Streik belegte Ortschaft als Arbeit- 
suchende aufsuchen wollen oder nicht. Wenn ein Arbeiter nach erhaiteoer 
Aufklärung die Natural- Verpflegungsstation des Streikorts aufsucht, sich 
aber dann weigert, angebotene Arbeit daselbst anzunehmen, so ist ein 
genügender Grund vorhanden, die Verabreichung der Verpflegung zu 
verweigern. 

Wir teilen Ihnen diesen Beschluß mit, der, wie oben bemerkt, zunächst 
einen provisorischen Charakter haben soll, und ersuchen Sie, denselben, 
wenn Sie in den Fall koaunen, auszuführen und uns s. Z. Ihre Erfahmiigen 
ia Sachen mitzuteilen.^ 



6 
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Notstandsarbeiten. 

Die Arbeitslosigkeit in Basel im Winter 1902/08. Bericht des Statistischen Amts 

des Kantons Basel-Stadt. 72 S. Basel 1903. 
Die Arbeitslosisrkeit in Basel im Winter 1908/04. Von Dr. F. Mangold. No. 2 der 

Mitteilungen des Statistischen Amts des Kantons Basel-Stadt. 27 S. Basel 1904. 

In No. 1/2 der Zeitschrift 1902 berichteten wir über einen wertvollen 
praktischen Beitrag, den die Stadt Mannheim durch einen Plan über 
die Beschäftigung yon Arbeitslosen im Winter 1901/02 zu dem Kapitel 
der Notstandsarbeiten geliefert hat. In No. 10/11 desselben Jahr* 
gangs wurden die Arbeiten des deutschen Vereins für Armenpflege auf 
dem gleichen Gebiete besprochen, und in No. 5, 1903 folgte eine Er- 
gänzung durch die neueren Berichte über diese Arbeiten von Straßburg, 
Düsseldorf und Frankfurt a. M. Die hier anzuzeigenden Berichte liefern 
den neuesten Beitrag zu der Frage; sie sind insbesondere durch die in 
den Arbeiten angewendete sorgfältige statistische Methode und das auf 
ihr beruhende Detail über Art und Zahl der Arbeitslosen wertvoll. Sie 
sind zunächst für die staatliche Arbeitslosenkommission bestimmt, deren 
Entstehungsgeschichte folgende ist: 

Am 17./18. Februar 1900 wurde das dem Volke zur Abstimmung 
unterbreitete Projekt einer kantonalen Versicherungsanstalt für Arbeits- 
lose (erster Entwurf von Prof. G. Adler) mit 5458 gegen 1120 Stimmen, 
bei einer Beteiligung von 41 ^^ sämtlicher Stimmberechtigten, verworfen. 
Damit waren wohl die Bestrebungen zur Errichtung einer Arbeits- 
losenversicherungsanstalt vorläufig zum Stillstand gebracht, nicht aber die- 
jenigen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Vielmehr wurde im Jahre 
1902 eine Arbeitslosenkommission von 21 Mitgliedern bestellt, die im 
Winter 1902/03 in Funktion trat, und der die Aufgabe zufiel, sowohl die 
Vorarbeiten für eine sachbezügliche Gesetzgebung zu leisten, als auch die 
zur Arbeitslosenfürsorge geeigneten Maßnahmen vorzubereiten und durch- 
zuführen. Die Einschreibung erfolgte in beiden Wintern in der Art, da& 
alle Arbeitslosen des Kantons aufgefordert wurden, in ein bestimmtes 
Lokal zu kommen und hier sich anzumelden. Es wurde dann eine so- 
genannte Zählkarte aufgenommen, deren Muster am Schluß des ersten 
Berichts abgedruckt ist Das weitere Verfahren gestaltete sich folgender- 
maßen: Nachdem die Zählkart« vom Bureaupersonal ausgefüllt war, erhielt 
der Arbeitslose eine Ausweiskarte. Trat ein Arbeitsloser in eine an- 
gewiesene Stelle ein, so wurde der Ausweis vom Arbeitgeber abgenommen 
und zurückbehalten, so lange der Arbeitslose bei ihm in Arbeit stand. 
Verließ er die Arbeit ohne Grund, so wurde die Karte direkt dem Arbeits- 
losenbureau zugeschickt. Meldete sich der Arbeitslose ab, so wurde sie 
ihm ohne weiteres verabfolgt, nachdem auf der Rückseite das Erforder- 
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liehe eingetragen war. Wer von den Eingeschriebenen das Bureau irgend- 
wie in Anspruch nahm, legitimierte sich mit dem Ausweis; wer keinen 
hatte, war noch nicht eingeschrieben oder hatte die ihm zugewiesene 
Arbeit mutwilligerweise verlassen. Wer vom Bureau Arbeit zugewiesen 
erhielt, begab sich mit einer besonderen Anweisungskarte und mit dem 
Ausweis direkt zum Arbeitgeber. 

Es ist klar, daß auf diese Art def Einschreibung niemals die tat- 
sächlich vorhandene Zahl von Arbeitslosen ermittelt werden kann; wer 
heute sich einschreiben läßt, ist vielleicht schon einige Wochen lang ohne 
Arbeit gewesen und erhält möglicherweise morgen schon wieder Arbeit 
So war es wohl möglich, zu sagen, wieviel Personen überhaupt arbeitslos 
geworden sind, aber es war unmöglich, die Zahl der zu einem bestimmten 
Zeitpunkt tatsächlich Arbeitslosen festzustellen, also einen Querschnitt zu 
erhalten. Um diesem Mangel abzuhelfen, wurden alle Angemeldeten in 
Gruppen von je 100 nach und nach während des ganzen Winters zweimal zum 
Appell aufgeboten mittels einer Appellkarte mit beigefügter Antwortkarte. 
Da dieser Appell sich im Winter 1902/03 bewährt hatte, wurde er auch 
im Winter 1903/04 täglich einmal durchgeführt und brachte den Vorteil, 
daß im Bureau zu bestimmter Zeit stets einige Hundert Arbeitslose ver- 
sammelt waren, so daß man sich bei der Zuteilung von Arbeit auf diese 
Zahl einrichten konnte. Alte, kranke und gebrechliche Leute wurden 
sofort zurückgeschickt oder an die allgemeine oder bürgerliche Armen- 
pflege gewiesen. Am Schlüsse ergaben sich (bei 117 202 Einwohnern am 
31. Dezember 1902): 

1901/02 1902/03 1908/04 

Eigentlich Arbeitslose ? 1008 1090 

ungenügend Bewerbende ? 94 60 

1020 IIÖ2 Dm 

Was die Heimat der Eingeschriebenen anlangt, so finden wir 
folgende Zahlen: 



Heimat 



Absolute Zahlen 



1902/08 1908/04 



Prozentuale Zahlen 



1902/03 1908/04 



Schweiz . . 
Deutschland . 
Österreich 
Italien . . . 
Übrige Länder 



628 
281 

14 
168 

11 



667 
816 

10 
189 

18 



67,0 
25,5 

1,2 
15,8 

1,0 



Total 



1102 



1150 



100,0 



58,0 
27,6 

0,8 
12,1 

1.6 



100,0 



Die Italiener sind im letzten Winter weniger stark vertreten (Streik 

im fVühjahr, starke Abreise, geringere Bautätigkeit während des Sommers) ; 

die Deutschen haben dafür ein größeres Kontingent gestellt. 

6* 
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Hinsichtlich des Berufes des letzten Arbeitgebers war der Charakter 
der Arbeitslosigkeit in beiden Wintern der gleiche. Es worden haupt- 
sächlich die Arbeiter aus dem Baugewerbe von ihr betroffen, während 
die Fabrikindustrie (Seidenindustrie, chemische Fabriken) wenn auch nicht 
glänzend, so doch dermaßen leidlich ging, dafi nur wenige ihrer Arbeiter 
feiern mußten. Es handelt sich also vor allem um die durch den Witte- 
rungswechsel des Winters bedingte Saisonarbeitslosigkeit 

Es kamen aus 



Berufsgruppe 



Arbeitslose 



1902/03 1908/04 



In Prozenten 



1902/03 1908/04 



Landwirtschaft, Gärtnerei, Fischerei . 
Nahrungs- und Genufimittelindustrie . 

Bekleidungsindustrie 

Baugewerbe im weitesten Sinne . . . 

Papierindustrie 

Chemische Fabriken 

Textilindustrie 

Färberei 

Maschinenfabriken 

Graphisches Gewerbe 

Handel 

Verkehr 

Öffentliche Verwaltung 

Arbeitshütte, Schreibstube 

Verschiedene Fabriken 

Privatherrschaften 

Verschiedene und unbekannte Firmen . 



Total 



42 

18 

11 

648 

6 
22 
22 
16 
87 

7 
48 
42 
45 

9 

7 

80 



1008 



64 

24 

16 

669 

7 
21 
11 
80 
81 

8 
80 
86 
58 
16 

9 

9 
14 



1090 



4,1 
1,8 

1,1 
64,1 

0,6 
2,1 
2.1 
1.6 
8.7 
0,7 
4.8 
4.2 
4,5 
0,9 
0.7 

8,0 



100,0 



5.9 
2,2 
1.4 
61»4 
0,6 

1,9 
1.0 
2.7 
2.8 
0,8 
7.4 
8,2 
4.9 

1.4 

0.8 
0,8 
1,8 



100,0 



Die 646 bezw. 669 im Baugewerbe beschäftigten Arbeitslosen ge- 
hörten folgenden Berufsarten an: 



Absol. Zahlen 



1902/08 1908/04 



Relative Zahien 



1902/08 



1908/04 



Brücken- und Bahnbau 

Eigentl. Baugeschäfte (Gipserei, Zement-, 

Asphaltgesch., Steinhauerei) 

Erdbau 

Dachdecker, Hafner 

HoIe- und Glasbearbeitung 

Male)«i, Tapeziererel 

Metallbearbeiter, Schlosser, Spe ngler_. . 



16 

410 
60 
8 
54 
59 
89 



646 



88 

862 
78 
18 
68 
77 
48 



1.« 

40,7 
6,9 
0,8 

ß.4 

6,8 

3L. 



8,6 

88,8 
8.7 
1.6 

7.0 
4,0 



669 



64,1 



6M 



Über die Ursachen der Arbeitslosigkeit läßt sich nach den 
Auskünften der Arbeitgeber feststellen, daß sie entstand durch: 
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Eigene Kündigung bei 62 Arbeitsloaen 5,4 ^/^ 

Kündigung des Arbeitgebers „ 364 „ 31,7% 

ohne Kündigung „ 612 „ 63,2% 

der Rest von 112 „ 9,7% 

gehört zur Gruppe der Üngenügend-Erwerbenden, zu ehemals Selbständig- 

Erwerbenden. 

Den Grund der Kündigung oder des Austritts bildete: 

Mangel an Arbeit 702 mal 

Vorübergehende Aushilfe, Saisonstelle 106 

Konkurs der Geschäfte, Änderungen im Betrieb 19 

Krankheit, Unfall, Gesundheitsrücksichten .... 67 

Militärdienst, Wanderschaft 12 

Beendigung der Ausbildung 1 

Familienverhältnisse 2 = 909 



n 



n 



?i 



n 



Differenzen 9B 

ungenügende Leistungen 17 

Vergehen und Unsolidität 19 = 129 



87,6 7., 



?? 



« 



iM%. 



1038 „ 100,0 %. 

Wenn man also auch ganz rigoros scheidet nach selbstverschuldeter 
und unverschuldeter Arbeitslosigkeit, so waren doch 87,6 % aller Fälle 
Yon Arbeitslosigkeit unverschuldet. Würde man die ^Differenzen'' aus- 
scheiden und die „ungenügenden Leistungen'' als unverschuldet ansehen, 
so ergäben sich höchstens 10% von Fällen eigenen Verschuldens 
der Arbeitslosen. 

Zu erwähnen ist, daß unterstützte die Neigung haben, sich wieder 
einschreiben zu lassen. Dies zeigt sich deutlich bei der Zusammenstellung 
aller Arbeitslosen nach ihrer früheren Arbeitslosigkeit. Wenn man folgend^ 
Zahlen betrachtet: 



3rstützte 


Nicbt- 
unteretützie 




% 


% 


Vo 


44,2 


55,8 


100,0 


67,0 


48,0 


100,0 


62,4 


37,6 


100,0 


75.2 


24,8 


100,0 



Noch nie arbeitslos 

1901/02 arbeitslos 

1902/08 arbeitslos 

1901/02 und 1902/03 arbeitslos 

so muß man von Jahr zu Jahr eine Zunahme der firüher schon einmal 
eingeschrieben Gewesenen erwarten. 

Den Kernpunkt der Berichterstattung bilden die Angaben über die 
Dauer der Arbeitslosigkeit. Sie betrug im letzten Winter durch- 
schnittlich per Kopf 62 (1902/03: 64), für unterstützte 67 (68) und für 
Niehtunterstützte 47 (61) Tage. 
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Bei grappen weiser Zusammenfassung ergab sich folgender Durchschnitt : 





Arbeitslose 


per Kopf 


— Tage 




1902/03 


1903/04 


1902/03 


1903/04 


Maurer, Steinhauer, Gipser 


222 


186 


40 


42 


Erdarbeiter, Handlanger, Bautaglöhner . 


187 


273 


52 


44 


Ungelernte (Taglöhner, Ausläufer usw.) . 


219 


269 


56 


55 


Landwirtsch. Arbeiter, Gärtner 


21 


38 


54 


56 


Fabrikarbeiter 


18 


36 


68 


57 


Handwerker (Schloss., Schrein., Mal. usw.) 


158 


215 


71 


64 


Ubrisre GruDuen 


51 


48 


51 


48 






Total 


876 


1067 


54 


52 



Dabei tritt das unerwartete Ergebnis zu Tage, daß ungelernte Leute 
(Tagelöhner) in geringerem Grade unter der Arbeitslosigkeit leiden. 
Diese .Tatsache spricht gegen die Annahme, daß mit besserer beruflicher 
Ausbildung oder mit Verbesserung des Lehrlingswesens der Arbeitslosigkeit 
begegnet werden könnte. Natürlich verdrängt der besser Ausgebildete 
den schlechter Ausgebildeten. Hätten aber alle die Fähigkeit zu guten 
gelernten Arbeitern, oder überträfen sie sogar ihre Meister an Fleiß und 
Können, so fehlte es doch an Arbeit. Jedenfalls ist die Arbeitslosen- 
frage keine Bildungsfrage und ein tüchtiger Tagelöhner hat im Winter 
mindestens so yiele Gelegenheiten auf Verwendung, als ein schlechter ge- 
lernter Arbeiter. 

Unterstützt wurden im letzten Winter 668 (im Vorwinter 632) 
Arbeitslose mit Gutscheinen im Werte von 18470 Fr. (19977 Fr.); die 
Kopfquote erreichte 32,60 Fr. und blieb unter der letztjährigen (36,90 Fr.). 

Mehr als je aber wurde es während des Winters der Arbeitslosen- 
kommission bewußt, daß das beste Mittel zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit das sei, was fehle: die Beschaffung von Arbeit, und mehr 
als je versuchte sie, Arbeitslose in ihrem Dienste zu verwenden und 
Arbeit mittels Aufrufs und Anzeigen in den Zeitungen zugewiesen zu 
erhalten. Wie üblich durften vom Tage an, da das Arbeitslosenbureau 
eröffiiet wurde, von keiner staatlichen Verwaltung andere, als aus dem 
Arbeitslosenbureau zugewiesene Leute beschäftigt werden, und ebenso 
mußten vor allem Erdbauuntemehmer, die für den Staat arbeiteten, ihre 
Arbeiter durch das Arbeitslosenbureau beziehen. Es verwendeten der 
Stadtgärtner 16, das Gaswerk 17, das Straßeninspektorat (zum Beinigen 
der Straßen und der Straßenbahnschienen, zum Schneewegräumen, zum 
Erweitern von Kiesgruben und zum Steinklopfen) 369 Arbeitslose. Auch 
im inneren Bureaubetrieb wurden Arbeitslose verwendet und ein neuer 
Arbeitszweig eingeführt: die Schusterei. Ein tüchtiger, arbeitsloser, ver- 
heirateter Schuster etablierte sich neben dem Bureau; die Arbeitslosen- 
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kommission kaufte Leder und Zubehör; die Arbeitslosen brachten ihre 
defekten Schuhe; und nun entwickelte sich wahrend 77 Tagen ein leb- 
hafter Betrieb, während eine genaue Kontrolle dafür sorgte, daß nicht 
Mißbrauch getrieben wurde. 

Yon den 1150 eingeschriebenen Arbeitslosen gehören 60 zu den un- 
genügend Erwerbenden. Es sind dies Leute, die jahraus, jahrein mit 
des Lebens bitterster Not zu kämpfen haben (Dienstmänner, Putzerinnen, 
Schuhmacher u. dgl.). Sie sind oft schlimmer daran, als die eigentlichen 
Arbeitslosen, und doch ist es schwierig, sie gleich zu behandeln wie diese. 
Beim Appell können sie fast jederzeit erscheinen und gleichwohl in Arbeit 
stehen. Es wird daher schwer halten, sie bei einer endgültigen Lösung 
oder Regelung der Arbeitslosenfürsorge mit einzuschließen. 

Nicht weniger als 295 von den 1150 eingeschriebenen Personen 
müssen die dauernde Bilfe der Armenpflege in Anspruch nehmen. Dar- 
aus ergibt sich, wie ungeheuer schwierig der Kampf gegen die Arbeits- 
losigkeit und ihre Folgen ist. Wie soll von solchen Leuten, die beständig 
auf der Liste des Armenpflegers oder in den Büchern eines Hilfsvereins 
stehen, erwartet werden, daß sie während des Sommers Beiträge in eine 
Arbeitslosenkasse entrichten oder gar etwas für die Zeit der Arbeits- 
losigkeit im Winter erübrigen können? 

Die Ergebnisse der drei Winter 1901/02, 1902/03 und 1903/04 werden 
dahin zusammengefaßt: 

1. Die Arbeitslosigkeit wurde jedesmal bedingt durch schlechten 
Geschäftsgang im Baugewerbe und durch die winterliche Witterung. 

2. Die Arbeitslosen gehörten demnach meist den Baugewerben an; 
die Hälfte hatte keinen Beruf erlernt. — Seidenband-Arbeiter oder 
Arbeiterinnen waren nur in ganz kleiner Zahl vertreten. — Die Natio- 
nalitätsTerhältnisse sind stets fast dieselben. 

3. Die Zahl der Eingeschriebenen stieg vom November bis Ende 
März auf ca. 1000 bis 1100; doch waren nie alle Eingeschriebenen gleich- 
zeitig arbeitslos. 

4. Während der Zeit vom 1. September bis Ende März, also wäh- 
rend 7 Monaten, wurde eine durchschnittliche Arbeitslosigkeit von etwas 
mehr als 50 Tagen pro Kopf ermittelt. Sie ist geringer bei Maurern und 
größer bei den übrigen Berufsarbeitern. 

5. Mindestens ein Drittel (1903/04: 42,7 7„) läßt sich jeden Winter 
einschreiben. Die Zahl der auch während des Jahres der Unterstützung 
Bedürftigen ist unter den Arbeitslosen groß, ihre Beteiligung an Arbeiter- 
Organisationen und an der Arbeitslosenkasse des Arbeiterbundes ganz gering. 

6. Jeden Winter wurden etwa 600 Arbeitslose mit Gutscheinen 
unterstützt. An den Ausgaben beteiligten sich: 
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1901/08 


1902/08 


1903/04 


dar Staat mit 


2164a 


19621 


19323 


FriTate mit 


13163 


6923 


4193 



34805 25544 23516 

Als Notstandsarbeiten haben sich die Kanalisationsarbeiten nnd 
znm Teil die Straßenanlegungen nicht als sehr geeignet erwiesen. Da- 
gegen haben sich als zweckentsprechende Notstandsarbeiten bewährt: das 
Steinklopfen, Holzsägen, Abheben von Humus, Beinigen der 
Straßen und Abbrucharbeiten. 

Die Aufwendungen für die Arbeitslosen im Winter 1903/04 betrugen : 

Für Löhne Fr. 50192 

„ Unterstützungen ^ 19935 
„ Bureaukosten „ 1462 

Fr. 71579. 

Dr. W. Collatz (Berlin). 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufend» 
Bigftnzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der AbteUung zu Grunde liegenden Qrundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Qrundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sieb überwiegend 
auf Binzelgehiete erstrecken, hier eingeordnet. 

I. A. Armenwesen im allgemeinen. 

Der Aufwand für Zwecke des Landarmenwesens. Wir haben in der letzten 
Nummer unserer Zeitschrift S. 47 ff. unter der nebenstehenden Überschrift einige 
Ausführungen veröffentlicht, die der Coblenzer Zeitung entnommen waren. Wir 
hatten selbstverständlich uns des Binverständnisses der Redaktion hierzu versichert,, 
die uns auch unter der Bedingung der Angabe unserer Quelle gegeben wurde. 
Inzwischen wird uns durch die amtliche Vertretung des rheinischen Landarmen- 
verbandes eine Druckschrift übersendet, die den Titel führt: „Denkschrift über die 
Steigerung der Ausgaben für das ordentliche Landarmenwesen in der Rheinprovinz 
und die Vornahme örtlicher Revisionen der Verhältnisse landarmer Personen*'. Wie 
ebie Vergleichung des Artikels in der Coblenzer Zeitung mit der Denkschrift ergibt» 
handelt es sich um einen nahezu wörtlichen Abdruck des ersten Teils der Denk- 
schrift» wobei nur die Einleitung etwas anders gefaßt und die Angaben hie und 
da zusammengedrängt sind. Wie uns die Redaktion auf Befragen mitteilt, hat sie 
ihrerseits den Artikel von einem ihrer Mitarbeiter erhalten, der seinerseits eine 
Quelle nicht angegeben hatte, so daß sie glauben mußte, es mit einer Originalarbeit 
zu ton zu haben. Wir können hiemach der Redaktion keinen Vorwurf machen, 
müssen aber aussprechen, daß das Verfahren des uns unbekannten Verfassers als 
nicht mit den Regeln literarischen Anstandes in Übereinstimmung stehend erachtet 
werden kann. Es wäre unbedingt notwendig gewesen, daß er bei einem fast wört- 
lichen Abdruck die Quelle, der er seine Zusammenstellung entnommen hat, angegeben 
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hätte. Im Übrigen wiederholen wir auch nach Einsicht der Denkschrift, dafi es sich 
um eine sehr beachtenswerte Betrachtung handelt, die der Aufmerksamkeit inter- 
essierter Kreise ernstlich empfohlen werden muß. 

ni. Congrte international d'assistance familialey Edlmbonrg, Jnin 1904» 

Der Originalbericht über die Arbeiten des Kongresses liegt noch nicht vor; wir 
entnehmen einem Bericht der Revue philanthropique folgende vorläufige Über- 
sicht über die Ergebnisse der Verhandlungen, die, wie es schemt, mehr breit als 
tief angelegt waren. Der Stoff wurde von 5 Sektionen bearbeitet und zwar 
beschäftigte sich die 1. mit der Kinderfürsorge, die 2. mit der Fürsorge für alte 
Leute, die 8. mit der Fürsorge für gesunde Erwachsene, die 4. und 5. mit der 
Krankenfürsorge, die letztere speziell mit der Fürsorge für Geisteskranke. Bericht- 
erstatter der verschiedensten Länder gaben Referate über derartige Einrichtungen; 
im Anschluß daran wurden eine Reihe von Beschlüssen gefaßt. Hinsichtlich der 
Kinderfürsorge vertrat man die Auffassung, daß Waisen, Findlinge, sittlich Ver- 
wahrloste und Halbwaisen nur in Ausnahmefällen anstaltlicher Erziehung zu über- 
weisen seien, und daß das System der Familienpflege und Adoption den Vorzug 
verdiene. Femer solle das zu erlernende Handwerk tunlichst das des Pflegevaters 
sein; desgleichen wurden die landwirtschaftlichen Berufe als zweckmäßig erachtet, 
um dadurch gleiciizeitig der fortschreitenden Landflucht wirksam zu begegnen. 
Bezüglich der Fürsorge für Mütter mit Säuglingen wurde empfohlen, den Wöchne- 
rinnen geschulte und sachverständige Beraterinnen zur Seite zu stellen. Diese 
soUten insbesonders dafür sorgen, daß Jede Mutter möglichst ihr Kind selbst nähre 
und für den Fall der Unmöglichkeit die geeignetste Auswahl unter den Ersatz- 
nahrungsmitteln treffen, um hierdurch die Säuglingssterblichkeit zu vermindern. — 
Betreffs der Fürsorge für Kranke solle die Hauspflege angestrebt werden, die außer 
ärztlicher und arzneilicher Hilfe auch solche in ausreichender Geldunterstützung 
umfasse. Außerdem aber sollten für die I^anken, die nicht zweckmäßig in ihrem 
eigenen Heim behandelt werden könnten, die Krankenhäuser auf die denkbar voll- 
kommenste Weise verbessert werden. Um Mißbräuche zu verhindern, müßte eine 
möglichst enge Verbindung zwischen der Verwaltung für die Hausverpflegten einer- 
und die Hospitalkranken andrerseits, sowie zwischen der öffentlichen und der 
privaten Fürsorgetätigkeit geschaffen werden. 

Die Sanatorien für Tuberkulöse wurden nur als hygienische Erziehungs- 
anstalten, denen die Familienpflege zu folgen habe, gewürdigt Als erste geeignete 
Maßnahme sollten vielmehr Zentralstellen geschaffen werden, die die Verteilung der 
Tuberinilösen vornehmen, sie Je nach den Verhältnissen entweder in ihrer eigenen 
Familie belassen oder sie einer sorgfältig ausgewählten Landfamilie in Pflege geben 
oder sie ärztlicher Überwachung untersteUen, sie in Luftkurorte senden, wenn nötig 
aber auch dem Krankenhause überweisen. Tuberkulöse Kinder sollen aufs Land 
kommen! Schließlich solle ein internationaler Meinungsaustausch über die Haus- 
pflege für Tuberkulöse stattfinden, deren Komitee auch dafür zu wirken hätten, daß 
ausUlndtsche Tubericulöse ihrem Heimatlande wieder zugeführt würden, wenn die 
klimatischen und heilwirkenden Bedingungen dort vorhanden seien. 

Die Sektion, der die Beratungen der Fürsorge für die Geisteskranken oblag, 
entschied sich prinzipiell nicht für eine Verwerfung anstaltlicher Verpflegung, da 
auch hierin gute Erfolge erzielt worden sind. Das „Pavillonsystem" erscheint unter 
gewissen Bedingungen wie Platzwahl, Art der Einrichtung usw. als sehr geeignet 
Die Genesenden sollen leichte Arbeit erhalten, die sie unter Überwachung zu 
besorgen haben. Geeignete, ihren Kräften imd Fähigkeiten entsprechende Arbeiten 
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solle man auch den Arbeitslosen überweisen, um vorbeugend die Zahl der Verbrecher 
zu mindern, die in Frankreich innerhalb von 10 Jahren um 10% zurückgegangen 
ist. FUr weitgehende Fürsorge für entlassene Strafgefangene, um ihre Rückfällig- 
keit zu verhindern, wurde noch des weiteren eingetreten. Soziale Yorbeugemittel 
sollen auch in ganz besonderer Weise Greisen und den Invaliden aller Kategorien 
gegenüber angewendet werden. 

II. B. ArmenTerwaltnng. 

Arbeiter als Armenpfleger. Der Breslauer Armenverwaltung war in einer 
Versammlung vom Oktober v. J. der Vorwurf gemacht worden, daß sie bei der 
Auswahl der Armenpfleger die Arbeiter zurücksetze. Unter den 1500 Armen- und 
Waisenpflegem befänden sich nur 12 Arbeiter. — Hiergegen wendet sich die Armen- 
verwaltung in No. 118 der Blätter f. d. Bresl. Armenwesen (Dezember 1904) mit 
folgender Erklärung: 

„Was die Wahl von Arbeitern zu Armenpflegem anbetrifft, so hat sich die 
Armendirektion vor mehreren Monaten in einer ihrer Januarsitzungen eingehend 
mit dieser Frage beschäftigt und hierbei grundsätzlich festgestellt, das die Wahl 
von Arbeitern, die für das Armenpflegeramt sonst geeignet und aus Liebe zur 
Sache zur Übernahme desselben bereit seien, durchaus wünschenswert und zu 
fördern sei. Man verhehlte sich jedoch anderseits nicht, daß die Sache ihre Schwierig- 
kelten habe, da ein Armenpfleger sowohl zu den notwendigen Ermittlungen als zu 
den Kontrollbesuchen bei seinen Pflegebefohlenen auch Öfter die Tagesstunden an 
Wochentagen benutzen müsse, wozu ein den ganzen Tag über mit Lohnarbeit 
beschäftigter Mann im allgemeinen nicht Zeit habe. Aus diesem Qninde ist es 
sehr erklärlich, das bisher verhältnismäßig so wenig „Arbeiter" unter den Armen- 
pflegem sind. (Die letzte offizielle Berufsstatistik zählt übrigens nicht bloß 12 
sondern 15 Arbeitnehmer imter den Armenpflegern.)** — 

n. C. Priyate WoWtätIgkeit. 

Zentralleitnng des Wflrttembergischen WohltätigkeitSTereins. Bericht über 
ihre Tätigkeit im Rechnungsjahr 1. April 1903/4. Die von uns zuletzt 1908 (S. 47) 
besprochene Zentralleitung hat im verflossenen Rechnungsjahr 97563 M. für wohl- 
tätige Zwecke an bedürftige Privatpersonen, Vereine und Anstalten aller Arten 
(Kinderrettung, Kleinkinderpflege, Armenindustrie usw.) überweisen können. Für 
diesen Aufwand standen ihr 35000 M. Staatsbeiträge und der Ertrag ihres Stiftungs- 
vermögens zur Verfügung; einen sich noch ergebenden Fehlbetrag von nahezu 
16000 M. deckte sie aus ihrem Grundstockvermögen, das meist aus letztwilligen 
Zuwendungen stammt. An solchen sind ihr im abgelaufenen Jahr 60700 M. zu- 
geflossen. Notständen (Überschwemmungen, Hagel usw.) wurde mit 93433 M. aus 
dem Notstandsfonds Hilfe geleistet, so daß insgesamt 190997 M. für wohltätige 
Zwecke aufgewendet wurden. Die ganze oder teilweise Übernahme der Kosten 
für ortsarme Geisteskranke, Schwachsinnige, Epileptische, Blinde und dergl. durch 
die 4 Landarmenverbände Württembergs ergab für die Zentralleitung eine nicht 
unmerkliche Entlastung. Künftig wird mit Rücksicht auf ihre beschränkten Mittel 
die Zentralleitung ihre Fürsorge nur solchen Schwachsinnigen und Epileptischen 
zu teil werden lassen, bei denen die Voraussetzungen der gesetzlichen Unterstützungs- 
pflicht der Ortsarmenbehörde nicht zutreffen d. h. namentlich verschämten Armen, 
die oft in ungünstigeren Verhältnissen und in hUfsbedürf tigerer Lage sich befinden 
als Orts- oder Landarme. Den Bestrebungen auf dem Gebiete der Jugendfürsorge 
wandte sie wie bisher ihre besondere Aufmerksamkeit zu, Anstalten zur Erziehung 
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verwahrloster und der Verwahrlosung ausgesetzter Kinder wurden zeitgemäßen 
Veränderungen und Verbesserungen unterzogen. In Zukunft beabsichtigt die 
Zentralleitung alle in der Jugendfürsorge tätigen Kreise Württembergs zu regel- 
mäßigen Zusammenkünften behufs gegenseitiger Aussprache über die einschlägigen 
Fragen einzuladen, um Gemeinsamkeit der Ziele und Bestrebungen zu erreichen. 
Reichere Mittel als bisher verwandte sie auf die Vermehrung der Orts- und Wander- 
bibliotheken und die Förderung der Krankenpflege auf dem Lande. 

II. E. Terbindimg der Wohltatigkeits-Bestrebnngen. 

Zentrale für private Fürsorge zu Leipzig. — Verband der Wohltfttigkeits- 
bestrebnngen Dessaus. Dem Vorgehen derjenigen Städte» die wie Frankfurt a. M., 
Dresden usw. die örtliche Privatwohltätigkeit in Verbindung mit der öffentlichen 
Armenpflege zu zentralisieren suchen, sind Jetzt auch Leipzig und Dessau gefolgt 
Der neugegründete Leipziger Verein Zentrale für private Fürsorge stellt sich 
die Aufgabe, vermittelst ehier Auskunftsstelle in enger Anlehnung an das städtische 
Armenamt und in Fühlung mit den Kirchenbehörden, ein planmäßiges Hand- in Hand- 
arbeiten aller auf dem Gebiete sozialer Fürsorge, Wohltätigkeit und Wohlfahrt 
tätigen Vereine herbeizuführen. Diesem Zwecke dient zunächst die Aufzeichnimg 
der Personalien aller von den Mitgliedern unterstützten Personen nach alpha- 
bethisch-lexikalischem System auf Registerkarten. Die Zentrale gewährt Jedoch in 
keiner Weise direkte Unterstützung, um die Selbständigkeit der angeschlossenen 
Vereine nicht zu schmälern, sondern sucht durch objektive Auskünfte über die 
Bittsteller eine gerechte Verteilung ihrer verfügbaren Mittel herbeizuführen. Die 
ordentUchen Mitglieder (Vereine, Anstalten, Stiftungen) verpflichten sich regelmäßig 
über alle von ihnen gewährten Unterstützungen der Zentrale Mitteilung zu machen; 
von den außerordentlichen Mitgliedern (Förderern) wird erwartet, daß sie die 
Unterstützungen in Höhe von 8 M. aufwärts melden. Der Jährliche Beitrag beträgt 
10 M. In den Vorstand, in dem ein Vertreter des Rates der Stadt Leipzig Sitz und 
Stimme hat, können für sämtliche Ämter Herren und Damen gewählt werden. 

Der Verband der Wohltätigkeitsbestrebungen Dessaus fand seine 
Grundlage in der bereits bestehenden Auskunftsstelle der städtischen Armenver- 
waltung. Ihr schlössen sich die Vereine und Stiftungen, welche sich der Fürsorge 
für Arme in der Stadt Dessau widmen, wohltätige Firmen und Privatpersonen an. 
Die Verwaltung des Verbandes führt ein ständiger Ausschuß, dem der Dezernent 
der Armenverwaltung als Vorsitzender angehört. Der Verband bezweckt bei voller 
Wahrung der Selbständigkeit der einzeln Beteiligten durch gegenseitigen Austausch 
ihrer Erfahrungen die gewerbsmäßige Bettelei zu bekämpfen, die übermäßige Unter- 
stützung einzelner zu verhindern, die Erwerbung des Unterstützungswohnsitzes 
neu hinzuziehender Bedürftiger zu überwachen und für bessere Fürsorge wirklich 
Bedürftiger, verschämter Armer, zu sorgen. Zur Erreichung dieser Ziele verpflichten 
sich die Beigetretenen, bei der Zentralauskunftsstelle der Armenverwaltuug Er- 
kundigungen über die sich an sie wendenden Bittsteller einzuziehen, dieser alle 
bewilligten Unterstützungen, mögen sie in barem Gelde, Naturalien, Speisemarken, 
Heilmitteln oder Unterbringung in Ferienkolonien bestehen, sofort anzuzeigen; femer 
UnterstQtzimgen an Arbeitslose nur zu gewähren, nachdem die Arbeitslosigkeit von 
dem städtischen Zentralarbeitsnachweis beischeinigt ist und endlich solchen Personen 
die als „unwürdig*" bezelclmet werden, Unterstützungen in Jeder Form zu versagen. 
Die von der Auskunftsstelle in Form von Personalkarten erteilten Auskünfte 
erstrecken sich auf den Unterstützungswohnsitz, den Leumund des Bittstellers, die 
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Zahl seiner imterhaltimgsfähigen und unversorgten Kinder, femer die ihm im Laufe 
des letzten Jahres gewährten öffentlichen oder privaten Unterstutzungen, sowie 
üher seine etwaigen Ansprüche an die Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, 
Versicherungsanstalten. Diese Personalkarten bleiben in Besitz des Auskunftbittenden 
und werden halbjährlich zur Berichtigung an die Auskunftsstelle zurückgereicht. 
Jeder der beigetretenen Vereine erhält allmonatlich eine Liste der städtischen 
Unterstützimgsempfänger. 

m. F. Bettel- und Wanderwesen. 

GesetBÜche Regelung des Stationtwesens. Im Anschluß an unsere Mitteilungen 
im IV. Jahrgang 1908 S. 121 u. 162 kann berichtet werden, da0 die Qemeinde- 
kommission des Abgeordnetenhauses in ihrer Sitzung im Februar d. J. über den 
Antrag von Bodelschwingh über die Fürsorge für arbeitsuchende mittellose Wanderer 
beraten hat. Bs wurde beschlossen, folgende Resolution dem Plenum zur Annahme 
zu empfehlen: 

»Das Abgeordnetenhaus wolle die Regierung ersuchen, einen Gesetz- 
entwurf zur Regelung der Fürsorge für mittellose, arbeitswillige Wanderer vor- 
zulegen, wobei folgende Grundgedanken zur Berücksichtigung empfohlen werden : 

1. Der Gesetzentwurf hat der Zweidrittelmajorität der ProvinziaUandtage die 
Befugnis beizulegen, zu beschließen, daß innerhalb der Provinz an Orten, 
in denen ein Bedürfnis dafür besteht, Wanderer-Arbeitsstätten eingerichtet 
werden, in denen solchen mittellosen arbeitsfähigen Männern, die außer- 
halb ihres Wohnsitzes eine Arbeitsgelegenheit aufzusuchen gezwungen 
sind, Arbeit vermittelt oder vorübergehend Beköstigung und Nachtlager 
gegen Arbeitsleistung gewährt wird. 

2. Es ist in der Gesetzesvorlage eine Bestimmung darüber zu treffen, daß 
die königliche Staatsregierung an den Kosten in angemessener Weise 
sich beteiligt. 

8. Zur Einrichtung, Unterhaltung und Verwaltung der Station soUen die 
Kreise verpflichtet werden dürfen. 

4. Die Bestimmung darüber, an welchen Orten Wanderstationen einzurichten 
sind, soll dem Provinzialausschuß, der die beteiligten Kreisausschüsse zu 
hören hat, beigelegt werden. Insofern die königliche Staatsregierung 
eine Beihilfe zu den Kosten gewährt, soll dem Oberpräsidenten die end- 
gültige Festsetzung des Stationsnetzes und der zu benutzenden Wander- 
und Bisenbahnstraßen nach Anhörung des Provinzialausschusses zustehen. 

5. Zwei Drittel der entstehenden Kosten hat die Provinz den Kreisen zu 
erstatten; das dritte Drittel entfällt auf den Kreis, in dem die Wander- 
stätte liegt. Zur Mittragung dieses Drittels sollen Jedoch die benach- 
barten Kreise, innerhalb deren keine Station liegt, nach Maßgabe eines 
vom Provinzialausschuß nach Anhörung der Kreisausschüsse aufzu- 
stellenden Verteilungsmaßstabes herangezogen werden können. 

6. Wanderstationen sollen möglichst nur in größeren Orten errichtet werden. 

7. Die Beförderung der mittellosen arbeitswilligen Wanderer von und nach 
den Wanderstationen und Arbeitsstätten soll auf den preußischen Staats- 
eisenbahnen zu einem ermäßigten Tarif erfolgen. 

8. Innerhalb der Provinz ist möglichst vom Provinzialverbande eine Zentral- 
Arbeits-Vermittlungsstelle zu errichten, die mit den Wanderarbeiterstätten 
in Verbindung steht.** 
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InterkantonAler Terband für NatnralTerpflegrnBgr* Jahresbericht des leiten- 
den Ausschusses für 1903. Auf der Generalversammlung in Schaffhausen am 
81. Oktober 1904 wurde der übliche Jahresbericht erstattet. Es wird mit Genug- 
tuung hervorgehoben, dafi es durch fortgesetzte Bemühungen gelungen ist, mit den 
angrenzenden Ländern eine internationale Verbindung zu schaffen, wodurch Jetzt in 
drei großen Gebieten, den oberbadischen, vorarlbergschen und schweizerischen Ver- 
bänden, ein einheitlicher Unterstützungswanderschein eingeführt werden konnte. 
Dieser ^leichtert die richtige Durchführung der Naturalverpfiegung und bewirkt 
auch in anderen Beziehungen bedeutende Verbesserungen. Gleichfalls auf inter- 
nationalem Boden stand die Erfüllung des badischen Wunsches, die schwarze Tafel 
in den amtlichen Mitteilungen mitbenutzen zu können, auf der die Liste der Arbeits- 
scheuen und sonstiger Sünder in bezug auf die Naturalverpfiegung veröffentlicht 
wird. Der Statistik entnehmen wir, dafi die längst ersehnte und erhoffte Verminde- 
rung der Frequenz der Naturalverpfiegung im Jahre 1903 eingetreten ist. 
Durchschnittlich sprachen Reisende vor: 

täglich wdchenü. monatl. Es erhielten Mittag- Nacht- Verpflegung 

1903: (S44 4464 20213 73678 168987 

1908: 732 5144 22277 81243 186090. 

Der Kostenaufwand war demgemäß um 20192 Fr. geringer als im Vorjahre. 
Insgesamt betrug er 197649 Fr. und verteilte sich auf 27581 Fr. für Mittagverpflegung, 
132622 Fr. Nachtverpflegung und auf 37445 Fr. für Verwaltung. 
Der Nationalitat nach waren die Durchreisenden 

Insgesamt Schweizer Deutsche Österreicher Italiener Andere Staatsangeh. 

57630 19669 6596 9997 

64382 21196 5931 8979 

In Prozenten 
23,84 8,1 2,71 4,12 

24,08 7,93 2,22 3,36. 

Bs zeigt sich, daß von der Gesamtzahl der 242365 Durchreisenden nur Vt ~ 
73578 Mittagverpflegung benutzten, ein Beweis dafür, daß die Reisenden nicht unter 
allen Umständen darauf ausgehen, sich von der Naturalverpfiegung erhalten zu 
lassen und Vergnügungsreisen zu machen. Femer ergibt sich, daß die Zahl der 
Schweizer und Deutschen gegenüber dem Voijahr unmerklidi abgenommen, diejenige 
der Österreicher, Italiener und Büiiger anderer Staaten etwas zugenommen hat 
Bine Tabelle über die Bewegung der Jahre 1894—1903 beweist die interessante 
Tatsache, daß die Zahl der durchreisenden Deutschen sich seit 1895 um 10% v«^ 
mind^ hat Aus der Berufsstatistik geht hervor, daß Schlosser, Knechte, Bäcker 
hervorragend vertreten sind; aus der Altersstatistik, daß die Zahl der Reisenden im 
Alter von SO bis 30 Jahren sich vermindert, die in den Altersstufen von 30 Jahren 
an sich ein wenig vermehrt hat 

Die Arbeitsvermittlung ist im Berichtsjahr wesentlich fortgeschritten. Die 
neueingerichteten kantonalen Bureaus in Aargau, Schaffhausen und Zürich arbeiteten 
sehr gut In Aargau war der Erfolg geradezu überraschend. Hier wurden seit Br- 
oftnung des Arbeitsamtes Im Februar d. J. 2240 offene Stellen gemeldet; die Zahl 
der Arbeitsttdienden betrug 6090, die Zahl der Vermittiungen 1097. Auch das 
stidtlsehe Arbeitsamt in Zürich besetzte bei 15843 offenen gemeldeten Stellen und 
16488 Arbeitsuchenden 11 897 Stellen. Bine ansehnliche Vermehrung mit der Gesamt- 
aattaie ton 1007 Vermittlungen gegen 865 des Voijahres weist ebenfalls die Arbeita- 
vemrittlittg des kantonalen Naturalverpflegungsverbandes auf. Mit der Einrichtmg 



1903: 242865 


148673 


1902: 267738 


166845 


1903: 


61,29 


1902: 


62,41 
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eines städtischen Arbeitsamtes ist gegenwärtig Si Gallen beschäftigt. Der Bericht 
hebt hervor, daß der Arbeitsnachweis noch viel mehr gefördert und viel erreicht 
werden könnte, wenn es gelänge, die größeren Städte in enge Verbindung mit den 
Arbeitsnachweisbureaus zu bringen und das Meldewesen so zu ordnen, daß die 
Wanderer mit Benutzung des Telephons und womöglich mit Hilfe der Bundesbahnen 
an die Zielstationen gesandt werden könnten. 

Eine Erweiterung des Verbandes nach der westlichen Seite, wie sie erhofft 
wurde, hat nicht stattgefunden. Auch die Einrichtung des interkantonalen Stationen- 
netzes mit besonderer Berücksichtigung der Grenzverhältnisse, wie es die letzte 
Delegiertenversammlung forderte, hat sich bis Jetzt noch nicht verwirklichen lassen. 

IT. Ffirsorge für Kranke und Genesende. 

Zar Frage der freien Arztwahl. Wir haben kürzlich einige Ausführungen 
über die Gestaltung der armenärztlichen Tätigkeit in Straßburg gebracht. Es wurde 
dort das System der Trennung der beiden Tätigkeiten des Armenarztes in die des 
Arztes und die des Vertrauensmannes dargelegt. — Im Hinblick auf diese Aus- 
führungen und den gegenwärtigen Stand der Frage ist eine Äußerung von Interesse, 
die von dem Armenamt Frankfurt a. M. in No. 22 (November 1904) seiner Mit- 
teilungen veröffentlicht ist. Sie schließt an eine Äußerung von Dr. Bergmann in 
No. 86 der Deutschen Krankenkassenzeitung, die folgenden Inhalt hat: 

„Vom Privatarzt wird nur erwartet, daß er nach altem medizinischen Grund- 
satz tuto, cito et jucunde behandelt, d. h. auf möglichst gefahrlosem, raschem und 
angenehmem Wege die gestörte Gesundheit wieder hersteUt. Der Kassenarzt Jedocli 
hat außer diesen drei Anforderungen an die Behandlungs weise noch eine vierte zu 
erfüllen, nämlich die der Wohlfeilheit, mit anderen Worten: er soll dafür Sorge 
tragen, daß an Kosten für Heilmittel nur das wirklich Notwendige aufgewandt wird. 
Jeder Privatpatient sieht diese Forderung als durchaus berechtigt an und wird 
gewiß dem Arzt, der ihm seine Gesundheit ohne erhebliche Ausgaben für Arzneien, 
also unter möglichster Schonung seines Geldbeutels, wieder verschafft hat, besonders 
dankbar sein. 

Ganz anders der Krankenkassenpatient. Der ist nicht weit davon entfernt, 
seinen Arzt, sobald er ihn im Rezeptieren zurückhaltend findet, geradezu als seinen 
Feind anzusehen oder zum mindesten als einen Menschen, der die Krankenkasse 
auf Kosten der Gesundheit seines Patienten zu schonen sucht. 

Bin Kassenarzt, der es unternimmt, den Verbrauch an Medikamenten auf das 
wirklich notwendige Maß zu beschränken und sie durch hygienische und diätetische 
Vorschriften zu ersetzen, darf in der Regel darauf rechnen, mit äußerstem Mißtrauen 
betrachtet zu werden. Ja, er kann mit großer Sicherheit erwarten, daß sein Patient 
von ihm abfällt und alle ihm erreichbaren Bekannten aus dem Klientel seines Arztes 
ebenfalls zum Abfall veranlaßt. Kann man xmter diesen Umständen bestreiten, daß 
der Kassenarzt vor allem von seinen Patienten unabhängig gemacht 
werden muß? 

Noch viel wichtiger erscheint diese Forderung gegenüber jenen schlimmen 
Schädlingen, welche so manche sonst lebensfähige Krankenkasse zum Ruin bringen, 
nämlich den Simulanten. Diese treten in den verschiedensten Abarten auf. Die 
gefährlichsten unter ihnen sind nicht diejenigen, welche irgend eine Gesundheits- 
störung vorzutäuschen suchen und welche sich unschwer entlarven lassen, sondern 
die, welche tatsächlich an irgend einem Übel leiden und auf Grund desselben 
Arbeitsunfähigkeit simulieren. Der Kassenarzt hat nicht bloß wie sein Kollege aus 
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der Privaipraxis mit den Begriffen „gesund' und „krank*", sondern fast mehr noch 
mit dem Begriff der Erwerbsfähigkeit zu rechnen. Die letztere ist ganz oder 
teilweise bei sehr vielen zweifellos kranken Leuten vorhanden, und in solchen 
Fällen hat der Arzt festzustellen, dafi trotz der bestehenden Leiden der betreffende 
Patient im stände ist, seinem Erwerb nachzugehen und daher keinen Anspruch auf 
Unterstützung mit Krankengeld erheben darf. 

Ein energisches Vorgehen gegen das Simulantentum in allen seinen Formen, 
diesem Krebsschaden der Krankenkassen, kann man nur von einem ganz unabhängigen 
Arzt erwarten. Denn nur ein solcher ist erhaben über die sehr naheliegende Be- 
fürchtung, daß der entlarvte oder mit seinen unberechtigten Ansprüchen zurück- 
gewiesene Simulant eine sein Einkommen bedrohende, im geheimen wühlende 
Agitation unter den Mitgliedern der Kasse gegen ihn betreibt. 

Ebenso schwach bestellt erscheint es um das zweite Argument zugunsten der 
freien Arztwahl, nämlich um die Humanität. Da soll es zu den unveräußerlichen 
Menschenrechten Jedes Kassenmitgliedes gehören, sich unter allen ihm erreichbaren 
Ärzten frei „den Mann seines Vertrauens" wählen zu dürfen. Die Vertreter eines 
solchen Standpunktes verkennen gänzlich die Besonderheit des zwischen Patient 
und Kassenarzt bestehenden Verhältnisses, in welches, wie wir schon saheu, materielle 
Interessen ganz wesentlich hineinspielen. 

Der Kassenarzt ist seinem Patienten gegenüber in allen Leibesnöten keineswegs 
bloß Helfer und Berater, sondern er ist auch eine Art behördlich erlnstanz, von 
deren freiem Ermessen die Auszahlung des Krankengeldes, die Erlaubnis zum 
Spazierengehen, die Gewährung von Wein und Stärkungsmitteln, die Überweisung 
in Erholungsheime, die Zuerkennung von Unfall- und Invaliditätsrenten sowie 
anderen Vergünstigungen in erster Reihe abh ängen. Widerspricht es nunnicht 
allen Grundsätzen einer vernünftigen Verwaltung, Ja ist es nicht geradezu 
absurd, daß die Krankenkassen das Recht, über ihre Geldmittel in weitgehender 
Weise zu verfügen, Ärzten anvertrauen sollen, welche von der persönlich inter- 
essierten Partei, nämlich von den einzelnen Kassenmitgliedem, abhängig sind? 

Unter solchen Umständen ist für überaus zahlreiche Kassenpatienten der „Arzt 
ihres Vertrauens** allemal derjenige, in dessen Nachgiebigkeit gegen ihre 
Wunsche und Bedürfnisse sie das größte Vertrauen setzen. Gewiß ist 
es von unbestreitbarer Wichtigkeit, daß der Kranke seinem Arzt Vertrauen entgegen- 
bringt; denn dieses ist ähnlich dem Glauben, eine seelische Kraft, welche günstig 
auf das körperliche Befinden zurückwirkt und die Genesung befördert. Während 
aber bei dem System der freien Arztwahl es dem Zufall überlassen bleibt, ob der 
Patient nicht gerade an einen seines Vertrauens nicht würdigen Arzt gerät, finden 
die Mitglieder in den beamteten Kassenärzten ausschließlich solche, von denen Jeder 
einzelne erst nach eingehender Prüfung seiner Vertrauenswürdigkeit angestellt 
wurde. 

Immer mehr muß sich die Einsicht Bahn brechen, daß der Kassenarzt wesent- 
lich anderen Aufgaben gegenübersteht als der private Arzt und daß er diesen nur 
auf Grund vollster Unabhängigkeit gerecht werden kann. Zu einer solchen aber ist 
die Beamtung der Kassenärzte und vor allem ihre feste Besoldung zwar nicht 
die einzige, aber die erste und imerläßlichste Vorbedingung.** 

Das Armenamt fügt dieser Äußerung die folgenden Auslassungen hinzu: Wir 
erörtern nicht, ob die obigen Ausführungen vom Standpunkt der Krankenkassen 
einwandfrei sind. Die Krankenkassenmitglieder haben das Recht, sich die ärztliche 
Behandlung in einer Art zu verschaffen, die ihnen genehm ist und durch die in ihr 
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persönliches Belieben möglichst wenig eingegriffen wird. Für die Armenverwaltung 
haben die Ausführungen jedenfalls volle Geltung. Jeder in der Armenpflege Er- 
fahrene weiß, wie oft Unterstützung verlangt wird von Personen, die bei gutem 
Willen in der Lage sein müßten, für sich und ihre Angehörigen zu sorgen. Gerade 
diesen Biementen gegenüber muß der Armenarzt nicht nur «Helfer und Berater, 
sondern auch eine Art behördlicher Instanz** sein, von deren freiem Ermessen die 
Auszahlung des Krankengeldes, die Überweisung in Erholungsheime usw. abhängt, 
und zwar ist dies nicht nur, und auch nicht in erster Linie, wie bei den Kranken- 
kassen, aus Rücksichten auf die finanziellen Veriiältnisso des Waisen- und Armen- 
amts geboten, sondern vor allem in Anbetracht der demoralisierenden Wirkung, die 
es erfahrungsgemäß hat, wenn es Jemand fertig bekommt, die öffentliche Unter- 
stützung für sich und seine Angehörigen zugunsten des eigenen Müßigganges aus- 
zubeuten. Wo beschränkt freie Arztwahl im Armenwesen eingeführt ist — un- 
bescliränkt freie Arztwahl besteht bei keiner größeren Armenverwaltung — , kaan 
dem nur entgegengewirkt werden, indem der Wechsel des Armenarztes erschwert 
und überdies alle Extrabewilligungen von dem Gutachten besonderer Vertrauens&rxte 
des Waisen- und Armenamts abhängig gemacht werden. Durch beide Maßregeln 
werden die angeblichen Vorzüge der freien Arztwahl vermindert und wirkt die Ver- 
waltung verlangsamt und kompliziert. So wünschenswert die freie Arztwahl im 
Interesse der Freiheit des ärztlichen Berufs ist, so wenig empfielüt sie sich da, wo 
die Möglichkeit besteht, daß deijenige, der den einen Arzt wegschicken und dafür 
den anderen annehmen will, dies lediglich tut^ um pekuniäre Vorteile zu erlangen, 
die nach Lage der Sache unberechtigt sind. Daß andererseits das System der be- 
amteten Armenärzte in keiner Weise hindert, daß ein Kranker mit Zustimmung des 
Armenarztes sich von dem Arzt seines Vertrauens weiter behandeln läßt, versteht 
sich von selbst. 

Der Terein isr Begrtndnug 4eiit8cher SehlffiisanatorfeB «od seise Ziele. Denk- 
schrift hrsg. von dem Vorstande des Vereins. Berlin, A. Scherl 1904. (90 S.) 
In die Kette der zum Wohle der Kranken und Leidenden bereits vorhandenen 
Anstalten will der erst im Mai 1904 gegründete Verein ein neues Glied fügen: die 
Herstellung und Inbetriebsetzung von Scfaiffssanatorien, die, in sanitärer und tedi- 
nischer Beziehung den höchsten Anforderungen gerecht werdend. Kranken and Ge- 
nesenden als HeUanstalt und Aufenthalt dienen sollen. Der Herausgeber er&rterte 
schon 1901 in seinem Buche Ausländisches Armenwesen eine ähnliche Bin- 
richtung Amerikas, die „Floating hospitals*, die vorwiegend in den Dienst kranker 
bedürftiger Kinder gestellt sind; wir hoben deren gute Erfolge erst kürzlich an 
dieser Stelle hervor (vgl. 1904 S. 221). Die geplanten deutschen Schiffssanatorien 
soUen in erster Linie der Wohltätigkeit dienen, die Preise auf das Mindestmaß der 
Betriebskosten beschränkt und Unbemittelten, soweit möglich, FreisteUen gewährt 
werden. Außerdem wird beabsichtigt, im Kriegsfalle die Schiffssanatorion als 
Hospitalscfaiffe der Marine zur Verfügung zu stellen, nachdem in den letzten Kriegen 
80 gute Erfahrungen mit Hospitalschiffen gemacht worden sind. Bisher hat dem 
neuen Prinzip, besondere Hospitalschiffe neu zu erbauen und nicht erst Pracht- 
dampfer usw. für diese Zwecke umzuwandeln, als einziges Land nur Japan ent- 
sprochen. Zur Begründung deutscher Schiffssanatorien will der Verein das erforder- 
liche Kapital durch Beiträge der Mitglieder, Zuwendungen anderer Personen und der 
intwessierten Behörden und Körperschaften beschaffen. 

0ewl1knmg von Krankenkost in der Sffentlielien Armenpflege. (Blätter für 
rinq Hamburgische Armenwesen, Januar 1905.) Der Hamburger Verein Volkskaffee- 
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hallen bat die erste Krankenküche eröffnet. Das Armenkollegium hat zugleich die 
Armenärzte der räumlich bequem gelegenen vier Armenkreise ermächtigt, Kranken- 
kost als diätetisches Heilmittel zur Wiederherstellung der Gesundheit armer, 
in öffentlicher Hauspflege befindlichen Kranken zu verordnen und ist damit dem 
Beispiel anderer Städte und den Anregungen des deutschen Vereins für Armen- 
pflege und Wohltätigkeit auf seiner Jahresversammlung 1903 gefolgt, 

„der öffentlichen Armenpflege und der Privatwohltätigkeit die Förderung der 
Bestrebungen zu empfehlen, welche auf Einrichtung von Krankenküchen zur 
Beschaffung billiger Krankenkost als eines für die Wiederherstellung der 
Gesundheit armer Kranker unerläßlichen Mittels gerichtet sind."* 
Die Krankenkost wird von der Krankenküche in 3 Formen geliefert. Die 

1. Form bildet für Fieber- und Schwerkranke in einer Suppe zum Preise von 15 Pf. 
die sogenannte Fieberdiät. Die zweite Form für 60 Pf. soll entkräfteten Kranken, 
Magenkranken und Wöchnerinnen in der für Magendiät üblichen Zubereitung 
geliefert werden und Suppe, gebratenes Fleisch, Kartoffel, Gemüse oder Kompott 
und eine Nachspeise umfassen. Die 3. Form, durch Weglassung des letzten 
Gerichtes vereinfacht, soll für Genesende und ambulante Kranke in Anwendung 
kommen und 35 Pf. kosten. Dem Ermessen der Armenärzte bleibt es überlassen, 
welche der Formen geliefert werden soll. Die Verordnung auf gewöhnlichem 
Rezeptformular umfaßt die Höchstzahl von 10 Portionen, die nur innerhalb von 
15 Tagen nach ihrer Ausstellung Gültigkeit haben, um größeren Unterbrechungen 
in ihrem Bezug zu begegnen. Leichtkranke können ihre Mahlzeit in einem mit der 
Küche verbundenen Speiseraum einnehmen. Das Armenkollegium gibt sich der 
Hoffnung hin, daß diese neue Unterstützungsform für Kranke, Wöchnerinnen und 
Genesende auch dazu beitragen werde, die Versetzimg von Kranken in die Kranken- 
häuser auf diejenigen Fälle einzuschränken, in denen die sonstigen häuslichen Ver- 
hältnisse der Patienten sie als erforderlich erscheinen lassen. 

Beotseher Samariterbund. 5. Bericht für 1908 und 1904. — Der Bericht 
enthält aufler dem eigentlichen Jahresbeb'icht die Verhandlungen des 6. Samariter- 
tages am 1. und 2. August 1903 zu Dresden. Von den Verhandlungsgegenständen 
bietet für die Leser unserer Zeitschrift besonderes Interesse der Vortrag von 
Dr. Streffer, Samariter- und Rettungswesen auf dem Lande. Der Vor- 
tragende führte etwa folgendes aus: Nach § 3 seiner Satzungen erstreckt sich die 
Tätigkeit des Samariterbundes hauptsächlich auf 1. den Unterricht in der ersten 
Hilfe und in den Grundzügen der Krankenpflege (Ausbildung von Nothelfem), 

2. auf die Bildung freiwilliger Abteilungen von Hilfsmannschaften (Samariter), 

3. auf die Einrichtung von Sanitäts- oder Rettungswachen und eines zweck- 
entsprechenden Transportes von Verletzten und Kranken. Diesen Zielen könne 
durch folgende Maßnahmen auch auf dem Lande nähergekommen werden. 

Daß die AusbUdung von Nothelfem für plötzliche Unglücksfälle gerade unter 
ländlichen Verhältnissen eine dringende Notwendigkeit ist, dürfte heutzutage kaum 
mehr ernstlich bestritten werden. Nicht minder wichtig ist es, damit kurze Unter- 
weisungen in den Grundzügen der Krankenpflege zu verbinden, ein Kapitel, das 
bisher wenig berücksichtigt wurde, aber gerade für Landbewohner, denen die 
allereinfachsten Kenntnisse auf diesem Gebiete völlig mangeln, von nicht geringer 
Bedeutung ist. — Die Bildung freiwilliger Abteilungen von HUfsmannschaften geschieht 
am besten in Verbindung mit den Feuervvehren, einer Organisation, die geradezu 
als der Ausgangspunkt und eigentliche Träger des Samaritergedankens auf dem 
Lande bezeichnet werden muß. In ganz kleinen Orten wird man sich freilich mit 
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einzelnen Personen begnügen müssen, als welche in erster Linie Lehrer nebst 
ihren Frauen, Amtsvorsteher, Gastwirte u. a. in Betracht kommen. 

Von der Einrichtung von Sanitats- oder Rettungswachen auf dem Lande kann 
keine Rede sein; es kann sich nur um einen den ländlichen Verhältnissen an- 
gepaßten Ersatz einer solchen Wache handeln. Als ein solcher Ersatz ist der Ver- 
bandskasten anzusehen, der alles für die Maßnahmen der Ersten Hilfe Erforderliche 
enthält und bei dem geringen Preise von SO M. auch von der kleinsten Gemeinde 
beschafft werden kann. Um aber einen regelmäßigen und zuverlässigen Dienst bei 
dieser Einrichtung, die manchmal vielleicht wochen- oder monateluig unbenutzt 
bleibt, zu gewährleisten, wird es sich empfehlen, den Rettungskasten mit einer 
Verleihanstalt von Krankenpflegegeräten zu verbinden (vgl. hierüber unsere 
MitteUungen in Heft 11, 1904.) 

Ein Drittes, das auf dem Lande häufig mangelt, ist ein passendes Krankan- 
transportgerät. Ob nun eine Tragbahre oder eine Fahrbahre, eine Fahiradbahre 
oder ein Transportwagen sich zur Anschaffung empfiehlt, wird jedesmal nach den 
jeweiligen Verhältnissen entschieden werden müssen (Entfernung eines Ortes vom 
Krankenhause, Lage in der Ebene oder im Gebirge, Beschaffenheit der Verkehrs- 
straßen, Vorhandensein der Eisenbahn oder des Wasserweges usw.). Um auch mit 
geringen Mitteln das denkbar Beste zu erreichen, empfiehlt sich die Einrichtung 
einer Zentralstelle, die mit der Sammlung und Verwertung der auf dem Gebiete 
des Krankentransportwesens gemachten Erfahrungen zu betrauen wäre und die 
das reiche Angebot von Transportmitteln aller Art auf ihre Brauchbarkeit hin zu 
prüfen hätte. Als Zentralstelle in diesem Sinne will der Landes-Samariterverband 
für das Königreich Sachsen vorgehen. 

Y. Fürsorge ffir Oebrechlielie. 

Schäfer, Jahrbuch der KrIIppelfttrsorge. Zugleich Rechenschaftsbericht über das 
Krüppelheim Alten-Eichen zu Stellingen bei Altona. 5. Jahrgang 1903. Mit 1 Voll- 
bild, 17 Textbildem u. 4 Plänen. Hamburg, Agentur d. Rauh. Hauses. 1904. 96 S. 

Jedes der bisher herausgegebenen Jahrbücher, die von uns s. Z. angezeigt 
wurden, hat, wie der Verfasser in seinem kurzen Vorwort hervorhebt, seinen 
besonderen Charakter. So bilden die nordischen Krüppelheime und die Handarbeit 
im Krüppelheim die beiden Hauptpunkte des vorliegenden. Nach einem Gang durch 
die Einrichtungen dänischer, schwedischer und norwegischer Krüppelheime, die der 
Veriasser gelegentlich einer Studienreise kennen gelernt, weist er auf einige 
besonders wichtige und charakteristische Gesichtspunkte für diese Anstalten hin. 
So li^e die Leitung der Anstalten sämtlich in Händen von Frauen und obgleich 
dieses System der „Mütterlichkeit*' ja augenfällig gute Erfolge aufweise, so fehle 
der Arbelt doch der starke und maßgebende Einfluß des mitarbeitenden Mannes, 
um Schwächen abzustellen, die die nur im Vorstande sitzenden Männer nicht beurteilen 
könnten. Überrascht hätten ihn die Art und die Erfolge des Unterrichts der Zög- 
linge in Handwerksarbeit zum Lebensimterhalt, hier besonders feine Tischlerarbeit 
und Handarbeiten. Die noch in Kopenhagen bestehende freie Fürsorge für Krüppel 
glaubt der Verfasser nur für dänische Verhältnisse und ihren Volkscharakter als 
geeignet erachten zu können. 

Am meisten ist ihm aufgefallen, daß mit Ausnahme von Kopenhagen keine 
einzige der Anstalten die gesamten Aufgaben der KrüppelfOrsorge umfaßt, sondern 
immer nur Teüe. In der einen wird die Pflegetätigkeit bevorzugt, in der andern die 
Arbeitserlemung; hier wird die medizinisch-orthopädische Seite der Sache mit 
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Nachdruck betrieben, dort gänzüch ausgeschaltet, sodaß unnötig große Kosten 
verursacht werden, da eine Anstalt immer die andere ergänzen muß. Für die Auf- 
bringung dieser Kosten wird allerdings in tatkräftiger Weise von der ganzen 
Bevölkerung und der Regierung Sorge getragen. 

Im folgenden Abschnitt erörtert der Verfasser die Notwendigkeit des obliga- 
torischen Handarbeitunterrichts im KrUppelheim schon während der Schulzeit, damit 
durch langdauemde zielbewußte Übung die Schwächen kranker Glieder durch 
gröSere Gesciiicklichkeit ausgeglichen werden. Bs schließt sich daran eine Auf- 
zählung des auf diesem Gebiete in den größeren und älteren Anstalten Deutschlands, 
Dänemarks, Schwedens und Norwegens tatsächlich Geleisteten an. Die gegebene 
Gliederung, welche Arbeiten gelehrt,' welche Werkzeuge und Materialien verwendet 
werden, was für Lehrkräfte unterrichten und welcher Umsatz erzielt wird, ist über- 
sichtlich geordnet 

Außer der folgenden Statistik der verkrüppelten Kinder in der Provinz Sachsen, 
über die wir schon 1904 S. 186 berichtet haben, bilden kleinere MitteUungen über 
die Vertretung der KrOppelsache auf dem ersten internationalen Kongreß für Schul- 
hygiene, das Schlesische Krüppelheim in Rotenburg usw. den Schluß des ersten 
Teiles des Jahrbuches, dem sich als zweiter Teil der Rechenschaftsbericht der 
Schaferschen Anstalt anschließt, der als Wesentlichstes den Ankauf des Bienhofes 
zur Abrundimg von Alten-Eichen hervorhebt. 

Tl. F&rsorge lIBr Kinder. 

Tierordt, 0., Die Siagllngsabtellnng, StsglingsaMbnlanB «iid Hiiehkfleke der 
Laisenhellanstalt (KiaderUlnik) sn Heidelberg. Bine Denkschrift zur 
Frage der Forschung, des Unterrichts und der Fürsorge im Gebiet des Säug- 
lingsalters. 48 S. Stuttgart, Ernst Heinrich Moritz. 1904. 
Wir haben in letzter Zelt häufig, namentlich in Nummer 11, 1904, ausführlich 
über die Bestrebungen auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge berichtet und die 
in dieser Richtung gemachten Erfahrungen und die von Behörden und Privaten 
getroffenen Maßnahmen besprochen, die in der Hauptsache auf eine Verbreitung der 
natürlichen Bmährung durch Belehrung in Wort und Schrift, durch Prämien für 
selbststillende Mütter, durch Anstellung von Ammen in Krippen und Kinderasylen, 
daneben aber auch auf die Herstellung und den billigen bezw. unentgeltlichen 
Vertrieb guter Kindermilch hinauslaufen. Die voriiegende Schrift bringt in theore- 
tischer Beziehung über den Gegenstand nichts wesentlich Neues. Man ist sich 
eben im allgemeinen über die Mitt^ und Wege einer Säuglingsfürsorge ebenso 
einig wie über die Notwendigkeit einer solchen überhaupt, und es kommt heute 
vor allem darauf an, die gewonnenen Erfahrungen in die Praxis umzusetzen und 
TorMldlicfae Anstalten zu schaffen, die sich nach der einen oder andern Richtung 
hin die Fürsorge für Säuglinge angelegen sein lassen. Namentlich von diesem 
Gesichtspunkte aus verdient auch die vorliegende Schrift Beachtung. Der Verfasser, 
der Direktor der Heidelberger Kinderklinik „LuisenheUanstait", hat vor etwa 2 Jahren 
der Kinderidiaik als eine besondere Abteilung eine Säugilngsstation von 12 Betten 
im Anschluß an eine schon vorhandene Kindersprechstunde angegliedert und g^ch- 
zeitig eine Milchküche für die Herstellung aller Arten von Säuglingsnahrung ein- 
gerichtei Die Gesichtspunkte, die ihn bei diesem Vorgehen leiteten, und die in 
zweijähriger Tätigkeit gewonnenen Erfahrungen werden in der Schrift ausführlich 
erörtert. — Selbstverständlich hält auch Vierordt die Verbreitung und Beförderung 
des Seibststüiens für die erste Aufgabe einer Säugüngsfürsorge, und verkeimt 
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keineswegs die oft betonte Gefahr, daß durch die Verbesserung der künstUcheo 
Nahrung das Selbststillen der Mutter geradezu zurückgedrängt wird. Andererseits 
wird aber die künstliche Ernährung aus den verschiedensten Gründen nie völlig^ 
entbehrt werden können, und es kommt daher nur darauf an, durch eine gut 
organisierte Propaganda des Selbststillens Jener Gefahr entgegenzuwirken und 
theoretisch durch Belehrung der Mütter in Säuglingssprechstunden, praktisch durch 
Anstellung von Ammen in Säuglingsasylen und Säuglingskrankenhäusem auf den 
Wert und die Notwendigkeit der natürlichen Bmährung hinzuweisen. Vor allem 
aber warnt Vierordt davor, Milchküchen allein ins Leben zu rufen und sie unter 
die Leitung von Laien, ohne ärztliche Aufsicht, zu stellen. Die Milchküchen müssen 
stets mit einer Säuglingssprechstunde, wenn möglich auch mit Außenkontrolle und 
mit einer Station für kranke Säuglinge verbunden werden. Nach diesen Gesichts- 
punkten ist die Säuglingsabteilung und die Milchküche der Luisenheilanstalt ein- 
gerichtet worden. Die Leiter traten in feste Beziehung zu einem gut geführten 
Kuhstalle in Heidelberg, der unter ständiger Überwachung eines Sachverständigen 
in bezug auf die Fütterung und Pflege der Kühe, das Melken und die Behandlung 
der Milch bis zu ihrem Eintreffen in der Anstalt steht. Die fortgesetzte Prüfung 
der Milch erfolgt durch das hygienische Institut in Heidelberg. Sofort nach ihrem 
Eintreffen in der Anstalt wird die Milch zu trinkfertiger Säuglingsnahrung in 
Flaschenportionen verarbeitet, gekühlt und kalt bis zur Abgabe am Nachmittag 
aufbewahrt. Ein Teil wird als Säuglingsvollmilch in beliebigen Mengen abgegeben, 
und zwar an Wohlhabende zum Preise von 40—50 Pf. für das Liter, an Unbemittelte 
zu ermäßigtem Preise oder ganz unentgeltlich. Die sterilisierte trinkfertige Tages- 
portion kostet 50—70 Pf. Unbemittelten wird sie zum Preise von 10—20 Pf. oder 
unentgeltlich geliefert. Außer sterilisierter Milch wird auch jede andere Art von 
Säuglingsnahrung, Malz und Schleimsuppen, Rahmgemenge u. a. hergestellt und 
zu denselben Preisen abgegeben. Jedem Abnehmer wird eine genaue Anweisung 
über die Aufbewahrung und Darreichung der Nahrung, Behandlung der Flaschen 
usw. ausgehändigt. 

Die Luisenheilanstalt hat mit dem neuen Unternehmen sehr gute Erfahrungen 
gemacht, zur Zeit des höchsten Betriebes hat die Milchküche bisher monatlich über 
20000 Flaschen trinkfertiger Nahrung geliefert. Die Bevölkerung Heidelbergs und 
der umliegenden Orte kam dem Unternehmen in unerwarteter Weise entgegen; auch 
mit mehreren Heidelberger Ärzten steht die Anstalt in lebhaftem Verkehr. Hervor- 
gehoben wird namentlich auch der günstige Einfluß, den die Milchküche auf die 
Beschaffenheit und Behandlung der Milch in den Milchställen und Milchgeschäften 
hatte, teils unmittelbar dadurch, daß sie als Konkurrenz in Betracht kam, teils aber 
auch mittelbar, weil das Publikum durch sie in seinen Anforderungen an gute Milch 
kritischer gemacht wurde. Zu sehr günstigen Ergebnissen führte das Ineinander- 
greifen von Milchküche, Säuglingssprechstunde und Krankenstation. Jeder Säug- 
ling, der trinkfertige Nahrung von der Anstalt empfängt, muß in der Sprechstunde 
ärztlich kontrolliert werden, die Wirkung der Nahrung muß fortgesetzt überwacht 
und daraus die weitere Ernährung nach Art und Menge der Nahrung bestimmt 
werden. Kranke Säuglinge werden, soweit der Platz reicht, der Krankenstation 
überwiesen, in der ständig 2 — 8 Ammen angestellt sind. Einem Versuche, mit der 
Säuglingsstation eine Außenpflege nach dem Taubeschen System der Ziehkinder- 
beaufsichtigung zu verbinden, stellten sich vorläufig noch Schwierigkeiten entgegen. 
Auch die mit der Heidelberger Frauenklinik zwecks Abgabe von Ammen angeknüpfte 
Beziehung hatte bis Jetzt nicht den gewünschten Erfolg, so daß die Anstalt genötigt 
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war, die Abgabe von Ammen an Private einzuschränken und sich mit der Prüfung 
von Ammen, die ihr von Privaten zu mehrtägiger Beobachtung zugeführt werden, 
zu begnügen. Der Zudrang zur Krankenstation überstieg deren Leistungsfähigkeit 
sehr erheblich; fortgesetzt mußten Aufnahmen verweigert werden. In der Zeit vom 
1. Juni 1903 bis 1. Juni 1904 wurden im ganzen 147 Säuglinge aufgenommen, die 
Sterblichkeit betrug 16,5 o/o ; nach Abzug von 9 Frühgeburten, bei denen sie 50% 
ausmachte, bereclmet sich die Sterblichkeit der übrigen Säuglinge auf 10,8%. Auf- 
genommen wurden Kinder aller Stände; Kinder mit ansteckenden Krankheiten sind 
von der Aufnahme ausgeschlossen. — Schließlich übernimmt die Säuglingsabteilung 
auch die Ausbildung von Berufspflegerinnen und sog. Damenschülerinnen, d. h. von 
jungen Mädchen der besseren Stände. Die Ausbildungszeit ist auf 6 Monate fest- 
gesetzt, nach Ablauf der Lehrzeit wird den Pflegerinnen ein Zeugnis ausgestellt. 

Pestalozzi-Yerein zur Förderung des Kindcrschiitzes und der Jugendfürsorge. 

Erster Jahresbericht. Wien 1904. Der im Dezember 1908 zunächst unter dem Namen 
Allgemeiner Österreichischer Pestalozzibund, gegründete, im Juni des 
folgenden Jahres unter dem neuen Namen reorganisierte Verein hat den Zweck, 
schutzbedürftige Mindeijährige in ihren durch die bestehenden Gesetze gesicherten 
Rechten zu schützen, an der Fürsorge für ihr sittliches und wirtschaftliches Wohl 
durch private Hilfstätigkeit teilzunehmen und der Kriminalität der Jugend vorzu- 
bauen. Über den Rahmen der gewöhnlichen Vereinstätigkeit hinaus will er sich 
namentlich die theoretische und praktische Entwicklung des Kinderrechtsschutzes 
in ganz Osterreich angelegen sein lassen, indem er neben der praktischen Fürsorge- 
tatigkeit für die Verbreitung dieses Gedankens durch Vorträge, Flugschriften und 
andere Veröffentlichungen sorgt, auf Grund seiner praktischen Erfahrungen An- 
regungen gibt, mit allen bestehenden Kinderschutz- imd Jugendfürsorgevereinen 
Fühlung sucht, neue Vereinigungen ins Leben ruft und auf einen Zusammenschluß 
aller dieser Bestrebungen hinarbeitet. Seine praktische Rechtsschutz- und Fürsorge- 
tätigkeit übt der Verein aus: 

1. durch die Bestellung von Personen, die im Rahmen der Gesetzgebung im 
Namen und Auftrag des Vereins für schutzbedürftige Minderjährige bei 
Gericht, bei sonstigen Behörden und öffentlichen Anstalten, bei Körper- 
schaften und Vereinen, bei Eltern und Vormündern vermittelnd eingreifen 
(Jugendanwälte) ; 

2. durch das Aufsuchen schutzbedürftiger Mindeijähriger; 

3. durch ihre Unterbringung in Heimen, Horten, Ferienkolonien und ähnlichen 
Einrichtungen; 

4. durch die Vermittlung von Lehr- und Dienststellen für schulentlassene 
Minderjährige; 

5. durch die Abhaltung von Fortbildungskursen für Jugendliche; 

6. durch die HeranbUdung von Frauen zum öffentlichen und privaten Jugend- 
fürsorgedienste durch Vorträge und praktische Schulung aller Art. 

Die Tätigkeit des Vereins beschränkte sich im ersten Jahre fast ausschließlich 
auf die notwendigen organisatorischen und propagandistischen Arbeiten. Doch 
konnte er in einigen dringenden FäUen auch eine praktische Wirksamkeit entfalten, 
namentlich durch sein Eingreifen bei Kindermißhandiungen und drohender Verwahr- 
losung, durch Verschaffung und Sicherung von Alimenten,^ durch Vermittlung bei 
Verwandten, bei Anstalten und Behörden. Der Bericht führt aus seiner praktischen 
Tätigkeit eine Reihe von Fällen an, die sämtlich ein erfolgreiches Wirken erkennen 
lassen. — Von verschiedenen Seiten wurde der Verein auch um Auskunft über 
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Wohlfahrtseinrichtungen für Kinder und zuverlässige Pflegestellen und um Eingaben 
rerschiedener Art an kommunale Behörden angegangen. Ferner hat das Ober- 
landesgericht an den Verein das Ersuchen gerichtet, durch Nachweisung aller Falle» 
in denen ein vormundschaftsgerichtliches oder sonstiges gerichtliches Einschreiten 
nötig ist, sowie durch Übernahme der dem Verein gerichtlicherseits zuzuweisenden 
Kinder die Tätigkeit der Straf- und Vormundschaftsgerichte zu unterstützen. Dem 
Ersuchen um Übernahme der Kinder konnte der Verein allerdings im ersten Jahr» 
aus Mangel an Mitteln nicht entsprechen, doch hofft er, nachdem im November das 
erste Kinderheim mit 10 Betten eröffnet worden ist, in Zukunft hierzu in der Lage 
zu sein. — Im übrigen war der Verein damit beschäftigt, die bevorstehende Organi- 
sation eines Allgemeinen Österreichischen Pestalozzibundes vorzubereiten, 
der seinen Sitz in Wien haben und seine Tätigkeit auf die im Reichsrat vertretenen 
Königreiche und Länder erstrecken soll. Ein diesbezügliches Statut ist bereits vom 
Ministerium des Innern genehmigt worden. Die neue Organisation ist als eine 
Zentralstelle für Kinderrechtsschutz und Jugendfürsorge gedacht, ihre Aufgabe wird 
es sein, auf die Ausdehnung und Sicherung der Rechte der Mindeijährigen durch 
die Gesetzgebung, auf eine erhöhte staatliche Fürsorge für Minderjährige und ins- 
besondere auf die Erforschung und Bekämpfung der Kriminalität der Jugendlichen 
hinzuarbeiten, Vereine und Einzelpersonen, die auf dieser Orundlage arbeiten, zu 
gemeinsamer Beratung und planmäßigem Vorgehen zu vereinen imd die Bildung 
solcher Vereine anzuregen und zu fördern. Die nötigen Vorarbeiten, namentlich 
die Anlegung eines Archivs für die gesamten einschlägigen österreichischen und 
ausländischen Gesetze, die Anlegung einer Bibliothek einschlägiger Fachwerke und 
die Zusammenstellung von Woblfahrtseinrichtungen für Kinder und Jugendliche in 
Österreich, hat der Pestalozziverein bereits in Angriff genommen. 

YII. Fürsorge ffir jugendliche Personen. 

Sneky Hans, Fürsorge fftr die schnlenflassene Jagend. Besonderer Abdmck aus 
dem Handbuch der Hygiene, herausgegeben von Dr. Th. Weyl. S. 451 — 544. 
Jena, Gustav Fischer. 1904. 

Die vorliegende Schrift, die den verdienstvollen Leiter des Lehrstellennachweises 
des Berliner Freiwilligen Brziehungsbeirates für schulentlassene Waisen zum Ver- 
fasser hat, erörtert die Notwendigkeit der Fürsorge für die schulentlassene Jugend 
und stellt die bereits bestehenden, sowie die noch nach festen Regeln und Formen 
ringenden Einrichtungen staatlicher und privater Körperschaften in referierender 
und kritischer Weise dar. Der Verfasser gruppiert den Stoff nach einleitenden 
Bemerkungen über die Feststellung des Begriffes der Fürsorge und einigen statistischen 
Angaben in die „Notwendigkeit der Jugendfürsorge*" ; „Die Fürsorgetätigkeit für die 
schulentlassene Jugend*"; „Fürsorge für besondere Gruppen der Jugendlichen" und 
»Die Behandlung der verwahrtosten Jugendlichen'*. Die Notwendigkeit dieser Für- 
sorge, die sich auf die 5,2 ^'/o der Gesamtbevölkerung betragenden erwerbstätigen 
Jugendlichen zu erstrecken hat, begründet der Verfasser erstens durch die 
Schädig^ungen an der Gesundheit, die sie einmal durch den Eintritt in das Berufs- 
leben und die damit zusammenhängende frühzeitige Trennung von der Familie 
erleiden, zweitens durch die Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die 
teils durch die Wahl eines ungeeigneten Berufes, durch mangelhafte Ausbildung 
in Lehriingszüchtungen und dergl., teils durch die Lockerung des Familienlebens 
infolge der schlechten hauswirtschaftlichen Schulung der Frauen hervorgerufen 
werde. Fernere Gründe für die Unumgänglichkeit der Fürsorge für die nach- 
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sebiilpflichtige Jugend erblickt der Verfasser in der Vemachlässigimg der geistigen 
Portbildung und in der sittliclien Gefährdung, der die Jugend bei manchen Berufs- 
arten, aber auch im privaten und öffentlichen Leben so besonders im Schlafstellen- 
unwesen ausgesetzt sei. Die angeführten statistischen Zahlen, daß am 1. Oktober 
1900 allein in Berlin und Vororten 3885 Haushaltungen gezählt wurden, die männliche 
und weibliche Schlafstelleneinlieger gleichzeitig aufnahmen, reden euie deutliche 
^rache. 

Allen diesen Übelständen will die Fürsorgetätigkeit für die schulentlassene 
Jugend entgegentreten. Mit der Unterstützung bei der Berufswahl einsetzend, tritt 
der Verfasser für ärztliche Untersuchung vor dem Verlassen der Schule, für tätiges 
Zusammenwirken von Schule, Haus imd Arzt bei der Auswahl und Vermittlung 
geeigneter Lehr- und Arbeitsstellen ein und empfiehlt, für gute berufliche Aus- 
bUdung durch Einrichtung von Fabriklehrwerkstätten, Fachschulen u. a. Sorge zu 
tragen. Als wünschenswert für die allgemeine Fortbildung wird für Knaben die 
obligatorische Fortbildungsschule, für Mädchen der hauswirtschaftliche Unterricht 
oder die «Dienstlehrstelle* erachtet, die auf der Grundlage eines nicht nur spar- 
samen, sondern ärmlichen Haushaltes fußen müßte. Hinsichtlich des Schutzes und 
der Beaufsichtigung der schulentlassenen Jugend werden die staatlichen Verordnungen 
som Schutze der Jugendlichen Arbeiter mit Rücksicht auf ihre Verbesserungs- 
fäUgkeit (vor allem Erweiterung des gesetzlichen Schutzalters) erörtert. Zur 
wirtschaftlichen Kräftigung werden Jugendsparkassen mit Pflichtbenutzung vor- 
geschlagen. Der Verfasser weist auf die Notwendigkeit der gemeindlichen Wohnimgs- 
fürsorge, namentlich in allen Städten bis zu 50000 Einwohnern herab, durch Wohnungs- 
inspektion, um das Schlafstellenunwesen zu bekämpfen; daneben wird für die 
Jugendlichen die Errichtung besonderer Heime, wie sie einzelne Fabriken und 
Körperschaften bereits gegründet haben, befürwortet. Bei der Fürsorgetätigkeit 
werden noch die Bestrebungen für Belehrung und Unterhaltung in einem größeren 
Abschnitte behandelt und einzelne Punkte, wie geistige Hebung durch Vorträge, 
Lektüre, Jugendvereine u. a. hervorgehoben. Gelegentlich der folgenden Be- 
trachtungen über die Fürsorge für besondere Gruppen der Jugendlichen wie Waisen, 
die mit geistigen und körperlichen Gebrechen Behafteten usw. geht der Verfasser 
näher auf die Tätigkeit und Organisation des Freiwilligen Brziehungsbeirates für 
schulentlassene Waisen ein, da dieser Verein die Aufgaben, die die Fürsorge für 
die schulentlassene Jugend sich zu stellen hat, für diese Teilgruppe der Jugendlichen 
bereits löst und vorbildlich für andere Vereine geworden ist. Eine organisierte 
Jugendfürsorge würde, wie in den Kapiteln „Behandlung der Gefährdeten und Ver- 
brecher** erörtert wird, vorbeugend viel zur Verminderung des Verbrechertums 
beitragen, von dessen Umfang die Statistik ein Bild gibt. Es heißt: Jn. einem 
Jahre werden beinahe 50000 Personen im Alter zwischen 12 und 18 Jahren gerichtlich 
bestraft, und die Zahl der Bestrafungen Jugendlicher ist absolut wie relativ in 
fortwährender Steigerung begriffen.* Sehr segensreich für die Jugendfürsorge in 
schwierigen Fällen erweist sich, wie Suck meint, die in Berlin befindliche Zentral- 
und Anskunftsstelle für Jugendfürsorge, die jeder Privatperson, Jedem Verein Rat 
über geeignete Maßnahmen erteilt und den Behörden ihre Erfahrung und Ver- 
mittlung zur Verfügung stellt. Einer der Hauptzwecke des Vereins ist die Be- 
hütung und Bewahrung der Jugendlichen vor staatlichen Zwangsnuißregeln, vor 
Gefängnis und Zuchthaus, eingedenk des Wortes: „Rettet die Kinder und ihr habt 
keine Verbrecher mehr**. In diesem Sinne arbeiten auch vorbildlich Rettungs- 
gesellschaften des Auslandes, besonders die ganz eigenartigen Gründungen des 



— 96 — 

Dr. Barnardo in LoDdon. In den 35 Jahren ihres Bestehens sind 41600 Kinder 
in ihnen aufgenommen worden, von denen 11600 nach Canada auswanderten« 
Weniger als 2% sind dem Laster verfallen oder gerichtlich bestraft worden, wätirend 
alle übrigen gut eingeschlagen sind. 

Der Verfasser kommt zu dem Schluß, daß eine organisierte Fürsorge für die 
schulentlassene Jugend in allen den Formen, die sie annehmen kann und soll, 
bessere Zustände herbeiführen und den Kampf des Lebens weiter Volksschichten 
erleichtem und stützen würde. Den einzelnen Kapiteln sind Literaturangaben 
angeschlossen. Das Buch kann als ein nützlicher Ratgeber auf dem wichtigen Gebiete 
der Jugendfürsorge bezeichnet werden. 



Kongresse und Yersammlungen. 

25. Jahregyersammlnng des Deutschen Yereins für Armenpflege nnd Wohl- 
tätigkeit in Mannhelm am 21. und 22. September 1905. Verhandlungsgegenstände: 

1. Generalberichtüber die 25 Jährige Tätigkeit des Yereins. Berichterstatter: 
Stadtrat Dr. Muensterberg (Berlin). 

2. Die Bekämpfung der Sängllngssterbliehkeit« Berichterstatter: Beigeord- 
neter Brugger (Köln); Dr. H. Finkelstein, Arzt am städt. Kinderasyl 
(Berlin); Dr. Marie Baum, Großh. Badische Fabrikinspektorin (Karlsruhe). 

8. Die heutigen Anforderungen an die öffentliche Armenpflege im Ver- 
hältnis zn der bestehenden Armengesetzgebnng* Berichterstatter: 
Senatssekretär Dr. Buehl (Hamburg). Beigeordneter Dr. Schwander 
(Straßburg 1. E.); Rechtsrat Fleisch mann (Nürnberg). 



Nene literarische Erscheinungen« 

Conseil Snp^rienr de PAssistanee Publique. Fascicule No. 93. Enfantsassistes, 
moralement abandonnes et secourus temporairement. Renseigne- 
ment sur le Service d6cembre 1901. 231 p. 

No. 94. Consequeces financiSres de Tapplication de la loi sur Tassistance 
aux vieillards, infirmes et incurables. 

SMeuXy Paul, L'asslstance des ali^n^s en France, en Allemagne, en ItaUe et en 
Suisse. 1007 p. Paris, Imprimerie municipale. 1 903. (Nicht im Buchhandel.) 

State Board of Charitles of Massacliusetts. 26 th. annual report, January, 1905. 
159 p. Boston, Mass. 1905. 

Board of State Charitles of Jndiana. 16 th. annual report from Nov. 1, 1908, to 
October, 31. 1904. 165 p. 

Soiiale FArsorge fär Kinder im schulpflichtigen Alter. Bearbeitet von weil. 
Dr. Schmid-Monnard, mit einem Beitrag von Prof. Dr. A. Hartmann. 
Besonderer Abdruck aus dem Handbuch der Hygiene. 42. S. Jena, 
Q. Fischer. 1904. 

Bosenfeld, Brust, Zwei Hundert Jahre FArsorge der preuOischen Staatsregiemng 

für die entlassenen Gefangenen. 80 S. Berlin, J. Guttentag. 1905. 
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Der armenpolizeiliche Arbeitszwang. 

Von Dr. Bnehl, Senatssekretär in Hamburg. 

Herr Dr. Buehl hat in No. 12 des vorigen Jahrgangs einen Artikel über die 
neue hamburgische Gesetzgebung veröffentlicht, von der namentlich die in Aussicht 
genommene Anwendung des Arbeitszwanges gegen nährpflichtige Personen von 
Interesse ist. Wir haben ihn gebeten, in dem nachfolgenden Artikel die Gründe für 
die Zweckmäßigkeit und insbesondere für die rechtliche Zulässigkeit des von Ham- 
burg in Aussicht genommenen Verwaltungszwangsverfahrens naher darzulegen. 

I. Der bestehende Rechtszustand. 

Von den deutschen Bundesstaaten erkennen gegenwärtig fünf die 
zwangsweise Unterbringung in einer Armenarbeitsanstalt als eine zulässige 
YeiwaltungsmaBregel an. 

1. Im Königreich Sachsen legt das Gesetz (Armenordnung 
vom 22. Oktober 1840, § 2 No. 1, § 24) der öffentlichen Armenpflege die 
Verpflichtung auf, „der Verarmung einzelner Individuen, soweit wie mög- 
lich, zuvorzukommen^, sowie „bei ihren Anstalten und Vorkehrungen 
darauf zu sehen und dahin zu trachten, daß der arbeitsfähige Arme, so- 

■ 

weit er es vermag, zur Tätigkeit und zu möglichst eigenem Erwerbe der 

unentbehrlichen Lebensbedürfnisse genötigt werde'* und bestimmt sodann in 

§27 unter der Überschrift „Zwangarbeitsscheuer Armen zur Arbeit^ folgendes: 
,,Der Zwang des arbeitsscheuen Armen zur Arbeit gehört zum Beruf 
der Polizeibehörden, mit denen sich deshalb die Armenbehörden, wo sie von 
ersteren verschieden sind, zu vernehmen haben." 

Auf Grund dieser allgemeinen Vorschriften haben die sächsischen 

Städte und Zweckverbände Zwangsarbeitsanstalten errichtet, welche nach 

den von der Staatsregierung genehmigten Regulativen zur Aufnahme von 

Müßiggängern, Trunkenbolden und säumigen Nährpflichtigen (teilweise 

auch natürlicher Väter) bestimmt sind. Die ursprünglich rein präventive 

Handhabung des Arbeitszwanges hat späterhin eine Einschränkung in- 

7 
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sofern erfahren, als zufolge einer Ministerialverordnung vom 11. Juni 1895 
liederliche oder arheitsscheue Personen erst dann zwangsweise in Arbeits- 
anstalten untergebracht werden dürfen, wenn sie oder ihre Angehörigen 
der Armenversorgung anheimgefallen sind. 

Die Zahl der in Sachsen unter Arbeitszwang gestellten Personen 
(Korrektionäre) ist sehr beträchtlich; sie betrug ult. 1903 aUein in der 
Arbeitsanstalt der Stadt Dresden 432 und wurde in dem Bericht über 
die geschlossene Armenpflege (D. V. 65, S.48) auf annähernd 2000 geschätzt 

2. In Württemberg beruht die Anwendung des Arbeitszwanges auf 

Art. 14 des Gesetzes vom 2. Juli 1889, welcher bestimmt: 

„Wer für sich selbst oder in der Person seiner Ehefrau oder seiner noch nicht 
14 Jahre alten Kinder öffentliche Unterstützung empfängt, kann durch Beschluß der 
die Unterstützung gewährenden Armenbehörde verpflichtet werden, hierfür nach dem 
Mafie seiner Kräfte diejenigen Arbeiten zu verrichten, welche ihm von der Armen- 
behörde innerhalb oder außerhalb einer öffentUchen Armenanstalt angewiesen werden. 

Die Verhängung des Arbeitszwanges kann von der Armenbehörde zu Jeder Zelt 
wieder aufgehoben werden, wenn deren fernere Aufrechterhaitung als unzweckmäßig 
erscheint. Ebenso steht es den Beteiligten frei, deren Aufhebung jederzeit zu be- 
antragen." 

Das Gesetz ist erst nach eingehenden parlamentarischen Verhand- 
lungen zu stände gekommen, in deren Verlauf die verschiedenen Bedenken 
gegen den Arbeitszwang zu ausgiebiger Erörterung gelangten. Die Schluß- 
abstimmung über das Gesetz ergab dessen Annahme mit 80 gegen 1 Stimme. 
Unter denjenigen, welche schließlich für das Gesetz stimmten, befanden 
sich auch die Vertreter der süddeutschen Volkspartei, insbesondere der 
bekannte Abgeordnete Haußmann; mit nein stimmte lediglich der Ab- 
geordnete Gröber. 

Die Handhabung des Arbeitszwanges ist in Württemberg eine wesent- 
lich mildere als in Sachsen; man legt hier auf die abschreckende Wir- 
kung das Hauptgewicht Die Zahl der im Laufe eines Jahres zwangs- 
weise Eingewiesenen dürfte kaum mehr als 50 bis 60 betragen. 

3. Für Mecklenburg-Schwerin kommt die Landesverordnung vom 
18. Mai 1890 in Betracht. Die wesentlichen Bestimmungen lauten: 

§ 1. „Den Ortsarmenverbänden soll es gestattet sein, die für einen hUfsbedürf- 
tigen Ortsarmen erforderlich werdende Unterstützung durch Unterbringung desselben 
im Landarbeitshause zu Güstrow, soweit die dortigen Räumlichkeiten es gestatten, 
nach Mafigabe der nachstehenden Bestimmungen zu gewähren. 

§ 2. Die Gestattung — § 1 — beschränkt sich auf erwachsene Personen, 
welche das 18. Lebensjahr vollendet haben und für welche, sei es für sie selbst 
oder für ihre Angehörigen, öffentliche Armenunterstützung hat gewährt werden 
müssen, falls diese Personen hinlänglich arbeits- und erwerbsfähig sind, um zu 
ihrem und ihrer FamiUe Unterhalt angemessen beitragen zu können, sich dieser 
Verpflichtung aber entziehen. Auch mufi der Einzuliefernde ein solches Mafi von 
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Arbeitsfähigkeit besitzen, daß er seine Unterhaltungskosten in der Anstalt zu decken 
im Stande ist. 

§ 6. Die Unterbrmgung findet nur so lange statt, als die Unterstützung in 
Anspruch genommen wird. Vor dem Ablaufe des ersten Jahres der Unterbringung 
kann Jedoch die Entlassung von dem glaubhaften Nachweise abhängig gemacht 
werden, daß der Eingelieferte sich und seine Angehörigen zu ernähren im stände 
sei, bezw. ein eigenes Unterkommen gefunden habe.* 

4. In Oldenburg können nach dem G-esetze vom 14. März 1870, 
betreffend die Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta, dieser Anstalt u. a. über- 
wiesen werden Trunkenbolde, Personen, welche empfangene Armenunter- 
stützung mißbräuchlicb verw^enden, sowie Frauenzimmer, welche zwei oder 
mehrere Male außerehelich geboren haben, wenn sie zur Unterhaltung 
ihrer unehelichen Kinder Armenunterstützung beziehen und demnächst 
wieder unehelich schwanger werden.*) Zufolge Ministerialverfügung vom 
25. April 1888 ist die zwangsweise Unterbringung auch gegenüber solchen 
filtern, deren Kinder der öffentlichen Armenpflege zur Last gefallen sind, 
für zulässig erachtet worden. 

5. Für das Herzogtum Anhalt bestimmt Art. 1 des Gesetzes, be- 
treffend die Abänderung des Ausfuhrungsgesetzes zum Reichsgesetz über 
den Qnterstützungswohnsitz, vom 27. April 1904 folgendes: 

,Die Unterstützung kann geeignetenialls, so lange dieselbe in Anspruch ge- 
nommen wird, mittels Unterbringung in einer Armen- oder Krankenanstalt gewährt 
werden. Auch kann derjenige, der für sich selbst oder in der Person seiner Ehe- 
frau oder seiner noch nicht 14 Jahre alten Kinder öffentliche Unterstützung em- 
pfiÜDgt, verpflichtet werden, hierfür nach dem Maße seiner Kräfte solche Arbeiten 
zu verrichten, welche ihm von dem Vorstände des Armenverbandes innerhalb oder 
außerhalb einer öffentlichen Armen- oder Krankenanstalt angewiesen werden.*" 

Zu diesen 5 Bundesstaaten soll nach der eingangs erwähnten Senats- 
Torlage, deren diesbezügliche Vorschriften in dem früheren Artikel ab- 
gedruckt sind, Hamburg hinzutreten. Selbst dann würde aber das 
fiechtsgebiet des Arbeitszwanges der Einwohnerzahl nach kaum mehr als 
V7 des Deutschen Reiches umfassen, während man im übrigen Deutsch- 
land derartige Bestimmungen nicht kennt. Was insbesondere die beiden 
bedeutendsten Bundesstaaten, Bayern und Preußen, anlangt, so nimmt 
der erste (vgl. Schriften des D. V. 22, S. 7) eine abwartende Stellung 
ein, während der andere den Arbeitszwang als mit dem Reichsstrafgesetz- 
buche nicht vereinbar erachtet. In Preußen galt bis zum Jahre 1871 das 
Gesetz vom 21. Mai 1855, welches der Verwaltungsbehörde (unabhängig 
▼on etwaigen strafrichterlichen Entscheidungen) gestattete, arbeitsscheue 
Personen, sowie pflichtvergessene Ehegatten und Familienväter unter ge- 

*) Eine ähnliche Vorschrift gilt auch im hamburgischen Amte Ritzebüttel, wo- 
selbst uneheliche Mütter, deren Kinder der öffentlichen Armenpflege zur Last ge- 
fallen sind, in das Armenhaus einzutreten und für das Kind zu arbeiten haben. 

7* 
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wissen Voraussetzungen in einem Arbeitshause unterzubringen. Die 
preußische Regierung trug Bedenken, diese Bestimmungen in den Entwurf 
zum Äus£G. zum U.W.G. zu übernehmen. Das Herrenhaus versuchte 
zwar, sie aufrecht zu erhalten, das Abgeordnetenhaus aber trat dem 
Standpunkte der Regierung bei. (Komm.-Ber. des H.-H. No. 6 von 1870/71, 
Komm.-Ber. des Abg.-H. No. 109 von 1870/71.) So wurde schließlich in 
§ 74 des Ausführungsgesetzes das Ges. vom 21. Mai 1855 aufgehoben, 
ohne daß das neue Gesetz entsprechende Bestimmungen enthielt, und die 
Ministerial-Instruktion zum Ges. vom 8. März 1871 besagt ausdrücklich: 
„Die Unterbringung in einem Annenhause, sowie die Anweisung von Arbeiten 
darf . . . nur so lange stattfinden, als die Unterstützung in Anspruch genommen 
wird. Wider seinen Willen darf daher im Verwaltungswege derjenige, der 
die Armenpflege in Anspruch nimmt, in einem Annenhause nicht untergebracht 
resp. festgehalten werden.** 

IL Das Bedürfnis nach Abhilfe. 

Nach den vorstehenden Darlegungen ist gegenwärtig fiir den weitaus 
größten Teil des Deutschen Reiches der einzige Weg, Müßiggänger und 
Trunkenbolde zur Arbeit anzuhalten, und Familienhäupter, welche ihre 
Familien hilflos zurücklassen, zur Fürsorge zu zwingen, das gerichtlich 
durchzuführende Strafverfahren. Daß dieser Weg weder im Einzelfalle 
sicher zum Ziele führt, noch vollends geeignet ist, durch eine heilsame 
Abschreckung dem Ubelstande als solchem entgegenzuwirken, darf als 
communis opinio bezeichnet werden. Die Stelle, an welcher die Wünsche 
und Bedürfnisse der praktischen Armenpflege am unzweideutigsten znr 
Geltung kommen, ist der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohl- 
tätigkeit. Er hat sich mit diesem Gegenstande wiederholt beschäftigt 
und bereits im Jahre 1881 den Beschluß gefaßt, die Reichsregierung zu 
ersuchen, 

der Gesetzgebung eine Bestimmung einzufügen, wonach es in ähnlicher Weise wie 
es nach dem preußischen Gesetz vom 21. Mai 1855 Art. 18 der Fall war, den Be- 
hörden wiederum zustände, arbeitsfähige Personen, welchen zu ihrem eigenen Unter- 
halte oder zum Unterhalte ihrer Familie öffentUche Unterstützung gewährt werden 
muß, ohne vorgängige gerichtliche Prozedur, event. durch eine Ver- 
waltungsprozedur, welche mit Garantien des Schutzes gegen etwaige 
Willkür ausgerüstet ist, zur Arbeit innerhalb oder außerhalb des Arbeitshauses 
anzuhalten. 

Dieser Antrag ist in der Folge immer vom Verein im Auge behalten 
und von Zeit zu Zeit — so 1884 (Verb. S. 3 ff.), 1886 (Verb. S. 72.), 
1888 (Verb. S. 8 ff.), 1894 (Verb. S. 8) — wiederholt worden; besonders 
eindringlich ist dies 1886 geschehen, wobei der Vorsitzende Seyffardt 
aussprach, daß der hier gerügte Ubelstand nach der Meinung aller prak- 
tischen Armenpfleger den reformbedürftigsten Punkt der gesamten Armen- 
gesetzgebung bilde. Seyffardt fuhr dann fort: 
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»Die Ruchlosigkeit, mit der Tausende und Abertausende mehr oder minder 
verkommener Menschen sich ihren natürlichen Verpflichtungen entziehen und bei 
YoUer Arbeitskraft ihre Angehörigen der öffentlichen Armenpflege überlassen, er- 
fordert gebieterisch einen Akt der Notwehr der geschädigten bürger- 
lichen Gesellschaft. Die Gesetzgebung ist berufen und verpflichtet, 
ihr denselben zu ermöglichen.** 

Da eine Antwort des Reichskanzlers auf den mehrfach mitgeteilten 
Beschluß nicht erfolgte, hat sich der Verein mit einer bezüglichen Petition 
an den Reichstag gewandt, und, nachdem diese als zur Erörterung im 
Plenum nicht geeignet erachtet, der Verein vielmehr an die Einzelstaaten 
verwiesen war (D. V. 7, S. 8 f.), die Frage abermals zum Gegenstande 
besonderer Berichterstattung und Verhandlung gemacht. Die an den von 
Zimmermann-Cöln erstatteten Bericht (D. V. 16, S. 206 ff.) anschließen- 
den Erörterungen führten zu einem erneuten Beschluß, daß das Bedürfnis 
nach einem Verwaltungszwangsverfahren nach wie vor vorhanden sei; diese 
Auffassung des Vereins wurde dem Reichskanzler und sämtlichen Bundes- 
regierungen unter der Anheimgabe mitgeteilt, zu erwägen, ob nicht ein 
auf die Zulässigkeit jenes Verfahrens bezüglicher Vorbehalt in dem Gesetze 
zum Ausdruck zu bringen sei. Die darauf ergangene Antwort des Staats- 
sekretärs des Innern nahm Bezug auf die in der dem Reichstage in- 
zwischen vorgelegten Novelle zum U.W.G. enthaltene Strafbestimmung 
(den jetzigen § 361 No. 10 StG.B.) und schloß mit dem bemerkenswerten 

Satze (D. V. 20, S. 8/9): 

»Zugleich ist aber im Sinne der dortigen Anregung klargestellt worden, daß 
die Landesgesetzgebung auch nach dem Erlaß der neuen Straf Vorschrift 
in der Lage bleiben werde, den Polizeibehörden Zwangsmittel an die 
Hand zu geben, um im Verwaltungswege pflichtvergessene Personen 
zum Unterhalt ihrer Angehörigen zu nötigen, soweit ein polizeilich zu 
schützendes öffentliches Interesse vorliegt." 

Der B^gierungsentwurf zu der Novelle hatte bekanntlich bei der auf 
die Nährpflichtverletzung bezüglichen Strafvorschrift die Überweisung an 
die Landespolizeibehörde vorgesehen, doch wurde diese Bestimmung vom 
Reichstage gestrichen. Um zu diesem Mangel Stellung zu nehmen, setzte 
der Verein den Gegenstand bereits für das Jahr 1895 abermals auf die 
Tagesordnung und beauftragte nach einem Berichte von Jakstein (D. 

Y. 22, S. Iff.) eine Kommission, 

»Ermittelongen darüber anzustellen, ob sich die Bestimmung des § 361 No. 10 als 
ausreichend bewährt habe, und unter gleichzeitiger materieller Prüfung des Gegen- 
standes über denselben zu berichten." 

Das Ergebnis dieser Ermittelungen ist in den Berichten von Hirsch- 
berg, Jakstein und Münsterberg (D. V. 36) niedergelegt. Danach 
wurden in 113 Städten mit 7837000 Einwohnern im Laufe des Erhebungs- 
jahres 1896/97 6632 ünterstützungsfälle infolge von Nährpflichtversäumung 
gezählt, wovon 17765 Frauen und Kinder betroffen waren. In allen diesen 
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Fällen war Strafanzeige auf Grund des § 361 No. 10 StG.B. nur 402 
mal erstattet worden. Die Frage nach der Zweckmäßigkeit der Rückkehr 
zu dem früheren preußischen Gesetz von 1856 hatten 70 Städte bejaht 
und nur 8 Städte strikte yerneint. In diesem Sinne entschied auch der 
Verein auf der Nürnberger Versammlung von 1898, indem er, entgegen 
dem lediglich auf den Ausbau der einschlägigen Strafvorschriften ge- 
richteten Kommissionsantrage, in erster Linie an der Forderung eines 
Verwaltungszwangsverfahrens festhielt. 

In demselben Sinne haben sich andere angesehene Körperschaften, 
insbesondere die Konferenz der Landesdirektoren, sowie zahlreiche Städte- 
tage ausgesprochen.*) Auch im Auslande tritt das Bedürfnis nach wirk- 
samen Zwangsmaßregeln, zumal gegen säumige Nährpflichtige, immer 
nachhaltiger hervor, so namentlich in Osterreich- Ungarn, Schweden (in 
Norwegen besteht Arbeitszwang gegen außereheliche Väter) und neuer- 
dings auch in den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika. Besonders 
eindringlich wird diese Forderung in No. 38 der „Blätter für das Armen- 
wesen der Stadt Wien" (vom Februar 1906) vertreten, wo es im Anschluß 
an eine wörtliche Wiedergabe der Begründung des hamburgischen Gesetz- 
entwurfes folgendermaßen heißt: 

lyDer Motivenbericht wurde absichtlich in diesem Umfange wiedergegeben, 
well darin das Problem nach allen Seiten beleuchtet wird. Es ist überzeugend 
nachgewiesen, daß der öffentlich-rechtlichen Unterstützungspflicht 
des Gemeinwesens, dem „Rechte* des Qemeindeangehörigen „auf Existenz", 
wenn ein weiteres, gefährliches, durch strafgesetzliche Nonnen allein nicht wirksam 
zu behinderndes Anwachsen der Zahl der parasitären Existenzen, der Trunkenbolde, 
der Müßiggänger und der säumigen Nährpflichtigen, verhütet werden soll, der 
armenpolizeiliche Arbeitszwang gegenübergestellt werden muß als 
Recht des unterstützenden Gemeinwesens auf Verwertung der Arbeits- 
kraft des Unterstützten, der also sozusagen eine öffentlich-rechtliche 
Arbeitspflicht hat, und zwar nicht bloß hinsichtlich der Unterstützung 
seiner Person, sondern unter Umständen auch hinsichtlich der Unter- 
stützung seiner Angehörigen, seiner Familie, deren Haupt er ist. Seine 
Verpflichtung zum Unterhalt der Angehörigen ist nämlich nicht nur 
als eine privatrechtliche, sondern zugleich als eine der Allgemeinheit 
gegenüber bestehende öffentlich-rechtliche Verpflichtung aufzufassen. 
Das Verhältnis des Unterstützten zum unterstützenden Gemeinwesen ist eben in 
Jeder Beziehung ein öffentlich-rechtliches. Dies gilt selbstverständlich auch von 
den Rückerstattungsansprüchen der Armenbehörden. Möchten doch auch unsere 
Landtage mit der Unzulänglichkeit und teUweisen juristischen Verworrenheit der 
österreichischen Oesetze aufräumen und diese modernen Gedanken mit allen 
Forderungen hinsichtUch der Kompetenz und des Verfahreius Im Interesse der All- 
gemeinheit zum Gesetze erheben!" 

Die Hamburgische Armenverwaltung hat, um mit neuerem Material 
ausgerüstet zu sein, für das Jahr 1900/01 eine neue Nährpflichtstatistik 

*) Nähereshierübers. Münsterberg, Die Deutsche Armengesetzgebung. S.533. 
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echoben. Die nachstehende Vergleichung der gewonnenen Zahlen mit 
denen des Jahres 1896/97 zeigt, daß sich die Verhältnisse seitdem nicht 
gebessert, sondern noch ungünstiger gestaltet haben. 



Ein- 
wohner- 
zahl 



Zabl der 

aährpflicht- 

säumigen 

Männer 



Auf 1000 

Einwohner 

berechnet 



Zahl der 
mit- 
betroffenen 
Personen 



Aufforderungen zur 
Übern, d. Nährpfl. 



über- 
haupt 



davon mit 
Erfolg 



1896/97 
1900/01 



625 600 
690 000 



1521 
1794 



2,4 
2,6 



8950 
4640 



897 
1081 



248*) 
207 



Um festzustellen, ob die hohe Zahl der Fälle durch den Charakter 
Hamburgs als Seestadt bedingt sei, ist 1900/01 der Beruf der Nähr- 
pflichtsäumigen festgestellt worden; dabei hat sich ergeben, daß unter den 
1794 Männern nur 69 Seeleute waren. 

Weiterhin sind auch die Kosten der Nährpflichtversäumnis näher 
ermittelt worden; dieselben 







betrugen im 
Jjaufe des 
Erhebungs- 
Jahres 


liefen am Ende 
des Erhebungs- 
jahres weiter 
mit monatlich 


betrugen seit 
Beginn des be- 
treffenden Unter- 
stützuDgsfalles 






Jf. 


Ji. 


Jf. 


Offene Pflege 




216,966, 


15 851,— 


925 829,— 


Geschlossene Pflege 


f. Ehegatten 


16 077, 


274,— 


61 966,— 


« n 


„ Kinder 


19 179,— 


254,50 


118 249, 


Waisenpflege 




128 745, 


8 603, 


589 098,— 




Im ganzen 


880 967, 


24 982,50 


1 640 137,— 



Daß die Zahl der durch Nährpflichtverletzung des Mannes bedingten 
ünterstützungsfälle auch jetzt noch fortgesetzt wächst, mag aus folgenden 
Zahlen entnommen werden. Es waren in Hamburg vorhanden: 





Dauernd unter- 
stützte 
Armenparteien 


Darunter 

eheverlassene 

Frauen 


FäUe, in denen die Hilfsbedürftig- 
keit verursacht war durch 




a) 

Arbeitsscheu, 

Müßiggang usw. 


b) 
bOsl. Verlassen 
d. d. Ernährer 


am 1. 12. 1900 


9361 


1060 


? 


? 


, 1. 12. 1903 


9444 


1117 


87 


475 


, 1. 1. 1904 


9612 


1150 


83 


529 


, 1. 4. 1904 


9599 


1149 


74 


544 


„ 1. 7. 1904 


9834 


1167 


79 


561 


, 1. 10. 1904 


9251 


1158 


101 


528 



*) Erfofglos blieben in Hamburg 69% der Aufforderungen; in Sachsen, wo der 
Arbeitszwang im Hintergrunde steht, nur 42%. (D. V. 86, S. 20.) Im Jahre 1902 ist 
der Prozentsatz der erfolglosen Aufforderungen in Hamburg sogar auf 88% gestiegen. 
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Faßt man demgegenüber die Ergebnisse der Strafverfolgung ins Ange, 
so wurden: 







1901 


1902 


1908 


auf Qnmd § 361 
No.5u.7St.G.B. ' 

auf Grund § 361 
No. 10 St.G.ß. 


zur Anzeige gebracht 
verurteilt 

der Landespolizeibehörde über- 
wiesen 

zur Anzeige gebracht 
bestraft a) mit Geldstrafe 
b) mit Haft 


40 
24 

3 

50 
25 


47 
23 

1 
88 

25) 


69 
45 

5 
102 

^i62 
40/ 



Diese Zusammenstellung zeigt, daß die Anzahl der zu einer Straf- 
anzeige führenden Fälle gegenüber derjenigen der Fälle von NährpSicht- 
versäumnis überhaupt selbst bei scharfem Vorgehen der Armenbehörde 
eine relativ kleine bleibt, während die Zahl der Verurteilungen mit der 
Zunahme der Anzeigen nicht gleichen Schritt hält. Auf der anderen 
Seite wird beim Zusammenhalt der Ergebnisse des Strafverfahrens mit 
der Gesamtzahl der Fälle von Nährpflichtverletzung erkennbar, daß, obwohl 
die Gerichte in letzter Zeit häufiger auf Haftstrafe erkennen, die Nähr- 
pflichtversäumnis nicht zurückgeht, sondern immer mehr überhandnimmt. 
Die Statistik bestätigt sonach aufs neue die Auffassung derjenigen, welche 
glauben, daß von einem Ausbau der Strafbestimmungen eine nachhaltige 
Besserung dieses schweren sozialen Ubelstandes nicht zu erwarten sei. 
Das kann auch kaum anders sein, schon weil die Maschen des Straf- 
gesetzes weit genug sind, um eine große Anzahl Nährpflichtsäumiger hin- 
durchschlüpfen zu lassen, sei es, daß ihnen gegenüber der strikte Beweis 
ihrer Unterhaltungsfähigkeit nicht gelingt, sei es, daß sie diese letztere 
durch Aufgabe ihrer bisherigen festen Arbeit selbst vereitelt haben und 
sich jetzt geflissentUch so einrichten, daß ihr Verdienst nur den eigenen 
Unterhalt deckt. Dazu kommt dann, daß es einerseits der Angeklagte 
infolge der Gebundenheit der Gerichte an die Formvorschriften der Straf- 
prozeßordnung stets in der Hand hat, eine prompte Justiz durch Beweis- 
anträge und durch Ausnutzung des Instanzenzuges zu vereiteln, während 
andererseits damit gerechnet werden muß, daß Bichter und Amtsanwälte 
derartige Fälle durchweg mehr vom juristisch-formalen, als vom sozialen 
und wirtschaftlichen Standpunkte aus beurteilen.'*') 

Als der oben erwähnte Beschluß des D. V. f. A. u. W. von 1898 
bekannt wurde, ging ein Sturm der Entrüstung durch die demokratische 
und sozialdemokratische Presse. Allerdings richtete sich diese Indignation 
zu einem wesentlichen Teile* gegen die Art der Durchführung des 



*) Näheres hierüber siehe bei Jakstein, D. V. 86, S. 55 ff. 
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ArbeitszwangeSy insonderheit gegen die Zulassung yon Körperstrafen als 
Disziplinarstrafimttel in den sächsischen Arbeitsanstalten. Aber auch die 
Einrichtung als solche wurde als „Zuchthaus im Verwaltungswege" 
bezeichnet und als „russische Methode administrativer Yerschickung'^y als 
„Deutsches Sibirien" gebrandmarkt; man hörte ferner davon sprechen, daß der 
Arbeitszwang „die Grundlagen unseres Staatslebens antaste" und vemahm, 
„daß man in Sachsen nur arm zu sein brauche, um zugleich rechtlos zu sein". 
Diese Beurteilung „ad irato" ist heute der Überzeugung gewichen, 
daß der Staatsgewalt die unabweisbare Pflicht obliegt, der mißbräuchlichen 
Ausnutzung der Armenpflege zumal von selten säumiger Nährpflichtiger 
energisch entgegenzutreten, und daß gegenüber diesem schwerwiegenden 
sozialen Ubelstande Abhilfe nicht in einer Ausgestaltung des Strafrechts 
zu suchen, sondern nach den vorliegenden Erfahrungen lediglich von der 
Einfuhrung des Yerwaltungszwanges zu erwarten ist Yon dieser Auf- 
fassung waren auch die jüngsten parlamentarischen Verhandlungen über 
den Arbeitszwang in Anhalt und in Hamburg beherrscht. Von den Ver- 
tretern der verschiedensten Parteirichtungen, von Juristen wie von Laien, 
wurde der Arbeitszwang befürwortet, und selbst der sozialdemokratische 
Abgeordnete Pens erklärte im Anhaltisohen Landtage (Sten. Ber. vom 

8. ilL 04, S. 162): 

»Schon bei der Beratung des Statuts für die Zwangsarbeitsanstalt in Dessau 
habe ich erklärt, daß wir Sozialdemokraten durchaus nicht grundsätzUch dagegen 
sein können, daß derjenige, der pflichtwidrigerweise für seine Familie, seine Frau 
and seine Kinder nicht sorgt, zur Zwangsarbeit angehalten werde. Denn es besteht 
gerade unter denen, die ehrlich arbeiten müssen, keinerlei Neigung, für andere, die 
nicht arbeiten wollen, zu arbeiten. Die Tendenz des Gesetzes kann also gar nicht 
von uns als eine solche angesehen werden, daß wir dagegen sein können, aber die 
gesetzliche Lage ist meiner Meinung nach so, daß der Landtag ebensowenig wie 
der Gemeinderat in dieser Frage etwas tun kann, ohne sich mit dem Reichsgesetz 
in Widerspruch zu bringen.'' 

Bei der zweiten Lesung (Sten. Ber. v. 23. JH. 04, S. 394) hat sich dann 

derselbe Abgeordnete dahin geäußert: 

»Ich würde bereit sein. Trunksüchtigen gegenüber, ihre Familie schuldhaft 
Vernachlässigenden gegenüber die Reichsgesetzgebung in Bewegung zu setzen, weU 
ich in der Tat einsehe, daß der gerichtliche Weg, der heute die Leute nur 
ins Korrektionshaus bringen kann, sehr unvollkommen ist* 

Li Hamburg ist zwar von dem sozialdemokratischen Fraktionsredner 
Fischer ein etwas schärferer Ton angeschlagen worden, aber auch er 
hat den Arbeitszwang im wesentlichen mit Rechtsgründen bekämpft und 
flieh von Tiraden des oben bezeichneten Charakters femgehalten. 

m. Die rechtliche Zulässigkeit des Arbeitszwanges. 

Da sowohl die Ausübung der Polizeigewalt zur Kompetenz der 
Einzelstaaten gehört, als auch die Armenversorgung, insbesondere die 

8 
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Festsetzung tod Art und Maß der Unterstützung, landesrechtlicher Regelung 
vorbehalten ist (Reichsverf. Art 3, Abs. 3; ROes. über den U.W. § 8), 
so spitzt sich die ganze Frage dahin zu, ob die Landesgesetzgebung auf 
dem Gebiete der Armenpolizei freie Bahn hat, oder ob ein Vorgehen 
Ton ihrer Seite in der angedeuteten Richtung etwa an reichsrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere an den Vorschriften der.§§ 361, 362 StG.B., 
seine Schranken findet. 

In § 361 No. 5 und 10 St. 6. B. sind diejenigen Pflichtverletzungen 
unter Strafe gestellt, deren Bekämpfung durch den Arbeitszwang bezweckt 
wird. Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß hier die Materie nach der 
strafrechtlichen Seite erschöpfend geregelt ist, dergestalt, daß die 
Landesgesetzgebung weder Strafvorschriften erlassen darf, welche mit den- 
jenigen des St.6.B. in Widerspruch stehen, noch solche, welche die 
reichsrechtlichen Vorschriften zu ergänzen und eine vermeintliche Lücke 
des StG.B. auszufüllen bestimmt sind. Soweit das StG.B. versagt — 
weil vielleicht die Grenzen des strafbaren Tatbestandes zu eng gezogen 
sind oder von der Rechtsprechung in Auslegung jener reichsrechtlichen 
Vorschriften zu eng gezogen werden — , ist eine Bestrafung auf Grund 
Landesrechts gemäß § 2 des E.G. zum StG.B. ausgeschlossen, weil 
in jeder vom StG.B. geregelten Materie eine Bestrafung nur innerhalb 
der von ihm selbst gezogenen Grenzen möglich ist, während sie außerhalb 
derselben auch auf Grund landesrechtlicher Vorschriften niemals statt- 
finden darf. 

Die Rechtfertigung des Arbeitszwanges kann also nur auf polizei- 
lichem oder auf armenrechtlichem Gebiete liegen; auf polizeilichem 
Gebiete zunächst insofern, als es zu den Aufgaben der Polizei gehört, 
einem Zustande, der die öffentliche Ordnung, das öffentliche Sicherheits- 
geflihl bedroht, mit den der Polizei zu Gebote stehenden Machtmitteln, also 
auch im Wege unmittelbaren polizeilichen Zwanges, ein Ende zu bereiten. 

Wer heutzutage der Polizei die Befugnis zu einer so weitgehenden 
Beschränkung der persönlichen Freiheit vindiziert, wie sie der Arbeits- 
zwang enthält, der wird zunächst vielfach grundsätzlichen Bedenken 
begegnen. Man wird ihm vor allem entgegenhalten, daß die persönliche 
Freiheit in einem Rechtsstaate nur kraft Richterspruches angetastet 
werden dürfe. Diese Auffassung ist indessen in ihrer Allgemeinheit 
keineswegs zutreffend. Ganz naturgemäß hat jede Erweiterung des Rahmens 
staatlicher oder kommunaler Tätigkeit eine entsprechende Beschränkung 
der freien Bewegung eines Teiles der Staatsbürger zur Folge. Lnpfzwang, 
Schulzwang, Militärzwang, Versicherungszwang sind zweifellos mehr oder 
weniger schwere Eingriffe in die persönliche Freiheit und werden auch 
als solche empfunden. Allerdings handelt es sich hier nur um eine 
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Minderung der freien Bewegung, nicht aber — wie beim Arbeitszwange — 
um die zeitweilige yöllige Aufhebung der Freiheit des Individuums. 
Aber es fehlt auch nicht an Beispielen, wo der einzelne aus Rücksichten 
des öffentlichen Interesses ohne Richterspruch seiner Freiheit beraubt 
wird. So sind die Polizeibehörden (vgl. Preuß. Gesetz zum Schutze 
der persönlichen Freiheit vom 12. 2. 50; Hamb. Gesetz, betr. das Ver- 
hältnis der Verwaltung zur Rechtspflege, vom 23. 4. 79) befugt, Personen 
in Verwahrung (Schutzhaft) zu nehmen, wenn der eigene Schutz dieser 
Personen oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ruhe 
oder die Abwendung von Gefahren für andere Personen diese Maßregel 
erforderlich macht; und selbst im Lande der Habeas-corpus-Acte, in 
England, hat man im Licensing Act von 1902 — dem Bedürfnis des 
praktischen Lebens Rechnung tragend — den neuen Grundsatz aufgestellt, 
daß auch ohne Haftbefehl Personen ihrer Freiheit beraubt werden dürfen, 
selbst wenn sie sich keiner Straftat schuldig gemacht haben, lediglich 
wenn sie in betrunkenem Zustande sich öffentlich zeigen, ganz gleich- 
gültig, ob sie durch unanständiges Benehmen Ärgernis erregen oder nicht 
Diese Polizeihaft ist freilich nur von vorübergehender Dauer. Es kommen 
aber auch Fälle vor, wo die Freiheit des einzelnen im öffentlichen Interesse 
durch polizeilichen Zwang für längere Zeit ausgeschaltet werden kann, 
so z. B. bei der Zwangsheilung geschlechtskranker Dirnen oder bei 
Anwendung des Quarantänezwanges. 

Selbstredend bestehen aber für die Anwendung des polizeilichen 
Zwanges gewisse Grenzen. Zunächst muß der Zwang als solcher 
notwendig sein, um die mit der Verarmung verbundenen Störungen 
der öffentlichen Ordnung oder des gesellschaftlichen Zusammenlebens im 
Interesse der Allgemeinheit za beseitigen; sodann ist erforderlich, daß 
die Art der angewendeten Zwangsmittel geeignet ist, die Beseitigung des 
polizeiwidrigen Zustandes unmittelbar herbeizuführen. Beide Voraus- 
setzungen treffen im gegebenen Falle zu. Wenn Müßiggänger oder 
Trunkenbolde in erheblicher Anzahl zwischen Branntweinschänke, 
Krankenhaus und Armenhaus hin- und herpendeln, und wenn Staat oder 
Gemeinde nach Lage der Gesetzgebung verpflichtet sind, solche parasitären 
Existenzen auf Kosten der Steuerzahler herauszupflegen, bis sie sich 
kräftig genug fühlen, um den früheren lasterhaften Lebenswandel von 
neuem wiederaufzunehmen, so ist das geradezu ein Hohn auf die Staats- 
autorität wie auf die öffentliche Ordnung. Diesem circulus vitiosus ein 
Ende zu bereiten, ist aber die Strafbestimmung des § 361 No. 5 StG.B. 
notorisch ungeeignet*) Andererseits setzt der Arbeitszwang dem 

•) Das Hanseatische Oberlandesgericht zu Hamburg hat sich auf den Stand- 
punkt gestellt, daß es zur Anwendung des § 861 No. 5 St.G.B. nicht genüge, wenn 
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geschilderten Treiben unmittelbar ein Ziel; er bildet daher ein not- 
wendiges Korrelat der gesetzlichen Unterstützungspflicht der Annenverbände. 
Die gleichen Gesichtspunkte lassen sich auch verwerten, um die 
Anwendung des Arbeitszwanges gegenüber säumigen Nährpflichtigen 
zu rechtfertigen. Denn es verstößt nicht minder gegen die öffentliche 
Ordnung, wenn ein Familienvater, der durch Arbeit erwirbt oder erwerben 
kann, was zu seinem und seiner Familie Unterhalt notwendig ist, den 
Arbeitsverdienst nur für sich verwendet, sich um seine Familie nicht 
kümmert und Frau und Kinder der Armenpflege in die Arme treibt. 
Einem solchen Zustande — geeignetenfalls nach vergeblichem Vorgehen 
mit Lohnpfändung — dadurch ein Ende zu bereiten, daß der Armen- 
verband die Kontrolle über Arbeit und Arbeitsverdienst übernimmt und 
dafür sorgt, daß der letztere auch der Familie zugute kommt, kann vom 
polizeilichen Standpunkte aus nur als zulässig und zweckmäßig angesehen 
werden. Hier wird freilich die unmittelbare Wirkung des Arbeitszwanges 
in Zweifel gezogen mit der Begründung, daß der Verdienst in der Anstalt 
regelmäßig geringer als der in freier Arbeit erzielte sein und kaum hin- 
reichen werde, den eigenen Unterhalt des Familienhauptes zu decken, 
geschweige denn noch einen zum Unterhalte der Familie verwendbaren 
Überschuß abwerfen werde; der Arbeitszwang wirke demnach hier ledig- 
lich indirekt, d. h. im Wege der Abschreckung; die Ausübung solchen 
psychologischen Zwanges, wie er durch eine Strafandrohung geübt wird, 
liege aber außerhalb der polizeilichen Kompetenz. Dem ist entgegen- 
zuhalten, daß die Grenzen der einzelnen Begriffe in Wirklichkeit sehr viel 
flüssiger sind, als es bei rein theoretischer Betrachtung der Dinge den 
Anschein hat. Gerade diejenigen Nährpflichtsäumigen, gegen welche sich 
der Arbeitszwang in erster Linie richtet, nämlich die Individuen, welche 
ihre Arbeitskraft geflissentlich nur zum Teil ausnutzen, sind halbwegs 
Müßiggänger und daher ebenso wie diese als geeignete Objekte unmittel- 
barer Beeinflussung zu geregelter Tätigkeit anzusehen. Vor allem aber 
steht es nach den wirtschaftlichen Ergebnissen zahlreicher Arbeitsanstalten 
außer Zweifel, daß die Erzielung eines für den Unterhalt der Familie 
verwendbaren Überschusses, zumal bei voll arbeitsfähigen Personen, durch- 
aus im Bereiche der Möglichkeit liegt. So wird z. B. aus Stuttgart 
berichtet, daß die Unterhaltskosten für einen Insassen etwa 1 M. pro 
Tag betragen, während sich der von einem voll Arbeitsfähigen erzielte 



ein Angeklagter die durch seine Behandlung wegen Trunksucht entstandenen 
Krankenhauskosten nicht bezahlen könne und diese vom Armenverbande übernommen 
werden müssen. Man kann nur von Hippel beipflichten, wenn er sagt, daß die 
Beseitigung des § 861 No. 5 praktisch bereits vollzogen sei (Vortrag a. d. 76. Jahres- 
versammlung der Rhein.-Westf. Gefängnisges. v. 12./I3. Okt. 1904, Druckbericht S. Id4). 
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ArbeitsTerdienst auf 2 M. täglich stellt. Die Landarmenanstalt Rabenhof 
bei EUwaDgen konnte bei 13 zwangsweise eingewiesenen Personen einen 
über die Unterhaltskosten hinaus erzielten Arbeitsverdienst von 470,75 M. 
für die Familien der Insassen an die unterstützenden Annenverbände 
abfahren. Die Armenanstalten Ludwigsburg (Markgröningen) und fleilbronn 
erzielten XJberschüsse von je 140 — 160 M. zu Gunsten der Familien- 
angehörigen, wogegen im Jahre 1903 in der Zwangsarbeitsanstalt zu 
Dresden der den Betrag von 84,27 Pf. pro Tag und Kopf erreichende 
Arbeitsverdienst zwar die auf 67,54 Pf. sich stellenden persönlichen 
Aufwendungen nicht unwesentlich überstieg, während bei Hinzurechnung 
des Yerwaltungsaufwandes ein Gemeindezuschuß von 45,39 Pf. pro Kopf 
erforderlich wurde. Für Hamburg würde aus dem Grunde mit wesentlich 
günstigeren Verhältnissen als in Dresden zu rechnen sein, weil hier die 
unter Arbeitszwang zu stellenden Personen in die bereits bestehende 
Zweiganstalt des Werk- und Armenhauses in Farmsen aufgenommen werden 
könnten, in welcher bei voller Arbeitskraft schätzungsweise mit einem 
Arbeitsverdienst von 1 M. gegenüber etwa 70 Pf. Verpflegungskosten zu 
rechnen ist. 

Der andere Stützpunkt für die Zulässigkeit des Arbeitszwanges liegt 
auf armenrechtlichem Gebiet Wer durch Trunk oder Müßiggang sich 
selbst oder durch Vernachlässigung der Sorge für die Familie diese in 
einen Zustand armenrechtlicher Hilfsbedürftigkeit bringt, gibt dadurch zum 
Eingreifen der Armenpflege Veranlassung. Unterstützt wird auch im letzten 
Falle in der Person der Familienangehörigen das Familienhaupt, welchem 
die Sorge für den Unterhalt der Familie obliegt und welchem durch die 
annenrechtliche Unterstützung der Familienangehörigen, also durch Er- 
füllung einer ihn treffenden Verpflichtung, eine armenrechtliche Zuwendung 
zuteil wird. 

Durch die Armenunterstützung erlangt die Armenverwaltung die in 
§ 361 No. 7 StG.B. auch reichsrechtlich anerkannte Befugnis, zwecks 
tunlichster Minderung der dem Armenverbande obliegenden Unterstützungs- 
last die Arbeitskraft des Unterstützten zu verwerten.*) Ob dieses auch 
gegen den Willen des Unterstützten möglich ist, fallt daher mit der 
anderen Frage zusammen, ob die Unterstützung eines Hilfsbedürftigen 
auch gegen dessen Willen und Widerspruch eintreten darf. Es wird be- 
hauptet, daß nach dem Satze „beneflcia non obtruduntur^ nur demjenigen 
Armennnterstützung zu gewähren ist, der darum nachsucht, daß aber dem- 
jenigen, der eine Unterstützung nicht haben will, eine solche nicht auf- 
gedrängt werden darf. Die Allgemeingültigkeit dieses Satzes scheitert 



*) Vgl. die Zusammenstellung D. V. 48, S. 47 ff. 
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aber daran, daß die Armenunterstützung in Erfüllung einer vom Staate 
übernommenen öffentlich-rechtlichen Pflicht gewährt wird, daß sie sonach 
nicht allein eine Wohltat ist, welche dem Unterstützten zuteil wird, 
sondern, daß die Beseitigung armenrechtlicher Hilfsbedürftigkeit wiedenmi 
zugleich eine Forderung der öffentlichen Ordnung ist. Durch die Armen- 
unterstützung wird also nicht nur einem privaten Interesse des Unter- 
stützten, sondern zugleich einem öffentlichen Interesse genügt Der auf 
dem Gebiete der Armenversorgung zuständigen Landesgesetzgebung muß 
es demgemäß freistehen, die Armenunterstützung so zu gestalten, daß sie 
Ton dem eigenen Willen desjenigen, der unterstützt wird oder nach armen- 
rechtlichen Grundsätzen als in der Person seiner Angehörigen unterstützt 
gilt, unabhängig ist. 

Damit wird übrigens nicht etwa eine neue rechtliche Konstruktion in 
die Armenpflege hineingetragen. Schon jetzt ist anerkannten Rechtens, 
daß es für die Rechtfertigung eines Ausweisungs- oder Ubernahmeantrages 
(§§ 31, 32 U.W.G., § 5 Freiz.Ges.) aUein auf die tatsächliche Be- 
dürftigkeit ankommt, und daß sich der Unterstützte dem Ausweisungs- 
oder Ubernahmeverfahren nicht durch einen formalen Verzicht auf Unter- 
stützung willkürlich entziehen kann. Als bei den Verhandlungen des 
Anhaltischen Landtages (S. 166 f.) der Staatsminister von Dallwitz dem 
Abgeordneten Pens gegenüber bemerkte, daß die bloße Erklärung eines 
Insassen, in Zukunft selbst für seine Familie sorgen zu wollen, nicht zur 
Entlassung führen könne, daß diese vielmehr erst einzutreten habe, wenn 
der betreffende Insasse ausreichende Arbeit erhalte, um seine Angehörigen 
ernähren zu können, erklärte der Abgeordnete Pens: 

„Ich gebe zu, daß eine Erklärung, die nicht wahr wäre, von einer Behörde 
selbstverständiicb nicht als wahr anerkannt zu werden braucht. Wenn Jemand lügt» 
braucht die Behörde ihm nicht zu glauben, aber dann findet Ja auch nicht ein Zwang 
gegen seinen Willen statt, denn, wenn er lügt, dann steht fest, daß er nicht 
arbeiten will/ 

Ebenso ist der Begriff der mittelbaren Unterstützung, kraft dessen 
das Familienhaupt als in der Person seiner Angehörigen unterstützt gilt, 
dem Armenrecht durchaus geläufig. Dabei macht es auch keinen Unter- 
schied, ob das Familienhaupt wirklich außer stände war, seine Angehörigen 
zu ernähren, oder ob es sie pflichtwidrig im Stiche gelassen und dadurch 
das Eintreten der öffentlichen Unterstützung nötig gemacht hat (Vgl. 
Eger, 4. Aufl., S. 127 und die daselbst angeführten Entscheidungen.) Es 
entspricht auch der alltäglichen Praxis, daß für das Familienhaupt Wahl- 
rechtsverlust eintritt, wenn die Familienangehörigen ohne oder selbst 
gegen seinen Willen unterstützt werden mußten. Zu beachten bleibt 
allerdings, daß es verfehlt sein würde, auf die in Bede stehenden Ver- 
hältnisse den Begriff der von dem gemeinsamen Unterstützungswohnsitz 
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abhängigen Familieneinheit des U.W. G. zu übertragen, da solchenfalls 
das unerwünschte Resultat einträte, daß der Nährpflichtsäumige seiner 
Ehefrau nur einen Anlaß zur Ehescheidung zu bieten oder sein Leben 
80 einzurichten brauchte, daß der Frau die Fortsetzung des ehelichen 
Lebens nicht zugemutet werden kann, um sich dem Arbeitszwange zu 
entziehen. Es wird also, wenn nicht die ganze Einrichtung illusorisch 
gemacht und geradezu eine Prämie auf die eheliche Pflichtverletzung ge- 
setzt werden soll, beim Erlaß gesetzlicher Bestimmungen über den Arbeits- 
zwang darüber kein Zweifel gelassen werden dürfen, daß es für die An- 
wendung des Arbeitszwanges nicht auf den Unterstützungswohnsitz, sondeni 
lediglich auf die Tatsache der Unterstützung unterhaltsberechtigter Familien- 
angehöriger ankommt. 

Erscheint sonach die Einfuhrung des Arbeitszwanges vom polizeilichen 
wie Tom armenrechtlichen Standpunkt aus möglich und zulässig, so ent- 
steht die weitere Frage, ob nicht gewisse reichsrechtliche Normen einem 
derartigen Vorgehen der Landesgesetzgebung hindernd entgegenstehen. 

Bei den Verhandlungen des Preußischen Abgeordnetenhauses über 
das Ausf.6. zum U.W.6. wurde von der Mehrheit die Ansicht yertreten, 
daß der Arbeitszwang eine durch Einsperrung erzwungene xmd daher im 
Widerspruch mit dem Gesetz über die Aufhebung der Schuldhaft yom 
29. Mai 1868 stehende Befriedigung eines Zivilanspruchs involviere, und 
auch in den Württembergischen Kammerverhandlungen vom 7. Juni 1889 
verglich der Abgeordnete von Schad (Verh. S. 864) die unter Arbeits- 
zwang gestellten Personen mit „Staatssklaven". Handelte es sich um eine 
Maßnahme zur Beitreibung zivilrecbtlicher Unterhaltsansprüche der Familien- 
glieder, so würde sie allerdings mit den einschlägigen Vorschriften der 
CP.O. unvereinbar sein. In Wirklichkeit bezweckt aber der Arbeitszwang 
keineswegs die Verwirklichung eines privaten Rechtsanspruchs, sondern ledig- 
lich die im öffentlichen Interesse gebotene Beseitigung eines Zustandes, der 
sich als eine fortgesetzte Gefahrdung der öffentlichen Ordnung darstellt. 

Den breitesten Raum nehmen in der Literatur wie auch bei den 
verschiedenen parlamentarischen Erörterungen diejenigen Bedenken ein, 
welche aus den Bestimmungen der §§ 361, 362 StG.B. hergeleitet waren. 
Diese Bedenken gipfeln darin, daß der Arbeitszwang, wenn er sich auch 
äußerlich als eine Maßnahme der Armenpolizei oder als ein Akt der 
Armenunterstützung dokumentiere, sachlich und seiner ganzen Wirkung 
nach einer Unterbringung im Arbeitshause gemäß § 362 St.G.B. gleich- 
komme. Eine solche Unterbringung sei aber gerade für die Fälle der 
Nährpflichtversäumnis gesetzlich ausgeschlossen und setze überdies da, wo 
sie Platz greifen könne, allemal die durch den Richter auszusprechende 
Überweisung an die Landespolizeibehörde voraus. 
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Aus den Motiyen zum StG.B. ergibt sich, daß die Meinungen der 
Bundesregierungen darüber auseinandergingen, ob die korrektioneile Nach- 
haft als ein Ausfluß der richterlichen Gewalt zu betrachten sei und 
darum nur in Verbindung mit einem Spruche des Strafrichters gedacht 
werden könne, oder ob nicht vielmelir die Verhängung dieser Art von 
Freiheitsentziehung lediglich als ein Aufluß obrigkeitlicher Administrativ- 
befugnisse angesehen und in diesem Sinne gehandhabt werden müsse. 
Darüber waren aber alle Staaten einig, „daß das Mittel der Korrektions- 
haft für gewisse Kategorien von Personen: Bettler, Vagabunden, 
liederliche Dirnen, nicht entbehrt werden könne^. Der Entwurf schlug 
dann schließlich vor, die Zulässigkeit der Nachhaft Yom Richter aus-, 
sprechen zu lassen und demnächst die Verhängung, sowie die Zeit der 
Dauer in das Ermessen der Landespolizeibehörde zu stellen. 

Aus diesen Darlegungen der Motive folgt, daß durch § 362 Beichs- 
St6.B. unter Abänderung des Preuß. StG.B. (§ 120) den Verwaltungs- 
behörden die Befugnis entzogen worden ist, in denjenigen Fällen, in 
welchen durch das Gericht die Arbeitsscheu usw. konstatiert 
worden ist, selbst darüber zu befinden, ob eine Einsperrung in 
ein Arbeitshaus der Verbüßung der erkannten Haft nachfolgen 
solle. Dagegen ergeben die Motive weder, daß dies der einzige Fall 
sein solle, in welchem die zwangsweise Unterbringung in einer Arbeits- 
anstalt zulässig sei, noch vollends, daß damit den Verwaltungsbehörden 
diese Befugnis auch für die Fälle entzogen sein sollte, in welchen diese 
Maßnahme aus rein polizeilichen Bücksichten geboten erscheint. Hierbei 
ist besonders zu beachten, daß das StG.B. die „Unterbringung im Arbeits- 
hause" als Strafe überhaupt nicht kennt (vgl. den Abschnitt „Strafen'^ 
§§ 13 — 42 St.G.B.), daß jene Maßnahme vielmehr, ebenso wie die Ver- 
wendung zu gemeinnützigen Arbeiten, lediglich ein zur Diskretion der 
Landespolizeibehörde stehendes Zwangsmittel bildet, dessen Ver- 
hängung keineswegs generell durch vorgängige richterliche Autorisation 
bedingt, sondern lediglich in bezug auf die nach § 361 No. 3 — 8 
Verurteilten von einer solchen abhängig gemacht ist Diese Auffassung 
findet insbesondere in § 362, Abs. 3 eine Stütze, wonach, wenn gegen 
einen auf Grund § 361 No. 3—8 StG.B. verurteilten Ausländer auf 
Überweisung an die Landespolizeibehörde erkannt ist, an Stelle der Unter- 
bringung in einem Arbeitshause Verweisung aus dem Bundesgebiete ein- 
treten kann, ohne daß aus dieser Bestimmung zu folgern wäre, daß die 
Verweisung aus dem Bundesgebiete nur nach vorheriger richterlicher 
Überweisung an die Landespolizeibehörde zulässig sei. 

Bei Beratung der Vorschriften über die Korrektionsnachhaft im 
Reichstage stellte der Abgeordnete von Saltzwedell an den Bundes- 
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kommissar, Präaidenteii des Beichsjustizanits Dr. Friedberg, die Anfrage, 
ob die nacb Maßgabe des preuB. Ges. vom 21. Mai 1855 der Verwaltungs- 
behörde Zustehende Befugnis, Trunkenbolde, Arbeitsscheue und säumige 
Nährpflichtige unter gewissen Voraussetzungen in ein Arbeitshaus zu ver- 
weisen, durch das neue St.6.6. etwa berührt werde. Indem der genannte 
Abgeordnete sich selbst ftir die Ansicht aussprach, daß das St.G.B. hierin 
nichts ändere, hob er hervor, daß etwaigen Zweifeln entgegengetreten 
werden müsse» weil sonst leicht eine Stockung in der Einrichtung von 
Arbeitshäusern eintreten könne. 

Der Bundeskommissar erklärte wörtlich: 

«Nach der Absicht des Gesetzentwurfs kann darüber gar kein Zweifel herrschen, 
daß die Errichtung von Besserungsanstalten von Seiten der Gemeinden und Pro- 
vinzen nach wie vor denselben Gang gehen darf, wie vor dem Norddeutschen Straf- 
gesetzbuch, und daß eine Stockung, wie der Herr Abgeordnete sie befürchtet, in 
keiner Weise, jedenfalls aber nicht durch das Strafgesetzbuch hervorgerufen werden 
kann.* 

In gleicher Weise hat sich auch der frühere preußische Justiz- 
minister Leonhardt in einem besonderen Gutachten dahin ausgesprochen, 
daß aus den Vorschriften des St.G.B. ein Hindernis gegenüber dem 
armenpolizeilichen Arbeitszwaug nicht herzuleiten sei,'*') und man wird 
zugeben müssen, daß solchen Äußerungen der Redaktoren des St.G.B. 
eine gewisse autoritative Bedeutung zukommt. 

Andererseits enthält die Begründung der Novelle zum U.W.G. den 

folgenden, vom Abgeordneten Pens im Anhaltischen Landtage wiederholt 

mit Nachdruck hervorgehobenen Passus (Verb. S. 163, 393): 

„Nach den Bestimmungen in den Artikeln 11 bis 14 des preußischen Gesetzes 
vom 21. Mai 1855 hatte die Verwaltungsbehörde das Recht. Wohnungsertrotzer und 
arbeitsscheue Personen, sowie pflichtvergessene Ehegatten und Familienväter unter 
gewissen Voraussetzungen in ein Arbeitshaus unterzubringen. Es erschien nicht 
empfehlenswert, der Verwaltungsbehörde diese Befugnis wiederum beizulegen, ohne 
zugleich eine Rechtskontrolle zu schaffen. Der Entwurf hat daher, in Ergänzung 
des Strafgesetzbuchs, eine Strafbestimmung vorgesehen, welche die Entscheidung 
über das schuldvolle Verhalten der betreffenden Person in die Hand des Richters legi** 

Aber auch diese Stelle spricht nicht gegen die Zulässigkeit des 
Arbeitszwanges. Sie besagt nur, daß man damals Bedenken trug, den 
Arbeitszwang einheitlich für das ganze B,eich einzufübreu, wobei dahin- 
gestellt bleiben kann, ob die Stellungnahme der Motive eine Konsequenz 
der preußischen Rechtsanschauung darstellt, oder dem Umstände Bechnung 
trägt, daß ein Bedürfnis für die Einführung des Arbeitszwanges in 
einzelnen Bundesstaaten nicht besteht. Soviel stebt jedenfalls fest, daß 
damit der Landesgesetzgebung keine Schranken gezogen werden sollten, 
denn in dem Bericht der Beichstagskommission vom 3. Mai 1893 über 

*) Vgl. Verh. der Württemb. Kammer der Abgeordneten v. 7. Juni 1889, S. 871. 
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den ersten Entwurf des späteren Gesetzes Tom 12. März 1894 ist aus- 
geführt (Reichstags-Drucksache No. 227, 8. Leg.-Per., II. Session 1892/93): 
„In einer Debatte, welche sich an diese Annahme (nämlich des Art n des 
Bntw.) über das Verhältnis knüpfte, in welches diese neue reichsgesetzliche Be- 
stimmung zu denjenigen landesgesetzlichen Vorschriften trete, welche in einzelnen 
deutschen Ländern auch den Verwaltungsbehörden die Befugnis gebe, gegen pflicht- 
vergessene Ernährer ihrer Familien mit Geld- und Haftstrafen vorzugehen, ergab 
sich volles Einverständnis der Kommission mit den Vertretern der verbündeten 
Regierungen dahin, daß, soweit die betreffenden landesgesetzlichen Vorschriften 
strafrechtlicher, Natur seien, sie durch die ergänzende Vorschrift des Reichs- 
strafrechts hinfällig werden, bezw. ersetzt werden würden; insoweit dieselben da- 
gegen lediglich der polizeilichen Zwangsgewalt Mittel an die Hand geben zur Herbei- 
führung derjenigen Pflichterfüllung, auf welche die Polizeibehörden gegen pflicht- 
vergessene Familienglieder hinzuwirken gesetzlich autorisiert seien, sei der Port- 
bestand derselben neben dem Reichsstrafrecht zweifellos.*" 

Diesen Standpunkt hat alsdann die Begründung zum zweiten Entwurf 

des späteren Beichsgesetzes vom 12. März 1894, in welchen der Art II, 

d. h. die oben angeführte Strafbestimmung, unverändert aufgenommen 

wurde, klar zum Ausdruck gebracht, indem sie ausführt (Beicbstags- 

drucksache No. 57, 9. Leg. -Per., U. Session 1893/94): 

»Die Klagen über diesen Zustand (nämlich über das Verhalten pflichtvergessener 
FamiUenväter) sind in den letzten Jahren mit immer größerem Nachdruck erhoben 
worden. Insbesondere hat der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit, 
dem zahlreiche Land armen verbände und 182 Städte angehören, wiederholt und noch 
in seiner diesjährigen Jahresversammlung auf die Unerträglichkeit dieser Verhält- 
nisse hingewiesen und Qesetzesergänzungen befürwortet. Allerdings war es dabei 
weniger auf eine Verschärfung der Strafgesetze, als auf den Erlafi von Vorschriften 
etwa nach dem Muster der Artikel 11 bis 14 des preußischen Gesetzes vom 21. Mai 
1865 abgesehen, welche der Verwaltungsbehörde das Recht gaben, Wohnungsertrotzer 
und Arbeitsscheue, sowie pflichtvergessene Ehegatten und Familienväter unter ge- 
wissen Voraussetzungen in ein Arbeitshaus unterzubringen. Für die Reichsgesetz- 
gebung erschien es indessen ratsam, den Standpunkt des vorigen Entwurfs festzu- 
halten und sich auf die vorgeschlagene Strafbestimmung zu beschränken, durch 
welche die Entscheidung darüber, ob ein schuldvolles Verhalten vorliegt, in die 
Hand des Richters gelegt wird. 

Hierfür sprach schon der Umstand, daß es bei der Verschiedenheit des Landes- 
verwaltungsrechts ungemein schwierig sein würde, von Reichs wegen eine einheit- 
liche Handhabung des Verwaltungszwangsverfahrens zu sichern und die erforder- 
lichen Bürgschaften gegen Willkür zu gewähren. Wenngleich landesrechtUche Vor- 
schriften strafrechtlicher Natur neben der neuen reichsrechtlichen Strafbestimmung 
nicht werden bestehen können, so bleibt doch die Landesgesetzgebung — und zwar 
ohne daß es einer besonderen Ermächtigung durch Reichsgesetz bedarf — in der 
Lage, den Polizeibehörden Zwangsmittel an die Hand zu geben, um im Verwaltungs- 
wege pflichtvergessene Personen zum Unterhalt ihrer Angehörigen zu nötigen, soweit 
ein polizeilich zu schützendes öffentUches Interesse vorliegt. Insoweit wird, falls 
die neue Strafbestimmung zur Beseitigung der beklagten Übelstände nicht ausreichen 
sollte, im Wege der Landesgesetzgebung weitere Abhilfe geschaffen werden können, 
wo dies nicht bereits geschehen ist." 
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Auch der Berichterstatter der Reichstagskommission bemerkte bei 
der Beratung im Reichstag (Sten.Ber. S. 900): 

,Es erübrigt mir nur noch hervorzuheben, dafi die hier zur Verhandlung 
stehende Bestimmung reichsgesetziich im ganzen Umfange des Reichs platzgreifen 
soll, insofern es sich um die Anwendung einer strafrechtlichen Bestimmung handelt, 
dafi aber diese strafrechtliche Bestimmung gänzlich unberührt läßt diejenige polizei- 
liche Zwangsgewalt, welche nach der Landesgesetzgebung verschiedener Staaten 
zugelassen ist, die pflichtvergessenen Familienhäupter zur Unterstützung ihrer 
Angehörigen anzuhalten/ 

Hieran ist auch durch den Umstand nichts geändert worden, daß 
Tom Reichstag die in dem Entwurf vorgesehene Zulässigkeit der Über- 
weisung derartiger Personen an die Landespolizeibehörde zum Zwecke 
der Einweisung in ein Arbeitshaus abgelehnt und dafür die Zulässigkeit 
der Yerhängung von Geldstrafen vorgesehen wurde. Denn, wie sich aus 
den betreffenden Reichstagsverhandlungen ergibt, erfolgte diese Ablehnung 
wesentlich deshalb, weil gesagt wurde, das Arbeitshaus bezwecke, arbeits- 
scheue Leute zur Arbeit zu erziehen, Personen aber, auf welche § 361 
Ziffer 10 des StG.B. Anwendung finde, brauchten an sich nicht arbeits- 
scheu zu sein, sie entzögen sich nur der ihnen obliegenden Alimentations- 
pflicht und vergeudeten ihren Arbeitsverdienst für sich; sodann wurde 
auch grundsätzlich die erfolgreiche Wirksamkeit der Arbeitshäuser 
bestritten.*) 

Die hier vertretene Auffassung ist auch in der juristischen Theorie 
und Praxis die herrschende. 

Der bekannte Kommentator Olshausen sagt in Note a. zu § 360 
No. 10 StG.B. (6. Auflage, S. 1336): 

^Unberührt geblieben durch die Strafvorschrift der No. 10 sind die landes- 
gesetzlichen Vorschriften, betr. die Zulässigltelt polizeilicher Zwangsgewalt gegen 
die Unterhaltspflichtigen.*" 

Auch von Hippel"***) erkennt die Zuständigkeit der Landesgesetz- 
gebung zu zwangsweiser Unterstützung arbeitsscheuer Bedürftiger an. 

Von gerichtlichen Entscheidungen ist lediglich ein Beschluß des 
O.L.G. Rostock vom 28. September 1900 bekannt geworden, der sich 
ebenfalls für die Zulässigkeit des armenpoiizeilichen Arbeitszwanges aus- 
spricht. Der Fall war der, daß die Armendirektion zu Schwerin einen nähr- 
pflichtsäumigen Schneider P. zwangsweise in das Armenhaus aufgenommen 
hatte, worauf P. gegen den Vorsitzenden der Armendirektion Strafantrag 
wegen AmtsTergehens (§§ 339, 341 St.G.B.) stellte. Von der Staatsanwalt- 
schaft wie vom Oberstaatsanwalt abgewiesen, beantragte P. gemäß § 170 



•) Vergl. Scharpff, Handbuch des Armenrechts, Stuttgart 1896. S. 307 f. 
**) V. Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Landstreicherei, Bettel und 
Arbeltsscheu. Berlin 1895, S. 26, Note 2. 
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StP.O. gerichtliche Entscheidung. Das Oberlandesgericht wies den 

Antrag zurück, indem es n. a. ausführte: 

Jjx Beihalt dieser Bestimmungen würde die zwangsweise Unterbringung des 
Antragstellers im Armenhause als ungesetzlich nur dann bezeichnet werden können^ 
wenn Bestimmungen des angegebenen Inhalts (vgl. auch Verordnung vom 18. Mai 
1890 betr. Unterbringung von Ortsarmen im Landarbeitshause) mit reichsgesetzlichen 
Normen (insbesondere § 861 No. 5, 7, 8, § 862 StQ.B.) im Widerspruch standen^ 
wie dies in der Preußischen Ministerial-Instruktion vom 10. Apnl 1671 zum Gesetze 
vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung des Reichsgesetzes über den Unter- 
stützungswohnsitz (vgl. Bger, Unterstützungswohnsitz, 4. Aufl. S. 43, 382) mit Unrecht 
angenommen wird. Biner weiteren Erörterung darüber bedarf es aber im vorliegenden. 
Falle nicht, denn daß der Bürgermeister B. an die Rechtsgültigkeit der einheimischen 
Bestimmungen und folgeweise an die Gesetzmäßigkeit seiner Handlungsweise geglaubt 
hat, unterliegt keinem Zweifel, und schon dies ist ausreichend, um den Tatbestand 
der ihm zur Last gelegten strafbaren Handlungen auszuschließen." 

Dieser Fall wurde von dem Abgeordneten Dr. Herzfeld am 
5. Februar 1901 im Reichstage zur Sprache gebracht; doch erklärte der 
Staatssekretär des Reichsjustizamts, daß die auf Grund landesrechtlicher 
mecklenburgischer Vorschriften erfolgte Verweisung in ein Armenarbeits- 
haus mit dem Justizwesen nichts zu tun habe, und daß insbesondere aus 
den Bestimmungen des StG.B. nichts hergeleitet werden könne, was 
eine Kollision zwischen Reichsrecht und Landesrecht begründe. 

In gleicher Weise hob im Anhaltischen Landtage der Abgeordnete 
Cohn gegenüber den vom Abgeordneten Pens geäußerten Bedenken 
hervor (Verb. S. 165), daß es sich beim Arbeitszwange nicht um eine 
Strafe, sondern lediglich um eine Art der Verabreichung von Armen- 
Unterstützung handele, und fuhr fort: 

„Wenn die Unterstützung dem Betreffenden zur Strafe wird, dann liegt das 
nur an ihm selbst, an seiner Unlust zur Arbeit, die des Zwanges bedarf, aber ee 
liegt nicht an dem rechtlichen Begriff dessen, was geschieht.** 

Bei der zweiten Lesung des Gesetzes führte dann derselbe Abgeord- 
nete aus (Verh. S. 389): 

„Strafe ist nur das, was Strafe sein will, was also damit verbunden sein will^ 
daß die Bhrenrechte sich mindern. Davon ist hier • keine Rede und darum ist es 
keine Strafe.*" 

Im Laufe der Verhandlungen wurde auch darauf, als auf einen 
fundamentalen Unterschied zwischen Arbeitszwang und Strafe, mit Recht 
hingewiesen, daß bei der Strafe deren Dauer von vornherein fest 
bestimmt ist, wogegen der Arbeitszwang wegfallt, sobald die Veranlassung 
seiner Anwendung, die Notwendigkeit öffentlicher Fürsorge für den Unter- 
gebrachten oder seine Angehörigen, in Wegfall geraten ist. Dem wurde 
freilich entgegengehalten, daß diese Unterscheidung deshalb von geringer 
praktischer Bedeutung sei, weil dem in die Anstalt Aufgenommenen, 
solange man ihn dort festhalte, regelmäßig die Möglichkeit fehle, eine 
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Änderung seiner Verhältnisse herbeizuführen; in Wirklichkeit liege also 
die Bemessung der Dauer des Arbeitszwanges ganz in der Hand der 
Behörde, die zudem finanziell interessiert und darum nicht ganz objektiv 
sei. Diese Bedenken wurden indessen vom Abgeordneten Artl, wie folgt, 
widerlegt (Verh. S. 167): 

„Wenn ein arbeitsscheuer Trunkenbold schon nach 14 Tagen sich bessert, sich 
so beträgt, dafi man die Überzeugung gewinnt, der Mann wird Jetzt in der Lage 
sein, seine Familie zu ernähren usw., nun, meine Herren, das müfite Ja eine — man 
möge mir den Ausdruclc nicht übel nehmen — hirnverbrannte Behörde sein, welche 
den Mann nun noch weiter in der Zwangsarbeit belassen wollte. Es ist doch keine 
Wohltat für die Gemeinde, die Leute einzufangen und sie zu unterstützen und zu 
halten aus Liebhaberei, wie man sich etwa Kanarienvögel hält.** 

Die Behörde wird also in ihrem eigenen Interesse den Insassen 

Gelegenheit zur Erlangung von Arbeit zu bieten, eventuell selbst mit 

geeigneten Arbeitsvermittelungsstellen Verbindungen anzuknüpfen und 

Jedenfalls dafür Sorge zu tragen haben, daß die Insassen nicht länger 

als irgend nötig in der Anstalt festgehalten werden. 

Um auch rein äußerlich jeden Anklang an Schuld und Strafe zu 
vermeiden, ist in den verschiedenen landesrechtlichen Vorschriften, wie 
auch in dem Hamburgischen Gesetzentwurfe, von der Festlegung bestimmter 
Tatbestände eines schuldhaften Verhaltens als Voraussetzung für die 
Anwendung des Arbeitszwanges mit Becht abgesehen. Diese ganz 
allgemeine Fassung hat nun aber die Befürchtung mißbräuchlicher 
Anwendung des Arbeitszwanges laut werden lassen, indem die Behörde 
dadurch die Macht erlange, Personen, welche ohne ihr Verschulden, 
z. B. infolge eines Streiks oder durch Erkrankung ihrer Angehörigen, zur 
Inanspruchnahme öffentlicher Unterstützung genötigt seien, zu internieren 
und so der Gemeinde billige Arbeitskräfte zu verschaffen (Verh. d. Anh. 
Landt S. 386, 387). In Anhalt ist daher, um solchem Mißbrauche vor- 
zubeugen, die Möglichkeit statutarischer Vorschriften dahingehend vorgesehen, 
daß vor der Verhängung des Arbeitszwanges die Anhörung der Armen- 
deputation zu erfolgen hat, während der hamburgische Gesetzentwurf die 
Entscheidung selbst in die Hand einer fünfgliederigen, einem Verwaltungs- 
gericht erster Instanz zum mindesten gleichwertigen „Kommission für den 
Arbeitszwang^ gelegt hat. Zweifellos kann unter Umständen die Hand- 
habung des Arbeitszwanges, auf deren Promptheit viel ankommt, durch 
derartige Vorschriften wesentlich erschwert, wenn nicht gar lahmgelegt 
werden. Denn wenn schon im anhaltischen Landtage darauf hingewiesen 
worden ist, daß „ein rüstiger Fußgänger die Landesgrenze in einem Tage 
erreichen könne", so ist von Hamburg aus der Übertritt auf preußisches 
Gebiet noch wesentlich einfacher. Stehen Individuen in Frage, welche in 
eigener Person hilfsbedürftig sind, so hat der Armenverband an deren 
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Heimschaffung kein Interesse; ganz anders aber, wenn es sich um nähr- 
pflichtsäumige Familienhäupter handelt. Unterliegt es im Hinblick auf 
die Judikatur des Bundesamtes für das Heimatwesen (vgL Entsch. 24, 
S. 160) auch keinem Zweifel, daß — trotz der ablehnenden Stellung- 
nahme des Ministers des Innern — auch preußische Behörden dem 
Übernahmeersuchen des die Familie unterstützenden Armenverbandes 
nachkommen und die Heimschaffung des Familieuhauptes veranlassen 
werden, so fragt es sich immerhin, ob es nicht praktischer wäre, die 
Entscheidung, wie dies in den eingangs unter 1 — 4 genannten Bundes- 
staaten der Fall ist, zunächst dem Armenverbande zu überlassen und die 
nötigen Kautelen durch Schaffung einer an kurze Fristen gebundenen, 
auf Grund mündlicher Verhandlung entscheidenden Beschwerdeinstanz zu 
bieten. Für Hamburg dürften einer solchen Regelung umsoweniger 
Bedenken entgegenstehen, als hier dem von der Anordnung des Arbeits- 
zwanges Betroffenen neben der Verwaltungsbeschwerde der Rechtsweg 
offensteht, indem der in der Entscheidung liegende Eingriff in die persön- 
liche Freiheit objektiv die Verletzung eines Privatrechts enthält, der gegen- 
über durch Art 89 der Verfassung der Rechtsweg gewährleistet ist. 

Wenn endlich in der hamburgischen Bürgerschaft der Abgeordnete 
Fischer (Sten. Ber. S. 973) die Forderung aufgestellt hat, daß man sich 
bei Einführung des Arbeitszwanges nicht auf die armen Bevölkerungs- 
kreise beschränken dürfe, sondern ihn dann auch gegen wohlhabende 
Trinker und Müßiggänger zur Anwendung bringen müsse, so ist dem 
entgegenzuhalten, daß für die Anwendbarkeit armenpolizeilicher Maß- 
nahmen der Anheimfall an die öffentliche Armenpflege die unerläßliche 
Voraussetzung bildet, wie denn auch der Fall überhaupt erst dadurch ein 
öffentliches Interesse gewinnt, daß jemand sich oder die Seinen auf 
öffentliche Kosten ernähren läßt. 

Mit Recht hat man den Arbeitszwang als eine Maßregel der Not- 
wehr der arbeitenden gegen die arbeitsscheue Bevölkerung 
bezeichnet. Möchte namentlich Preußen seine Stellungnahme in dieser 
Frage baldigst einer Revision unterziehen, damit in einer Zeit, in der 
man so ängstlich für die Freiheit aller eintritt, auch den Gemeinden 
wenigstens die Freiheit gegeben werde, sich zu wehren gegen solche, die 
ein arbeitsscheues oder verschwenderisches Leben führen und die Sorge 
für ihre Angehörigen ihren Mitbürgern, d. h. den Steuerzahlern, überlassen. 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sicii als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten» 
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den Sammlungen der Abteilung zu Gründe liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Binzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

I. A. Armeuwesen im allgemeineii. 

Der internationale Franen-Kongreß in Berlin 1904. Bericht mit ausgewählten 
Referaten, herausgegeben im Auftrage des Vorstandes des Bundes deutscher 
Frauenvereine von Marie Stritt. 619 S. Berlin, G. Habel. 1905. 
Im Sommer vorigen Jahres wurde in Berlin der internationale Frauenkongreß 
abgehalten, der in außerordentlichem Mafie von allen Kulturländern beschickt war. 
Der Kongreß zeigte zum ersten Male auch in Deutschland die Geschlossenheit der 
gegenwärtigen Frauenbewegung und gab Zeugnis von den Fähigkeiten der Frauen, 
sich über die für sie in Frage kommenden Interessen wissenschaftlich und sachlich 
zu äußern und ihre Forderungen entsprechend zu begründen. Wenn irgend eine 
Tätigkeit den natürlichen Fähigkeiten der Frauen nahe liegt, so ist es die Tätigkeit 
auf dem Gebiete der Fürsorge wie Armen-, Waisen-, Kranken-, Kinderpflege und 
dergl mehr. Von diesen Dingen war daher auch auf dem Kongreß vielfach die 
Rede. Nunmehr ist ein zusammenfassender Bericht über den Kongreß mit aus- 
gewählten Referaten erschienen, der eine Übersicht über das gesamte Arbeitsgebiet 
des Kongresses gibt. Es wurden in 4 Sektionen behandelt: 1. Frauenbüdung, 
2. Frauen-Erwerb und -Berufe, 3. Soziale Einrichtungen und Bestrebungen, 4. Die 
rechtliche Stellung der Frau. Für uns kommt in erster Linie die 3. Sektion, aber 
auch einzelne Fragen aus der 2. und 4. in Betracht Speziell ist in der 3. Sektion 
die Armen- und Kinderpflege, die Fürsorge für Kinder und Jugendliche und dergl. 
mehr behandelt, während aus der 2. Sektion die Krankenpflege und aus der 4. uns 
insbesondere die Frau in kommunalen Ämtern interessiert. Über alle diese Gegen- 
stände sind Berichte erstattet und Verhandlungen gepflogen worden, die allerdings 
nichts wesentlich Neues bringen, sondern mehr einer Art Heerschau über das 
darstellen, was von den Frauen bereits geleistet worden ist und Anregungen geben 
wollen, um weiter fortzuschreiten. Die literarische und wissenschaftliche Ausbeute 
ist daher für unsere Spezialzwecke nicht von so großer Bedeutung, da über die 
einzelnen Materien genügende Spezlalliteratur vorhanden ist. Immerhin begrüßen 
wir die Herausgabe des Berichts in dem oben angedeuteten Sinn und möchten auch 
unsererseits dazu beigetragen haben, daß die Bedeutung des internationalen Frauen- 
kongresses insbesondere auf den angegebenen Gebieten anerkannt und gewürdigt werde. 

IL B. Armenyerwaltiing. 

Tellnatame von Frauen an der Terwaltang der Armen- und Waisenpflege 
In Gbarlottenbnrg. Dem Verwaltungsbericht 1908 der Charlottenburger Armen- 
verwaltung entnehmen wir folgende Mitteilungen: 

In der Organisation der leitenden Stelle ist gegen Schluß des Berichtsjahres 
auf Beschluß der städtischen Körperschaften eine wesentliche Änderung eingetreten. 
Die Armendirektion, der bisher außer 3 Magistratsmitgliedem und 6 Stadt- 
verordneten alle Armenkommissionsvorsteher als Mitglieder angehörten, besteht 
nunmehr aus 6 Mitgliedern des Magistrats, 6 Stadtverordneten und 6 aus einer 
Yon den Vorstehern selbst aufgestellten VorschiagsUste gewählten Armenkommissions- 
voTstehem. Mit beratender Stimme werden zu den Sitzungen 3 Frauen zugezogen; 
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die ursprüngliche Anregung der Stadtverordneten-Versammlung, auch ihnen Stimm- 
recht zu geben, ist nicht verwirklicht worden. Gleichzeitig mit dieser Umgestaltung 
der Armendirektion ist zur Leitung der Waisenpnege, die bisher durch den Vor- 
sitzenden der Armendlrektion unmittelbar unter der Aufsicht des Magistrats geleitet 
wurde, eine neue Deputation für die Waisenpflege gebildet worden. Sie be- 
steht aus 4 Mitgliedern des Magistrats, 4 Stadtverordneten imd 4 Waisenraten. 
Auch zu dieser Deputation werden 8 Frauen aus der Zahl der Waisenpflegerinnen 
mit beratender Stimme zugezogen. Beide Deputationen haben femer beschlossen, 
mit beratender Stimme auch einen Vertreter der Stadtärzte zu den Sitzungen 
hinzuzuziehen. 

Während so zum ersten Male in Charlottenburg Frauen, wenn auch nur mit 
beratender Stimme, zu Mitgliedern der leitenden Körperschaften gewählt worden 
sind, hat es sich infolge des Widerstandes der Armenkommissionen auch im Berichts- 
Jahre nicht ermöglichen lassen, mehr Frauen als die bisher tätigen 5 Damen zur 
Mitarbeit in den Armenkommissionen heranzuziehen. In der Waisenpflege 
sind dagegen seit langem in Jedem der 52 Bezirke eine Waisenpflegerin und eine 
stellvertretende Waisenpflegerin tätig. 

Zur Benrteilnng des Elberfelder Sjstems« Wir finden in dem Verwaltungs- 
bericht der Stadt Worms für das Rechnungsjahr 1908/04 die folgenden Ausführungen, 
die um so bemerkenswerter sind, als es sich um eine verhältnismäßig kleine Stadt 
handelt, deren Einrichtungen leicht zu überblicken sind. 

„Schon im vorigen Berichte mufite festgestellt werden, daß der Voranschlag be- 
züglich der Ausgaben der Armenkasse nicht eingehalten worden war. Trotzdem nun 
für das Berichtsjahr eine nicht unbedeutende Erhöhung des Voranschlages stattgefunden 
hatte, reichten doch auch im Berichtsjahre die zur Verfügung gestellten Mittel nicht aus. 
Veranlassung hierzu waren fast allein die gesteigerten Ansprüche, welche die offene 
Armenpflege an die Armenkasse stellte. Insbesondere waren es hier die Ausgaben bei 
Rubrik 6 a des Voranschlages «Geldunterstützungen", welche derartig zunahmen, daß sie 
zu einer ernstlichen Behandlung der Fragen nach Ursache, Wirkung und Änderung 
des derzeitigen Zuetandes führen mußten. Nachdem nämlich in den Jahren 18d9 
bis 1902 die Unterstützungen, welche in der offenen Armenpflege nötig wurden, 
ohne wesentlichen Unterschied gegen 40000 Mark Jährlich betragen hatten, stiegen 
sie im Jahre 1902/08 plötzlich auf 62000 Mark, und es mußte — was sich inzwischen 
auch bestätigt hat — damit gerechnet werden, daß sie für das abgelaufene Jahr 
etwa 68000 Mark betragen würden. Und noch weiter! Die Armenverwaltung mußte 
bei der Beratung des Voranschlages zum Schluß kommen, daß, wenn man die Er- 
fahrungen der letzten drei Jahre als grundlegend auch für das damals bevorstehende 
Jahr 1904 maßgebend sein lassen wollte, eine Ausgabe von 76000 Mark nötig 
werden würde. 

Ein Hauptgrund für die Erhöhung der Ausgabe ist in dem hier bestehenden 
Elberfelder System zu suchen, zwar nicht in dessen innerstem Wesen, wohl aber 
in einer Folge, die das System leicht zeitigt 

Das Elberfelder System legt den Schwerpunkt der gesamten Armenpflege in 
die Bezirke und ninunt der Zentralstelle die Möglichkeit einer immittelbaren Aus- 
übung der Armenpflege. Wir stehen nicht an, das Elberfelder System als das Ideal 
der Armenpflege zu bezeichnen: der Grundsatz der Hilfe von Mensch zu Mensch, 
die Herstellung persönlicher Beziehungen zwischen Pflegern und Armen bedeutet 
zweifellos eine Hebung der städtischen Armenpflege. Damit dieses System aber 
mit gutem Erfolg in die Praxis übersetzt werde, ist es dringend nötig, daß die 
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Pflegeorgane mit der gröfiten Hingebung und Liebe zu Werke gehen; nur dann, 
wenn der einzelne Pfleger, und wenn Jeder einzelne Pfleger seine Pflicht in vollstem 
Umfange tut, ist die Wirkung Bes Elberf eider Systems eine segensreiche; sonst 
tritt eben der Fall ein, dafi dort, wo der Schwerpunkt der Armenpflege hingelegt 
ist, nichts geschieht und dort, wo man ihn weggenommen hat, nichts geschehen kann. 

Das Elberfelder System verlangt die Mitwirkung einer grüßen Anzahl von 
Personen. Unsere Armen-Ordnung bezeichnet mit Recht die Zahl von vier hilfs- 
bedürftigen Familien als die einem Pfleger zuzuteilende Höchstzahl, und so kommen 
wir denn schon für die Stadt Worms auf die bedeutende Anzahl von etwa 75 Pflegern. 
Es ist nun eine betrübliche, aber leider fast allerwärts zu bemerkende Tatsache, 
dafi es beinahe unmöglich ist, unter allen Pflegern die für eine richtige Anwendung 
des Biberfelder Systems unumgänglich notwendige Hingebung, Liebe und Aufopferung 
dauernd wach zu erhalten. Arbeitet aber — wie gesagt — nicht alles Hand in 
Hand, so ist der Mißerfolg leider nur zu sicher. 

Von unseren Wormser Pflegern sind wir in der glücklichen Lage, sagen zu 
können, daß ein ansehnlicher Teil unter ihnen es mit seinem schweren Amte wirklich 
ernst nimmt, und daß er sich desselben in der dankenswertesten Weise annimmt. 
Es wird unseren Armenpflegern ständig eingeschärft, daß es ihre Pflicht ist, den 
Hilfsbedürftigen allwöchenilich die Unterstützungen ins Haus zu bringen, sich bei 
der Gelegenheit über die Familienverhältnisse zu informieren und den Hilfsbedürftigen 
mit Rat und Tat zur Seite stehen. Eine Feststellung, die im Berichtsjahr nach 
dieser Richtung hin gemacht wurde, hat nun leider ergeben, daß ein TeU der Pfleger 
die Hilfsbedürftigen überhaupt nicht besucht hatten, weitere aber in häufigen Fällen 
den Armen und sogar — was unbedingt verworfen werden muß — den Kindern 
das Geld in ihrer, der Pfleger Wohnung, ausgehändigt und die wöchentlichen 
Besuche unterlassen hatten. Daß damit die Fühlung zwischen Armenpflegem und 
Hilfsbedürftigen verloren werden mußte, ist selbstverständlich, und doch basiert 
gerade auf dieser Fühlung der Erfolg des ganzen Systems in ideeller und materieller 
Beziehung (denn auch in dieser, der materiellen Beziehung äußert das Elberfelder 
System seine Wirkung; bei Einführung des Systems in Elberfeld gingen die Aus- 
gaben in der Armenpflege von 150000 Mark auf 75000 Mark und hier in Worma 
[im Jahre 1889/90] von 50000 Mark auf 85000 Mark herunter). 

Vielleicht wirft es auch ein Licht auf die Ursache der beklagten Verhältnisse, 
daß während des Berichtsjahres sowohl die Bezirkssitzungen, wie auch die Sitzungen 
der Zentral- Verwaltung schlecht besucht waren. Da es sich nicht darum handelt, 
daß nur die Anträge, soweit solche zu stellen sind, vorgelegt werden, sondern daß 
diese Anträge unter Mitwirkung aller dazu berufenen Organe gründlich geprüft 
werden, so wird natürlich der Zweck der Sitzung bei mangelhafter Beteiligung der 
Mitglieder völlig vereitelt. (Übrigens dürfen wir heute bemerken, daß sich dieser 
Zustand gegen Ende des Berichtsjahres und während des laufenden Jahres bedeutend 
gebessert hat, und die erfolgten Ermahnungen nicht auf unfruchtbaren Boden 
gefallen sind.) 

Unter diesen Umständen mußte sich die Bürgermeisterei entschließen, einen 
großen Teil der nach dem System den Pflegeorganen zufallenden Pflichten selbst 
zu übernehmen. Freilich war das nach Lage der Sache überaus schwierig, eine 
Fortsetzung des bisherigen Zustandes ohne persönliche Nachprüfung der in Frage 
kommenden Verhältnisse wäre aber der Stadtverordneten- Versammlung gegenüber 
nicht mehr zu rechtfertigen gewesen. Denn der Stadt mußte ein mehrfaches Interesse 
an der Angelegenheit zuerkannt werden. Einmal war nicht zu leugnen, daß die 
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Begehrlichkeit gegenüber der ArmenlEasse einen überaus großen Umfang angenommoi 
hatte, und da0 es liierbei auch auf betrügerische Manipulationen, strafbares Ver- 
schweigen usw. vielfach nicht ankam. (NB. In einem der letzteren Fälle ist der 
schuldige Teil auf Beschluß der Armenver\valtung zur strafrechtlichen Verantwortung 
gezogen und mit 14 Tagen Gefängnis bestraft worden.) Auch hatten sich unter 
der ärmeren Bevölkerung die Begriffe und die Anschauungen von den Pflichten der 
Stadt völlig verschoben. Es glaubte eben ein Jeder, der, sei es auch auf kune Zeit 
und in geringerem Umfange, mit einem Mißgeschick zu kämpfen batte, die Stadt 
müsse gleichsam als eine Rentenanstalt ihm beispringen und er habe einen recht- 
Uchen Anspruch gegen die Stadt auf Zahlung eines Barzuschusses. So erklärte z. B. 
ein HOlfsbedürftiger, seine Invalidenrente, die er beziehe, dürfe ihm die Stadt 
nicht anrechnen, die Stadt habe ihn zu unterstützen und nach seinen Einkünften 
nicht zu fragen; in einigen anderen Fällen weigerten sich die Mütter zu dem Unter- 
halt ihrer Kinder beizutragen und setzten ihre Kinder auf dem Bureau des 
Sekretariats für das Armenwesen ab. 

Ein weiteres Interesse der Stadt an einer Einschränkung der Armenausgaben 
auf das nötige Maß liegt darin, daß, wenn nach dieser Richtung hin nicht alle 
ungerechtfertigten Anträge schlechtweg abgelehnt werden, ein Proletariat groß 
gezogen wird, das wohl das denkbar schlimmste ist, weU eben bei ihm alles sittliche 
Fühlen erstorben ist. Zu den niedrigsten Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft 
gehören diejenigen, welche die Schmach, als arbeits- und erwerbsfähige Menschen 
Kostgänger der Allgemeinheit zu sein, nicht empfinden; auch solche Leute sind 
kein Segen für ein Gemeinwesen, welche ihre Eltern oder Kinder, obschon sie die- 
selben unterhalten könnten, der öffentlichen Armenpflege zur Last fallen zu lassen. 

Aus diesen Gründen stehen wir nicht an, zu bemerken, daß wir es einer Stadt 
nicht zum Ruhme anrechnen können, wenn aus ihrem Voranschlag oder aus ihrem 
Verwaltungsbericht hervorgeht, daß sie unverhältnismäßig hohe Ausgaben in 
der Zwangsarmenpflege zu verzeichnen hat; wir halten dies vielmehr für ein äußerst 
bedenkUches Zeichen, das zu alsbaldiger Abstellung drängt. 

Geht hieraus schon hervor, daß nicht übertriebene Sparsamkeit die 
Bürgermeisterei veranlaßte, im Berichtsjahre auf eine Verminderung der Ausgaben 
in der offenen Armenpflege hinzuwirken, so erhellt dies noch mehr aus folgenden 
Erwägungen. Die der öffentlichen Armenpflege zur Verfügung stehenden Mittel 
sind keine freiwiUlgen Gaben, übermittelt zu dem Zwecke, mit ihnen Wohltätigkeit 
zu üben: sie sind Umlagen, gegenüber deren zwangsweiser Beitreibung der Gemeinde- 
Angehörige machtlos ist. Da versteht es sich von selbst, daß solche Mittel niur so 
verwendet werden dürfen, wie es das Gesetz vorschreibt, und daß eine über den 
Rahmen der gesetzlichen Verpflichtung hinausgehende Verwendung dem einzelnen 
Steuerzahler gegenüber nicht verantwortet werden kann. Wie wir nim auf der einen 
Seite der Ansicht sind, daß die Rücksicht auf die Höhe der Ausgaben in keiner Weise 
bestimmend werden darf für die Ausübung der Armenpflege innerhalb des gesetz- 
lichen Rahmens, so müssen wir auch andererseits Jede Benutzung städtischer 
Steuermittel über den Rahmen des Gesetzes hinaus imbedingt als imzulässig ver- 
werfen. 

Den Kreis der Hilfsbedürftigen und den Kreis der städtischen Verpflichtungen 
dürfen wir nicht vergrößern, wohl aber dürfen und wollen wir innerhalb dieser 
Kreise mit Liebe und größter Rücksichtnahme auf die bedauernswerten wirklich 
Unterstützungsbedürftigen unsere armenpflegerische Tätigkeit ausüben. Wir erachten 
es nicht als Zweck der Armenpflege, möglichst viel Geld auszugeben, sondern für 
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uns ist das Ziel Jeder und insbesondere der städtischen Armenpflege, die Annenpflege, 
venu angängig, überflüssig zu machen, d. h. mit allen Kräften dazu beizutragen, 
daß wenigstens ein Teil der Armen wieder in die Lage kommt, sich selbst zu helfen 
oder wenigstens mit Hilfe der ihm Nahestehenden, seiner Verwandten, wieder die 
wirtschaftliche Selbständigkeit zu erringen. Wir haben im Berichtsjahre keine 
Gelegenheit vorüber gehen lassen, die beteiligten Kreise mit diesen, unseren 
Anschauungen vertraut zu machen. Die Sitzungen der ArmenverwalTung, berufene 
Pflegerversammlungen und auch die Beratungen des vorjährigen Yerwaltungsberichts 
und des diesjährigen Haushaltsplanes in der Stadtverordneten- Versammlung wurden 
dazu benutzt, den hier niedergelegten Standpunkt zu vertreten und darauf hin- 
zuwirken, daß er die städtische Armenpflege beherrsche. Im Übrigen konnten wir 
das Berichtsfahr — die Reformbestrebungen fallen in den Winter — > noch nicht 
dazu benutzen, in den fraglichen Fällen durch Kürzung der Unterstützungen ein- 
zugreifen; wir mußten hierbei berücksichtigen, daß sich die Qeld-Empfänger an den 
derzeitigen Zustand gewöhnt hatten und es als eine Härte empfunden haben würden, 
wenn die Stadt während der Winterzeit an eine Entziehung der Unterstützung 
herangegangen wäre. So benutzten wir die Wintermonate zu einer Vorbereitung 
der Reform, sammelten das nötige Material, um dann im Frühjahr dieses Jahres 
eine durchgreifende Revision stattfinden zu lassen. Diese Revision hat denn auch 
ein großes, überraschendes Resultat gehabt. Während in den früheren Jahren die 
Unterstützungen ständig zugenommen hatten und zwar gegen das Vorjahr um 
etwa 20%, ermäßigten sich die Unterstützungen im laufenden Jahre 1904 im April 
von 1027 Mark auf 850 Mark, im Mai auf 750 Mark, im Juni auf 720 Mark, im Juli und 
August auf rund 650 Mark. Am 1. November betrugen sie noch 627,70 Mark. 
Brwägt man demgegenüber, daß die erste Novemberwoche des vorigen Jahres einen 
Aufwand von 1104 Mark, also ein Mehr von annähernd 500 Mark erforderte und 
schlägt man diesen einwöchigen Betrag von 500 Mark auf die 52 Wochen des 
Jahres aus, so erhält man an Stelle der früheren Jährlichen Mehrausgabe von 
10—12000 Mark eine Jährliche Minderausgabe von über 20000 Mark, welche die 
Dringlichkeit der von der Bürgermeisterei im vergangenen Jahre vorgenommenen 
Revision der städtischen Armenpflege nachweist. 

Bei den erwähnten bedeutenden Ermäßigungen der Wochenunterstützungen 
muß sich die Frage aufwerfen, wie sich die betroffenen Teile dazu verhalten haben, 
und ob seitens der Armenverwaltung nicht zu weit gegangen worden ist Wir 
bemerken hierzu, daß nur einige wenige Beschwerden beim Kreisausschuß anhängig 
waren und wir mit unserem Standpunkt dort auch durchgedrungen sind. Was nun 
das Revisionsverfahren selbst anbelangt, so bemerken wir, daß wir uns hier an 
den reichsgesetzlich festgestellten Begriff der Hilfsbedürftigkeit, wie er in § 4 des 
Freizügigkeits-Gesetzes vom 1. November 1867 niedergelegt ist, gehalten haben. Wir 
unterstützen zur Zeit nur, wenn und soweit der sich meldende Hilfsbedürftige 
nicht hinreichende Kräfte besitzt, um sich und seinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen 
den notdürftigen Lebensunterhalt zu verschaffen, und wenn und soweit er diesen 
Lebensunterhalt weder aus eigenem Vermögen bestreiten kann, noch von einem 
dazu verpflichteten Verwandten erhält. Wenn wir hiemach in Übereinstimmung 
mit dem Gesetz nur den notdürftigen Lebensunterhalt unter Berücksichtigung 
aller sonstigen, tatsächlichen und möglichen Einnahmequellen gewährt haben, so 
dürfen wir uns immer noch darauf berufen, daß wir reichlich gegeben haben. Ein 
Vergleich dessen, was in Worms als Existenz-Minimum, d. h. als zum notwendigen 
Lebensunterhalt erforderUch gilt, mit denjenigen, was in dieser Beziehung in den 
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anderen deutschen Städten rechtens ist, ergibt, daß die Stadt Worms in Deutsch- 
land an etwa dritter Stelle steht und nur von Qroßst&dten wie z. B. Frankfurt 
Ubertroffen wird.* 

II. £• Yerbindung der Wohltätigkeits-Bestrebungeii. 

Das Wirken des CkarltasTerbandes Tom 1. Jali 1908 bis 80. September 1004. 

Die Mitgliederzahl des Charitasverbandes, dessen Ziele wir ausfuhrlicher 1900 S. 15 
dargelegt und über dessen weitere Entwicklung wir regelmäßig berichtet haben, 
ist auf 3000 gestiegen. — Der Verband läßt sich eine bestfindige Erweiterung 
seiner literarischen Tätigkeit angelegen sein; er gibt die Yerbandszeltschrift Chari tas 
und die sie ergänzenden Charitasschriften heraus, in denen populär-wissen- 
schaftliche Monographien über besondere Zweige der Gharitas, wie »Kinderschutzgesetz*, 
Mädchenschutz usw. behandelt werden; femer die im 2. Jahrgang erscheinende 
Frauenzeitschrift Die christliche Frau und neuerdings eine Monatsschrift „Rund- 
schau in der Alkoholfrage*", die den katholischen Staudpunkt in der Frage vertritt 
Endlich rief er eine italienische Arbeiterzeitung „La Patria* ins Leben, die nach 
halbjährigem Bestehen einen Abonnentenstand von über 9000 aufwies. — Die 
Gharitasbibliothek, die sich ansehnlich erweiterte, wurde wissenschaftlich -syste- 
matisch katalogisiert. Die Benutzung erstreckte sich auf 577 Bücher. — Die Aus- 
kunftsstelie hat im Berichtsjahr 800 Anfragen erledigt (26 Trinkerfürsorge, 100 
Fürsorge für Kinder, Epileptische und Idioten, 12 die Fürsorge für gefallene 
Mädchen, 16 Literatur, 20 Stellenvermittlung, die übrigen Gründungen und Erweite- 
rungen von Vereinen und Anstalten betreffend). 

Die organisatorische Tätigkeit des Verbandes hat bedeutende Fortschritte zu 
verzeichnen. Es wurde die Charitasorganisation des Erzbistums Freiburg be- 
schlossen, wodurch dem Verband eine bedeutende Mitgliederzunahme erwuchs. Zu 
den bereits bestehenden örtlichen Organisationen von Berlin, München, Straßburg, 
Frankfurt a. M. und Essen ist eine weitere in Düsseldorf hinzugekommen. 

Seine praktisch-charitative Tätigkeit durch die Ausbildung der ländlichen 
Krankenpflegerinnen hat der Verband weiter fortgesetzt; wir haben über die Art 
und Bedingungen, unter denen diese Ausbildung geschieht, näher 1900 S. 43 ge- 
sprochen. Der diesjährige in Arenberg abgehaltene Kursus war vou 35 Kandi- 
datinnen besucht. Von den 152 zur Zentralstelle gehörenden tätigen Kranken- 
besucherinnen verzeichnet der Jahresbericht 26755 gewöhnliche Krankenbesuche 
mit kleinen Pflegediensten, 2065 Nachtwachen, 2035 ganze Tagpflegen, 321 Not^ 
verbände bei schwerem Unfall, 18310 gewöhnliche Wundverbände oder Erneuerungen, 
1226 Ausleihungen von Pflegegeräten. — Der Frage, ob eine weitergehende Aus- 
bildung weltlicher Krankenpflegerinnen für den katholischen Volksteil angemessen 
ist, trat der Verband durch Gründung einer Kommission näher. 

III. F. Bettel- und Wanderwesen. 

Herbergen zur Heimat« Der Bestands- und Verkehrsnachweisung der Her- 
bergen im Jahre 1903 (Wanderer No. 12, 1904) entnehmen wir, daß der Gesamt- 
personenverkehr sowohl gegen das Vorjahr um 10,70%, als gegen 1901 um 2,70% 
gefallen ist; nur 1900 gegenüber wies das Berichtsjahr ein Mehr von 21,03% auf. 
In gleicher Weise fielen die gewährten Übernachtungen gegen 1902 um 5,38%, 
1901: 0,13% bezw. erhoben sich gegen 1900 um 12,27%. Die Zahl der Herbergen 
ist von 462 auf 459 gesunken; davon waren 237 mit Verpflegungsstationen ver- 
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bunden; 325 hielten Einlogierer und 262 sind Geschäftsstellen der deutschen Her- 
bergssparkasse. Die maßgebenden Zahlen für den Besuch der letzten Jahre lauten: 



Durchreisende 
Selbstzahler 

Personen N&chte 



Kostgänger 
Personen Nächte 



Stationsgäste 
Personen! Nächte 



Summa 



Personen 



Nächte 



1908 
1902 
1901 
1900 



1937636 


2935776 


26721 


669992 


680571 


650820 


2646928 


2101281 


3078076 


28078 


630175 


834788 


795564 


2964147 


1 931 576 


2866980 


29792 


671720 


759057 


723274 


2720424 


1 601 536 


2538942 


32442 


726271 


553000 


526017 


2186978 



4256588 
4498815 
4261974 
3791230 



Die Zahl der Stellenbesetzungen stieg 1903 infolge Besserung des Arbeits- 
marictes auf 117154 gegen 109306 des Vorjahres. In Arbeit gebracht wurde 1903 
1 von 22, 1902 1 von 27, 1901 1 von 25, 1900 1 von 17. Den Schluß des Berichtes 
bildet eine vergleichende Zusammenstellung des Verkehrs für die Jahre 1890 bis 
einschUeßUch 1908. 



IT. Fflrsorge fDr Kranke nnd Genesende. 

Terband Deotscher Krankenpflege-Anstalten vom Roten Kreuz. Jahres- 
sitzung am 3. und 4. Oktober 1904 in Kiel. — Aus dem Geschäftsbericht heben wir 
hervor, dafi dem Verband während des Berichtsjahres 4 Mitglieder hinzugetreten 
sind, so daß die Zahl der Mitglieder jetzt 28 mit zusammen 1514 Schwestern, 
381 Schülerinnen, 465 freiwilligen Kriegskrankenpflegerinnen und 1818 Helferinnen, 
insgesamt 4128 Köpfe beträgt. Die Zahl der in Verbandsanstalten beim Mobil- 
machungsfall mit Kranken zu belegenden Betten wurde um ungefähr 200 vermehrt 
und beträgt Jetzt 1800 neben den noch aufzustellenden. 

Von neuen Gründungen des Verbandes erwähnt der Vorsitzende namentlich 
die Errichtung der seit Jahren erstrebten, aber großer Organisationsschwierigkeiten 
wegen nur langsam geförderten Pensionskasse, die im April dieses Jahres unter 
dem Namen: «Schwestern-Pensions-Anstalt vom Roten Kreuz** in Kassel 
ins Leben getreten ist Die Pensionskasse beruht auf den wiederholt in den Jahres- 
sitzungen gewünschten Grundsätzen, daß nicht die einzelne Schwester sich ver- 
sichert, sondern das Mutterhaus oder die Schwesternschaft als Mitglied des Verbandes 
die Prämie zahlt. — Die im Jahre 1903 behandelte Frage der Urlaubserholung fttr 
die Verbandsschwestem hat die dafür eingesetzte Kommission im vergangenen Jahre 
lebhaft beschäftigt. Die Kommission hat eine große Anzahl geeigneter billiger Er- 
holungsstätten ermittelt und schon in diesem ersten Jahre eine größere Zahl von 
Schwestern versorgt. — Die Zusammenstellung von Send 1er über die Er- 
krankungen der Verbandsschwestern zeigt kein günstiges Bild: sowohl die 
Brkrankungsziffer als auch die Sterbeziffer gehen über die nach dem Durchschnitt 
der letzten 4 Jahre gewonnenen Zahlen mit 36 gegen 26% bezw. 0,47 gegen 0,32% 
nicht anerheblich hinaus. 

Von den auf der Tagesordnung stehenden Fragen erwähnen wir zunächst die 
Frage der Krankenversicherung der Verbandsschwestern nach der 
Krankenversicherungsgesetznovelle vom 1. Januar 1904, die von Frau 
Oberin von Wallmenich und Landesversicherungsrat Hansen behandelt wird. 
Nach der von der ersten Berichterstatterin dargelegten Auffassung der bayrischen 
Gemeindebehörden sind die Verbandsschwestem als versicherungspflichtig anzu- 
sehen. Das bayrische Mutterhaus hat sich auch dieser Ansicht angeschlossen 
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und läfit jede eintretende Lemsch wester an den Stadtmagistrat München erst einen 
Antrag um Befreiung von der Versicherungspflicht stellen mit der Begründung, daS 
das Mutterhaus seihst die gesetzliche Verpflichtung ühemimmt. Zu einer entgegen- 
gesetzten Auffassung gelangt der Mitberichterstatter Hansen. Er verneint die 
Versicherungspflicht, weil die entscheidende Voraussetzung, daß nämlich die ver- 
sicherungspflichtige Person in einem Gewerbebetriebe beschäftigt wird, nicht vor- 
liege. Das Schwesternhaus müsse wie Jede Krankenanstalt nicht als Privat-, sondern 
als öffentliche Anstalt angesehen werden; keinesfalls falle es unter den Begriff des 
Gewerbebetriebes. Selbstredend könne und dürfe dieser rechtliche Zustand aber nur 
dazu dienen, durch die geeignete private Fürsorge innerhalb der Verbandsanstalten 
den Schwestern mindestens das Gleiche zu bieten, was das Gesetz den andern zu- 
sichert. Hansen weist zum Schlüsse noch auf die Krankenfürsorge hin, die den 
Verbandsschwestem durch die Invalid itäts Versicherung dargeboten wird, und führt 
an, daß die Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein vielfach Schwestern in 
Luftkurorte und Bäder entsandt und auch in anderer Weise ein Heilverfahren für 
sie zur Anwendung gebracht habe. 

Zu Punkt 5 der Tagesordnung behandelt Prof. Web er- Berlin die Frage der 
Ausbildung von „Freiwilligen Kriegskrankenpflegerinnen" und von „Helfe- 
rinnen". Der Vortragende legt den Schwerpunkt auf eine gründliche theoretisch 
und praktisch gleichwertige Ausbildung dieser freiwilligen Hilfskräfte. Die bisherige 
Ausbildung, die sich bei den freiwilligen Kriegskrankenpflegerinnen auf einen kurzen 
theoretischen und einen vierwöchentlichen praktischen Krankenpflegeunterricht be> 
schränkt, sei völlig unzureichend imd könne unmöglich den Anforderungen genügen, 
die man sowohl in rein krankenpflegerischer als auch in ökonomischer und oi^gani- 
satorischer Beziehung an die Kriegslu-ankenpflege stellen müsse. Der rein-theo- 
retische, medizinisch-hygienische Unterricht könne nicht als ausreichend erachtet 
werden, um eine Anwartschaft auf Verwendung im Kriegsfalle zu begründen, und 
solchen nur theoretisch vorgebUdeten Frauen dürfe in Zukunft der Name einer 
„freiwilligen Kriegshelferin vom Roten Kreuz* nicht mehr gegeben werden. Weber 
schlägt nun vor, die Ausbildung der beiden Gruppen von freiwilligen HUfskräften 
so zu gestalten, daß die freiwilligen Kriegskrankenpflegerinnen für die eigentlichen 
krankenpflegerischen Aufgaben, die Kriegshelferinnen für die nichtpflegerischen 
ökonomischen Aufgaben der Kriegskrankenpflege vorgebildet werden. Als Grund- 
lage der Ausbildung für beide Gruppen müsse ein gründlicher, mit praktischen 
Übungen verbundener theoretischer Unterricht über die wichtigsten Grundzüge der 
Gesundheits- und Krankheitspflege, über die sog. „erste Hilfe*, das Kriegssanitäts- 
wesen usw. büden. Hinzu käme für die Kriegshelferin eine theoretische und prak- 
tische Unterweisung über die gesamten ökonomischen Aufgaben der Kriegskranken- 
pflege, über Küchenbetrieb und Verpflegungsbestimmungen in Lazaretten, über 
Krankenkost, Massenemährung usw., für die eigentlichen Krankenpflegerinnen eine 
praktische Ausbildung in einer stationären Klinik, nicht wie häufig bisher in einer 
Poliklinik. Als Ausbildungsstätten kämen hierfür neben den Mutterhäusern, die aber 
immer nur die AusbUdung einer beschränkten Anzahl von freiwilligen Pflegerinnen 
übernehmen könnten, namentlich städtische und Kreiskrankenhäuser sowie Gamison- 
lazarette in Betracht. Der Kursus solle vier Wochen dauern, zunächst nach einem 
Jahre, dann nach drei oder vier Jahren wiederholt werden und Jedesmal mit einer 
theoretischen und praktischen Prüfung abschließen. Brst nach dem zweiten Kursus 
und bestandener Prüfung vnire die Pflegerin als „freiwillige Kriegskrankenpflegerin 

""nten Kreuz* zu bezeichnen, trotzdem aber noch zur Teilnahme an dem dritten 
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Kursus zu verpflichten. Die Kriegskrankenpflegerinnen müssen sich verpflichten, 
die Krankenpflege nie anders als nach der Anweisung der Organe des Roten Kreuzes 
auszuüben bei sofortigem Ausschluß aus dem Vereine. Neben den Kriegskranken- 
pflegerinnen kommen für die Hilfeleistung im Kriege auch noch die freiwilligen 
Hllfsschwestem in Betracht. Unter ihnen werden Damen verstanden, welche, ohne 
Schwester werden zu können, auf ungefähr 4 Monate in ein Mutterhaus eintreten, 
ganz nach den Vorschriften des Mutterhauses, die Schwestemausbildung und den 
Schwestemdienst mitmachen, um nach bestandener Prüfung als Probeschwester nach 
Hause beurlaubt zu werden gegen die Verpflichtung, im Kriegsfalle und auch sonst 
nach Bedarf wieder in das Mutterhaus zurückzukehren. In dieser Form sieht Weber 
die erstrebenswerteste Form freiwilliger Krankenpflege, da die freiwilligen Hllfs- 
schwestem vollgültig den Schwesternschaften vom Roten Kreuz an die Seite treten 
könnten. Eine wichtige Aufgabe der Vereine sei es daher, zu werben, daß möglichst 
viele junge Mädchen sich zum Eintritt als HUfsschwestem melden, Aufgabe der 
Mutterhäuser sei es, dafür zu sorgen, daß sie über eine genügende Zahl von Plätzen 
verfügen. Um einen Ausgleich zwischen den einzelnen Mutterhäusern zu schaffen, 
schlägt er eine zentrale Vermittlungsstelle vor, der alle überschüssigen Bewerbe- 
rinnen sowie alle freien Plätze zu melden wären. — In der Diskussion wird für die 
freiwillige Hilfsschwester eine mindestens sechsmonatliche Ausbildung in den Ver- 
bandsanstalten, für die freiwilligen Kriegskrankenpflegerinnen nach der theoretischen 
eine vierwöchentliche praktische Ausbildung in den Verbandsanstalten oder in andern 
Krankenhäusern gefordert 

Von den übrigen zur Behandlung kommenden Gegenständen nennen wir noch 
die von Oberstabsarzt Nietner behandelte Frage: Wie weit sind die Verbands- 
schwestern bei der Pflege Tuberkulöser der Ansteckung ausgesetzt, 
und wie können sie sich gegen diese schützen?, die als eine Ergänzung des 
vorjährigen Themas: „Die Aufgaben unserer Verbandsschwestem bei der Tuberkulose- 
bekämpfung" anzusehen ist. Den Schluß der Tagesordnung bilden die Referate von 
Oberamtsrichter Nolte-Braunschweig und Regierungsrat Kratz- Darmstadt über das 
Thema: Welcher Tagesbetrag ist für die Kranken in Sälen unserer Ver- 
bandsanstalten zu fordern, insbesondere gegenüber der Konkurrenz 
durch Staats- und Qemeindekrankenhäuser? Beide Redner kommen zu dem 
Schluß, daß für die Verpflegung in den Verbandsanstalten in der Regel der gleiche 
Betrag zu fordern sei wie in den an demselben Orte befindlichen Staats- oder Ge- 
meindekrankenhäusern für Kranke gleicher Kategorie und daß tunlichste Gleich- 
stellung der Pflegesätze für Erwachsene und Kinder zu erstreben sei. Freilich 
würden die Pflegesätze für Kranke der dritten Klasse die Selbstkosten nicht decken, 
es handele sich aber hier um einen Akt sozialer Fürsorge, zu dem die Verbands- 
anstalten nicht minder berufen seien als die Staats- und Gemeindekrankenhäuser. 
Pflicht des Staates und der Gemeinde sei es aber andererseits auch, die Verbands- 
anstalten durch Zuwendungen aus Staats- und Gemeindemitteln für den durch diese 
Fürsorgebetätigung erlittenen AusfaU wenigstens teUweise zu entschädigen. 

H&oflUohe Krankenpflege in Paris. Rapport sur les annöes 1899, 1900 et 
1901. Aus dem „Bulletin de la Societe mädicale des bureaux de bienfaisance de 
Paris*. Jan. 1905. — Wir haben über die Aufgaben, die die häusliche Kranken- 
pflege in Paris sich gestellt hat, um eine Entlastung der Krankenhäuser herbeizu- 
führen, 1901 auf S. 30 berichtet. Die Absicht war, wie der vorUegende Bericht 
wiederum hervorhebt, vor aUem die Krankenhäuser nur denjenigen Patienten vor- 
zubehalten, die nicht zweckmäßig zu Hause verpflegt werden können, dagegen bei 
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4Ülen andern die häusliche Pflege anzuwenden, die neben freier ärztlidier Behand- 
lung und Arznei auch ausreichende Geldunterstützung umfassen sollt«. Der Stand 
der Bewegung erhellt aus folgenden Zahlen. Es waren in den Bureaux de bien- 
faisance eingeschrieben: 





Personen 


Geheilt 


Zurück 


Kranken- 
tage 


170 Ärzte 

machten 

Besuche 




in das 
Hospital 


zu den Kon- 
sultationen 


1899 
1900 
1901 


102723 
98068 
97026 


23,64 
24,74 
24,89 


7,45 
7,70 
7.16 


59,35 
57,26 
58,71 


631541 
615887 
635306 


155874 
152006 
155870 



297817 

Als Ursache der geringen Fortschritte, die die häusliche Krankenpflege in Paris 
gemacht hat, glaubt der Bericht einmal annehmen zu müssen, dafi den Ärzten, den 
bestimmten Vorschriften zum Trotz, doch die Möglichkeit bleibt, schwerere Fälle 
sofort, oft nach nur einmaligem Hausbesuch den Hospitälern zu überweisen, leichtere 
Kranke zu den öffentlichen Konsultationen zu schicken; femer sieht er sie in dem 
zu geringen Unterstützungsgeld, das bisher gezahlt worden, und erst im Berichtsjahr 
infolge einer außerordentlichen Zuwendung 1,50 bis 2 Frs. erreicht habe. Die ge- 
zahlten Summen haben in keinem Verhältnis zu den Aufwendungen, die für den 
Erkrankten für gute Nahrung usw. gemacht werden müßten, gestanden, auch in 
keinem Verhältnis zu der Lage des Hospitanten, der nur seinen eigenen Arbeits- 
verdienst während der Krankheitsdauer verliere, während durch die Pflege des 
Hauskranken oft noch ein weiteres Familienmitglied in seiner Erwerbstätigkeit ge- 
hindert sei. Ebenso sei die Geldentschädigung, die die Hebamme für eine Wöchnerin 
in Heimpflege (Entbindung und lOtägige Verpflegung) mit 15 Frs. erhalte, zu karg 
bemessen. 

Nur die Ergebnisse des Konsultationsdfenstes in den Dispensaires geben zu 
keinerlei Ausstellungen Anlaß. Sie werden als befriedigend bezeichnet 

Es wurden verpflegt 

Köpfe: Konsultationen insgesamt: 



1899 
1900 
1901 



99708 
100865 
104017 



296068 
276220 
288329 



804090 860612. 

Die Neueinrichtung der Krankenbesucherin für Heimverpflegte, sowie die neue 
Maßregel, Flugschriften betreffend Vorbeugung gegen Diphtheritis in den Bureaux de 
bienfaisance zu verteilen, werden als wirksam bezeichnet. 

Nene literariselie Erscheinungen. 

Esehe^ F. A., Ritter der Landstraße. Nach den Tagebuchblättem eines Handwerks- 
burschen. 4. Aufl. 132 S. Kiel, Robert Cordes. 1905. 

Flnkelstein^ H., Fllnorge fftr Slnglinge. Abdruck aus dem Handbuch der Hygiene. 
S. 389—408. Jena, G. Fischer. 1904. 

Paris charitable et pr^voyant. Tableau des oeuvres et institutions du departement 
de la Seine. Publie par les soins de TOffice central des Oeuvres de bien- 
faisance. 746 p. Paris, Plon-Nourrit & Cie. 1904. 

Fttr die Redaktion verantworUloh: Stadtrat Dr. Münsterbex^ in BerUn, Dömbeigttni^e T. — Carl 
Heymanni Verlag, Berlin W. — Oedraekt bei JnUne SitUnfeld, Berlin W. 
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Jahresbericht der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigiceit 

für das Geschäftsjahr 1. April 1904/5. 

Der Abteilung gehören gegenwärtig 26 politische Gemeinden nnd 
Körperschaften, 4 Vereine, darunter der deutsche Verein für Armen- 
pflege und Wohltätigkeit, und 8 Privatpersonen mit zusammen 1614 M. 
Jahresbeiträgen an. Die Bibliothek ist weiter vermehrt und zählt jetzt 
1750 Nummern, ohne Hinzurechnung der Zeitschriften und periodischen 
Veröffentlichungen, deren 90 gehalten werden. 

Als Organ der Abteilung dient die Zeitschrift für das Armen- 
wesen, die ihren sechsten Jahrgang begonnen hat und in einem Umfange 
von monatlich zwei Druckbogen erscheint. Sie hat vor allem die Absicht, 
die Entwicklung des Armenwesens im In- und Auslande zu verfolgen, 
neuere Bestrebungen zu besprechen und fortdauernd das auf dem Gebiet 
erwachsende Material nachzuweisen. 

Die Auskunftstätigkeit ist in fortgesetzt guter Entwicklung begriffen. 
Es sind erteilt worden: 

im Jahre 1898 1899 1900 1901 1902 1903 1904 
Auskünfte 67 83 114 137 173 211 243. 

Namentlich ist in dieser Beziehung auch ein lebhafter Verkehr mit 
dem Auslande entstanden; von den 1904 erteilten Auskünften entfielen 
18 auf Österreich-Ungarn, 14 auf Nordamerika, je 9 auf England und 
Frankreich, 5 auf die Niederlande, 4 auf Schweden xmd Norwegen, 3 auf 
Japan, je 2 auf die Schweiz, Bußland und Italien, je 1 auf Belgien und 
Rumänien. Die Auskünfte erstrecken sich auf die verschiedensten Gebiete 
der Fürsorgetätigkeit; am häufigsten werden sie erfordert über Frauen- 
tätigkeit in der Armen- und Waisenpflege, über alle Arten der Kinder- 
und Jugendfürsorge, Krankenpflege, Elberfelder System, Zentralisation 

der Wohltätigkeit; ferner über Bettel- und Wanderwesen, Arbeitergärten, 

9 
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Altersheime und Stifte, soziale Ausbildung, Armenstatistik, Hauspflege, 
Fürsorge für Lungenleidende, Aimenordnungen, Schreibstuben, Notstands- 
arbeiten, Fürsorge für Ausländer usw. 



Der Erstattungsanspruch der Armenverbände gegen den Unterstutzten. 

Von Magistratsassessor Dr. Simonsohn, Berlin. 

I. Einleitung. 11. Spezialgesetzliche Vorschriften. 1. Der 
Erstattungsanspruch im allgemeinen. 2. Stellung zum Nachlaß. III. Der 
Erstattungsanspruch nach den allgemeinen BechtSTOrschriften. 
IV. Geltendmachung des Erstattungsanspruchs. V. Praktische 
Würdigung des Erstattungsanspruchs. 

I. Einleitung. 

Das Bundes-, spätere Beichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz 
Tom 6. Juni 1870 hat von der Regelung der wichtigen Frage, ob und 
inwieweit der Bedürftige zur Erstattung der ihm gewährten Armen- 
unterstützung verpflichtet sei, bedauerlicherweise Abstand genommen. In 
der Konmiission zur Beratung des Gesetzentwurfs wurde allerdings an- 
geregt, eine Bestimmung in das Gesetz dahin aufzunehmen, daß jede 
Unterstützung nur als ein Vorschuß anzusehen sei, den der Unterstützte 
zu erstatten habe. Man lehnte dies jedoch ab, weil die Entscheidung, 
ob zwischen dem Geber der öffentlichen Unterstützung und dem Unter- 
stützten eine privatrechtliche Obligation entstehe, nicht in dieses Gesetz, 
sondern in das Zivilrecht gehöre.^) Überzeugend ist diese Begründung 
nicht. Es handelt sich hier keineswegs um eine rein zivilrechtliche Be- 
ziehung, sondern um das Wesen der Armenunterstützung selbst, um ihre 
Charakterisierung als nur vorläufige oder als endgültige Wohltat dem 
Unterstützten gegenüber. Von seinem in § 61 ausgesprochenen Grund- 
satze, Rechte und Verbindlichkeiten nur zwischen den zur Gewährung 
öffentlicher Unterstützung verpflichteten Verbänden zu begründen, weicht 
das Reichsgesetz bereits im § 62 ab. Wie hier die Beziehungen zu 
leistungsfähigen Dritten geregelt wurden, so stand auch nichts im Wege^ 
das Verhältnis des unterstützenden Verbandes zu dem Unterstützten, 
gleichgültig in welchem Sinne, präzis zu bestimmen. 

Da das Reichsgesetz über die Erstattungspflicht des Unterstützten 
nur aus dem erwähnten Grunde, und nicht etwa deshalb, um die Unter- 
stützung als eine endgültige zu deklarieren, keine Bestimmung traf, so 
war hier den Landesgesetzen freigegeben, nach Belieben die Lücke aus- 

») Sten. Ber. über die Verh. des Reichst, des Nordd. B. 1870, Bd. IV, Nr. 18ft 
S. 579. 
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zufallen. Die Stellung der Armenverbände zum ÜBterBtützten konnte 
nach zwei Brichtungen hin bestimmt werden; einmal kam in fVage, in- 
wieweit ihnen im allgemeinen ein Erstattungsanspruch einzuräumen, und 
sodann, ob ihnen gegenüber dem Nachlaß des Unterstützten besondere 
Buchte zu gewähren seien. In beiden Beziehungen hat die einzelstaatliche 
Gesetzgebung eingegriffen, indem teils frühere Gesetze aufrecht erhalten, 
teils neue erlassen wurden. 

Preußen hat sich einer allgemeinen gesetzlichen Begelung dieser 
Frage enthalten. Die Gelegenheit, die sich mehrfach hierzu bot — beim 
Etrlaß des Ausführungsgesetzes zum Ünterstützungswohnsitz-Gesetz vom 
8. März 1871 und der Novelle hierzu vom 11. Juli 1891, sowie des 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 20. September 1899 
— wurde nicht wahrgenonmien. Der ursprüngliche Entwurf des erst- 
genannten Ausführungsgesetzes enthielt allerdings in § 72 Absatz 2 die 
Vorschrift: 

„Gegen den unterstützten Hilfsbedürftigen und .... steht den 
Armenverbänden wegen bereits verausgabter Dnterstützungskosten 
ein Anspruch nur insoweit zu, als dieselben schon zur Zeit der 
Gewährung der Unterstützung dazu vermögend waren", 
und die Motive hierzu führten aus, daß ein weitergehender Erstattungs- 
anspruch mit den Geboten der Humanität nicht vereinbar sei. In der 
Kommission des Herrenhauses strich man jedoch diese Vorschrift in der 
Absicht, den bestehenden Bechtszustand — der doch weder sicher noch 
gleichartig war — aufrecht zu erhalten. Auch in der Kommission des 
Abgeordnetenhauses verschloß man sich den Gründen der Motive und 
lehnte den Antrag auf Wiederherstellung der Begierungsvorlage ab. Man 
war der Ansicht, daß, wenn diese Bestimmung falle, im preußischen 
Rechtsgebiete den Armenverbänden ein Bückforderungsrecht ohne die 
Beschränkung der Begierungsvorlage zustehe.^) 

Die Bechtsprechung hat sich dieser Ansicht nicht angeschlossen. Sie 
hat die Frage, ob der Erstattungsanspruch gegen den Unterstützten sich 
aus den allgemeinen Bechtsbestinmiungen herleiten lasse, zwar für das 
Bechtsgebiet des allgemeinen Landrechts bejaht, für die Gebiete des 
gemeinen und französischen Bechts jedoch verneint. Im Anschluß an 
die bereits durch das Obertribunal festgestellte Praxis^ hat das Beichs- 
gericht in den Vorschriften des Landrechts über nützliche Verwendung 
(I 13 §§ 262 ff.) eine hinreichende Grundlage für den Erstattungsanspruch 



*) Anl. zu den sten. Ber. H.-H. 1870/71, No. 6 S. 8, 19, 20, 48 und Abg.-H. 
1870/71, No. 109 S. 26t. 

•) Strieth, Bd. 78, 8. 280; Bd. 79 S. 198; Bntsch. Bd. 81 S. 217. 

9* 
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erblickt.^) Dagegen hat das Beichsgericht für das gemeine Recht ^) und 
das Oberlandesgericht zu Cöln für das französische Recht") angenommen, 
daß sich der Erstattungsanspruch nicht begründen lasse, daß er ins- 
besondere in den Bestimmungen über die Geschäftsführung ohne Auftrag 
und die ungerechtfertigte Bereicherung keine Stütze finde. Die Literatur 
ist der Rechtsprechung nur teilweise gefolgt. Insbesondere erhob Foerster- 
Eccius mit guten Gründen gegen die Anwendung der landrechtlichen 
Bestimmungen über nützliche Verwendung Widerspruch/) während anderer- 
seits Dem bürg für das gemeine Recht in der Unterstützung eine negotiorum 
gestio finden wollte.^) 

Das Bürgerliche Gesetzbuch, das die landesgesetzlichen Vorschriften 
auf diesem Gebiete aufrecht erhält (Art. 103, 139 E.G.) hat, soweit es 
an solchen fehlte, Yon neuem die Frage entstehen lassen, ob der Er- 
stattungsanspruch der Armenverbände sich auf die allgemeinen Rechts- 
Yorschriften gründen lasse, eine Frage, die für das frühere Gebiet des 
Landrechts um so größere Bedeutung gewann, als das BGB. die Vor- 
schriften über nützliche Verwendung nicht aufgenommen hatte.*) Die 
Frage hat in der Theorie verschiedenartige Beantwortung erfahren. Das 
Reichsgericht hat zu ihr noch nicht unmittelbai* Stellung genommen. 

Es ist also ein buntes Bild, das der Erstattungsanspruch gegen den 
Unterstützten auch jetzt noch bietet. Teils greifen mit ihrer mannig- 
fachen Regelung die einzelstaatlichen Gesetze ein, teils ist die Sache in 
das Gebiet der juristischen Streitfrage verwiesen. Es dürfte daher eine 
Übersicht über den gegenwärtigen Rechtszustand angebracht erscheinen. 
Nicht nur fUr die Annenverbände ist eine Klarstellung der fraglichen 
Rechtsbeziehungen von Wichtigkeit. Auch die Volksschichten, die mit 
der Armenpflege in Berührung kommen, haben hieran ein Interesse; hat 
doch der „Vorwärts" bereits geglaubt, seine Leser darüber aufklären zu 
müssen, daß der Erstattungsanspruch der Armen verbände in Preußen seit 
der Einführung des BGB. der gesetzlichen Begründung entbehre.'^ 



1) Bntsch. v. 27./11. 1879 in Gnich. Beitr. 24 S. 518, 

•) Entsch. vom 20./10. 1885, Bd. U S. 197; und vom 13./2. 1894 in Jur. Woch. 
1894 S. 128 No. 48; femer vom 18./4. 1899 im Preuß! Verw.-BL 1899 S. 75. 

•) Entsch. vom 4./2. 1885 im Preuß. Verw.-Bl. 1884/85 S. 896. 

*) Preuß. Privatrecht, 7. Aufl., Berlin 1896/97, Bd. U § 148 S. 458, Anm. 22. 
Ebenso Koch, Komm. z. A. L. R. Bd. IV Anm. 16 Abs. 5 zu § 67 n 19. 

^) Pandekten, 6. Aufl. Bd. II § 122 S. 833 Anm. 3. 

•) Planck, Komm. z. BGB. 1. u. 2. Aufl., Bd. ü, Vorbemerk, zum IL Titel, 
S. 426 zu m. 

^ No. 286 vom 6. Dezember 1901. 



— 133 — 

n. Spezialgesetzliche Vorschriften. 

1. Der Erstattungsanspruch im allgemeinen. 

Es ist hier keine Aufzahlimg der einzelnen Vorschriften beabsichtigt.') 
Nnr auf die Bestimmung ihrer juristischen Natur und ihrer wesentiichen 
Gedanken kommt es an. 

Ob die landesgesetzlichen Vorschriften, die den Erstattungsanspruch 
der Armenverbände gegen den unterstützten begründen, priyatrechtlicher 
oder öffentlich-rechtlicher Natur sind, erscheint nicht unzweifelhaft Bei 
der Beratung des Einführungsgesetzes zum BGB. erhoben sich in dieser 
Binsicht Bedenken mit Bücksicht auf die Frage, ob die betreffenden Vor- 
schriften trotz Art. 55, der die privatrechtlichen Vorschriften der Landes- 
gesetze außer Kraft setzt, weiter gelten würden. Zur Beseitigung aller 
Zweifel entschloß man sich, in Art. 103 einen ausdrücklichen Vorbehalt, 
der den Fortbestand der Vorschriften sicherte, aufzunehmen.') 

Die Frage läßt sich nicht einheitlich beantworten. Im allgemeinen 
wird man sich für die privatrechtiiche Natur zu entscheiden haben. Es 
wurde ja auch, wie oben erwähnt, bei der Beratung des Beichsgesetzes 
über den Unterstützungswohnsitz die Begelung der Erstattungsfrage dem 
Ziyilrecht zugewiesen. In der Tat handelt es sich hier um Gesichts- 
punkte vermögensrechtlicher Art; ein unmittelbares Interesse der All- 
gemeinheit wird nicht berührt.^ Der Umstand, daß einzelne Landesgesetze 
die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs dem Bechtswege entziehen,^) 
ändert an sich hieran nichts, denn es steht der Landesgesetzgebung nach 
§ 13 des Gerichtsverfassungsgesetzes frei, privatrechtliche Streitigkeiten 
den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten zuzuweisen. Anders 
liegt die Sache, wenn das Landesrecht den Erstattungsanspruch ausdrück- 
lich in das öffentliche Becht verlegt. So ist er in dem württembergischen 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspfiiege vom 16. Dezember 1876 unter 
den „Ansprüchen und Verbindlichkeiten aus dem öffentlichen Becht" 
aufgeführt (Art 1 und 10 zu 3) und im badischen Ausführungsgesetz 
vom 14. März 1872 (§ 4) wird seine Geltendmachung als öffentlich- 
rechtliche Streitigkeit bezeichnet. EUer ist also die Beziehung zwischen 



1) Zusammenstellungen s. bei Krech, die Reichsgesetze über d. U.-W., 5. Aufl. 
zu F., S. 854ff., bei Kuhlenbeck, Komm. z. E.G. z. BGB., Berlin 1901, zu Art. 108 
und 189, und bei Olshausen, Die Erstattungspflicht des Unterstützten in d. Z. f. 
d. Heimatwesen, V. Jahrg. 1900, S. 248 ff. 

*) Protokolle der Komm. f. d. 2. Les. des Entw. des BGB. (bearbeitet von 
Achilles usw.), Bd. 6 S. 617, 488. 

*) Dernburg, Das bürgerliche Recht des Deutschen Reiches und Preufiens, 
Halle a. S. 1902, Bd. H § 17 S. 47. 

*) S. unten sub. IV. 
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Annenverband und Unterstiitztem auch hinsichtlich der Erstattungspflicht 
als öffentlich-rechtliche gestaltet^) 

Die praktische Bedeutung der Unterscheidung liegt darin, daß, falls 
der Erstattungsanspruch als ein auf einem RechtsTerhältnis des öffent- 
lichen Rechts beruhender Anspruch anzusehen ist, auf ihn die für solche 
Ansprüche gegebenen besonderen Vorschriften,^ dagegen nicht die privat- 
rechtlichen Bestimmungen des BGB. — z. B. über Aufrechnung, Ver- 
jährung, Mehrheit von Schuldnern — Anwendung finden. 

Das Wesen der Erstattungsvorschriften — gleichgültig ob sie öffentlich- 
rechtlicher oder privatrechtlicher Natur sind — nötigt zu dem Schlüsse, 
daß sie, soweit sie eingreifen, die Materie ausschließlich regeln, so daß 
nicht etwa die allgemeinen privatrechtlichen Bestimmungen neben ihnen 
zur Begründung eines weiter gehenden Erstattungsanspruchs herangezogen 
werden können. 

Den meisten landesgesetzlichen Erstattimgsbestinmiungen ist das eine 
Moment gemeinsam, daß sie den Anspruch gewissen Einschränkungen 
unterwerfen.*) Zumeist ist hervorgehoben, daß die Erstattungspflicht des 
Armen erst eintritt, wenn er in bessere Vermögensumstände gelangt ist 
und ohne Gefahrdung des eigenen Unterhaltes die Erstattung besorgen 
kann (so in Bayern, Sachsen, Baden, Württemberg, Hessen, Oldenburg 
— hier soll über die Erstattungsmöglichkeit das billige Ermessen der 
Armenkommission entscheiden — Sachsen-Meiningen, Bremen, Lübeck, 
Hamburg).^) Völlig übereinstimmend sind die Vorschriften nicht: Bremen 
z. B. läßt die Erstattungspflicht nach Bestreitung des notdürftigen, Lübeck 
des standesmäßigen Unterhalts eintreten. Sachsen und Baden betonen, 
daß die Erstattung in angemessenen Fristen erfolgen könne. 

Auch der Fall, daß die Unterstützung an Nichtbedürfbige gewährt 
ist, wird in einigen Gesetzen (z. B. in Bayern, Württemberg, Sachsen- 
Meiningen) besonders berücksichtigt; der Erstattungsanspruch wird in 
diesem Falle von der erwähnten Beschränkung selbstverständlich nicht 
abhängig gemacht. In Bayern ist die Praxis allerdings hierüber hinaus- 



^) Dasselbe nehmen für das bayrische Recht an: Oertmann, Bayrisches 
Landesprivatrecht. 1. Brgänz.-Band zu Dernburg, Das bürgerl. Recht, Halle a. S., 
§ 56 S. 246, und Röder, Die Sicherung der gemeindlichen Ersatzansprüche auf 
dem Gebiete der öffentlichen Armenpflege, München 1904, S. 10. 

^ Z. B. Art. 124 des bayr. Ausf.-Ges. z. BGB. Dazu Röder a. a. 0. 

*) Es fehlen solche z. B. in Sachsen- Weimar, § 199 Abs. 1. Ausf.-Ges. z. BGB. 
(Becher, Die AusfOhrungsgesetze zum BGB., München 1901, XXI 8 S. 40.) 

^) Bayr. Gesetz über d. öffentl. Armen- und Krankenpflege vom 29./2. 1869 
Art. 6; Hess. A.-G. z. BGB. Art. 78 (Becher cit. VIÜ 8 S. 42); Lüb. A.-G. z. BGB. 
§59 (Becher cit. X 6 S. 49), im übrigen s. Krech cit. S. 857 ff. u. die hier zitierten 
Vorschriften. 
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gegangeo und läßt auch hier die Kückerstattusgspflioht nur eintreten, 
wenn die in Anspruch genommene Person durch Wegnahme ihrer Mittel 
nicht der Verarmung ausgesetzt würde. ^) 

Weiter beschränkt ein Teil der Gesetze den Erstattungsanspruch 
dadurch, daß sie dem Unterstützten eine Ersatzpflioht nur bezüglich dessen 
auferlegen, was er nach Vollendung eines bestimmten Alters erhalten hat. 
Württemberg, Baden und Oldenburg z. B. setzen diese Altersgrenze auf 
18, die Mecklenburg auf 14 Jahre fest Hessen schließt den Ersatz- 
anspruch gegenüber Waisen sowie Minderjährigen, deren Zwangserziehung 
angeordnet ist,, aus.^ 

In Bayern ist der Erstattungsanspruch davon abhängig, daß der Ver- 
mögenserwerb, der dem Armen die Bückgewährung des Empfangenen 
ermöglicht, binnen 10 Jahren nach Empfang der Unterstützung eintritt. 
In diesem Falle kann also nur auf die in den letzten 10 Jahren vor dem 
Vermögenserwerb gegebenen Unterstützungen zurückgegriffen werden.^ 
' Zwei wichtige Berechtigungen hat Bremen den Armenverbänden ver- 
liehen. Sie sollen einmal befugt sein, ausstehende Forderungen der 
Unterstützten einzuziehen; die Forderungen gehen durch Legalzession auf 
den Verband über, sobald er an den Schuldner eine schriftliche Zahlung«- 
auff orderung richtet; ein etwaiger Überschuß ist an den Unterstützten 
auszuzahlen. Die Armeuverbände sollen femer berechtigt sein: „das Ver- 
mögen Minderjähriger und anderer Unterstützter, welche nach dem Er- 
messen des Vorstandes des Armenverbandes zur eigenen Beurteilung und 
Wahrnehmung ihrer Geschäfte unfähig sind, bis zur Volljährigkeit, be- 
ziehungsweise während der Dauer jener Unfähigkeit, zu verwalten.^ Bei 
Minderjährigen soll der Annenverband jedoch nur aus den eingehenden 
Erträgen Deckung nehmen.^) Ob diese Vorschriften nicht über den 
Bahmen des Art. 103 E.G. z. BGB. hinausgehen und die Befugnis der 
Landesgesetzgebung überschreiten, dürfte recht zweifelhaft sein. 

Von preußischen Gesetzesvorschriften gehört in diesen Zusammenhang 
der § 66 A.L.R. 11 19,^) der, obwohl unter dem Marginale: „Successions- 
recht in den Nachlaß usw.^' stehend, gegen die unentgeltlich in Anstalts- 
pflege genommenen Personen, die die Anstalt vor ihrem Tode freiwillig 
wieder verlassen haben, wegen der auf sie verwendeten Kosten einen auch 
bereits bei Lebzeiten des Unterstützten bestehenden Bückforderungs- 



^) Röder cit. S. 7 zu a. 

*) In Berlin wird Waisenkindern laut Gemeindebesciüiiß ein Vermögen bis zu 
300 M. belassen. 

») Röder, cit S. 9. 

*) §§ 3, 4, 6* des Ges. v. 18./7. 1899. 

») Über §§ 50 ff. II 19 s. untf n S. 141 ff. 
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ansprach („aus ihrem Vennögen oder NacUasse'^) gewährt An einer 
SpezialYorschrift, die den Armenverbänden einen allgemeinen Erstattnngs- 
anspruch — wie er etwa gegen den Fürsorgezögling durch § 16 des 
preußischen Gesetzes über die Fürsorge Minderjähriger Tom 2. Juli 1900 
gegeben ist — einräumt, fehlt es. Freilich ist diese Ansicht nicht unbe- 
stritten. Schaefer^) hat den interessanten Versuch unternommen, in der 
Novelle yom 11. Juli 1891, die zum Ausführungsgesetze des Unter- 
stützungswohnsitz-G^setzes ergangen ist, eine Bestimmung nachzuweisen, 
die angeblich den Ersatzanspruch für den Umfang des ganzen Staatsgebietes 
statuiert. Es soll der Schlußsatz des jetzigen § 68 des Ausfuhrungs- 
gesetzes sein, der lautet: 

„Die EUage ist gegen den Unterstützten und gegen seine 
alimentationspflichtigen Angehörigen zulässig.'' 

Rein äußerlich befremdet es bereits, daß der Gesetzgeber eine so 
wichtige materiellrechtliche Bestimmung an unscheinbarer Stelle durchweg 
prozessualischen Vorschriften angehängt haben soll. Schaefer schließt 
indessen wie folgt ^): aus den Kommissionsverhandlungen läßt sich der 
Nachweis fuhren, daß den Kreisen, welche die Novelle von 1891 als 
Träger der Armenpflege einführte, der Erstattungsanspruch gewährt werden 
sollte, sonst wäre auch der zitierte Satz völlig überflüssig; dann aber ist 
ohne weiteres anzunehmen, daß auch den Armenverbänden dieselbe Be- 
rechtigung verliehen sollte, denn wollte man ihnen den Erstattungsanspruch 
der den Kreisen zusteht, versagen, so ergäben sich die bedenklichsten 
Ungleichheiten und eine Benachteiligung der Armenverbände, die dem 
Gesetzgeber fernlag. 

Zur Würdigung* dieser Beweisführung sei folgendes hervorgehoben: 
Die §§ 65 — 67 des Ausführungsgesetzes bestimmen über die Heran- 
ziehung Unterhaltungspflichtiger Angehöriger im Verwaltungswege zur 
Gewährung laufender Unterstützung. Daß bereits verausgabte 
Unterstützungen nur im Bechtswege zurückgefordert werden können, er- 
scheint an sich selbstverständlich. Man hat es in § 68 indessen noch 
ausdrücklich hervorheben wollen — wie es in den Motiven heißt: 

„zur Beseitigung der über diesen Punkt in der Praxis ab und 
zu entstandenen Zweifel."^ 
Der § 68 lautete deshalb: 



^) Die privatrechtUchen Beziehungen der Armenverbände zu den Unterstützten 
und zu dritten Personen nach Reichsrecht und Preußischem Recht, in Grach. 
Beiir. Bd. 41, S. 90 ff. 

«) a. a. 0. S. 97 ff. 

*) Anlagen zu d. sten. Ber. des H.H. 1870/71, No. 6. S. 19. 
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„Die Erstattung bereits verausgabter ünterstützungskosten kann 

ein Armenverband in allen Fällen, soweit nicht die §§ 40 ff., betreffend 

das Yerfahrea in Streitsachen der Armenyerbände, zur Anwendung 

kommen, nur im gerichtlichen Verfahren beanspruchen.'' 

Eine materiell rechtliche Entscheidung, wann der unterstützte oder 

seine Angehörigen erstattungspflichtig seien, war in den §§ 66 — 68 nicht 

enthalten. 

Die Novelle von 1891 verfolgte den Zweck, die Ortsarmenverbände 
zu entlasten und die sogenannte außerordentliche Armenlast (Anstaltspflege 
für Geisteskranke usw.) auf kräftigere Schultern zu legen. In der Kom- 
mission des Abgeordnetenhauses wurden gegen die Regierungsvorlage 
Terschiedene Bedenken laut, und es wurden zwei Gegenent¥nirfe aus- 
gearbeitet, von denen der zweite dem späteren Gesetze zu Grunde gelegt 
wurde. In diesem Entwürfe, und zwar in Art. V, tauchte zum ersten 
Male die hier fragliche Bestimmung auf. Art V lautete: 

„Dem § 68 des Gesetzes vom 8. März 1871 (Gesetzsamml. S. 130) 
werden folgende Sätze hinzugefugt: 

Der Erstattungsanspruch im gerichtlichen Verfahren steht in den 
Fällen der §§ 31, 31a, 31b und 36 auch den Kreisen und sonstigen 
daselbst bezeichneten Kommunalverbänden zu. Die Klage ist gegen 
den unterstützten und gegen seine alimentationspflichtigen Angehörigen 
zulässig.''^) 

Zur Begründung nahm der Antragsteller auf seine Ausfuhrungen 
über die Heranziehung der Angehörigen zu laufender Unterstützung, in 
denen er geltend machte, daß es „dringendes Postulat der Billigkeit^ sei, 
die Kreise den Armenverbänden gleichzustellen, Bezug und erklärte, daß 
Art. Y dasselbe Ziel bezüglich der Erstattung bereits verausgabter ünter- 
stützungskosten verfolge.^ 

Es scheint hiemach, als habe der Antragsteller die Bedeutung des 
§ 68 verkannt und in ihm eine materielle, den Erstattungsanspruch 
begründende Vorschrift erblickt, denn es sollte wohl die Ausdehnung 
dieser — an sich recht unerheblichen — Vorschrift auf die Kreise eben- 
falls ein Postulat der Billigkeit darstellen. Auch der seltsame Wortlaut 
des Art. V: „Der Erstattungsanspruch .... steht .... zu'' deutet 
hierauf hin. Bei der Beratung des Art. V hat man ihm sicherlich 
materiellrechtliche Bedeutung beigelegt, denn es heißt weiter in dem 
Eommissionsbericht^ : 

Anlagen zu d. sten. Ber. des Hauses der Abg., 1890/91, Bd. m, No. 861, 
S. 2834. 

*) Anlagen cit. 8. 2385. 
») a. a. 0. S. 2836. 

10 
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„Zu Artikel V des letzteren — des Entwurfs 11 — wurde seitens 
des Ilegierungskominissaxs bemerkt, daß es zweifelhaft erscheine, ob 
nicht schon auf Grund der „nützlichen Verwendung'^ die Erstattung 
bereits verauslagter Armenpflegekosten verlangt werden könne. Die 
Kommission beschloß jedoch, zur Sicherheit den Kreisen usw. diesen 
Erstattungsanspruch ausdrücklich zu gewährleisten und nahm den 
Artikel Y einstimmig an.'' 

Auf diese Ausführung stützt sich Schäfer, auf ihr beruht sein 
Schluß, daß dem zweiten Satze des Art V materiell-rechtliche Bedeutung 
zukomme. Indessen nirgends kommt zum Ausdruck, daß gerade dieser 
zweite Satz des Art. V — des Art. III der Novelle — die von Schäfer 
behauptete wichtige materiell-rechtliche Neuerung enthalten sollte. Der 
Regierungskommissar scheint diese in dem gesamten Art. V erblickt zu 
haben. Hätte Schäfer recht, dann müßte doch an irgend einer Stelle 
hervorgehoben sein, daß der Art. V an sich zwei grundverschiedene Be- 
stinmiungen enthalte. Aber offenbar hat man den zweiten Satz nur als 
erläuternde Ergänzung des ersten betrachtet — gerade er hat pro- 
zessualischen Wortlaut: Die Klage usw. — , und sich über die Bedeutung 
der gesamten Bestimmung keine hinreichend klare Vorstellung gemacht 
Die Kommissionsverhandlungen sind daher nicht geeignet, auf eine deutliche 
gesetzgeberische Intention Schlüsse ziehen zu lassen. Der § 68 kann 
vielmehr lediglich aus sich heraus interpretiert werden, und da kann aus 
den — gesetzestechnisch wenig glücklichen — Zusätzen der Novelle nichts 
anderes herausgelesen werden, als eine Ausdehnung des § 68 auf die 
Kreise und die anderen in der Novelle bezeichneten Kommunalverbände. 
Wenn der letzte Satz besonders hervorhebt, daß die Klage gegen den 
Unterstützten und die alimentationspflichtigen Angehörigen zulässig sei, 
so wird man ergänzen müssen: sofern das materielle Recht den 
Erstattungsanspruch gewährt. 

WoUte man aber selbst Schäfer folgen und in dem letzten Satze 
des § 68, bezw. des Art. HI der Novelle eine materielle Vorschrift er- 
blicken, dann würde doch diese Vorschrift nur für den Umfang der 
NoveUe Geltung beanspruchen können, d. h. sie würde sich lediglich auf 
den ersten Satz des Art. III beziehen und einen Erstattxmgsanspruch für 
die Kreise usw., nicht aber für die Armenverbände im allgemeinen 
begründen. Gerade in der zitierten Stelle des Kommissionsberichtes, die 
aUein der Beweisführung Schäfers zu Grunde liegt, heißt es klar und 
deutlich, daß die Kommission beschloß: „zur Sicherheit den Kreisen usw. 
den Erstattungsanspruch ausdrücklich zu gewährleisten." Also nur die^ 
Kreise usw. hatte man im Auge, von einer allgemeinen Regelung des 
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Erstattmigsaiispraohs ist keine Rede. ^) Wenn nun Schäfer auf die miß- 
lichen Folgen hinweist, die sich aus einer yerschiedenartigen Behandlung 
der Kreise und Armenverbände ergeben würden, so liefert er einen der 
besten Gründe, der fraglichen Vorschrift überhaupt keine materiell-rechtliche 
Bedeutung, auch nicht für die Kreise, beizulegen. In Theorie und Praxis 
herrscht über die Schaf er sehe Ansicht Streit^ 

2. Stellung zum Nachlaß. 

Soweit der Erstattungsanspruch als solcher gegeben ist, richtet er 
sich, wenn die Voraussetzungen, von denen er abhängig ist, erfüllt sind, 
auch gegen den Nachlaß bezw. die Erben. Die Stellung des Armen- 
Terbandes ist hier dieselbe wie jedes anderen Nachlaßgläubigers, und dem 
Erben stehen die gesetzlichen Mittel zur Verfugung, die Haftung auf den 
Nachlaß zu beschränken. 

Ist der Erbe unbekannt, dann bleibt dem Armenverbände nichts 
übrig, als die Bestellung eines Nachlaßpflegers zu beantragen, *) der den 
Nachlaß zu liquidieren hat, und dem gegenüber die Erstattungsforderung 
geltend zu machen ist. Bei geringfügigen Nachlässen würden die Kosten 
dieses umständlichen und kostspieligen Verfahrens den Wert des Nach- 
lasses übersteigen. In der berliner Praxis werden daher solche Nachlässe 
in der Annahme, daß die Erben mit diesem sachgemäßen Vorgehen ein- 
verstanden sind, ohne weiteres versilbert, der Erlös auf die Kosten ver- 
rechnet und ein etwaiger Überschuß an das Nachlaßgericht abgeführt.^) 



^) Bei einer anderen Vorschrift der Novelle, der über die Vollstreckbarkeit der 
schriftUchen Vereinbarungen im § 65 Abs. 5 des Ausf.Ges., erkennt Schäfer (S. 268) 
selbst an, da0 eine allgemeine Ausdehnung auf die Armenverb&nde unzulässig sei. 

*) Für Schäfer: Erech, Reichsgesetz über d. U.W. S. 857, Anm. 2 zu § 68, 
Olshausen In d. Zeitschr. f. d. Heimatwesen, 1900, S. S78f., und ein von Greve, 
Die Brstattungsansprüche der Armenverbände, Boma-Leipzig 1904, S. 12 zitiertes 
Urteü des Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M. v. 24./10. 1900. 

Dagegen: Greve selbst S. 14; anscheinend Eger, Komment, z. Reichsges. 
über d. U.W. 4. AufL S. 837: Niedner, Komm. z. B.G. Z.3GB, Berlin 1901, Anm. 2 
Abs. 2 ZU Art. 103; das Landgericht zu Königsberg 1. Pr. nach MitteUung des 
dortigen Magistrats. Auch ein von Münsterberg in den Schriften des deutschen 
Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit Heft 41 S. 7 mitgeteUtes UrteU des 
Landgerichts zu Aachen vom 16./1. 1899 lehnt es ab, den Brstattungsanspruch auf 
§ 68 Ausf.-Ges. zu gründen. 

Zweifelhaft ist Brinkmann; Die für das Armenwesen wichtigsten Vor- 
schriften des BGB. in den Schriften des erwähnten Vereins S. 44. Über das Bundes- 
amt für das Heimatwesen vgl. unten S. 81 Anm. 8. 

•) §§ 1960, 1961 BGB. 

*) Grundsätze für die juristische Bearbeitung der Armenangelegenheiten, 
Berlin 1901, § 92 S. 58. 

10» 
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In einigen Landesgesetzen ist die Stellung des Annenrerbandes nun 
Nachlaß des Unterstützten durch besondere Vorschriften geregelt, dem 
Verbände insbesondere ein Erbrecht eingeräumt. Das Bürgerliche Gresetz- 
buch fand die Yerschiedenartigsten Vorschriften über die Beerbung Unter- 
stützter Yor. In den Motiven zu dem Entwurf eines Einführungsgesetzas 
(S. 204 zu Art. 81) heißt es: „Das Erbrecht ist bald ein subsidiäres, 
bald ein konkurrierendes, bald ein ausschließliches, mitunter auch nur ein 
Fflichtteilserbrecht Bald steht dasselbe gegenüber allen Verwandten, bald 
nur gegenüber gewissen Verwandten zu; bald kann es durch Zahlung yon 
Pflegegeldem abgewendet werden, bald greift es schlechthin Platz; bald 
hat es zur Voraussetzung, daß die betreffende Person bezw. deren gesetz- 
licher Vertreter bei der Aufnahme entsprechend verständigt worden ist, 
bald tritt es auch ohne diese Voraussetzung ein. Zuweilen beschrankt 
das Becht sich auf die eingebrachten Sachen, und es ist solchenfalls nicht 
immer klar, ob das Recht erbrechtlichen Charakter hat." 

Durch Art. 139 E. 6. sollten alle diese Vorschriften aufrecht erhalten 
werden.^) Ein Antrag in der Beichstagskommission, sie als Überbleibsel 
aus einer Zeit, wo die Gesetzgebung noch nicht hinreichend für den Armen 
sorgte, zu streichen, wurde abgelehnt.^) 

Eine bedeutsame Einschränkung des Erbrechts findet sich in Bremen, 
wo der Armenverband den nach Befriedigung der Nachlaßgläubiger und 
nach Deckung der gewährten Unterstützungen sowie der Unkosten ver- 
bleibenden Überschuß an die Personen, welche durch das Erbrecht des 
Armenverbandes von der Erbfolge ausgeschlossen sind, auszuzahlen hat.^ 
Das Erbrecht selbst ist hier freilich nur davon abhängig gemacht, daß 
die Unterstützung in den letzten fünf Jahren vor dem Erbfall statt- 
gefunden hat und dann nicht schon zurückerstattet ist^) Dagegen ist 
nicht erforderlich, daß die Unterstützung als laufende oder daß sie bis 
zum Tode gewährt wurde. Auch andere Landesgesetze bestimmen zeitliche 
Grenzen. Sachsen z. B. gewährt an dem Nachlaß der unentgeltlich in 
Anstalten bis zum Tode Verpflegten ein Erbrecht zur Hälfte, wenn die 
Person sich in den letzten vier Jahren in der Anstalt befand, zu einem 
Drittel bei kürzerem Aufenthalt.^) Hamburg gibt ein ausschließliches 
Erbrecht nur für den Fall, daß der Verstorbene innerhalb der letzten 



^) Vgl. die Zusammenstellung bei Nledner, Komm. z. E. G. Anm. 2 u. 3 zu 
Art. 189. 

*) Wagner (Staudinger), Komm. z. E.G. z. BGB, München 1900, Anm. 1 zu 
Art. 139. 

«) § 5 Abs. 5 des Ges. vom 18./7. 1899. 

*) § 5 Abs. 1 clt. 

») A.G. vom 18./6. 1898, §§ 42—44. Becher cit. XVÜ 1 S. 8. 
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fünf Jahre Tor dem Tode mindestens 160 Wochen hindurch nnterstützt 
worden ist^) — eine Vorschrift, die der armenrechtlich oft recht zweifel- 
haften Frage, für welche Zeit eine Unterstützung zu rechnen ist, auch 
hier Geltung yerleiht. 

Als Erbe haftet der Armenverband wie jeder andere Erbe; ihm kann 
auch eine Frist zur Errichtung eines Inventars gesetzt werden, nach deren 
Versäumung er unbeschränkt haften würde.*) Wenn Bremen die Haftung 
ohne weiteres auf den Nachlaß beschränkt,^ so ist es fraglich, ob dies 
landesgesetzlich zulässig ist/) 

Für das landrechtliche Preußen sind die §§ 50 ff. A.L.B. U 19 durch 
Art. 89 zu Ic des preußischen Ausführungsgesetzes vom 20. September 
1899 aufrecht erhalten. Nach diesen Vorschriften steht den Armen- 
verbänden an dem Nachlaß solcher Personen, denen unentgeltlich Anstalts- 
pfiege gewährt ist,^) und die in dieser Verpflegung gestorben sind, ein 
gesetzliches Erbrecht zu, das durch Verfügungen von Todes wegen in 
keiner Weise beeinträchtigt werden kann. Nur die ehelichen Nachkommen 
und die Ehefrau behalten ihr Pflichtteilsrecht, es sei denn, daß sie trotz 
hinlänglichen Vermögens dem Bedürftigen Unterstützung versagt haben. 
Gegenüber Waisenhauszöglingen, die vom Waisenhaus aus versorgt worden 
sind, greift das Erbrecht auch nach ihrem Austritt Platz, wenn sie vor 
der Großjährigkeit versterben; nur lunfaßt das Erbrecht das nach dem 
Austritt erworbene Vermögen nicht. Voraussetzung des Erbrechts ist, 
daß es dem Verpflegten zu Protokoll bekannt gemacht ist; ist dieser 
seines Verstandes nicht mächtig oder beschränkt geschäftsfähig, so hat 
die Bekanntmachung außer an den gesetzlichen Vertreter auch an die 
Eltern, oder, wenn diese nicht mehr leben, die nächsten Verwandten, zu 
erfolgen. Der Zweck ist, diese darüber aufzuklären, daß ihnen der Ver- 
lust des Erbrechts droht. Man wird als selbstverständliche Voraussetzung 
dieser Vorschrift anzusehen haben, daß die Eltern bezw. Verwandten 
erreichbar und zur Entgegennahme der Bekanntmachung bereit sind.^) 

Die §§ 50 ff. II 19 gewähren zwar das erwähnte Erbrecht nicht aus- 
drücklich den Armen verbänden, sondern den „öffentlichen Anstalten'' 



1) § 14 Abs. 2 des Ges. vom 18./5. 1892. 

«) § 1994 BGB. Zu beachten § 2002 eod. (Privatinventar genügt nicht.) 

») § 6 Abs. 2 des Ges. v. 18./7. 1899. 

*) Vgl. Planck, Komm. z. BGB., Anm. 4 Abs. 2 zu Art. 189 B.G. 

^) Die Aulüahme zur «unentgeltlichen Verpflegung" kann trotz der Absicht, 
Brsatz zu fordern, vorliegen; vgl. Collatz, Das Erbrecht in den Nachlaß von 
Armenhäuslern usw., in der Deutschen Gemeinde-Zeitung XXXVII Jahrg., No. 52 
V. 24./12. 1898. 

*) Wegen der Form der protokollarischen Erbbekanntmachung vgl. Brinkmann 
a. a. 0. S. 51. 
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selbst, welche die Verpflegung besorgt haben. Wai öffentliche Annen- 
anstalten im Sinne des § 50 cit zunächst sind, ergeben die §§ 32^ 
42 II, 19: Armenhäuser, Hospitäler usw., denen die Rechte juristischer 
Personen zustehen. Es handelt sich indessen hier um armenrechtliche 
Bestimmungen, und der Sinn des Gesetzes ist, daß für eine bestimmte 
Art der öffentlichen Armenpflege dem Träger dieser Armenpflege das 
Erbrecht zufallen solle. Dies ergeben auch die Vorläufer der landrecht- 
lichen Vorschriften.^) Die Armenyerbände haben seit dem Armenpflege- 
gesetz vom 31. Dezember 1842 die früher dem Staate resp. den Armen- 
anstalten obliegenden Pflichten der Armenpflege übernommen ^ und sind 
auch in ihre Rechte eingetreten. Es ist daher unbedenklich — und ent- 
spricht auch der allgemeinen Ansicht') — die §§ 50 ff. auf die Armen- 
yerbände, die den Bedürftigen Anstaltspflege gewähren, anzuwenden, 
gleichgültig, ob es sich um eigene oder fremde, öffentliche oder priyate 
Anstalten handelt Zum Beweise kann man auch auf das Hofreskript 
yom 2. Juli 1801 yerweisen, das den § 67 11 19 dahin deklariert, „daß 
dem hiesigen — Berliner — Armendirektorium in GemäBheit der älteren 
E^te yom 27. Januar 1716, 18. September 1726 und 18. Mai 1735 
nach wie yor ein Erbrecht auch auf den Nachlaß solcher Personen zu- 
stehen soll, welchen, ohne in einer Armenanstalt aufgenommen zu sein, 
bis zu ihrem Ableben aus der Armenkasse Almosen gereicht werden.^ 
Daß dem Armendirektorium, wenn es Anstaltspflege gewährte, das Erb- 
recht zustehe, wird hier ohne weiteres yorausgesetzt. 

Kein Erbrecht, sondern das Becht, „aus dem Nachlaßt Ersatz zu 
yerlangen, steht den Armenyerbänden in folgenden Fällen zu: 

a. wenn die aufgenommene Person die Anstalt yor dem Tode frei- 
willig wieder yerlassen hat, § 66 II 19; 

b. wenn die Erbbekanntmachung nichtgehörig erfolgt ist, § 65 eod.; 

c. wenn die Aufnahme in einer Anstalt erfolgt ist, die bloß zur 
Heilung der Kranken bestinmit ist, § 74 eod. — Irrenhäuser gehören, 
soweit die Kranken dauernd in ihnen yerbleiben sollen, hierzu nicht; 

zu b. und c. beschränkt sich der Erstattungsanspruch auf die baren 
Auslagen und ein Kostgeld, § 66 eod. — im armenrechtlichen Sinne 
etwa die IndiyiduaUcosten ; 

d. wenn jemand nicht in die Anstalt aufgenommen, sondern Beiträge 
daraus zu seinem Unterhalt bis zum Ableben erhalten hat, § 67 eod. 



^) Vgl. Dernburg, Lehrb. des preuß. Priyatrechts, 4. AulL Bd. m § 198 S. 560 
Anm. 18. 

*) Bntsch. des O.-Tr. Bd. 61 S. 834. 

*) Dagegen GoUatz, Die Bedeutung des BGB. für das Armenwesen, im Preuß. 
Verw.-Bl. 1900 S. 142. 
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Diese wichtige Bestimmung geht weiter als ihr nnmittelbarer Wortlaut 
besagt Sie bildet den Gegensatz zu § 50 und gewährt für die offene 
Pflege den Erstattungsanspruch, wie dort für die Anstaltspflege das Erb- 
recht gegeben ist § 67 beschränkt sich also nicht lediglich auf den Fall, 
daß aus den Mitteln einer selbständigen Anstalt Unterhalt gewährt wird, 
sondern betrifft alle aus Armenfonds gegebenen Unterstützungen, soweit 
sie bis zum Tode gewährt sind.^) Es handelt sich in § 67 um dieselbe 
Art der Unterstützung, die in dem erwähnten Hofreskript yon 1801 Er- 
wähnung findet Dieses geht für das Berliner Armendirektorium, an 
dessen Stelle die Berliner Armendirektion getreten ist,^) über die Vor- 
schrift des § 67 hinaus, indem es an dem Nachlaß solcher Personen, die 
in offener Pflege bis zu ihrem Tode Almosen erhalten haben, ebenfalls 
ein Erbrecht gewährt. 

In Berlin tritt daher das Erbrecht ein, wenn laufende Unterstützungen 
bis zum Tode, gleichgültig ob in einer Anstalt oder in offener Pflege, 
gewährt wird. In den übrigen landrechtlichen Gebieten ist das Erbrecht 
von der Anstaltspflege abhängig, während bei anderer bis zum Tode 
gereichter laufender Unterstützung Ersatz aus dem Nachlaß gemäß § 67 n 19 
gefordert werden kann. 

Wann die Unterstützung als eine laufende anzusehen ist, muß nach 
ihrem Zweck, nicht nach ihrer Dauer beurteilt werden; sie kann z. B. 
▼erliegen, auch wenn der Unterstützte ganz kurze Zeit nach ihrer 
Bewilligung stirbt.) 

Die Berechtigung des Armenverbandes, Ersatz „aus dem Nachlaß'' 
zu yerlangen, enthält ohne weiteres eine Beschränkung des Anspruchs auf 
den Nachlaß. Darüber hinaus haftet der Erbe also nie; er steht wie der 
Erbe im Falle des § 1990 BGB. Dieser Grundsatz war bereits unter 
der Herrschaft des Landrechts anerkannt, indem man hier in den 



») Strieth, Bd. 78 S. 281; Koch, Komm. z. A.L.R., Bd. IV, Anm. 16 zu 
§ 67 II 19. Dagegen (ohne Begründung) O.-Tr. Bd. 79 S. 198; R.-G. in Gruch. 
Beitr. Bd. 24 S. 5U. — Die Ansicht von Schäfer a. a. 0. S. 116, daß § 67 auch 
Anwendung finde, wenn die Unterstützung nicht bis zum Tode des Bedürftigen 
gedauert hat, steht mit dem Wortlaut des Gesetzes im Widerspruch und ist nicht 
zu bewilligen. 

*) Bntsch. d. O.-Tr. Bd. 24 S. 292. — Subjekt des Erbrechts ist die von der 
Armendirektion vertretene Stadtgemeinde Berlin. 

*) In der Praxis ist es oft zweifelhaft, ob dauernde Unterstützung vorliegt 
Neuerdings entstand z. B. die Frage, ob in der Überlassung einer Drehorgel zur 
Benutzung eine dauernde Unterstützung zu finden sei; s. Preuß. Verw.-Bl. 1904, 
8. 224. Vgl. Wohlers-Krech, Komm. z. U.W.Ges., 9. Aufl., Anm. 2b zu § 14. 
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erwähnten Fällen anch den Erben ohne Vorbehalt nicht über den Nach- 
laß hinaus haften ließ.^) (Schluß folgt.) 

Nachweis von MateriaL 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
ErgSnzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Qnmdplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Binzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

1. D. Armenwesen im allgemeinen. 

Zur Oesehichte des Brannschweigischen Armenwesens. Am 19. Februar 1905 
waren hundert Jahre verflossen, seit das Armenwesen der Stadt Braunschweig einer 
durchgreifenden Neuordnung nach den Vorschlägen des als Menschenfreund und 
Dichter bekannten Geh. Justizrats Johann Anton Leisewitz unterzogen wurde. 
Der Gedenktag gab Veranlassung zu einer Erinnerungsfeier, an der neben den 
Spitzen der Staats- und städtischen Behörden etwa 250 Armenpfleger, Bezirks- 
vorsteher, Armenärzte und Freunde der Armenpflege teilnahmen. Die Festrede hielt 
Stadtrat von Frankenberg; er gab einen Rückhlick über die Entwicklung des 
Braunschweigischen Armenwesens. Die erste Ordnung der Verhältnisse auf 
diesem Gebiete war ein Werk des Reformators Bugenhagen, der die Verteilung 
der Erträgnisse des Gotteskastens als kirchliche Angelegenheit betrachtete (1528). 
Anderthalb Jahrhunderte später stellte man das 1677 gegründete große Waisen- 
und Arbeitshaus in den Mittelpunkt, indem man dem überhand nehmenden Bettler- 
unwesen durch die geschlossene Armenpflege zu steuern suchte. Erst gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts drang die Überzeugimg durch, dafi eine speziellere Rücksicht- 
nahme auf die einzelnen Armen nötig sei, und daß man die tatkräftige, ehrenamtliche 
Beteiligung der Bürgerschaft bei der Armenverwaltung nicht entbehren könne. 
Außer dem Abt Jerusalem (dem Vater des unglücklichen Jimgen Werther") hatten 
der Arzt Dr. Fischer und der Professor Johann Joachim Eschenburg in trefflichen 
Aufsätzen die Notwendigkeit einer Reform betont und dabei vor allem auf das 
Vorbild der Stadt Hamburg hingewiesen, die man wegen der hohen Anerkennung, 
deren sich ihr vorzüglich geordnetes Armenwesen weit und breit erfreute, das 
Biberfeld des 18. Jahrhunderts nennen kann. Auch das Annendirektorium zeigte 
sich einer Änderung geneigt, als Leisewitz (geboren 1752, gestorben 1806), der sich 
das volle Vertrauen des Herzogs Carl WUhelm Ferdinand erworben hatte, mit seinen 
ebenfalls dem Hamburger Muster entsprechenden, eingehend begründeten Vorschlägen 
hervortrat und eine Reihe tüchtiger Mitarbeiter dafür anwarb. Bezeichnend für die 
damalige Auffassung ist der Eingangssatz seiner Denkschrift: „Eine öffentliche 
Armenanstalt ist eine Staatsbehörde, die von dem Publike den Auftrag hat, 



^) Entsch. des O.-Tr. Bd. 45 S. 419; Bd. 61 S. 332; Strieth, Bd. 38 S. 822; 
Bd. 81 S. 54. In § 67 n 19 heißt es ausdrücklich: aus dem Nachlasse, „soweit 
derselbe dazu hinreicht". — Dagegen O.-Tr. Bd 11 S. 411; Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, ffl § 193 S. 561. 
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Almosen, die es zusammenbringt, zum Besten der Armen zu verwenden/ Nach 
Überwindung mancher Schwierigkeiten gelang es unter freigebiger Mitwirkung des 
Herzogs, am 13. Februar 1805 die neue Armenanstalt ins Leben zu rufen, bei der 
in fünf Bezirken mit je acht Quartieren die Fürsorge durch Je zwei Pfleger der 
Erwachsenen und einen Jugendpfleger ausgeübt wurde. Leider hat der treffliche 
Stifter, dessen noch heute mit inniger Dankbarkeit gedacht wird, sein Werk nicht 
lange schauen dürfen; seine zarte Gesundheit hielt den mannigfaltigen Beschwerden 
seines Berufs und seiner Ehrenämter nicht stand: er starb am 10. September 1806, 
Yon zahllosen Liebesbeweisen von Arm und Reich zur letzten Ruhestätte geleitet 
Er hatte angeordnet, daß er wie die Allerärmsten in einem platten weißen Sarge 
beigesetzt werden wolle; sein Herzog ließ es sich indes nicht nehmen, ihn mit sechs 
Rappen seines Marstalls zum Friedhof hinausfahren zu lassen. Gewaltige Stürme 
brausten bald nach Leisewitz' Tode über das Braunschweiger Land dahin, auch 
die Armenanstalt blieb davon nicht verschont. Der edle Carl Wilhelm Ferdinand 
wurde bei Auerstädt tötlich verwundet, seine Zuschüsse hörten auf, und die west- 
fälische Regierung ließ mit einem Federstriche die früheren verbrieften Zuwendungen 
auf den dritten Teil zusammenschrumpfen. Die in der Armenpflege wirkenden 
Personen hielten indes tapfer allem Ungemach stand, und daß sie so unverzagt 
auszuharren vermochten, ist wiederum das Verdienst von Leisewitz, dessen Geist 
sie übers Grab hinaus mit Begeisterung und Liebe für ihr Amt erfüllte, und der 
der Mitbegründer des „Montags Vereins*", einer zwanglosen Vereinigung der Armen- 
pfleger und -Freunde, gewesen ist. In diesem Verein, der Gelegenheit zu einer 
wöchentlichen freundschaftlichen Zusammenkunft und zur Besprechung von Fragen 
aus der Armenpflege gab, fanden sich alte und junge Pfleger zu nützlichem 
Meinungsaustausch ; er blieb fortan „der ruhende Pol in der Erscheinungen Flucht**, 
als 1815 die alte Ordnung wieder hergestellt, als 1832 das Armenwesen von der 
Stadt als ein Zweig ihrer Selbstverwaltung übernommen und im Jahre 1889 die 
Einsammlung von freiwUligen Gaben in der Hauptsache durch Erhebung der 
Kommunalsteuer zur Deckung des Fehlbetrags der Armenkasse eingeführt wurde. 
Dem Verein erschloß sich dadurch ein neues Tätigkeitsfeld, auf dem er noch Jetzt 
eifrig wirkt. Es lag die Gefahr vor, daß die einer landesherrlichen Anordnung von 
1806 entstammende Jährliche „Armenpredigt** in den Stadtkirchen nach Übernahme 
der Armenlasten auf die Stadtkasse und auf die Steuererträgnisse fortan ihren 
Zweck verfehlen würde. Der Verein beantragte daher und erreichte im Jahre 1856, 
daß die Einkünfte der Armenpredigten für verschämte, nicht in laufender Armen- 
pflege befindliche Arme bestimmt wurden, und daß die Armendirektion dem 
Montagsverein das Recht einräumte, ihr Vorschläge zur Verwendung an derartige 
Personen zu machen. In den folgenden Jahrzehnten wuchs Braunschweig durch 
den Aufschwung des Handels und der Industrie so an Einwohnerzahl, daß auch im 
Armenwesen eine Neuregelung nötig wurde. Als 1879 der Oberbürgermeister 
Pockels die Leitung der städtischen Verwaltung übernahm, ließ er sich in den 
ersten Jahren seiner Amtstätigkeit die gründliche Umgestaltung der Armenpflege 
angelegen sein. Die von ihm im Jahre 1888 nach dem Elberfelder Vorbild durch- 
geführte Reform, bei der sofort die Zahl der Armenpfleger auf das Dreifache stieg 
(von 55 auf 169), hat inzwischen in manchem bösen Winter die Probe bestanden, 
und neben Leisewitz wird der Name des vor Jahresfrist heimgegangenen Ober- 
bürgermeisters Dr. Pockels in dankbarer Erinnerung der Armen imd der Armenpfleger 
fortleben. Manche Änderung und Vervollständigung ist auch in neuester Zeit noch 
erforderlich gewesen, um dem steigenden Bedarf in der Armenpflege gerecht zu 
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werden. So ist die Zahl der Annenbezirke seit 1888 von 18 auf 24, die der Armen- 
pfleger von 169 auf 294 gestiegen und die T&tigkeit der Armenärzte der geschlossenen 
Kranken- und Kinderpflege wesentlich erweitert worden. 

V. Frankenberg (Braunschweig). 

IL D. Kirchliche Armenpflege. 

Zentralangsehuß für die Innere Mission der deutschen eTangelischen Kirehe. 

46. Bericht. 1. Januar bis 81. Dezember 1904, Berlin. Es wird wie üblich über das 
gesamte Arbeitsgebiet der Innern Mission berichtet. Wir heben daraus ihre Tätig- 
keit imd Stellungnahme zu den Folgen des neuen Fürsorgeerziehungsgesetzes hervor. 
Binzelne Spezialfragen wurden auf der im November 1904 nach Berlin einberufenen 
Rettungshauskonferenz verhandelt, an der mit wenigen Ausnahmen alle Ver- 
treter des evangelischen Erziehungs- und Rettungshauswesens teilnahmen. Agadh 
sprach über das Thema: „Welche Einwirkung hat das neue Kinderschutzgesetz vom 
80. März 1908 auf die Arbeitsbeschäftigung der Rettungshauszöglinge?* Es wurde fest- 
gestellt, daß das Gesetz die gewerbliche Arbeit in den Erziehungsanstalten der I. M. nicht 
treffe, wohl aber die gewerbliche Arbeit der von den Anstalten in Familienpflege 
gegebenen Zöglinge. Deren Beschäftigung sei daher zu überwachen. Auf den Vor- 
trag von Gerhard (Berlin): »Welche Änderungen des preußischen Fürsorgeerziehungs- 
gesetzes erscheinen durch die bisherigen Erfahrungen gerechtfertigt?" entschied 
man sich dahin, daß bei seiner entsprechenden Anwendung zur Abänderung des 
Gesetzes ein ausreichender Grund nicht vorliege. Wenn aber die weiteren Ei^ 
fahrungen ergeben sollten, daß die vorbeugende Absicht des Gesetzes durch die 
Rechtsprechung andauernd vereitelt werde, so sei § 1 Ziffer 1 dahin zu ändern, 
daß Fürsorgeerziehung eintreten müsse, wenn die anderweitige Unterbringung des 
Minderjährigen zur Verhütung seiner Verwahrlosimg erforderlich sei und sonst von 
keiner Seite eriolge. Für größere Bezirke wurde nach dem VorbUd des Berliner 
Stadtausschusses für Innere Mission die Einrichtung von Vermittlungsstellen vor- 
geschlagen, die mit der Formulierung und der Einreichung der Anträge betraut 
werden würden. Außerdem solle persönliche Fühlung mit den Vormundschi^tsrichtem 
erstrebt werden, um diese noch mehr für die Sache zu interessieren. 

Von anderen Gegenständen ist bemerkenswert die Gründung eines «Verbandes 
christlicher Hospize". Dieser bezweckt, durch gemeinsame Leitung und Auf- 
sicht über die dO beigetretenen Hospize ihren rein evangelischen Charakter zu 
wahren, für berechtigte Wünsche des Publikums Gewähr zu leisten und Erfahrungen 
gegenseitig auszutauschen. Aus der Arbeit des Komitees für deutsche See- 
mannsmission, die sich ruhig und gleichmäßig weiter entwickelte, sind Neu- 
einrichtungen von Seemannsheimen zu nennen: in Baltimore imd Kopenhagen. 
Erfreulichen Aufschwung nahm das in MarseUle. Auch Helsingfors hat Anschluß 
an das Komitee gesucht, Schiffsbesa::he und Schriftenverbreitung eingerichtet; mit 
andren Hafenplätzen schweben Veihandlungen. 

In den Ausbildungsdienst für Geftngnisaafseherinnen wurden im verflossenen 
Jahre 22 Anwärterinnen einberufen. 15 wurden bereits in den Staatsdienst über- 
nommen. Die preußische Regierung hat durch Öffnung ihrer Gefängnisanstalten für 
den Vorbereitungsdienst und durch Bewilligung namhafter Geldsummen diese 
Bestrebungen der Inneren Mission unterstützt. 

Die Zahl der Mitglieder des Pensionsyerbandes der Berufsarbeiter für Innere 
Mission hat sich auf 809 mit 79592 M. Beiträgen erhöht. Der UnterstfltinngsvereiB 
des Pensionsverbandes hat an 21 Witwen von verstorbenen Mitgliedern 2962 M., 
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an alte pensionierte Berufsarbeiter 10S5 M. Unterstützung gegeben. Im nächsten 
Jahre werden den Witwen des Pensionsverbandes Je 150 M., invaliden Berufsarbeiten!, 
die wegen vorgerückten Alters dem Pensionsverband nicht mehr beitreten konnten, 
Je 160 M. und ihren Witwen Je 100 M. gezahlt werden. 

Erangeliseh-Klrclillelier Hilfsvereiii (Zweigverein Berlin). 15. Jahres- 
bericht, 1904. Auch im vergangenen Jahr ist die Arbeit der Pflegestationen gewachsen. 
Gegenwärtig unterhält der Verein 15 iCrankenpflegestationen. 122 Diakonissen haben 
von ihnen aus in 3475 Familien ständige häusliche Krankenpflege mit 84686 Tages- 
und 7029 Nachtpflegen geleistet. In vielen Fällen wurden noch Hilfskräfte heran- 
gezogen, die 7475 Pflegen übernahmen. Das Diakonenheim für die Pflege männlicher 
Kranker pflegte mit seinen 8 Brüdern 168 Kranke imd leistete außerdem in 
1102 Fällen Hilfe. Für die Unterhaltung der Stationen waren 100058 M. erforder- 
lich. Diese wurden vornehmlich durch Sammlungen der Frauenhilfe, die 64200 M. 
erzielten, aufgebracht. Hierzu kamen 11000 M. Zuschüsse der von den Schwestern 
gepflegten Familien, sowie Beihilfen der Stadt Berlin imd einzelner Vororte. Eine 
nicht unwesentliche Unterstützung der Arbeit bot der seit Juli 1902 in Wirksamkeit 
befindliche Unterstützungsfonds für hilfsbedürftige Familien in Berlin, seinen Vor- 
orten und Potsdam. Es wurden im verflossenen Jahr 258 Gesuche durch Schwestern 
eingereicht, auf die Unterstützungen von insgesamt 5657 M. gewährt wurden. Dem 
Bericht ist, wie in den Vorjahren, eine Beilage „Aus der Arbeit der Diakonissen 
auf den Berliner Krankenpflegestationen im Jahre 1904*" beigefügt, die in sehr 
anschaulicher Weise die mühevolle und vielseitige Tätigkeit der Pflegerinnen in den 
einzelnen Familien darstellt. 



II. E. Yerblndung der WoUt&tigkeits-Bestrebimgeii. 

Die kathollsehen Wohlt&tigkeitsanstalten nnd Tereine sowie das katbollsdi- 
soiiale Tereinswesen in der Diöiese Breslaa preußischen Anteils ein- 
schliefilich des Delegaturbezirks. Herausg. von Dr. A. Saltzgeber, Charitas- 
Schriften, 14. Heft. 244 S. Freibui^g 1. B., Gharitasverband 1904. 
Als letzte Schrift aus der Serie der vom Gharitasverband herausgegebenen 
Publikationen liegt das obengenannte Buch vor. Es gibt einen Überblick über alle 
katholisch-charitativen Wohlfahrtseinrichtungen in der Diözese Breslau. Das Material 
ist nach Orten und Gegenständen geordnet. Jeder einzelnen Gruppe geht eine 
tabellarische Übersicht über den Ort, das Gründungsjahr der Anstalten und Vereine, 
sowie die Namen der mit ihrer Leitung betrauten Ordensgesellschaften voraus, 
denen dann die näheren Angaben über die einzelnen Anstalten folgen. Diese gliedern 
sich in Angaben über Anstalten und Vereine für Kinder- und Krankenpflege, Hospize 
zum vorübergehenden Aufenthalt, FortbUdungsunterricht für weibliche Personen und 
sozial-charitative Einrichtungen. Zusammenstellungen über die zur Delegatur 
Breslau gehörigen Vinzenzvereine, sowie über solche mit sozialen Bestrebimgen 
bUden den Schluß des Buches, das, wie es im Vorwort heißt «als praktisches Hand- 
buch für die verschiedenen sozial-charitativen Bedürfnisse des täglichen Lebens 
dienen will." Von besonderem Interesse sind die Angaben über die Ordens- 
gesellschaften, die sonst schwer erhältlich sind. Danach nehmen den breitesten 
Raum ein die Kongregationen der Borromäerinnen mit 141 Stationen und 1120 
Schwestern und die grauen Schwestern mit 141 Niederlassungen und 1112 Mit- 
giiedem. 
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Projet d'emtente entre les Soci^tes philanthropiques de Genöve pour la creation 
d'un Service central de renseignements, präsente au nom du Comitö Central 
de bienfalsance par Edmond Boissier. 

Am 27. Oktober 1904 folgten die Vertreter von etwa 60, teils öffentlichen, teils 
privaten Genfer Wohltätigkeitsvereinen dem Rufe des dortigen Gomite Central de 
bienfalsance, um über die Gründung einer Zentralstelle für Auskunftserteilung über 
Bedürftige zu beraten. 

In dem von Boissier vorgetragenen Entwurf wird zunächst auf die beiden 
völlig zu trennenden Kategorien von Armen hingewiesen, die aber nur durch ein 
wohlorganisiertes Verfahren der unterstützenden Instanzen auseinander gehalten 
werden können und zwar: 

a) diejenigen, welche trotz besten Willens zur Selbsterhaltung unfähig sind; 

b) diejenigen, welche die Bettelei als ihr Gewerbe und den Ertrag als ihre 
rechtmäßige Einnahmequelle betrachten. 

Es handelt sich also darum, Jenen den notwendigen Lebensunterhalt unbedingt 
zu sichern und bei diesen zu verhindern, dafi ihr Bestreben zu große Erfolge erziele. 
Die sorgfältige Scheidung dieser Elemente soll den doppelten Nutzen tragen, den 
Würdigen in erhöhtem Maße zuzuführen, was den Unwürdigen zu entziehen ist. 

Zu diesem Zwecke beantragt Boissier, abgesehen von der weiter zu ver- 
wendenden großen Sorgfalt auf ein ausgedehntes Prüfungs- und Ermittelungssystem, 
die Einrichtung einer Zentral-Auskunftsstelle, wie solche in vielen anderen Städten 
bereits mit großem Erfolge bestehen. In Genf wäre diese Stelle einfach an das 
Bureau de bienfalsance anzuschließen, das bereits über sämtliche seit seiner Be- 
gründung von ihm unterstützten Personen Akten besitzt, aus denen es in der Lage 
ist, Auskünfte zu erteUen. Es soll die Möglichkeit der Auskunftserteilung in der 
Weise erleichtert und verstärkt werden, daß alle Wohltätigkeitsvereine sich ver- 
pflichten, dem Bureau de bienfalsance über Jeden seiner Kunden, sofort nach Ge- 
währung einer Unterstützung eine nach bestimmtem Schema auszufüllende Melde- 
karte zu schicken. Bei gewissenhafter Durchführung dieser für den einzelnen Verein 
unerheblichen Mehrarbeit würde eine allgemeine und erschöpfende Auskunftserteilimg 
seitens der Zentralstelle das Endergebnis sein. 

Boissier weist auch auf das große Interesse hin, das ein derartiger Zu- 
sammenschluß für die Statistik der sozialen Zustände bieten würde und streift 
die etwas femer liegenden Ziele, das Problem des Existenzminimums und die 
Sammlung aller die Wohlfahrtspflege berührenden Schriften und Berichte des Aus- 
landes. Die Zentralisation der AuskunftserteUung sei sowohl in Deutschland und 
Frankreich wie in Amerika in vollem Betriebe und ebenso wie die Genfer Vereine 
den auswärtigen schon häufig vorbildlich gewesen, solle die Heimatstadt nicht 
Anstand nehmen, auswärtigen Neuerungen nachzueifern. 

Es folgt das offizielle Protokoll der Sitzung vom 27. Oktober 1904, aus welchem 
hervorgeht, daß die Versammlung dem Projekt durchaus sympathisch gegenüber- 
stand. Es wurde beschlossen, Boissiers Arbeit drucken und allen Vereinen zu- 
gehen zu lassen, mit der Weisung, ihre Erklärung bis spätestens I. Dezember ab- 
zugeben. Femer wurde eine alljährliche Einberufung der Vertreter von Wohltätig- 
keitsvereinen durch das Bureau de bienfalsance beschlossen. 

IIL E. Geschlossene Armenpflege. 

Kote Bur leg Colonles famlllales de vieillards organisees par le d6partement 
de la Seine ä Lurcy-L6dy (Allier) et St. Florent (Cher). 
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In der Oktobemommer 1904 der Revue philanthropique bringt Henri Bonnet 
einen Bericht über obengenannte ländliche Ansiedlungen für alte Leute. 

Br meint, dafi Rücksichten ökonomischer Natur zunächst zur Recht- 
fertigung des Unternehmens genügt hätten, da geschlossene Anstalten von der 
Ausdehnung und der Art von Bicetre und der Salpetriere natuigemäfi ungemein 
kostspielig und durchaus unzureichend für die Unterbringung der Greise seien, deren 
etwa 12000 darauf Anspruch machen dürften. 

Viel mehr jedoch haben ideelle Beweggründe den Plan Roussels und seiner 
Kollegen zur Reife gebracht, vomehmlich die Überzeugung, daß es den gegenwärtigen 
Anforderungen viel mehr entspreche, für die alten Leute ländliche Kolonien zu 
gründen und ihnen Ihre Freiheit zu lassen. Um die Reihe der verwaltenden 
Instanzen, büreaukratische und andere Bedenken zu vermeiden, erbat man die Mittel 
nicht von der Assistance Pubüque, sondern vom Gonseil Genöral de la Seine, der 
über seine Ausgaben nur sich selbst Rechenschaft schuldet, und erhielt so zunächst 
30000 Franks zur Errichtung der ersten Colonies de placement. Roussel und 
Dr. Marie ließen sich dann die Kandidaten von der Assistance publique aufgeben, 
wobei sie zu ihrem größten Erstaunen erfahren mußten, daß die aUermeisten sich 
gegen die ländliche Niederlassung sträubten. Sie wandten sich danach an die 
bureaux de bienfaisance, aber auch deren Kundenkreis war nicht leicht zu über- 
zeugen. 

Die Widersacher des neuen Unternehmens triumphierten: die Abneigung der 
alten Almosenempfänger, die Stadt zu verlassen, in der sie ihr langes, elendes Leben 
zugebracht, hatte man vorausgesehen, trotz der auf dem Lande zugesicherten besseren 
Lebensbedingungen. Femer wurden die angeblich bedeutenden Mehrkosten der 
ländlichen Ansiedlung hervorgehoben. Demgegenüber legt der Verfasser dar, daß 
die Berechnung der auf den einzelnen Hospitanten entfallenden Kosten in den 
geschlossenen Anstalten nicht annähernd genau sei, daß die Miete, bezw. die Kosten 
des Grundstücks, sowie der Unterhalt der Gebäude ganz außer acht gelassen werden; 
statt der berechneten 730 Franks pro Kopf und Jahr könnten bei genauester Rech- 
nung ebenso gut 1000—1200 Franks herauskommen. Teurer würde die Pflege auf 
dem Lande auch nicht sein, selbst unter Berücksichtigung des Nutzens, den die 
Bauern aus ilu'en Pensionären ziehen wollen und müssen, und der mannigfachen, 
sich zweifellos ständig vermehrenden Anforderungen, die aus dem Verhältnis 
zwischen Kostgeber und Pflegling entstehen würden. Gegen etwaige Ausbeutungen 
seitens der Bauern sind die Pfleglinge in der Lage, Einspruch zu erheben; im 
übrigen soU Jede Ansiedlung über einen Aufsichtsbeamten verfügen, der über diese 
und andere Dinge zu wachen hat. 

Es besteht nebenbei keineswegs die Absicht, den alten Leuten gewaltsam 
die Wohltaten des Landlebens aufzuzwingen, es handelt sich nur um den Ver- 
such, Einfluß auf sie zu gewinnen, sie eines bessern zu überzeugen. Auch 
soUen sie auf den Landkolonien durchaus nicht von aller Verbindung mit Paris 
und iliren früheren Bekannten abgeschnitten werden, die Reise dorthin soll ihnen 
unter erleichterten Bedingungen gewährt werden; ebenso wenig soll es an einem 
bescheidenen Taschengeld für Tabak und dergl. fehlen und dem Pflegling sogar die 
Möglichkeit geboten werden, Möbel oder Gegenstände, die ihm besonders wertvoll 
sind, mitzunehmen. Die verschiedenen kleinen Luxusausgaben haben in den 
bestehenden Ansiedlungen 2000 Franks bisher nicht überstiegen. Alle diese Maß- 
nahmen bedingen freiUch eine so eingehende Fürsorge und so außerordentliche 
Geduld, daß sie von Beamten öffentlicher Institutionen schwerlich zu erwarten sind; 
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dazu kommen noch die unberechenbaren, sehr großen Schwierigkeiten, die durch 
Eigenart und Charakter der in Betracht zu ziehenden Kandidaten entstehen. 

Dennoch hält der Verfasser die weitere Ausführung des Unternehmens auf 
Grund der bisher gemachten Erfahrungen für entschieden aussichtsvoll. Bs liegen 
bereits zahlreiche Briefe der Kolonisten vor, aus denen sich Zufriedenheit und 
Dankbarkeit ergibt. Man strebt nun Jetzt die Bildung eines «comit6 de patronage** 
an, um die Beziehungen zwischen Angesiedelten und Behörde aufrecht zu halten. 
Der Verfasser schließt mit der Bemerkung, daß die Pfleglinge in Lurcy-Ledy und 
St. Florent alles in allem schon so viele Neider zählen, daß eine weitere Kredit- 
bewilligung des Ck)nseil General dringend zu wünschen ist. 

IT. Fflrsorge fQr Kranke und Genesende. 

Eine Zentralbeh5rde für alle Hospitäler Londons. — Charity Org. Review, 
December 1904. 

Die nachfolgende Betrachtung ist Erörterungen gewidmet, für aUe Hospitaler 
Londons eine Behörde zu schaffen, der die Rechnungslegung ihrer Verwaltungen 
und sonstige Förderung zu unterstellen sei. Der von uns benutzte Aufsatz in der 
Ghar. Org. Review ist nicht nur wegen der Ausführungen über diesen Punkt, 
sondern auch um deswegen von allgemeinem Interesse, weU in sehr zutreffender 
Weise die Gefahren betont werden, die mit der Zersplitterung der privaten Wohl- 
tätigkeit und ihrer nicht selten damit Hand in Hand gehenden Willkürlichkeit ver- 
bunden sind. Bereits im Jahre 1892 ist von einer Sonderkommission des Oberhauses 
die Einrichtung einer derartigen Behörde vorgeschlagen worden. Der Plan scheiterte 
aber an den auseinandergehenden Interessen der Krankenhäuser und ihrer geringen 
Geneigtheit, ihre Einrichtungen und Verfügungen einer behördlichen Kritik unter- 
ziehen zu lassen. Die Londoner Krankenhäuser sind private Körperschaften, denen 
Ausschüsse vorstehen. Diese gehen aus der Zahl Jener Mitglieder hervor, die für 
das betreffende Institut mehr als 20 M. Jährlich aufwenden. Der Ausschuß hat 
das Recht, über alle Gelder, die dem Krankenhaus aus Stiftungen, Sammelinstituten, 
festen Einkünften, freiwilligen Geldern zugehen, frei zu verfügen, mögen die Aus- 
gaben auch noch so überflüssig und unzweckmäßig sein. So verfügt Jedes 
Londoner Krankenhaus, wenn es auch eine ganz geringe Anzahl von Betten aufweist, 
über ein großes Heer bezahlter Kräfte, Sekretariat, Oberaufseher, Sammler usw. 
und gewöhnlich auch über einen Kaplan. Zur Bestreitung dieser Ausgaben werden 
Aufrufe erlassen, deren Kosten bei vielen Hospitälern den Summen gleichkommen, 
die sie an festen Einkünften überhaupt besitzen. Je größer die unvermeidliche 
Schuldenlast ist, desto herzzerreißender erklingen in den Aufrufen ilire Bitten um 
Geld, denen das Publikum noch immer mit sehr erheblichen Summen entspricht, 
wie eine Umfrage festgestellt hat. Die Aufgabe einer Zentralbehörde wäre es, eine 
Zahl nicht lebensfähiger Institute zu beseitigen, die oft nur der Augenblickslaune 
irgend eines Stifters und nicht immer edlen Absichten entsprungen sind, dagegen 
die kleine Zahl gut geleiteter Krankenhäuser fester zu begründen. 

In diesem Zusammenhang gibt der Verfasser eine sehr charakteristische 
Äußerung wieder, die er auf eine Anfrage von dem Vorsitzenden eines Hospitals 
erhielt, der ihm schrieb: „Ich glaube nicht, daß die innere Leitung der Hospitaler 
Jemals durch eine Zentralbehörde in so befriedigender Weise geführt werden kann, 
wie durch Leute, die für die Hospitäler aus wahrer Liebe für diese Arbeit tätig sind**, 
wozu der Verfasser des Aufsatzes sehr treffend bemerkt: Wahre Liebe ist eine an- 
erkennenswerte Tugend fürs Haus, aber an und für sich ist sie kaum der einzige Be- 
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f ähigongsnach weis, den ein Mitglied einer kompetenten Behörde aufweisen mufi. Unsere 
Hospitäler haben Leute mit echter Qeschäfts-Kenntnis und -Erfahrung notwendig — aber 
solche Personen mit derartigen Blgenschaften glänzen bei den meisten Verwaltungs- 
komitees nur — durch ihre Abwesenheit. Die Komitees setzen sich vielfach aus 
pensionierten Obersten, emeritierten Pastoren, Müßiggängern, Rentiers zusammen 
et hoc genus omne — besitzen für ihr Amt als Vorsitzender oder Sekretär des 

Komitees zweifellos „wahre* Liebe aber leider auch einen völligen Mangel an 

Geschäftserfahrung. Eine übertriebene Neigung, freiwillig zu helfen, ist vorhanden. 
Jeder an dem Institut, außer dem Vorsteher des Sekretariats und seinen Beamten 
ist ein freiwilliger Helfer, und daher ergibt sich das Fehlen einer systematischen 
Leitung und einer wirklichen Autorität.** 

Femer wird das Bestehen zu vieler ärztlicher Schulen bemängelt, da ebenso 
viele gute Lehrkräfte und ausreichend ausgestattete Laboratorien nicht vorhanden 
seien, sodaß ein Jährlich gesteigerter Abgang Studierender zu besser geleiteten 
Provinzschulen erfolgt Ein anderes Feld der Wirksamkeit würde sich der Zentral- 
behörde in einer Neuregelung der freien Krankenhaussprechstunden für die „out- 
patients" (Hauskranken) eröffnen. Diese Sprechstunden bilden in Gegenden mit 
vielen Krankenhäusern eine außerordentlich starke Konkurrenz für die praktischen 
Ärzte, da selbst sehr vermögende Leute sie mißbräuchlich in Anspruch nehmen 
und die Hülfe des praktischen Arztes nur in sehr dringenden Fällen (Wochenbett, 
plötzliche Erkrankung) gefordert wird. Ein ausgedehnter Mißbrauch dieser freien 
ärztlichen Behandlung nebst unentgeltlicher arzneilicher Lieferung wird femer von 
den gewohnheitsmäßigen Trinkem getrieben, die nach Alkoholexzessen ihren an- 
gegriffenen Magen oder sonstige kranke Organe durch diese Hilfe schnell wieder 
in Ordnung bringen, wodurch indirekt die Trunksucht gefördert wird. Die British 
Medical Association hat festgestellt, daß 1901 allein durch die Hauptkrankenhäuser 
über 7 Millionen „out-patients" behandelt wurden, ungerechnet die Zahl jener, die 
von den zahlreichen kleineren Hospitälem verpflegt wurden. 

Die Schaffung einer Zentralbehörde müßte durch ein Gesetz eriolgen; sie 
würde am zweckmäßigsten aus Mitgliedern von Körperschaften gebildet werden, die 
wie die Charity Organisation Society, King Edwards Hospital Fund und Hospital Sunday 
and Saturday Funds bereits selbständig Reformen angestrebt und Rechnungslegung, 
Aufsichtsrecht usw. über die von ihnen unterstützten Institute verlangt hätten. 
Die Zentralbehörde sollte dann sofort ein Krankenhaus- oder Fürsorgegesetz ent- 
werfen, das, nach ähnlichen Gesichtspunkten wie die Gesetze der .Public companies**, 
die gesetzliche Stellung von Mitgliedern der Wohltätigkeitskomitees begrenzt und die 
Verantwortlichkeit aller derjenigen festsetzt, die Verwaltungsstellen bei ihnen 
bekleiden. Das zahlende Publikum würde dann durch derartig festgesetzte Be- 
stimmungen sicher sein, daß das von ihm freiwillig gegebene Geld nicht ver- 
schleudert und zersplittert, sondern wirklich nützlich angelegt wird. 

Was der Veriasser des Ariikels hier über englische Verhältnisse sagt, trifft 
für Wohltätigkeitsanstalten und -Vereine aller Länder zu. Die Frage einer Aufsicht 
über die private Wohltätigkeit ist namentlich in Frankreich wiederholt eingehend 
erörtert worden. 

Verein badisehe Volksheilstfttte fQr Nervenkranke. Wie wir der No. 23 vom 
Dezember 1904 der Mitteüungen aus der Armen- und Waisenpflege der Stadt Mann- 
heim entnehmen, wurde im Frübjahr v. Js. in Karlsruhe ein Verein gegründet, der 
es sich zur Aufgabe gemacht hat, eine Heilstätte für unbemittelte Nervenkranke ins 
Leben zu rufen. In der Anstalt sollen Nervenkranke jeden Standes und Jeder Kon- 
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fession gegen möglichst geringes Entgelt Aufnahme, Verpflegung und ärztliche Be- 
handlung finden. Die Heilstätte soll als Wohlfahrtsanstalt betriehen werden; die 
Erzielung eines Gewinnes bei ihrem Betriebe ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der 
Verein besitzt bereits ein Vermögen von 25000 M. 

y. Fürsorge ffir Gebrechliche. 

Handbuch der Schwachsinnigen-Ffirgorge« Herausgegeben von Hans Bösbauer, 
Leopold Miklas, Hans Schiner. Leipzig, B. G. Teubner, Wien E. Graeser & Cie. 
1906 (173 S.) 

Lange nachdem die Menscheit sich ihrer Pflichten gegenüber den Taubstummen 
und Blinden bewufit wurde, war noch von einer Fürsorge für die Geistesschwachen 
nichts zu bemerken. Speziell in Österreich, auf dessen Verhältnisse das Buch be- 
sonders Bezug nimmt, steht die Fürsorge für Schwachsinnige noch auf einer sehr 
niedrigen Stufe. So haben alle österreichischen Kronländer zusammen die Hälfte 
von den Schwachsinnigenklassen der Stadt Hamburg. Von einer staatlichen Für- 
sorge ist noch nicht das geringste zu bemerken, nur von der Privatwohltätigkeit 
wird für Erziehung und Büdung der Schwachsinnigen zu sorgen versucht, aber 
mangels finanzieller Mittel nur in unzureichendem Maße. Auf diese Schäden weist 
das vorliegende Buch in eindringlicher Weise hin und sucht durch Vergleichung 
der Bestrebungen anderer Länder das öffentliche Gewissen in Österreich aufzu- 
rütteln. Das Handbuch wUl eine übersichtliche, die modernen Fortschritte be- 
rücksichtigende Darstellung der heilpädagogischen und sozialcharitativen Hilfstätig- 
keit für Schwachsinnige geben, an der es bis jetzt in der Fachliteratur mangelt, 
und außerdem als verläßlicher und praktischer Ratgeber in allen einschlägigen 
Fragen Eltern imd Lehrern dienen, ferner Armen- und Schulbehörden, Verwaltungs- 
und Gerichtsorganen, sowie Ärzten die Formen der Fürsorge und der Schutz- 
maßregeln für schulpflichtige und erwachsene Schwachsinnige vorführen. Der Stoff 
wird in 9 Kapitel eingeteUt. Sie behandeln: Ursachen des Schwachsinns, Symptome 
des Schwachsinns, Einteilung und Namengebung der Arten des Schwachsinns, 
Erziehung und Unterricht der Schwachsinnigen, die Persönlichkeit des Erziehers, 
die Fürsorge für die aus der Schule Entlassenen, Geschichtliches, Statistik 
und Literatur. Wir heben daraus hervor die vorgeschlagene EinteUung der 
Schwachsinnigen in Bildungsunfähige (Idioten) und Bildungsfähige (Schwach- 
sinnige und Schwachbefähigte). Diese Gruppierung will sich der herrschenden 
Begriffsverwirrung in der Literatur über die Charakterisierung des Idiotismus, 
Kretinismus, Imbezillität, Fatuität, Dementia, Schwachsinn usw. entgegenstellen, da 
diese Bezeichnungen, von den einzelnen Schriftstellern verschieden gebraucht, oft 
zu Mißverständnissen über die besonderen Merkmale der einzelnen Arten der 
Schwachsinnigen geführt und verhindert haben, daß einheitliche Grundsätze über 
Erziehung und Unterricht geistig gleich abnormer Kinder aufgestellt werden konnten. i 
Interessant erscheint der Abschnitt über die Charakteristik der verschiedenartigen 
Befähigungen, die ein Erzieher der Schwachsinnigen für seinen Samariterdienst 
aufweisen muß, um die richtigen Erziehungsformen für die Behandlung der 
Schwachsinnigen treffen zn können. Als mustergültig wird die Tätigkeit der Hufs- , 
schule in Köln angesehen. Große aktuelle Bedeutung haben die Erörterungen über 
Schwachsinnige und Militär. Bei den Prozessen über Soldatenmißhandlungen stellte 
sich bei der Untersuchung heraus, daß ein großer TeU der brutal gemarterten Soldaten 
schwachsinnig oder schwachbefähigt war und nicht aus Faulheit oder Widersetzlichkeit 
handelte, wie die militärischen Vorgesetzten annahmen. Zur Vermeidung dieser Vor- 
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konqüiiiBse empfehlen die Verfasser die weitere Ausbreitung des schon in manchen 
Anstalten geführten Personalbuches, in dem ein fortlaufendes Lebensbild des 
Schwachsinnigen gegeben wird und das ihn vor einer eventuellen Einreihung in 
das Heer bewahrt. Aus der Statistik entnehmen wir, daß im Jahre 1900 in 
Österreich bei einer Gesamtbevölkerung von 25921,671:17346 Kretinen vorhanden 
waren. Durchschnittlich kamen demnach auf 100000 Einwohner 67 Kretinen. 
Muran in Steiermark und Gribow in Galizien wiesen mit je 506 Kretinen die 
Höchstzahlen auf. Nur 729 Schwachsinnige werden von privaten Anstalten und 
religiösen Genossenschaften verpflegt; die andern verbleiben ohne Jeden Unterricht, 
vertieren oft geradezu oder werden Opfer grausamer MiBhandlungen. 

Eine reiche 35 Seiten umfassende Literaturangabe ist beigefügt. Das Buch 
erfüllt seine gestellten Aufgaben und ist allen, die sich für dieses Gebiet interessieren, 
zu empfehlen. 

YI. Fürsorge tär Kinder. 

Ble Sterbliehkeit der ehelichen nnd uneheliehen Kinder im ersten Lebens- 
jahre in den Städten Charlottenburg, Berlin, Leipzig, Halle a. S., Dresden, Straß- 
burg 1. E. und München während der Jahre 1891 bis 1901 und die Sterblichkeit der 
Halte-* und Pflegekinder in Charlottenburg während des Etatsjahres 1903. Nebst 
Mitteilungen über die Säuglingssterblichkeit im Auslande und in Deutschland im 
Jahre 1901. Von Dr. Rahts, Direktor des Statistischen Amts der Stadt Charlottenburg. 

Ein YersQch zur Termindemng der EmfthrangSBtömngen ond der Sterb- 
lichkeit der Slaglinge in Charlottenburg. Bericht .... Von Dr. Rudolf Pilger, 
Kinderarzt in Charlottenbtu^g. 

Über diese beiden genannten Punkte handeln zwei Aufsätze in den Amtiichen 
Nachrichten der Charlottenburger Armenverwaltimg No. 10, 1904. Wir erfahren, daß, 
obwohl die Kindersterblichkeit in Charlottenburg vom Jahre 1876 bis zum Jahre 1908 
um die Hälfte abgenommen hat, ein erheblicher Unterschied zwischen der Sterblich- 
keit ehelicher und unehelicher Kinder zu bemerken ist. Es starben seit den acht- 
ziger Jahren in Charlottenburg während des ersten Lebensjahres von 100 unehelichen 
Kindern etwa 20 mehr als von der gleichen Zahl ehelicher Kinder. Ein Vergleich 
Charlottenburgs mit 6 deutschen Städten (Berlin, München, Leipzig, Dresden, Halle, 
Straßburg) ergab, daß die Sterblichkeit der ehelichen Kinder im Durchschnitt der 
Jahre 1891—1900 in Charlottenburg mit 18 > zwar am niedrigsten, die der unehe- 
lichen mit 39,6% aber am höchsten war. Die Verhältnisse Berlins waren ähn- 
lich; hier betrug der Unterschied zwischen der Sterblichkeit legitimer und illegitimer 
Kinder 18%. Den kleinsten Unterschied wies Dresden mit 1,4% auf. Aus einer 
Tabelle über die Sterblichkeit der Halte- und Pflegekinder Charlottenburgs im Jahre 
1903 erhellt, daß von 100 im ersten Lebensmonat stehenden Pflegekindern 41,9 und 
von 100 Haltekindem 24,6 vor Beendigung des ersten Lebensjahres starben, d. h. 
durchschnittlich 31,3%. Eine fernere vergleichende Zusammenstellung über die 
Kindersterblichkeit in mehreren deutschen und außerdeutschen Städten zeigt, daß 
die gesamte Säuglingssterblichkeit in den deutschen Städten verhältnismäßig recht 
hoch ist, Chemnitz 35 o/o, Stettin 33,6% die nur von Städten wie Moskau mit 39%, 
Petersburg mit 85% Lemberg mit 31% übertroffen wird. Allerdings spielt hier 
der verschiedene Begriff einer Totgeburt bei der richtigen Bewertung dieser Ver- 
gleichung mit. Während in Deutschland jedes Kind, das ein Lebenszeichen von 
sich gegeben hat, zu den Lebendgeborenen gezählt wird, werden in mehreren außer- 
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deutschen Ländern alle die Kinder, die innerhalb der Anmeldefrist von 8 Tagen 
sterben, zu den Totgeborenen gerechnet. 

Binen Versuch, die Säuglingssterblichkeit unbemittelter Kinder zu venoindem, 
unternahm in den abgelaufenen Sommermonaten der Charlottenburger yaterlfiadiaclie 
Frauenverein durch Lieferung einwandsfreier Milch für Säuglinge zu billigem Preise, 
regelmäßige ärztliche Kontrolle und Belehrung der Mütter. Die nach Prüfung der 
Bedürftigkeit zur Unterstützung zugelassenen Frauen meldeten sich mit ihren Kindern 
einmal wöchentlich in der Charlottenburger Krippe. Dort erhielten sie Je nach dem 
Nahrungsbedürfnis der Kinder 1-3 Hefte, enüialtend 7 Scheine für Je V* Liter 
pasteurisierte Milch gegen Barzahlung (8 Pf. Vt Liter) und ohne Flaschenpfand. Zu- 
gleich wurde ihnen eine gedruckte Anweisung über geeignete Behandlung der Milch 
mitgegeben. Diese holten sie jeden Morgen zwischen 8 und 10 Uhr aus einer be- 
zeichneten Charlottenbui*ger Apotheke gegen Ablieferung eines Scheines. Die damit 
ernährten Kinder wurden bei ihrer allwöchentlichen Meldung in der Krippe genau 
gewogen, über Jedes eine Qewichtstabelle geführt. Kranke Kinder, bei denen die 
Milch nicht angemessen schien, wurden ärztlicher Behandlung unterworfen, gänzlich 
Unbemittelte an die Armenärzte gewiesen. Die MilchUeferung dauerte von Anfang 
Juli bis 22. September. Bei einem Gesamtverbrauch von 4978 Vt Litern betrug der 
Kostenzuschuß des Vereins 490,59 M. Der Großhändler lieferte die Milch dem Verein 
zum Preise von 11 Pf. für V* Liter. Es erhielten insgesamt 168 Kinder Milch, da- 
von 30 nur ein einziges Mal. Von den übrigbleibenden 133 Kindern wurde die Milch 
76 Kindern vom ersten bis zum letzten Tage, 57 Kindern in Unterbrechungen ge- 
liefert. 31 Vs % dieser Kinder waren gesund; aUe übrigen litten an Rachitis geringeren 
und höheren Grades, Darmerkrankungen, erheblicher Unterernährung und sonstigen 
Erkrankungen. Am Schluß der MilchUeferung ergab sich, daß der Versuch 98 «= 
73,7% günstige FäUe gezeitigt, d. h. die Kinder hatten regelmäßig an Gewicht zu- 
genommen; chronische Darmstörungen wurden geheilt, Rachitis gebessert, oder sie 
schritt wenigstens nicht fort, es entstanden keine Zeichen von Barlowscher Krank- 
heit. 29 Fälle = 21,8 o/o verliefen ungünstig, sie erfüllten diese Bedingungen nicht. 
6 Todesfälle «- 4,5% traten ein, von denen die Hälfte auf Ernährungsstörungen 
zurückzuführen war. Im Anschluß an den Bericht wird vorgeschlagen, daß zur 
Erzielung noch besserer Erfolge eventuell Maßnahmen getroffen werden könnten, daß 
die Milch besonders schwerfälligen Müttern und besonders schwächlichen Kindern 
direkt trinkfertig geliefert würde; außerdem könnte in einigen Fällen Hauskontrolle 
durch eigens für diese Zwecke ausgebildete Damen ausgeübt werden, um die häus- 
lichen Schädigungen zu vermindern. Femer könnte der Preis der Milch noch mehr 
herabgesetzt. Bedürftigen durch die ArmenverA'altung die MUch umsonst geliefert 
werden und vor allem die Milchabgabe vor Eintritt der großen Hitze im Mai bereits 
begonnen werden, damit man nicht erst kranke Kinder zu heilen hat, sondern die 
gesunden gesund erhalte. 

Besoldete Einderpflegeriiuien in Hamburg. Seit dem 1. Januar 1905 sind 
in Hamburg sechs besoldete Kinderpflegerinnen tätig. Den Grund zu dieser Maß- 
nahme bildete die Erkenntnis der Notwendigkeit einisr besseren Beaufsichtigung 
der SäugUnge, wie sie in wünschenswertem Umfange durch ehrenamtliche Helfe- 
rinnen, ohne den Leistungen dieser zu nahe treten zu wollen, nicht möglich ist. 
„Wünschenswert erschien — wie in No. 1, 1905 der Blätter für die Hamburgische 
Waisenpflege ausgeführt wird — die Anstellung solcher Pflegerinnen besonders des- 
halb, weil zugleich, abgesehen von der eigentlichen Beaufsichtigung, ein weiterer 
Vorteil erzielt werden konnte, nämlich die gesundheitliche Förderung der kleinen 
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Kinder. Die Pflegerhmen werden von dem Assistenzarzt des Waisenhauses syste- 
matiBch ausgebildet werden, um einen sicheren Blick für die Entdeckung von Krankheits- 
zustanden zu bekommen, sie werden ihr Augenmerk besonders auch auf das Auf- 
treten von Skrofulöse, Tuberkulose, Rachitis und ererbter Syphilis lenken, sie werden 
veranlassen, daß rechtzeitig ärztliche Hilfe in Anspruch genommen wird, sie werden 
den Pflegemüttern sachdienliche Ratschläge für Aufziehung ihrer Kinder erteilen, 
sie auf Bezugsquellen guter Säuglingsmilch hinweisen und so der allgemeinen Ge- 
sundheitspflege eine wichtige Förderung zuteil werden lassen. Alle diese Aufgaben 
verlangen eine gewisse teclmische Ausbildung, die den angestellten Kinderpflege- 
rinnen zuteil werden kann, die aber naturgemäß den ehrenamtlichen Helferinnen 
im allgemeinen nicht zu Gebote steht. ** Daneben soll den freiwillig tätigen Helfe- 
rinnen die Arbeit an den Kindern durchaus nicht verkümmert werden; nur von den 
verantwortlichsten und schwierigsten Aufgaben sollen sie entlastet werden. 

Den Pflegerinnen steht die Beaufsichtigung aller Kinder unter 2 Jahren zu. 
Auch die Kostgeldzahlung geschieht bis zum vollendeten 2. Lebensjahre ebenfalls 
durch die Pflegerin. Nach vollendetem 2. Lebensjahre geht die Beaufsichtigung und 
Kostgeldzahlung auf die Waisenpfleger über. — Die Art der Arbeit der Kinder- 
pflegerinnen ergibt sich aus der Dienstanweisung, die wir nachstehend auszugs- 
weise wiedergeben: 

Die Kinderpflegerinnen unterstehen dem Direktor des Waisenhauses, nach dessen 
Anordnungen sie ihre Obliegenheiten, soweit sich solche nicht aus der allgemeinen 
Dienstanweisung ergeben, zu befolgen haben. 

Die Pflegerinnen haben die Pflicht, die ihrer Beaufsichtigung überwiesenen 
Kinder daraufbin zu überwachen, daß ihnen von den Pflegemüttern die geeignete 
Ernährung und Pflege zuteU wird. Sie haben sich davon zu überzeugen, wie die 
Kinder genährt, gebettet, gewaschen, gekleidet und überhaupt behandelt werden, 
femer die Pflegemütter auf Fehler in der Behandlung aufmerksam zu machen, ihnen 
erforderlichenfalls die Sorge für gute Luft und das Bewegen der Kinder im Freien 
ans Herz zu legen. 

Ansteckende Krankheiten, die in der Wohnung der Pflegeeltern herrschen, 
dürfen die Pflegerinnen nicht von der Erfüllung ihrer Berufspflicht abhalten. Doch 
haben die Pflegerinnen in diesem Falle andere Kinder nicht eher zu besuchen, als 
bis sie durch geeignete Maßnahmen einer Weiterverbreitung der Krankheit durch 
sie selbst vorgebeugt haben. 

Besondere Aufmerksamkeit ist erkrankten Kindern zu widmen. NamentUch ist 
dem Auftreten von Skrofulöse, Tuberkulose und Syphilis ernste Beachtung zu 
schenken. Wenn Kinder erkrankt sind, haben die Pflegerinnen zu veranlassen, daß 
ungesäumt ärztliche Behandlung erfolgt. — Erkrankte Kinder sind mindestens ein- 
mal wöchentlich zu besuchen. 

Die regelmäßigen Besuche der gesunden Kinder erfolgen einmal innerhalb zwei 
Wochen. Wenn die Verhältnisse es erforderlich erscheinen lassen, sind die Besuche 
nach Ermessen der Pflegerin häufiger zu wiederholen. 

Besteht auf Grund wiederholter Beobachtung kein Zweifel daran, daß die Kinder 
bei den Pflegeeltern gut aufgehoben sind und sachgemäße Pflege und Erziehung 
genießen, so haben die Pflegerinnen hiervon dem Waisenhausdirektor Mitteilung 
zu machen. — Beobachtete Mängel und Pflichtwidrigkeiten sind, soweit sie 
nicht durch Anordnung der Pflegerin abgestellt werden, dem Waisenhausdirektor 
anzuzeigen. 
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Über die regelmäßigen Besuche und die dabei gemachten Beobachtungen sind 
in die dafür vorgeschriebenen Formulare Eintragungen zu machen. Diese Formulare 
sind einmal im Vierteyahr dem Waisenhause einzusenden. 

Die Pflegerinnen haben die Pflegeeltern zur Beobachtung der vorgeschriebenen 
Meldungen bei Aufenthaltswechsel des Kindes anzuhalten. Umzüge der Kinder nach 
auswärts sind sofort dem Waisenhause anzuzeigen. 

Den vom Arzt erteilten Unterrichtsstunden, sowie den regelmäßigen Vor- 
stellungen der Kinder haben die Pflegerinnen beizuwohnen. 

Die Pflegerinnen haben die Pflicht, erforderlichenfalls Gutachten über die 
Wohnungsverhältnisse solcher Personen, welche Kinder in Kost zu nehmen wünschen, 
einzuholen. 

Die Pflegerinnen beziehen für ihre Tätigkeit ein Jahresgehalt von 1000 M.^ 
zahlbar in monatlichen Raten. Sie erhalten in jedem Jahre einen Urlaub von zwei 
Wochen. Im Falle einer Erkrankung und eines Urlaubs haben sie sich gegenseitig 
zu vertreten. 

Dem Waisenhauskollegium und den Pflegerinnen steht gegenseitige Kündigung 
ohne Angabe der Gründe mit sechswöchiger Frist auf den Ersten des Kalender- 
vierteljahres zu. Bei grober Pflichtverletzung der Pflegerinnen steht dem Waisen- 
hauskollegium die sofortige Entlassung zu. 

CfeneralTormandschalt in Mainz. Im Verwaltungsbericht 1903/04 des Städ- 
tischen Erziehungsbeirates zu Mainz wird mitgeteilt, daß der Erziehungsbeirat, dem 
das gesamte städtische Pflegekinderwesen untersteht, beim Großh. Justizministerium 
die Einführung der Generalvormundschaft als zulässige Ergänzung der Hessischen 
Gesetzgebung beantragt habe. Durch Ortsstatut solle bestimmt werden können, daß 
der Vorstand einer unter Verwaltung einer Gemeindebehörde stehenden Brziehimgs- 
oder Verpflegungsanstalt oder ein Beamter die Rechte und Pflichten eines Vormundes 
für diejenigen erhalte, die in der Anstalt oder unter Aufsicht des Vorstandes oder 
des Beamten in einer von ihm ausgewählten Familie oder Anstalt erzogen oder 
verpflegt werden. Der Vorstand der Anstalt oder der Beamte solle auch nach der 
Beendigimg der Erziehung oder der Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels 
diese Rechte und Pflichten besitzen, unbeschadet der Befugnis des Vormundschafts- 
gerichts, einen andern Vormund zu bestellen. Der Antrag wurde damit begründet, 
daß der Armenverband oder sonst eine öffentliche Stelle verpflichtet sei, die Mittel 
zur Verpflegung und Erziehung der minderjährigen Pflegekinder zur Verfügung zu 
stellen. Alle sonstigen Rechte und Pflichten, insbesondere das Bestimmungsrecht 
über die Verwendung der bewilligten Geldmittel, gingen nach dem Stande der heutigen 
Gesetzgebung auf einen Vormund über, der in der Regel in keinerlei Beziehung zu 
der Armenverwaltung stehe und von dieser ganz unabhängig sei. Hieraus sind 
gerade in Mainz verschiedentlich die ernstesten Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Erziehungsbeirat und den Vormündern entstanden. Die Vormünder haben 
weder gern den Anregungen des Erziehungsbeirates bei der Unterbringung der 
Kinder in Pflegestellen, Vornahme von Pflegewechsel, Auswahl von Lehrherren usw. 
entsprochen, noch unterhielten sie mit ihm direkte Fühlung. Hätte der Erziehungs- 
beirat zufolge gesetzlicher Bestimmungen auf geeignete Unterstützung des Vormund- 
schaftsgerichts rechnen können, so wäre die Zahl der Differenzen geringer gewesen. 
Dieses stellte sich aber auf den Standpunkt, die Tätigkeit des Erziehungsbeirates 
als ungesetzlich bezeichnen zu müssen, dagegen für den Vormund das Recht der 
unbedingt maßgeblichen Entscheidung in allen strittigen Fragen zu beanspruchen. 
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Bftmer Terein für Ferien-Kolonien, 26 Jahre SommerpHege. Die Jubiläums- 
schrift giebt Zeugnis von der Wirksamkeit des Vereins in der verflossenen 
25JähTigen Epoche. Sie begann mit der Aussendung von 24 kranken Kindern und 
erstreckte sich in dem vergangenen Zeitraum auf nahezu 14000 Kinder. Davon 
wurden 10077 gröfitenteils unbemittelte Kinder im eigenen Kinderkurhaus in Königs- 
bom, 8 681 in den Barmer Stadtkolonien verpflegt. Hierfür war ein Kostenaufwand 
von nahezu 600000 M. erforderlich, der durch private Wohltätigkeit, Stiftungen, 
Zuschüsse von der Handelskammer und der städtischen Verwaltung und durch die 
Gelder der vollzahlenden Kinder aufgebracht wurde. Der Barmer Verein ist insofern 
bemerkenswert, als er seit seiner Gründung einen selbständigen Weg einschlug, 
der von den leitenden Grundsätzen der übrigen Vereine in 3 Richtungen abwich, 
wofür er erst später Anerkennung und fast überall Nachahmung fand. So wurden 
in erster Linie nicht solche Kinder in Pflege genommen, die nur einer Erholung 
bedürftig, sondern solche, die der Gefahr ausgesetzt waren, dauerndem Siechtum 
anheimzufallen; femer wurden für die nur erholungsbedürftigen Kinder Stadt- 
kolonien eingerichtet, die geringere Kosten verursachen, und endlich ging Barmen 
mit der Errichtung eines eigenen Kinderkurhauses allen anderen Ferienkolonien 
voran. Dem beigefügten Jahresbericht für 1904 entnehmen wir, daß die Gesamt- 
zahl der in diesem Jahr im Kinderkurhaus in KÖnigsbom verpflegten Kinder 679 
betrug; davon waren 100 vollzahlende, 147 auswärtige Kinder, für die die Pflege- 
kosten vergütet wurden, und 432 unbemittelte Barmer Kinder. In den Stadt- 
kolonien wurden 202 erholungsbedürftige Kinder verpflegt. 

Der Stand der württembergischen Bettangsanstalten am 1. Dezember 1904 
(Blätter für das Armenwesen in Württemberg 1905. No. 5—7). 

Seit 1894 ist aiy ährlich der Stand der evangelischen Rettungsanstalten 
Württembergs aufgenommen worden. Die Ergebnisse werden immer in sehr 
detaillirter Weise (nach genauen Prozentverhältnissen der Konfessionen, der Ge- 
schlechter und des Eintrittsalters der Rettungshauszöglinge gegliedert) in den obigen 
Blättern verzeichnet. 1904 ist diese Aufnahme, wie im Vorjahre zum erstenmal, 
auch auf die katholischen Anstalten ausgedehnt worden. Wir haben über diese 
erste Gesamtübersicht der Rettungsanstalten unseren Lesern 1904 auf S. 282 
berichtet. Mit Nachstehendem geben wir wiederum einige Angaben über den 
Stand der evangelischen und katholischen Rettungsanstalten Württembergs am 
1. Dezember 1904. Danach ist im Bestände der evangelischen Anstalten gegen 
das Voijahr keine Änderung zu verzeichnen. Die Zahl der verfügbaren Plätze ist, 
trotz baulicher Veränderungen, nicht größer geworden, sondern hat sich sogar um 
11 Plätze vermindert; sie sank auf 1091. Die Frequenz der Anstalten hob sich da- 
gegen von 1019 auf 1047 Zöglinge. An dieser Zunahme waren wieder am stärksten, 
wie in den vorangegangenen Jahren, die Zwangszöglinge beteiligt mit 21 gegen 
7 Zöglingen, die nicht durch das Erziehungsgesetz überwiesen wurden. Die 
Belegungsst&rke der einzelnen Anstalten schwankt zwischen 75 und 105%. Diese 
großen Unterschiede scheinen in zufälligen Umständen Jbegründet zu sein, so die 
geringe Belegungsziffer der Anstalten Lichtenstem und Tempelhof auf ihre abge- 
legene Lage, umständliche Reisegelegenheit zurückzuführen; trotzdem gerade diese 
Abgeschlossenheit nur als Vorteil für die Zöglinge betrachtet werden muß. Am 
stärksten waren wieder, wie im Vorjahre, die beiden Anstalten für ältere Zöglinge, 
Schönbühl und Oberurbach, belegt. Diese stellten mit 94,7, bezw. 88,1% Zwangs- 
zöglingen fast reine Zwangserziehungsanstalten dar. Unter der Gesamtsumme der 
Anstaltszöglinge machten die Zwangszöglinge 89,54% aus und gehörten in über- 
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wiegendem Mafie dem männlichen Geschlecht an. Das gleiche Verhältnis wurde 
bei den katholischen Rettungsanstalten festgestellt, trotzdem hier unter der 
Oesamtsumme der Anstaltszöglinge das weihliche Geschlecht stärker vertreten ist. 
Die Zahl der katholischen Rettungsanstalten ist die gleiche gehlieben, dagegen stieg 
die der Plätze von 1811 auf 1838; diese Zunahme betrifft lediglich M&dchenplätze. 
Bine bedeutsame Vermehrung ist nach Schluß der Aufnahme im Laufe des Monats 
Dezember durch einen Neubau der Rettungsanstalt zum Guten Hirten erfolgt, wo- 
durch Jetzt 250 anstatt wie bisher 150 weibliche Zöglinge aufgenommen werden 
können. Besetzt waren in den 12 Anstalten 1096 Plätze gegen 1083 des Vorjahres; 
darunter befanden sich 277 — 25,27 % Zwangszöglinge, d. h. eine Vermehrung von 
80 gegen das Vorjahr. An dieser Zunahme war lediglich das männliche Geschlecht 
beteiUgt. 

VIII. Torbeagang. 

Arbeiterrertretungen, Arbeitersekretariate und TolksbvreanB« (Reichs -Arbeits- 
blatt, November 1904.) 

Im Anschluß an den Frankenbergschen Artikel „Beratung Bedürftiger in 
Rechtsangelegenheiten" (1904, S. 258) geben wir einige Zahlen über die Tätigkeit 
der deutschen Arbeitersekretariate mit Einschluß der gemeindlichen Arbeitsämter 
und Volksbureaus im Jahre 1903, die im Reichsarbeitsblatt auf Grund des dem 
Kaiserl. Statistischen Amt zugegangenen Materials veröffentlicht sind. Es werden 
37 gewerkschaftliche Arbeitersekretariate verzeichnet. Von 36 liegen nähere 
Nachweise vor. Die Gesamtzahl der Auskunftsuchenden betrug 200575 Personen. 
Davon waren 123624 Arbeitnehmer, 6499 selbständige Gewerbetreibende. In 
13823 Fällen nehmen sonstige Personen, Organisationen und Behörden die Hülfe 
der Sekretariate in Anspruch. Die Gesamtsumme der erteilten Auskünfte betrug 
205906, davon wurden mündlich erteilt 155930 Auskünfte. Schriftsätze wurden in 
47 626 Fällen angefertigt. Die Auskünfte bewegten sich auf dem Gebiet des Bürger- 
lichen Rechts in 58974 Fällen » 28,2% aller erteilten Auskünfte. Obenan steht 
die Zahl der Auskunftserteilungen in bezug auf die Arbeiterversicherung. Sie ist 
in den letzten drei Jahren bedeutend gewachsen, und zwar betrug sie 1901: 46741; 
1902: 56 571 FäUe, 1903 erhob sie sich auf 59786 FäUe -« 29,6 o/o aUer erteUten 
Auskünfte. Die Auskunftserteilung imd die Rechtshülfe der Arbeitersekretariate 
ist im allgemeinen vollkommen unentgeltlich; nur einige von ihnen erheben in be- 
stimmten Fällen (Auskunft an nicht gewerkschaftlich Organisierte usw.) geringe 
Gebühren. Der Kostenaufwand betrug nach Angaben von 35 Sekretariaten insgesamt 
135430 M., dem eine Gesamteinnahme von 162963 M. gegenüberstand. Diese wird 
erzielt einmal durch feste Beiträge, die in verschiedener Höhe von 10 Pf. bis 144 Pf. 
pro Mitglied und Jahr von allen beteiligten Gewerkschaften gleichmäßig erhoben 
werden, femer durch Zuwendungen aus Arbeiteruntemehmungen, der General- 
kommission imd durch Staatsbeiträge, wie sie das Gothaer Sekretariat mit 2000 M. 
erhält. Die Vertretung der Rechtsuchenden vor den Gewerbegerichten imd den 
Instanzen der Arbeiterversicherung übernehmen nur 20 Sekretariate. Sie betrafen 
in 215 Fällen Vertretung vor den Gewerberichten, in 874 Fällen vor den Instanzen 
der Unfallversicherung und in 68 Fällen vor denen der Invalidenversicherung; 164 
Fälle lagen auf dem Gebiet der Gewerbeaufsicht, 33 auf dem der Knappschaftssachen. 
Der Versuch, die Erfolge der Arbeitersekretariate bei ihrem Eingreifen in die 
Rechtsstreitigkeiten festzustellen, wird als mißlungen bezeichnet, da die Klienten 
nur in den seltensten Fällen über den Verlauf einer Sache, in der sie die Hülfe 

'Sekretariats in Anspruch genommen haben, berichten. 
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Neugeschaffen auf dem Gebiet der gewerkschaftlichen Rechtsauskunfterteilung 
ist das Januar 1903 in Berlin eröffnete Zentral-Arbeitersekretariat. Diesem 
wurde die Arbeit zugewiesen, „Rekurse, die von Mitgliedern der Gewerkschaften 
bei dem Reichs-Yersicherungsamt anhängig gemacht werden, zu bearbeiten und für 
mundliche Vertretung der Rekurse in der Verhandlung yor dem Reichs-Versicherungs- 
amt zu sorgen." Die Einrichtung erfreute sich eines raschen Erfolges. Im ganzen 
betrug die Zahl der eingegangenen Streitsachen 633, von denen 512 erledigt wurden. 
Unter den erhobenen Ansprüchen überwogen bei weitem diejenigen auf UnfaUrente. 
In 51,05% dieser Fälle war ein ganzer oder teilweiser Erfolg zu verzeichnen. 

Von den Rechtsauskunftstellen der gemeindlichen Arbeitersekretariate 
bezw. Arbeitsämter erteilte das städtische Arbeitersekretariat in Ulm in 261, 
Kaiserslautem in 8411 Fällen Auskünfte; das städtische Arbeitsbureau in Mülhausen 
wurde von 33678 Personen gegen 32815 des Vorjahres in Anspruch genommen. 

Die 11 zur Zelt bestehenden evangelischen Volksbureaus bezw. Rechts- 
auskunftstellen sind Gründungen der Jüngsten Zeit, sodaß wegen der geringen 
Anzahl der Fälle nähere Angaben nicht gemacht werden. 

Von den 42 tätigen katholischen Volksbureaus haben 18 Material ge- 
liefert. Die Gesamtzahl der Auskünfte betrug bei diesen 119860. Die Tätigkeit 
dieser Bureaus erstreckt sich auch hier wie bei allen andern darauf, allen Recht- 
suchenden ohne Unterschied der Partei und Konfession, in erster Linie Arbeitern, 
Rechtsschutz zu erteilen sowie die notwendigen schriftlichen Eingaben anzufertigen, 
ihsbesondere in Fragen der Unfall-, Invaliden- und Krankenversicherung, in Miets-, 
Steuer-, Schul-, Militär-, Polizei-, Unterstützungs-, Vormundschafts- und Erbschafts- 
angelegenheiten usw. Die Mitgliedschaft wird durch einen geringen Beitrag er- 
worben, und berechtigt zur unentgeltlichen Inanspruchnahme des Bureaus. Nicht- 
mitglieder zahlen geringe Gebühren. 

Kongresse and Tersammlnngen. 

Internationaler Kongreß fQr den Schutz moralisch verlassener Kinder und 
die Fflirsorge für entlassene Sträflinge^ Bettler und Landstreicher in Lllttich 

(Belgien), 8.— 12. August 1905. 

1. Sektion: Schutz der Kindheit. 

a) Anregung und Erhaltung des Sparsinnes der auf öffentliche Kosten zu 
erziehenden Minderjährigen, 

b) Fürsorge für moralisch verlassene Kinder, die zwar keinem richterlichen 
Urteil verfallen sind, aber sich nicht zur Familieneiziehimg eignen. 

2. Sektion: Fürsorge für entlassene Sträflinge. 

a) Die zweckmäßige Verwendung der dem Sträfling bei seiner Entlassung 
zur Verfügung stehenden Mittel, 

b) Die Tätigkeit der Fürsorgevereine gegenüber den Familien der Straf- 
gefangenen während der Haftzeit und nach der Entlassung. 

8. Sektion: Fürsorge für Bettler und Landstreicher. 

a) Maßregeln zur Unterdrückung der gewohnheitsmäßigen Bettelei und zur 
Fürsorge für unverschuldet obdachlos Gewordene, 

b) Maßregeln zur Bekämpfung der Prostitution. 

Internationaler Kongreß fUr ArmeDpflege nnd Wohltätigkeit, Mailand. Der 
Kongreß, dessen Tagung ursprünglich für Oktober d. J. in Aussicht genommen war, 
ist durch Beschluß der Sitzung des Comite Central zu Paris am 10. April d. J. bis 
zmn Mai n. J. verschoben worden. 
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Neue literarische Erscheiniuigeii. 

Meltier, E., Die staatliclie Scliwaehiiiiiiigeiifarsorge im Königreich Sachsen. 38 S. 

Dresden, Bleyl & Kaemmerer, 1904. 
Blnmenthal, Philipp M., Die soziale Bek&mpftiDg der Tnberkalose als Tolks- 

krankheit in Europa und Amerika* Denkschrift, der Tuberkulose-Kommission 

der Pirogoff-Gesellschaft Russischer Ärzte vorgelegt und dem VUL Pirogoff- 

Ärztekongreß gewidmet. (Frankreich — Belgien — England — Deutschland.) 

Deutsche Bearbeitung von A. Dworetzky. Mit einem Vorwort von E. von 

Leyden. 192 S. Berlin, August Hirschwald, 1905. 
Schubert, Paul, Das Schnlantwesen in Dentschland. Bericht über die Ergebnisse 

einer Umfrage bei den größeren Städten des Deutschen Reiches. 168 S. 

Hamburg u. Leipzig, Leopold Voß, 1905. 
Unmkery Christian J., Erfahmngen mit der F&rsorgeeniehung. Sonderabdruck 

aus der Monatsschrift für Kriminalpsychologie S. 634—643. Heidelbeig, Carl 

Winters Univ.-Buchh., 1904. 
Inventarien von 87 Dresdner Arbeiterhaushalten« Aufgenommen im November 1903. 

13. Heft der Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Dresden. 36 S. 

Dresden, v. Zahn & Jaensch, 1904. 
Die Terhältnisse der Indostriearbeiter in 17 Landgemeinden bei Karlsmbe« 

Dargestellt von dem Großh. Fabrikinspektor Dr. Fuchs. Bericht, erstattet 

an das Großh. Ministerium des Innern und herausgegeben von der Großh. 

Bad. Fabrikinspektion. 272 S. Karlsruhe, G. Braunsche Hofbuchdruckerei, 

1904. 
Orisewood, W., The relief of tbe poor in Germany. 26 p. Liverpool, 

D. Marples & Co., 1905. 
Belgiqae Charitable« Nouvelle edition refondue et complet6e par Mme. Ch. 

Vloeberghs. Preface de M. Aug. Beernaert, Ministre d'Etat. 799 p. Bnixelles, 

Librairie Nationale, 1904. 

Ansbildungsknrse in der Ffirsorgearbeit veranstaltet in diesem Jahre wieder 
die Zentrale für private Fürsorge, Frankfurt a. M. In der Absicht, ein 
getreues Bild modemer Fürsorgebestrebungen zu geben, soll deren Organisation 
und Technik zum Gegenstand eingehender Untersuchungen gemacht werden. Dabei 
werden die wichtigsten Anstalten, wie sie in Frankfurt und in dessen Umgebung 
die sehr vielseitig entwickelte gemeinnützige Tätigkeit bietet, besucht und von den 
Leitern eingehend erläutert. Im Anschluß daran werden einschlägige Fragen durch 
Vorträge von Fachleuten behandelt und auch mehrfach in mündlichen Besprechungen 
erörtert. Der Kursus über Fürsorge für Erholungsbedürftige vom 29. Mai 
bis 3. Juni wird behandeln: 1. Genesendenfürsorge, 2. Fürsorge für erholungs- 
bedürftige Erwachsene, 3. Fürsorge für erholungsbedürftige Kinder. Der Kursus 
über Kinderfürsorge vom 19. bis 28. Juni wird behandeln: 1. Yormundschafts- 
wesen, 2. BerufsbUdung für Jugendliche. — Zur Teilnahme sind berechtigt Damen 
imd Herren, die praktisch in der Fürsorgearbeit, freiwillig oder besoldet, tätig 
waren; andere, soweit sie eine höhere Schule besucht haben. Ausnahmen sind 
nach vorheriger Anfrage zulässig. Die Einschreibgebühr beträgt 10 M. für jeden 
Kursus. Anmeldungen werden bis spätestens 15. Mai d. J. an die Zentrale, Frank- 
furt a. M., Börsenstraße 20, erbeten, von wo auch das ausführliche Progranun zu 
beziehen ist. 

PIIt die Redaktion verantwortlich: Stadtrat Dr. Mfineterbexv in Berlin, DömbeigetraBe T. — 
Carl Heymanna Verlag, Berlin W. ~ Oedmekt bei Jolins Sittenfeld, Beiiin W. 
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Der Erstattimgsanspruch der Armenverbände gegen den Unterstützten. 

Von Magistratsassessor Dr. Simonsolin, Berlin. 

(Schluß aus No. 5.) 

m. Der Erstattungsanspruch nach den allgemeinen Rechts- 
vorschriften. 

Soweit die Spezialgesetze versagen, fragt es sich, ob sich der Er- 
stattungsanspruch aus den allgemeinen Kechtsvorschrifben, d. h. denen 
des BGB., herleiten läßt. Dies ist zu bejahen. Das Beichsgericht bat 
sich über diese spezielle Frage noch nicht geäußert; da es jedoch zur 
Geltungszeit des alten Bechts den Erstattungsanspruch nur auf die jetzt 
beseitigten landrechtlichen Vorschriften über nützliche Verwendung stützen 
zu können glaubte, so ist es recht zweifelhaft, ob es den Anspruch auf 
Grund des BOB. anerkennen wird. 

Zunächst sind die Fälle auszuscheiden, in denen eine Hilfsbedürftig* 
keit des Unterstützten überhaupt nicht vorgelegen hat — sei es, daß er 
den unterstützenden Armenverband über seine Verhältnisse getäuscht, sei 
es, daß er sie selbst nicht gekannt hat (z. B. als Irrsinniger), sei es, daß 
der Ajrmenverband die erforderliche Prüfung unterlassen hat, sei es, daß 
eine solche im Augenblick nicht möglich ist (z. B. bei Auffindung eines 
Bewußtlosen). In allen diesen Fällen leistet der Armenverband, obwohl 
eine armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit und somit eine Leistungspflicht 
überhaupt nicht vorliegt. Er kann daher die Bückerstattung des Gegebenen 
mit der condictio sine causa verlangen. Dies war auch bereits für das 
gemeine Becht anerkannt.^) Gegen den unredlichen Unterstützungs- 
empfänger wird man ferner den § 826 BGB. (vorsätzliche Schadenzufügung 

*) Seufferts Archiv Bd. 39 No. 306: Oberlandesgericht Kiel; hier wird sowohl 
<iie condictio Indebiti wie die sine causa für begründet erklärt. Vgl. a. R.G.Entsch. 
Bd. u/s. 197. 

11 
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in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise), ^) gegen den Betrüger 
den § 823 Abs. 2 (Verstoß gegen ein Schutzgesetz) zur Anwendung 
bringen können.*) 

Was nun den Fall der echten Armenunterstützung anlangt, so ist 
zunächst zur Klarstellung des Verhältnisses zwischen dem ArmeuTerbande 
und dem Unterstützten die Frage zu beantworten: Welche Beziehungen 
bestehen eigentlich zwischen ihnen? Es haben niemals Zweifel darüber 
obgewaltet, daß diese Beziehungen in erster Linie rein öffentlich-rechtlicher 
Natur sind. Das Interesse der Allgemeinheit erheischt die Fürsorge für 
den Armen. Der Verband, dem die Fürsorgepiiicht auferlegt ist, hat 
diese dem Staat, der Gesamtheit gegenüber zu erfüllen. Mit dem Armen 
selbst verbindet ihn kein Rechtsband in dem Sinne, daß etwa der Fürsorge- 
pflicht des Verbandes ein Recht des Bedürftigen auf Unterstützung gegen- 
übersteht. Gegen die Verfügungen der Armenverbände ist dem Armen 
daher auch nur eine Beschwerde im Verwaltungswege gegeben.*) In dem 
Bericht der Kommission, die den Entwurf des Gesetzes über den Unter- 
stützungswohnsitz beriet, heißt es: „Man stimmte aber andrerseits mit 
Ausnahme eines dissentierenden Mitgliedes auch darin überein, die 
Zwangspflicht nur als eine Verbindlichkeit des öffentlichen 
Rechtes und mit der Wirkung eintreten zu lassen, daß der korrelate 
Anspruch nicht den hilfsbedürftigen Privatpersonen, sondern den 
konkurrierenden Organen der öffentlichen Armenunterstützung erwachse." 
Und weiter: „Verbiete es sich mithin, die Stellung des Hilfsbedürftigen 
gegenüber den öffentlichen Unterstützungsorganen positiv zu regeln, so 
könne es nur einen falschen Schein erwecken und zu Mißverständnissen 
führen, wollte man eine Fassung wählen, welche die Deutung zuläßt, daß 
der Eülfsbedürftige aus dem vorliegenden Gesetze unmittelbar 
ein Recht erwirbt."*) 

Mit dieser auf öffentlich-rechtlicher Grundlage festgestellten Leistungs- 
pflicht sind aber die Beziehungen zwischen dem Armenverbande und dem 
Unterstützten nicht erschöpft. Tatsächlich werden Vermögenswerte auf 
der einen Seite gegeben, auf der anderen empfangen, und es fragt sich, 
ob dieses Verhältnis nicht unter eines der privaten Rechtsinstitute zu 
subsumieren ist. In Betracht kommen: Darlehn, Schenkrmg, Geschäfts- 
führung ohne Auftrag und Bereicherung. 

1. Der Auffassung, daß in der Unterstützung ein Darlehn gewährt 
wird, begegnet man häufig. Darlehn ist bekannüch ein Vertrag, durch 

^) Brinkmann a. a. 0. S. 44. 

«) Greve a. a. 0. S. 82. 

•) Vgl. § 63 Preuß. A.G. 

*) Sten. Ber. über d. Verh. d. Reichst, d. Nordd. B. 1870, Bd. IV S. 664, 590 
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den der Empfänger yon Geld oder anderen vertretbaren Sachen znr 
Zurückerstattnng in gleicher Art, Güte und Menge verpflichtet wird.^) 
Es genügt, an diese Begriffsbestimmung zu erinnern, um festzustellen, daß 
von einem solchen vertragsmäßigen Kontrahieren bei der EQngabe der 
Armenunterstützung keine Rede sein kann. Auch die mehrdeutige Bezeich- 
nung „Vorschuß", die man den Armenunterstützungen häufig beilegt — 
ein Ausdruck, der sich auch in den oben erwähnten Spezialgesetzen mehr- 
fach findet — , darf nicht zu der Annahme verleiten, daß hier ein 
Darlehnsvertrag vorliege. Ebenso unrichtig ist die Auffassung, als sei 
die Armenunterstützung ihrer inneren Natur nach ohne weiteres als ein 
Vorschuß zu betrachten, der zurückerstattet werden müsse.*) Diese An- 
sicht setzt voraus, was erst zu beweisen ist, und läßt die Frage nach der 
juristischen Konstruktion offen. ^) Seltsamerweise begegnet man ihr 
häufiger in den Entscheidungen höherer Gerichte. Insbesondere hat ihr 
das Bundesamt für das Heimatwesen ohne Begründung mehrfach Ausdruck 
gegeben.^) Sie findet sich femer in einer Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts zu Hamburg vom 21. Oktober 1882.^) Und schließlich scheint 
es, als ob sich auch das preußische Oberverwaltungsgericht zu ihr bekennt, 
denn es heißt in der Entscheidung vom 18. Mai 1900*): „Die Armen- 
yerwaltungen sind zur Gewährung von Vorschüssen nicht berufen; die 
fälschlich sogenannten Vorschüsse, die sie gewähren, sind eben Armen- 
unterstützungen, und alle Armenunterstützungen sind nur in dem 
Sinne Vorschüsse, daß der Unterstützte sie erstatten muß, 
sobald er die dazu erforderlichen Mittel erlangt.'^ Als eine 
prinzipielle Stellungnahme wird man jedoch diese Äußerung nicht ansehen 
können. Das O.V.G. beschäftigt sich hier nicht ausdrücklich mit dem 
Erstattungsanspruch, sondern behandelt die Frage, ob in der Kranken- 
hanspflege eine das Bürgerrecht beseitigende Armenunterstützung zu finden 
sei. Indem das O.V.G. diese Frage bejaht, führt es u. a. aus, es liege 
hier nicht etwa ein privatrechtliches Kredit- oder Darlehnsverhältnis vor. 



») § 607 BGB. 

*) So Münsterberg, Erstattung von Unterstützungen usw., in den Schriften 
des D. V. f. Armenpfl. und Wohlt., H. 41 S. 2, und in den Verhandlungen desselben 
Vereins, H. 46 S. 14. 

*) So Schäfer a. a. 0. S. 100 Anm. 9; Olshausen a. a. 0. S. 247. 

*) Entsch. Heft 6 S. 29; 7 S. 19; 8 S. 95; auch 16 S. 17. — In einer neueren 
Entsch. — vom 13./9. 1908, Heft 86 S. 44 — nimmt das Bundesamt, wiederum ohne 
jede Beg^ründung, bei der Bejahung des Erstattungsanspruchs auf § 68 des preufl. 
A.G. Bezug. Ob es sich damit der Schäferschen Ansicht (s. oben S. 168) an- 
schließen will, ist unklar. 

^) Zitiert bei Schäfer u. Olshausen a. a. 0. 

•) Bd. 87 S. 22. 

11* 
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sondern was die Annenverwaltung gewähre, sei eben Armenunterstütziing^. 
Auf diesem Gedanken liegt also das Hauptgewicht, und der zweite Teil 
des oben zitierten Satzes wäre besser fortgeblieben. 

Liegt in der Gewährung der Armenunterstützung als solcher kein 
yertragsmäßiges Kontrahieren, so ist damit noch nicht gesagt, daß dieses 
Resultat nicht durch den Willen der Beteiligten herbeigeführt werden 
kann. Wie den Landesgesetzen die privatrechtliche Gestaltung der 
Armenunterstützung überlassen ist, so kann auch der Parteiwille hier 
ergänzend eingreifen. Dem Armenverband und dem Untei*stützten bleibt 
es daher unbenommen, über die Erstattung nach Belieben priTatrechtliche 
Vereinbarungen zu treffen. Zahlreiche Armenverbände lassen auch den 
Bedürftigen sich schriftlich zur Bückerstattung des Empfangenen, sobald 
es die Vermögenslage gestatte, verpflichten. Auch in dieser Vereinbarung 
darf man nicht etwa ein Darlehnsgeschäft erblicken; einmal leistet der 
Armenverband nicht immer Geld oder Fungibilien — man denke an 
Krankenhausbehandiung — , dann aber liegt es ihm auch z. B. bei Hin- 
gabe von fungiblen Naturalien recht fern, die Zurückerstattung in gleicher 
Art, Menge und Güte zu stipulieren. Es greifen daher auch nicht die 
Kündigungsfristen des § 609 BGB. Platz. Die Erstattungsverpfiichtang 
des Unterstützten kennzeichnet sich vielmehr als ein abstraktes Schuld- 
versprechen im Sinne des § 780 BGB. Die Schriftform ist daher wesent- 
lich, während die Annahme durch den Anhenverband formlos, auch still- 
schweigend erfolgen kann.^) 

Die Grenze zwischen einem solchen Schuldversprechen und anderen, 
von der Armenpflege unabhängigen Abmachungen ist nicht immer leicht 
zu ziehen. Werden insbesondere bei der Aufnahme in Krankenhäuser 
über die Erstattung der Kurkosten Vereinbarungen getroffen, so ist es 
oft zweifelhaft, ob hierin eine Stundung der Kurkosten — dann läge kein 
Armenpflegefall vor — oder ein Erstattungsversprechen bezüglich der 
Armenpflegekosten zu erblicken ist. Nach der Praxis des Bundesamtes 
für das Heimatwesen kommt es nur darauf an, ob zur Zeit der Unter- 
stützung, also der Behandlung im Krankenhause, die objektiven Merkmale 
der Hilfsbedürftigkeit vorhanden waren; trifft dies zu, so stellt sich die 
Behandlung trotz des Erstattungsversprechens als Armenpflegefall dar.*) 
Das Versprechen hat dann die Erstattung der geleisteten Armenunterstützung 
zum Gegenstande. 

Man ist vielleicht geneigt, der ganzen Erstattungsfrage, da der Armen- 
verband in der Lage ist, ein wirksames Erstattungsversprechen des Unter- 

*) Planck, Komm. z. BGB., Anm. Ib zu § 780. 

■) Wohlers-Krech, Komm. z. U.W.Ges., 9. Aufl., Anm. 5d zu § 14 und 
Anm. ♦* auf S. 84. 
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stützten herbeizufuhron, in rechtlicher Beziehung nur ein theoretisches 
Interesse zuzusprechen. Indessen die praktische Bedeutung dieses Ver- 
sprechens ist nicht sehr erheblich. Zunächst ist die Armenunterstützung 
im Falle der Bedürftigkeit ohne weiteres zu gewähren, sie darf nicht von 
der Abgabe einer Yei-pflichtungserklärung des Unterstützten, die vielmehr 
ganz in dessen Belieben gestellt ist, abliängig gemacht werden. Weiter 
liegt der Einwand des Unterstützten nahe, er habe überhaupt nicht 
gewußt, daß er eine solche Erklärung unterzeichne. Es läßt sich in der 
Tat nicht verkennen, daß in zahlreichen Fällen Verhörbogen, Quittungen 
usw., die solche Verpflichtungsklauseln enthalten, von den Unterstützten 
ohne Kenntnis ihres Inhalts unterschrieben werden. Der Unterstützte 
könnte daher seine Erklärung auf Grund des § 119 BGB. anfechten, und 
seine Ersatzpflicht ließe sich dann auch nicht aus § 112 BGB. herleiten, 
da dem Armenverbande, der jedenfalls zur Leistung vei-pflichtet war, ein 
Schaden nicht erwachsen ist. Hat aber der Unterstützte die Verpflichtungs- 
klausel mit Kenntnis ihres Inhalts unterzeichnet, so wird er leicht geltend 
machen, er habe dies nur getan, weil die Unterstützung ihm sonst versagt 
worden wäre (§ 123 BGB.). Die Grenze zwischen der freiwilligen und 
der erzwungenen Erklärung ist hier allerdings recht schwer zu ziehen, 
und daraus ergeben sich auch erhebliche praktische Bedenken. Die 
Armenpflege soll den Charakter der Unbedingtheit wahren. Aber der 
rechtsunkundige Arme glaubt sich zumeist zu dieser Erklärung verpflichtet, 
und es ist für die Armenverbände recht bedenklich, diesen Irrtum aus- 
zunutzen.^) Zum mindesten sollte man den Bedürftigen darauf hinweisen, 
daß die Abgabe der Verpflichtungserklärung von seinem freien Willen 
abhängig ist Handelt es sich um Aufnahme in Krankenhäuser, dann 
wird schon mit Bücksicht auf den Patienten in zahlreichen Fällen von 
der Ausstellung des Verpflichtungsscheins Abstand genommen werden 
müssen. Eine scharfe Praxis kann hier leicht zur Rohheit ausarten. Die 
Berliner Armenpflege z. B. verlangt im Falle der Krankenhausbehandlung 
überhaupt keine Verpflichtungserklärung des Aufgenommenen. Gerade dieser 
Fall der Unterstützung ist aber, wie noch erörtert werden soll, für die Er- 
Btattungsfrage der erheblichste. Daß die Verpflichtungserklärung hier 
versagt, vermindert ihre Bedeutung außerordentlich. 

2. Man hat in der Unterstützung eine Schenkung erblicken wollen, 
die der Bedürftige unter der Bedingung erhalte, daß er sie im Falle der 
Verbesserung seiner Vermögensverhältnisse wiedererstatte.*) Indessen, 
abgesehen davon, daß auch die Schenkung ein Vertrag ist, fehlt es auf 

^) Vgl. Olshausen in den Verhandl. des Ver. f. Armenpfl. u. Wohlt., H. 46d. 
Schriften dieses Vereins, S. 24. 

*) Flottwell, Armenrecht und Annenpolizei, Leipzig 1866, S. 251. 
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Seiten des Armenverbandes an der Freiwilligkeit und der Absicht der 
Freigebigkeit, die ein notwendiges Tatbestandsmerkmal der Schenkung 
darstellt.*) 

3. Weiterhin entsteht die Frage, ob in der Gewährung der Armen- 
unterstützung nicht eine Geschäftsführung ohne Auftrag zu erblicken 
ist. Entgegen dem Reichsgericht, das diese Frage — unter der Herrschaft 
des alten Rechts — verneint hat'), ist Greve neuerdings lebhaft für ihre 
Bejahung eingetreten.^ Seine Ansicht kann aber nicht gebilligt werden. 

Daß in der Gewährung von Unterhalt an sich eine Geschäftsführung 
für den Empfänger im Sinne der §§ 677 ff BGB. liegen kann, ist nicht 
zu bezweifeln.^) Der unbeauftragte Geschäftsführer muß jedoch stets die 
Absicht haben, ein fremdes Geschäft, ein Geschäft für den Geschäfts- 
herrn zu besorgen. Und hiervon kann bei Armenunterstützungen keine 
Rede sein. Der Armenverband leistet, wie oben dargelegt worden ist^ 
lediglich um seiner öffentlich-rechtlichen Verpflichtung nachzukommen. 
Schon dieser öffentlich-rechtliche Charakter der Pflicht macht die Annahme 
unmöglich, der Armenverband wolle gleichzeitig eine privatrechtliche 
Geschäftsführung für den Bedürftigen besorgen. 

Ebensowenig wie eine Geschäftsbesorgung für einen anderen liegen 
auch die übrigen Voraussetzungen des § 677 BGB. vor. Der Geschäfts- 
führer muß handeln, „ohne von ihm — dem anderen — beauftragt oder 
ihm gegenüber sonst dazu berechtigt zu sein." D. h.: Auftraglose Ge- 
schäftsführung liegt nicht vor, wenn der Geschäftsführer seine Befugnis 
zum Handeln aus einem Auftrage des Geschäftsherrn oder aus sonstigen 
Gründen herleitet. Solche Gründe sind aber für den Armenverband 
gegeben, denn seine Befugnis gründet sich auf das Gesetz.^) 

Der unterstützende Armenverband kann schließlich schon deshalb 
nicht als auftragloser Geschäftsführer in Betracht kommen, weil dessen 
Pflichten von den seinigen erheblich abweichen. Nach § 677 BGB. hat 
die Geschäftsführung so zu erfolgen, „wie das Interesse des Geschäfts- 
herrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder mutmaßlichen Willen es 
erfordert." Dieser Wille des Bedürftigen ist jedoch für den Armen- 
verband völlig unerheblich, sein Wille ist allein für die Art der Unter- 
stützung entscheidend. Es ist daher auch verfehlt, wenn Greve dem 
Bedürftigen im Falle des § 678 BGB. (fahrlässige Abweichung von dem 



') So bereits das O.-Tr. Entsch. Bd. 11 S. 413, Bd. 81 S. 219. 
*) Vgl. die oben S. 132 zitierten Entscheidungen. 

^ A. a. 0. S. 21 ff. Dort sind auch die Schriftsteller für und wider aufgeführt 
*) Vgl. § 685 Abs. 2 BGB. 

*) Deruburg, Das bürgerliche Recht, Bd. II Abt. 2, § 299 S. 379. Ebenso 
Olshauseu, Ztschrift f. d. Heimatwesen 1900, S. 280. 



— 167 — 

wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn) die actio directa 
aus der Geschäftsführung gegen den Armenverband zubilligt. Nirgends 
zeigt sich deutlicher die ünzulässigkeit dieser ganzen juristischen Kon- 
struktion. 

4. Wohl aber nötigen die Vorschriften über ungerechtfertigte 
Bereicherung zur Anerkennung des Erstattungsanspruchs. Das Reichs- 
gericht, das den Bereicherungsanspruch in der Entscheidung yom 
20. Oktober 1885^) überhaupt nicht erwähnt, weist ihn in der Ent- 
scheidung vom 13. Februar 1894^) mit der Begründung zurück, daß die 
Bereicherung hier keine „ungerechtfertigte", keine „durch das Gesetz 
mißbilligte** sei. Und in ähnlicher Weise verneint man zumeist die An- 
wendbarkeit des § 812 BGB., weil der Unterstützungsempfänger die 
Unterstützung nicht „ohne rechtlichen Grund" erhalte, der Armenverband 
vielmehr auf Grund seiner öffentlich-rechtlichen Verpflichtung leiste.") 
Indessen hiermit ist die Beweisführung noch keineswegs zu Ende. Es 
erbebt sich nämlich die weitere Frage: Ist denn diese öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung ein rechtlicher Grund im Sinne des § 812? Und diese 
Frage dürfte zu verneinen sein. 

Wie oben ausgeführt, besteht die öffentlich-rechtliche Unterstützungs- 
pflicht des Armenverbandes nicht dem Bedürftigen, sondern der Gesamtheit 
gegenüber. „Der Verpflichtung des Armenverbandes steht zwar nicht 
direkt das Recht des Hilfsbedürftigen auf Unterstützung, wohl 
aber .... das Recht des Staates auf Forderung dieser Unterstützung 
für den Hilfsbedürftigen gegenüber."^) Ein Recht auf Unterstützung ist also 
dem Bedürftigen nicht gegeben, weder ein öffentliches noch sicherlich ein 
privates. Gerade das letztere ist aber für § 812 entscheidend. Denn 
die öffentlich-rechtlichen Beziehungen hat das BGB. im allgemeinen aus- 
geschieden. Die von § 812 getroffene Vermögensverschiebung liegt vor, 
wenn dem Leistungsempfänger ein privates Recht auf die Leistung nicht 
zusteht und er sich auch sonst auf eine privatrechtliche causa nicht zu 
stützen vermag. Solche causa kann in der allgemeinen staatlichen Für- 
sorgepflicht nicht erblickt werden. Ist der Armenverband daher auch 
der Gesamtheit gegenüber — im öffentlich-rechtlichen Sinne — zur Für- 
sorge für den einzelnen verpflichtet, so ist seine Leistung doch dem 

>) Bd. 14 S. 198. 

•) Jur. Woch. 1894 S. 128. 

*) Planck, Komm. z. E.G. z. BGB., Anm. Sa zu Art. 103; Niedner, Komm, 
z. E.G. z. BGB., Anm. 2 zu Art. 103 u. a. m.; Oertmann, Bayrisches Landesprivat- 
recht, führt S. 244 aus, dafi das Rechtsverhältnis mit dem der ungerechtfertigten 
Bereicherung «unverkennbare Berührungspunkte" aufweise. 

^) Arnoldt, Die Freizügigkeit und der Unterstützungswohnsitz, Berlin 1872, 
S. 196. — Vgl. oben S. 162. 
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Unterstützungsempfänger gegenüber — im priTatrechtlichen Sinne — „ohne 
rechtlichen Grund** erfolgt. Der Armenverband erwirbt daher mit seiner 
Leistung einen priratrechtlichen Bereicherungsanspruch. Daß an sich 
„der Wille, einen privatrechtlichen Anspruch zu erwerben, keineswegs 
mit der Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen unvereinbar^ ist, 
hat auch das Reichsgericht in der erwähnten Entscheidung vom 20. Oktober 
1885 in wörtlicher Anlehnung an das Obertribunal anerkannt 

Man hat gegen den Bereicherungsanspruch eingewandt, eine Be- 
reicherung, d. h. eine Vermögensvermehrung auf selten des Armen, liege 
deshalb nicht vor, weil die Unterstützung nur den notdürftigen Unterhalt 
gewähre und der Empfanger, der ja kein Vermögen besitze, auch nichts 
erspare.^) Hier ist anscheinend die Bereicherung — die doch nur darin 
besteht, daß jemand „etwas verlangt" — mit der Herausgabepflicht yer- 
wechselt, die gemäß § 818 Abs. 3 BGB. allerdings ausgeschlossen ist, 
soweit der Empfanger nicht mehr bereichert ist. Es wäre indessen un- 
richtig, mit der Konsumtion der Unterstützung die Bereicherung als 
weggefallen anzusehen. Bereichert bleibt der Unterstützte auch nach 
Verbrauch des Empfangenen, denn gleichgültig, wie seine Vermögenslage 
sich darstellt, ist er in erster Linie zur Beschaffung und Bezahlung seines 
Unterhalts verpflichtet; was ihm daher von anderer Seite zugewendet 
wird, erspart er, es verbessert sich um diesen Betrag seine Vermögenslage.^) 

Soweit der Armenverband Naturalunterstützung gewährt, richtet sich 
der Bereicherungsanspruch gemäß § 818 Abs. 2 BGB. auf Wertersatz. 

Es entsteht die Frage, wann, d. h. zu welchem Zeitpunkte der 
Bereicherungsanspruch entsteht. Dabei kommt es lediglich auf die 
juristische Feststellung an, wann die Voraussetzungen des Anspruchs 
gegeben sind, nicht auf die praktisch-pflegerische Frage, wann sich die 
Geltendmachung empfiehlt und wann sie Erfolg verspricht.') Die Recht- 
sprechung hat bei der Beurteilung des landrechtlichen Anspruchs aus der 
nützlichen Verwendung diese beiden Gesichtspunkte nicht streng geschieden 
und als selbstverständliche Voraussetzung des Erstattungsanspruchs Ver- 
mögensvermehrung auf selten des Unterstützten angenommen.^) Mit Recht 
weist Förster-Eccius auf die hierin liegende juristische Inkonsequenz 



>) Es findet sich dieser Gedankengang in einem ßeschlusse des Amtsgerichts 
zu Köpenick vom 2. Mai 1904 (8 ß 283, 04). 

*) Oertmann, Komm. z. BGB. (2. Buch), Berlin 1899, Anm. db Abs. 2 zu 
§ 818; Planck, Komm. Anm. 2d Abs. 8 zu § 818. 

') Über die pflegerische Behandlung des Erstattungsanspnichs vgl. Münster- 
berg in der oben S. 168 Anm. 2 zitierten Schrift. 

*) Strieth. 11 S. 102; 79 S. 194; Gruch. Beitr. 24 S. 194. Neuerdings: 
Kammergerichts-Entsch. v. 4. 1. 1906 in Pr.Verw.Bl. 1906, S. 411. 
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hin.^) Gesichtspunkte, die als Direktive für eine yemünftige Armenpflege 
dienen mögen, sind nicht geeignet, die gesetzlichen Voraussetzungen des 
Erstattungsansprucbs zu beeinflussen. 

Bereichert ist der Unterstützte, sobald er die Unterstützung erhält. 
Mit der Hingabe bereits entsteht daher für den Armen verband der Er- 
stattungsanspruch. Durch Vermögeuszufall oder die Tatsache, daß die 
Verfolgung des Anspruchs den Unterstützten nicht wieder der Gefahr der 
Verarmung aussetzt, ist der Anspruch nicht bedingt. Der Armenverband 
kann sich daher z. B. einen rechtskräftigen Titel gegen den Unterstützten 
verschaffen, um eine für diesen erst in Aussicht stehende Erbschaft 
schleunigst beschlagnahmen zu können. Er kann auch einem laufend 
Unterstützten sein ganzes — die Erstattungsforderung nicht übersteigendes — 
Vermögen, das ihm irgendwoher zufallt, wenn die Gefahr unwirtschaft- 
licher Verwendung besteht, fortnehmen und dafür mit der Unterstützung 
fortfahren. Der Bereicherungsanspruch geht also erheblich weiter als die 
meisten oben erwähnten landesgesetzlichen Erstattungsansprüche. 

IV. Geltendmachung des Erstattungsanspruchs. 

Es sind hier in Kürze noch einige Fragen zu berühren, die die 
Geltendmachung des Erstattungsanspruchs betreffen. 

Gegen wen richtet er sich? Gegen den Unterstützten. Als solcher 
kann nur der betrachtet werden, der die Unterstützung tatsächlich erhalten 
hat. Zweifel hierüber können entstehen, wenn die Unterstützung an eine 
in armenrechtlicher Familiengemeinschaft stehende Person gewährt worden 
ist. Es firagt sich, ob dann nicht vielmehr das Familienhaupt — auf 
Grund seiner Alimentationspflicht würde es nur haften, wenn es zur Zeit 
der Unterstützung Unterhalts fähig war — als unterstützt anzusehen ist.^ 
Die Familiengemeinschaft ursprünglich lediglich für den Ejreis des Armen- 
rechts und aus seinen Voraussetzungen heraus konstruiert'), dann auch 
auf andere armenrechtliche Bestimmungen und öffentlich-rechtliche Ver- 
hältnisse ausgedehnt^), kann für die allgemeinen privatrechtlichen Vor- 
schriften keine Geltung beanspruchen.^) Hier kommt es lediglich auf 

>) Preufl. Privatrecht, Bd. II S. 458 Anm. 22. Ähnlich Olshausen a. a. 0. 
S. 262, 263. 

*) Auch in anderen privatrechtlichen Beziehungen zeigt sich die praktische 
Bedeutung dieser Frage, z. B. bei Bestimmung der unterhaltspflichtigen Angehörigen, 
bei Beerbimg, Bekanntmachung des Erbrechts usw. 

') VgL Die Grundsätze des Bundesamtes bei Eger, Komment, z. U.W.Ges. 
4. Aufl. S. 415 No. 14. 

^) Überweisung der Invalidenrente, § 49 I.V.Q.: Oberverwaltungsgericht vom 
17. 12. 190a in d. Arbeiter- Versorgung v. 13. 5. 1904 S. 277. — Verlust des Wahl- 
rechte: Oberverwaltungsgericht v. 18. 5. 1900, Entsch. Bd. 87 S. 23. 

^) So auch ollatz in d. deutschen Qemeinde-Zeitung v. 24. 12. 1898 S. 315 
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die Tatsache an, wem der Annenverband die Unterstützung unmittelbar 
gegeben, wer sie erhalten, „erlangt" hat Auch das Kammergericht hat 
in einem Falle, in dem es zweifelhaft war, ob die Mutter oder die Kinder 
als unterstützt zu gelten hätten, nur die Frage geprüft, wem der Armen- 
yerband die Unterstützung bewilligt und gezahlt hat.^) Bestehen Zweifel, 
dann wird man zu erwägen haben, wer als Hilfsbedürftiger in Betracht 
kam und wem daher die Unterstützung tatsächlich diente. Wird, wie in 
der Berliner Armenpflege, die Unterstützung für Erwachsene und Kinder 
dem Namen nach geschieden, so läßt sich hieraus bereits ein Anhalt 
dafür, wer als Unterstützungsempfänger zu gelten habe, entnehmen. 

An die Familiengemeinschaft erinnert die Spezialvorschrift in Art. 3 
Abs. 1 des württembergischen Ausfuhrungsgesetzes vom 17. April 1873, 
das die Erstattung dem — über 18 Jahre alten — Unterstützten auf- 
erlegt, der für sich, seine Ehefrau oder Kinder, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft stehen, Unterstützungen erhalten hat. Hier 
liegt also die Erstattungspflicht nur dem Familienhaupte, nicht den 
genannten Angehörigen ob. 

Wird eine Frau unterstützt, so steht im Falle des gesetzlichen 
Güterrechts der Inanspruchnahme ihres eingebrachten Guts (etwa einer 
Erbschaft) das Verwaltungs- und NutznieBungsrecht des Mannes nicht 
entgegen, gleichgültig, ob die Unterstützung vor oder nach der Ehe 
erfolgte, gleichgültig auch, ob der Mann die Unterstützung kannte und 
billigte oder nicht.') 

Maßgebend für die Beurteilung des Erstattungsanspruchs ist das im 
Bezirk des unterstützenden Armenverbandes geltende Becht; denn hier 
gelangt das fragliche Rechtsverhältnis zur Entstehung. Daraus folgt 
gleichzeitig, daß, wenn der vorläufig und der endgültig unterstützungs- 
pflichtige Armenverband verschiedenen Rechtsgebieten angehören, das 
Recht des ersteren entscheidet^) 

Was die prozessualische Geltendmachung des Erstattungsanspruchs 
betrifft, so enthalten einige der einzelstaatlichen Gesetze hierüber besondere 
Bestimmungen, indem sie den Anspruch teils auf den ordentlichen Rechts- 
weg^), teils an die Verwaltungsgerichte^) verweisen, teils die Geltend- 
machung des Erstattungsanspruchs von der Zustimmung der Yerwaltungs- 

1) Mattner gegen Armendirektion Berlin, U. 216, 99. Bntsch. v. 18. 4. 1899. Das 
Ergebnis, zu dem die Entsch. gelangt, daß durch die gezahlten Pflegegelder allein 
die Mutter unterstützt sei, ist allerdings recht bedenklich. 

*) § 1411 BQB. 

•) Schäfer a. a. 0. S. 108ff. 

*) Z. B. preuö. A.Q. v. 8. 8. 1871 § 68; old. Rev. Gem. Ordn. v. 16. 4. 1878 Art. 78. 

^) Z. B. WOrtt. Ges. über d. Verwaltungspflege vom 16. 12. 1876 Art. 10 Nr. 8^ 
leckl.-Schw. Ausf.-Verf. v. 20. 2. 1871 §§ 5, 7. 
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behorde abhängig machen.^) Fehlen solche Vorschriften, so ist der 
Anspruch als zivilrechtlicher im Rechtswege zu verfolgen. Auch der 
Geltendmachung im Auslande steht nichts entgegen, und einige Auslands- 
staaten haben yertragsmäßig besonders die Unterstützung dieser 
Rechtsverfolgung zugesichert.*) 

Von mehreren Armenyerbänden, denen Erstattungsansprüche gegen 
einen Unterstützten erwachsen sind, ist keinem ein Vorzug eingeräumt 
Konkurrieren insbesondere, wie praktisch häufig, der vorläufig und der 
endgültig fürsorgepflichtige Armenverband wegen Erstattung der übertarif- 
und der tarifmäßigen Krankenpflegekosten, so hat nicht etwa der erstere 
einen Anspruch, zunächst Befriedigung zu erlangen. 

V. Praktische Würdigung des Erstattungsanspruchs. 

Der gegenwärtige Kechtszustand läßt sich nach den obigen Aus- 
führungen kurz dahin zusammenfassen: Die Armenunterstützung ist für 
den Unterstützten keine endgültige Wohltat, er ist zu ihrer Erstattung 
verpflichtet. Diese Pflicht ist in einigen Landesgesetzen besonders normiert 
und von besonderen Voraussetzungen abhängig gemacht. Wo dies nicht 
der Fall ist, sind die Armenverbände in der Lage, auf Grund der all- 
gemeinen Vorschriften des BGB. über ungerechtfertigte Bereicherung 
einen an keine Schranken gebundenen Bückforderungsanspruch geltend 
zu machen. 

Ais befriedigend läßt sich dieser Bechtszustand nicht bezeichnen. 
Einmal wegen der Mannigfaltigkeit der Bestimmungen; da hier lokale 
Verschiedenheiten keine Bolle spielen, wäre eine einheitliche Begelung 
dringend erwünscht. Dann aber erheben sich auch sachliche Bedenken. 

Zunächst ist festzuhalten, daß diese Erstattungsfrage rein praktischer 
Natur ist Behandelt man den Erstattungsanspruch gegenüber unter- 
haltspflichtigen Angehörigen, so wird man nicht nur Vorteil und Schaden 
auf beiden Seiten abzuwägen haben; es kommt hier — vielleicht sogar 
in erster Linie — darauf an, dem Verwandten immer wieder seine sitt- 
liche Pflicht gegenüber dem bedürftigen Angehörigen vor Augen zu führen. 
Solche ethischen Gesichtspunkte berühren indessen die Frage, inwieweit 
der Unterstützte zur Erstattung anzuhalten ist, nicht. 

Die Bedenken gegen den Erstattungsanspruch, angeregt bereits bei 
der Beratung des Bundesgesetzes über den Unterstützungswohnsitz^, 

Hess. Ausf.-Ges. v. 17. 7. 1899 Art. 78 (Kreisausschuß). 

') Olshausen, Die Fürsorge für Ausländer in Deutschland, Heft 69 der Sehr, 
d. D. Y. f. Armenpfl. und Wohlt., S. 39 zu III. Die Vertragsbestimmungen sind hier 
zitiert. 

^ ,Es möge dahingestellt bleiben, ob der Grundsatz, die öffentliche Unter- 
stätzung regelmäßig als einen von dem Hilfsbedürftigen zu erstattenden Vorschuß 
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fanden in den Motiyen zu dem preußischen Ausfuhrungsgesetze, d. h. zu 
dem Kegierungsentwurf , der den Anspruch auf den Fall der uneigenüichen 
Armenunterstützung beschränken wollte ^)y trefflichen Ausdruck. Es wird 
hier ausgeführt, daß bei der Prüfung der Frage, o b Bedürftigkeit Torliege 
und Unterstützung erforderlich sei, ,,mit Strenge und unter Femhaltung 
jeder falschen Humanität^ zu verfahren sei. Wenn aber die Unterstützung 
wirklich notwendig sei, dann gehe es zu weit und sei mit dem Begriff 
der öffentlichen Armenpflege kaum vereinbar, sie als zurückzuerstattendes 
Darlehn zu behandeln. Die Fälle, in denen ein Hilfsbedürftiger zu einem 
Einkommen gelange, das ihm die Erstattung ohne Druck ermögliche, 
bildeten eine seltene Ausnahme. Jedenfalls müßte die Erstattung davon 
abhängig gemacht werden, daß sie dem Unterstützten nicht allzu schwer 
falle. Aber auch dies empfehle sich nicht, denn es wäre dann die Ge- 
fahr einer ungleichmäßigen, unangemessenen Handhabung gegeben. Sei 
der Armenverband berechtigt, Erstattung zu fordern, dann liege ihm 
auch die Pflicht hierzu ob, und die hierin liegende Verantwortung könne 
leicht dahin führen, Erstattungsansprüche auch gegen Personen zu erheben, 
die gerade etwas mehr, als sie unbedingt brauchten, zu erarbeiten im 
Stande seien. Müsse aber der Unterstützte bei besseren Verhältnissen 
einen Angriff der Armenverwaltung erwarten, so wirke dies lähmend auf 
seinen Trieb, sich emporzuarbeiten. Dieser Gefahr demoralisierender 
Wirkung gegenüber kämen die exzeptionellen Fälle, in denen ein Ver- 
armter zu wirklich namhaftem Einkommen gelange, nicht weiter in Betracht.^) 

In der Tat läßt sich nicht leugnen, daß der Armenverband, dem der 
Erstattungsanspruch zusteht, auch geneigt ist, hiervon nach Kräften 
Gebrauch zu machen. Es gilt dies besonders den willigen Schuldnern 
gegenüber, von denen der Regel nach alle Zahlungen, zu denen sie sich 
bereit erklären, gern genommen werden. Andrerseits ist ein Vorgehen 
im Wege des Zwanges mit Rücksicht auf die meist aussichtslose Voll- 
streckung in den seltensten Fällen ermöglicht. Die anständigen Elemente, 
die ihr Letztes zusammensparen, um ihrer Rückzahlungspflicht zu genügen, 
sind also ganz unverhältnismäßig gegenüber denen im Nachteil, die dem 
Armenverbande jede Erstattung verweigern. Tritt wirklich in den Ver- 
mögensverhältnissen des Unterstützten eine Besserung ein, die es ihm 
vielleicht ermöglicht, sich besser einzurichten — „Pfandobjekte" zu 



zu qualifizieren, nicht an sich verwerflich sei, weü er die Wohltat der öffentlichen 
Unterstützung Ulusorisch mache und bei engherzigen Verbänden bis zum Ruin des 
wieder zu Kräften gelcommenen Hilfsbedürftigen ausgebeutet werden könne/ Sten. 
Ber. d. Reichst, d. Nordd. Bundes, 1870 S. 579. 

S. oben S. 8. 

•) Aul.z. d. stenogr. Ber. d. H.H., 1870/71. S. 19, 20. 
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beschaffen — und die Lebenshaltung zu heben — ja bringt selbst ein 
£rbfiall oder glücklicher Zufall — z. B. Gewinn in der Lotterie — einen 
erheblicheren Yennögenszuwachs, so wird dieser auch in den meisten 
Fällen zweckmäßigere Verwendung finden — durch bessere Lebensführung^ 
erhöhte Ausgaben für die Erziehung und Ausbildung der Kinder usw. — 
als durch Erstattung von Armenunterstützungen. Es kommt hinzu, dafi 
die Zurückzahlung der Unterstützung nicht immer die Beseitigung der 
mit der Armenunterstützung verbundenen öffentlichen Nachteile — Verlust 
des Bürgerrechts, Wahlrechts usw. — zur Folge hat, denn „dadurch, daß 
eine Erstattung bald erfolgt oder sofort gefordert wird, kann das, was 
einmal als Armenunterstützung gegeben ist, nicht nachher seine Natur 
▼erändem.^^) Die Berliner Praxis, die dem Unterstützten, wenn er binnen 
4 Wochen Zahlung leistet, das Wahlrecht beläßt, sucht diese Härte zu 
mildem; ihr liegt die Auffiassung zu Grunde, daß bei einer so bald er- 
folgenden Zahlung sich herausstelle, daß überhaupt kein Armenpflegefall 
Yorgelegen habe. 

Es waren unzureichende Gründe, die gegen die erwähnten Aus- 
führungen der Motive zum preußischen Ausführungsgesetz in den Kom- 
missionen des Landtages geltend gemacht wurden und die zur Ablehnung 
der einschränkenden Vorschrift des B^gierungsentwurfs führten.*) Man 
sprach Yon einer sittlichen Erstattungspfiicht, ohne dies recht zu begründen. 
Man hob hervor, daß oft Unterstützungen über das notdürftigste Maß 
gegeben würden, um die Unterstützten wieder erwerbsfähig zu machen, 
mid daß man das Bückforderungsrecht den Armenverbänden dann nicht 
abschneiden dürfe. Allein man berücksichtigte nicht, daß zu solchen 
Zwecken die Armenfonds überhaupt nicht da sind, und daß, wenn Armen- 
verbände wirklich derart verfahren, sie es sicherlich nicht in der Absicht 
ton, dereinst Erstattung zu verlangen. Man wies ferner auf die LiberaUtät 
hin, mit der die Kommunen bei der Aufnahme in Krankenanstalten ver- 
fuhren und auf die Schwierigkeit des Beweises, daß der Bedürftige schon 
zur Zeit der Unterstützung zur Erstattung der Kosten vermögend gewesen 
sei. Aber gerade im Falle der Krankenhauspfiege lassen sich der Begel 
nach die Verhältnisse des Unterstützten bald ermitteln, und es genügt 
dann, wenn der Erstattungsanspruch gegen den gegeben ist, der zur Zeit 
der Unterstützung hinreichende Mittel besaß. Schließlich machte man 



^) Entscheidung d. O.V.Q. 87 S. 22. Vgl. allerdings § 11 des Gewerbegerichts- 
gesetzes V. 29. 9. Ol und § 10 Abs. 2 des Ges., betr. Kaufmannsgerichte v. 6. 7. 04: 
lüer ist ausdrücklich bestimmt, daß die Erstattung das in der Armenunterstützung 
liegende Hmdemis der Wählbarkeit beseitigt. 

^ Anl. z. d. stenogr. Ber. d. H.H. 1870/71, S. 43, u. des Hauses d. Abg.» 
S. 262, 263. 
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auch geltend, daß es im eigensten Interesse der Armenyerbände liege. 
Hilfsbedürftige durch Rückforderung gewährter Unterstützungen aicht 
vollends an den Bettelstab zu bringen. Solch ein unmittelbares Interesse 
entfällt jedochy wenn der Erstattung fordernde und der fiirsorgepflichtige 
Armenverband nicht identisch sind. Außerdem braucht nicht gerade der 
Bettelstab zu drohen, und es kann sich doch die Geltendmachung der 
Erstattungsforderung sehr wohl als Härte und Unbilligkeit darstellen. 

Über die finanzielle Bedeutung des Erstattungsanspruchs läßt sich 
schwer ein sicherer Überblick gewinnen. Genaues statistisches Material 
liegt nicht vor. In der von Buehl zusammengestellten Übersicht^) wird 
man wohl die überwiegende Mehrheit der in der Tabelle I Spalte „Er- 
stattungen von Unterstützten oder alimentationspflichtigen und sonstigen 
Angehörigen" zusammengestellten Erstattungsbeträge als auf die Er- 
stattungen von Angehörigen entfallend anzusehen haben.^) Auch sind 
die Erstattungen Nichtbedürftiger in den Beträgen offenbar mitenthalten. 
Laufend Unterstützte können für die Erstattung nur in Betracht kommen, 
wenn ein Vermögenszufall durch Erbschaft oder sonstwie eintritt. Für 
die Frage der Häufigkeit dieser Fälle bietet die Hamburger Armeustatistik 
einen Anhalt.*) Unter den Gründen der Einstellung der Unterstützungen 
findet sich hier auch der wegen „Vermögenzufalls." Aus diesem Grunde 
erfolgte nun in dieser großen Armenverwaltung vom 1. September 1903 
bis 1. September 1904 die Absetzung im ganzen in 19 Fällen. Berück- 
sichtigt man, daß der Vermögenszufall in so manchen dieser Fälle gerade 
zum einstweiligen Lebensunterhalt, aber nicht zur Erstattung hingereicht 
haben mag, so ergibt sich ohne weiteres, daß von einer erheblichen 
finanziellen Bedeutung hier keine Rede sein kann. Ahnliche Erwägungen 
greifen bei außerordentlichen Unterstützungen Platz; sie gelangen ebenfalls 
in den seltensten Fällen zur Erstattung. So enthalten auch die für die 
Berliner Armenpfiege aufgestellten „Grundsätze für die juristische Be- 
arbeitung der Armenangelegenheiten '^ die Anweisung^), die Rückforderung 
nach Einstellung der laufenden Unterstützung oder bei Gewährung ein- 
maliger Unterstützungen der Regel nach ganz zu unterlassen. Den 



^) Vergleichende Annen-Finanzstatistik deutscher Städte, Hamburg 1900, S. 10 ff. 

') Dasselbe gilt von den Tabellen J und IX, die Silber gleit, Pinanzstatistik 
der ArmenverwaltuDgen von 108 deutschen Städten, in den Schriften des deutschen 
Vereins f. Armenpfl. und Wohltätigkeit, Heft 61 S. 50ff. 74ff. gibt. Hier sind außer- 
dem die Erstattungen aus Nachlässen von denen der Unterstützten und Angehörigen 
nicht getrennt. SämtUche Erstattungen von Unterstützten, Angehörigen und aus 
dem Nachlasse übersteigen nur bei S23 von den hier berücksichtigten 108 Städten 
6<>/o der gesamten Deckungsmittel. Vgl. S. 81. 

*) Mitgeteilt in den Blättern für das Hamburgische Armenwesen. 

*) § 67 Abs. 2 S. 42. 
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Regelfall für die Erstattungen bilden die Erankenhausbehandlungen, deren 
Kosten von den Unterstützten — allerdings nur den willigen, wie oben 
hervorgehoben ist — vielfach in kleineren Katen abgezahlt werden. Doch 
ist hierbei zu berücksichtigen^ daß die zahlreichen vergeblichen Nachfragen 
und die infolge der häufigen Zahlungsstockungen erforderlichen Mahnungen, 
erneuten Prüfungen der Zahlungsfähigkeit usw. die Einziehung außer- 
ordentlich kostspielig gestalten. 

Die von den Unterstützten geleisteten Erstattungen haben sonach 
nur geringe, keineswegs so erhebliche finanzielle Bedeutung, daß sich 
hieraus ein Grund lür die Erstattungsforderung entnehmen ließe. 

Aus alledem ergibt sich, daß es ein gesunder Rechtsgedanke war, 
den man in Preußen durch die Beschränkung des Erstattungsanspruchs 
auf den Fall der uneigentlichen Armenunterstüszung — daß in diesem 
Falle die Rückerstattungspflicht ohne weiteres bestehen muß, bedarf 
keiner weiteren Ausführung — zur Verwirklichung bringen wollte. Grewährt 
das Gesetz aber auch einen weitergehenden Anspruch, so erscheint es 
doch für die Praxis geboten, hiervon so zurückhaltend wie nur möglich 
Gebrauch zu machen, ja ihn im wesentlichen auf die Fälle zu beschränken, 
in denen die Verweigerung der Rückzahlung geradezu frivol erscheint.^) 

So bedenklich die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs gegen 
den Unterstützten zu seinen Lebzeiten erscheint, so wenig läßt sich gegen 
die Inanspruchnahme seines Nachlasses einwenden. Die finanzielle 
Bedeutung ist hier, wie ein Blick in die erwähnte BuehTsche Tabelle 
lehrt, ebenfalls nur gering. Dennoch empfiehlt es sich, den Armen- 
verbänden eine begünstigte Stellung den Nachlässen gegenüber zu gewähren, 
weil sich die Inanspruchnahme sonst häufig außerordentlich schwierig und 
umständlich gestalten würde.' Wird der Armenverband Erbe, dann bietet 
sich ihm der Vorteil, eine schnelle imd billige Verwertung des Nachlasses 
herbeiführen zu können. Es werden ferner Streitigkeiten mit Erben wegen 
der von den Unterstützten in Anstalten eingebrachten Sachen vermieden.^) 
Und schließlich dürfte auch die Bekanntmachung des Erbrechts an den 
Unterstützten einen gewissen Schutz gegen die Erschleichung von Unter- 
stützungen gewähren. Auf der anderen Seite sind mit dem Erbrecht 
erhebliche Nachteile verbunden. Ob der Nachlaß überschuldet ist, läßt 
sich sehr selten innerhalb der Ausschlagungsfrist beurteilen. Es kommen 
dann die Gläubiger, und nach langwierigen Feststellungen und Ermitt- 



Vgl. a. Brinkmann in den Verhandlungen desD. V. f. Annenpfl. u. Wohlt., 
Heft 46 der Schriften S. 29: „Im Grunde bin ich dafür, dafi man sich auf das Br- 
Stattungswesen überhaupt so wenig wie möglich einläfit.** 

*) Vgl. ProtokoUe d. Kommiss. f. d. 2. Les. des Entw. d. BGB. (bearbeitet von 
Achilles usw.). Bd. VI S. 447. 
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lungen stellt sich häufig herans, daß für den AnnenTerband nichts übrig 
bleibt. Seine eigene Forderung darf der Annenverband hierbei nicht 
berücksichtigen. Nachlaßyerwaltung oder Nachlaßkonkurs zu beantragen, 
würde nur weitere Kosten yerursachen; bei der Geringfügigkeit der 
Objekte kommt dies meist nicht in Frage. Wird dem ArmeuTerbande 
eine Inventarfirist bestimmt, dann muß er die Aufnahme gemäß §§ 2008, 
2003 BOB. veranlassen. 

Auch dies läßt sich gegen das Erbrecht einwenden, daß es sich, so- 
weit es dem Armenyerbande mehr zuführt, als er für den Unterstützten 
verauslagt hat, als fiskalische Überspannung darstellt. 

Die erwähnten Schwierigkeiten und Nachteile ließen sich am besten 
vermeiden, wenn der Armenverband vom Gesetze das Recht erhielte, in 
die Stellung eines Nachlaßverwalters einzutreten mit der Befugnis, den 
gesamten Nachlaß der innerhalb bestimmter Zeit vor dem Erbfall Unter- 
stützten — soweit der Nachlaß nicht für arme Fflichtteilsberechtigte not- 
wendig ist — an sich zu nehmen, ihn zu verwerten und die Nachlaß- 
gläubiger, zu denen er selbst zählt, anteilmäßig zu befriedigen. Noch 
mehr würde es wohl der Billigkeit entsprechen, wenn man hierbei dem 
Armenverbande wegen seiner Forderung ein Vorzugsrecht vor den übrigen 
Gläubigern gewährte. 



Nachweis von 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Brgfinzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteUien« 
den Sammlungen der AhteUung zu Gründe liegenden Qrundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Qrundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikehi aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Binzelgebiete erstrecken, hier eüigeordnet. 

I. A. Armenwesen im allgemeinen. 

Franenvereinignng für soziale Hiifstitigkeit. Wien, 8. Jahresbericht 1904. 
Auf dem internationalen Frauenkongreß in Berlin 1904 berichteten mehrere Mitglieder 
der „Frauenvereinigung für soziale HUfstätigkeit in Wien" über verschiedene Gebiete 
sozialer Arbeit in Österreich. Ein anschauliches Bild der Tätigkeit dieser sozialen 
Frauenvereüiigung gibt der vorliegende Bericht. Der Verein bezweckt, vornehmlich 
nach dem Vorbilde der sozialen Hilfsgruppen in Berlin, Mädchen und Frauen zu 
unmittelbarer, persönlicher Hilfstätigkeit zum Vorteile Besitzloser anzuregen und 
auszubilden und solche Hilfstätigkeit auf allen Lebensgebieten, insbesondere auf dem 
Gebiete des Unterrichts, der Armen-, Kranken- und Kinderpflege einzurichten und 
zu unterstützen. Im verflossenen Jahre hat die Unterrichtsgruppe 77 Arbeiterinnen^ 
Dienstmädchen und Kontoristümen im Nähen und Schnittzeichnen unterwiesen; 
68 Schülern und Schülerinnen wurde von 62 freiwilligen Lehrkräften Privatunterricht 
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in modernen Sprachen und Handelsfächem erteilt, um ihnen bessere Erwerbsmöglich- 
keiten zu gewähren; 50 Kinder wurden unter der Aufsicht einiger Vereinsmitglieder 
und einer Lehrerin beschäftigt. Die Gruppen Kinderkörbe und Verschenkwäsche 
verteilten an 833 Mütter Leihwäsche fOr das erste Jahr des Neugeborenen bezw. 
spendeten 126 Säuglingsausstattungen. In der Gruppe Armenpflege haben 81 Damen 
725 Erhebungen über Untersttitzungsgesuche gemadit; infolge dieser Ermittlungen, 
hat der Philanthropische Verein Geld-Unterstützungen im Betrage von 5715 Kronen 
bewilligt. Außerdem wurden Unterstützungen der verschiedensten Art geleistet; 
z. B. verteilte die Ifleidersammelstelle 1296 Stück Kleider und Wäsche. Weitere 
Gruppen waren beschäftigt mit der Sonntagsunteriialtung für Lehrmädchen sowie 
der Haushilfe. Diese wurde in 105 Fällen geleistet. Die Gruppe Arbeiterinnen- 
Koch- und Haushaltungsschule bildete 60 Junge Arbeiterinnen im Kochen, Wirt- 
schaften, Flicken und Nähen aus. Im allgemeinen wird im Bericht geklagt, daß 
sich noch nicht genügend freiwillige Kräfte für die soziale Tätigkeit fänden. 

II. C. Private Wohltätigkeit. 

Geschichte des Franenvereins in Bayern, seine Entstehung und Entwicklung 
1680—1894. Festschrift, verfaßt für die Zeit vom Anfang bis 17. Mai 1881 vom 
Referenten des Frauenvereins (vom Roten Kreuz) Oberst z. D. Hermann Freiherm 
von Rotenhan. Teil 1, München 1894. Geschichte des Bayerischen Ftanenvereins 
Tom Roten Krens vom Jahre 1881 bis snr Gegenwart, zusammengestellt von 
Hermann Freiherm von Rotenhan. Teil 2, München 1904. 

1869 wurde der Bayerische Frauenverein vom Roten Kreuz gegründet. 1894 er- 
schien als Festschrift aus Anlaß seines 25jährigen Bestehens der erste Teil seiner 
Geschichte bis 1881, der vom Referenten des Frauenvereins Oberst v. Rotenhan 
bearbeitet wurde. Der Vollendung des zweiten Teiles bis 1894, die der General- 
sekretär des Frauen Vereins Oberst Kriebel übernommen hatte, stellten sich 
mancherlei Schwierigkeiten entgegen, so dafi dessen Herausgabe sich verzögerte. 
Inzwischen starb Oberst Kriebel, ohne daß er Zeit gefunden hatte, die zugesicherte 
Arbeit auszuführen. Nunmehr ist diesem Mangel durch das Erscheinen des zweitem 
TeUes der Geschichte abgeholfen worden, so daß Jetzt die gesamte Geschichte des 
Prauenvereins in Bayern bis zur Gegenwart fortgeführt in zwei Bänden von rund 
&00 Seiten vorliegt. Die sehr verdienstvolle und fleißige Arbeit gibt ein voll- 
ständiges Bild des Entstehens und der Entwicklung des Vereins und seiner ge- 
samten Tätigkeit und wird besonders den Mitgliedern wertvoll sein, da Jedes kleinste 
Breignis, das sich in dem Verein zugetragen hat, einschließlich der festlichen Ver- 
anstaltungen, ausführlich mitgeteilt wird. Der Bericht wird dadurch etwas breit, 
so daß er für diejenigen, die nicht persönlich an der Entwicklung beteiligt sind, 
etwas mühsam zu lesen ist und ihnen eine knappere Darstellung erwünschter 
erschienen sein würde. Doch wird im ganzen der Wert der Darstellung nicht 
gemindert, in der, abgesehen von der besonderen Bedeutung für Bayern, das Bild 
der gesamten Tätigkeit in dem Vaterländischen Frauenverein sich wiederspiegelt, 
dessen Aufgaben bekannt sind. Aus dieser Hauptaufgabe, im Kriege für die Pflege 
und Unterstützung erkrankter und verwundeter Krieger zu sorgen, hat der Verein 
nach und nach eine Reihe von Friedenstätigkeiten entwickelt und arbeitet Jetzt in. 
folgenden 5 AbteUungen: 1. Pflegerinnenwesen; 2. Untersttttzungswesen; 8. Kriegs- 
bereitstellung und Materialdepotangelegenheiten; 4. Landkrankenpflege; 5. Volks- 
gesundheitspfiege. Wir geben aus den einzelnen Abteilungen diejenigen Punkte,, 
von denen wir glauben, daß sie ein allgemeineres Interesse wecken. Die Schwestern- 



— 178 — 

Schaft hat sich aus kleinen Anfängen zu einem Bestände von 290 MitgUedem ent* 
wickelt; davon sind 201 geprüfte Schwestern, 58 Lemschwestern, 8 Kandidatinnen 
und 28 freiwillige Hilfsschwestem; 167 Schwestern wirken auf 55 auswärtigen 
Stationen, die übrigen sind in der Krankenanstalt des Vereins in München tätig. 
Diese Anstalt wurde 1903 durchschnittlich täglich von 150 Kranken besucht Seit 
1900 ist sie auch die Ausbüdungsstätte für die Landkrankenpflegerinnen (vgl. H. 1 
d. J. S. 15). Die 1902 neugegründete Oberinnenschule bildete 6 Oberinnen aus, die 
teilweise ihren Wirkungskreis bereits gefunden haben. Die Abteilung für Volks- 
gesundheitspflege wurde 1902 gegründet mit dem Zweck, durch die verschiedensten 
Maßnahmen die Volksgesundheit zu heben. So verteilte die Abteilung zur Be- 
kämpfung der Säuglingssterblichkeit 3 Flugblätter in Je 200000 Exemplaren. 
Blutarmen Mädchen im Alter von 12 — 16 Jahren wurde seit 1903 unentgeltlicher 
Aufenthalt auf dem Lande verschafft, um dadurch schon im Entwicklungsalter auf 
die Gesundheitsverhältnisse der zukünftigen Mütter einzuwirken. Zur Verbesserung 
der Emährungsverhältnisse der ärmeren Bevölkerung wurden Kochkurse für Mädchen 
aus diesen Klassen eingeführt. Vorträge über erste Hilfe bei UnglücksfäUen, 
Krankenpflege, hygienische Ratschläge, VerteUung von Plakaten über Behandlung 
Verunglückter bis zur Ankunft des Arztes usw. dienten der hygienischen Belehrung 
weiterer Volksschichten. 

Elberfelder Franen-Terein« Kurze Darstellung seiner Gründung und seiner 
Tätigkeit (Festschrift zur Feier des 25J ährigen Bestehens des Vereins) 1880 — 1905. 

Der Elberfelder Frauenverein wurde vor 25 Jahren durch einen Aufruf der 
städtischen Armenverwaltung an die Frauen Biberfelds, helfend und ergänzend in 
den Dienst der öffentlichen Armenpflege einzutreten, gegründet. Er steht im engen 
Zusammenhange mit der städtischen Armenverwaltung, deren äußerer Einrichtung 
er sich anschliefit. So wirkt der Verein durch eine gleiche Zahl von Bezirks- 
Yorsteherinnen, als städtische Armenbezirke bestehen. Die Tätigkeit des Vereins 
zielte vor allem dahin, in allen Jenen Fällen Hilfe zu gewähren, in denen die 
Armenverwaltung nach den Bestimmungen der Armen- und Geschäftsordnung nicht 
einschreiten kann. Insbesondere stellte der Verein sich zur Aufgabe, durch zweck- 
entsprechende Einrichtungen der Verarmung vorzubeugen und aus der Verarmung 
heraus zu eigener Erwerbung des Unterhaltes und zur bürgerlichen Selbständigkeit 
zurückzuführen und femer der Türbettelei entgegenzuwirken, die zu einem die 
SittÜchkeit und Sicherheit gefährdenden Übel geworden war. Zur Erreichung dieser 
Zwecke wurde eine Naturalverpflegungsstation für fremde mittellose Reisende 
gegründet. Gegen geringe Arbeitsleistung wurde bis Jetzt 12850 derartigen Personen 
Abendessen, Nachtlager und Frühstück gewährt. Die im Gründungsjahr bereits 
errichtete Krippe nahm bis zum 31. März 1904 1196 Kinder tagsüber in Pflege. Die 
Tätigkeit des Vereins erweiterte sich allmählich zu einer umfangreichen. Sie um- 
schließt heute die Erhaltung einer Kochanstalt, in der unentgeltlich Kranken lud 
Schwachen stärkende Mittagsmahlzeit verabfolgt wird ; femer die Fürsorge für eine 
Ferienerholung armer leidender Schulkinder, die bis Jetzt 10091 Kindern zu teil 
wurde. Weiter zog der Verein in den Bereich seiner Wirksamkeit die Aufsicht 
über die in fremder Pflege untergebrachten Ziehkinder und über die Schulkinder, 
deren Eltern durch ihre Arbeit vom Hause ferngehalten sind. Die Gesamt- 
einnahmen des Vereins betmgen 572529 M. (die Stadt Elberfeld war mit 112300 M. 
dabei beteiligt); die Ausgaben 551260 M. Der Aufwand für Unterstützungen in 
Bar, Lebensmitteln, Bekleidung und Bettzeug usw. erreichte 168822 M., für die 
Krippe 123400 M., die Ferienerholung 131628 M. 
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Yerein gegen Armenitot und Bettelei in Dresden. Bericht über das 26. Ver- 
waltungsjahr 1904. In einer Zeit, als in ganz Deutschland eine Bewegung zur 
Reform des Armenwesens entstand, wurde der Verein gegen Armennot und Bettelei 
in Dresden 1880 gegründet. Den neuen Bestrebungen, dem ungeregelten, prüfungs- 
losen Gewähren von Unterstützungen seitens der Privatwohltätigkeit und der Vereine 
zu begegnen, schloß sich der Verein energisch an und bewirkte in Verbindung mit 
dem Dresdner Verein „zu Rat und Tat** die Gründung der städtischen Zentralstelle 
Dresdens, die ein planmäßiges Zusammenarbeiten der privaten und öffentlichen 
Armenpflege zu erreichen sucht. Der 25. Rechenschaftsbericht des Vereins wirft 
einen Rückblick auf seine Gesamtentwicklung in dem ersten Vierte^jahrhundert 
seines Bestehens. Der Verein hat stets seine Hauptaufgabe darin erblickt, die tief 
eingerissene Bettelei von Fremden und Einheimischen zu bekämpfen. Zu diesem 
Zweck errichtete er eine Geschäftsstelle, wo sowohl einheimische Arme wie durch- 
reisende Handwerksburschen Unterstützung nachsuchen konnten und bestrebte sich, 
durch Schriften, Berichte und Aufrufe dem Publikum die Gefahren des planlosen 
Gebens an unbekannte Bittsteller klar zu machen. Um die Lage der Bittsteller 
zu untersuchen, wurde ein Helferdienst eingerichtet, an dem sich sehr bald mehr 
als 300 freiwillige Helfer imd Helferinnen beteiligten. Zur Erreichung der zweiten 
Hauptaufgabe des Vereins, die „Verhütung der Verarmung zu fördern", wurde der 
Geschäftsstelle eine Niederlage für getragene Kleidungsstücke und 1902 eine Brocken- 
sammlung angegliedert; femer bereits im Gründungsjahr eine Mietssparkasse ein- 
gerichtet, die in den 25 Jahren insgesamt 118742 M. Mietszinsprämien verteilte. 
Die 1882 organisierte Lehrlingsunterstützung sicherte zahlreichen Familien eine 
bessere Zukunft. Es wurden 57634 M. dafür verausgabt. Im Berichtsjahr wurde 
39 Knaben und 26 Mädchen die Berufserlemung mit einem Kostenaufwand von Je 
35 M. erleichtert. Als weitere Zweige der Vereinstätigkeit sind hervorzuheben die 
1884 begonnene Speisung armer Schulkinder und die in demselben Jahre ins Leben 
gerufene Arbeitsstätte für Arbeitslose. Die 1888 begründete Arbeitsvermittlungs- 
stelle konnte im Jahre 1904 26897 Personen Arbeit nachweisen. An der Linderung 
der Wohnungsnot beteiligte sich der Verein 1892 durch den Bau von 20 Arbeiter- 
wohnungen, wozu er durch eine ihm Uber^esene Stiftung von 170000 M. in den 
Stand gesetzt war. Am Jahresschluß 1904 weist der Verein eine Mitgliederzahl von 
6726 mit 31637 M. Beiträgen auf. Der Verein hat sich im verflossenen Jahre 
besonders bemüht, seine Tätigkeit auf die neueinverleibten Vororte Dresdens aus- 
zudehnen und dort Mitglieder und Helfer zu gewinnen. Den Vereinsinteressen dient 
das Vereinsblatt „Der Armenfreund." 

II. D. Kirchliche Armenpflege. 

Statistik der vereinigten deutschen Brfiderhftuser 1. Januar 1905. (Fliegende 
Blätter aus dem Bauen Hause zu Hamburg-Hom März 1905.) 

Am 1. Januar 1905 standen insgesamt 2480 Personen in den Diensten, bezw. 
in der Ausbildung der vereinigten deutschen Brüderhäuser. Am stärksten an Zahl 
treten sie hervor mit 264 als Hausväter in Herbergen zur Heimat, Vereinshäusem 
und Naturalverpflegstationen, 214 als Rettungshaus- und Waisenhausväter, 144 als 
Stadtmissionare, 120 als selbständige Idioten-, Irren- und Epileptischenpfleger; 
440 auswärtige Gehilfen. In der Ausbildung befanden sich 464. 

Bericlit Aber Lehrpflegerinnen und dienende Schwestern des Johanniter- 
Ordens für 1904. (Wochenblatt der Johanniter-Ordens-Balley Brandenburg 1905, 
No. 18.) 
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Im fierichtsjaiir wurden 178 Anmeldungen zur Aufnahme als Johanniter-Lehr- 
Pflegerin berücksichtigt. Von diesen stehen gegenwärtig 88 im Lehrkursus, 28 sind 
für die Diakonissenhäuser angemeldet. Der Orden verfügt jetzt über 1086 dienende 
Schwestern, Ton denen 900 felddienstfähig sind. Außerdem werden dem Johanniter- 
Orden im Falle des Krieges noch 1464 Diakonissen aus den Diakonissenhäusem zur 
Verfügung gestellt, so dafi somit der Orden im ganzen 2354 weibliche Personen zur 
Krankenpflege im Kriege in Bereitschaft hat. 

Der alte Malteser-Bltterordeii und sein neuer Zweig: Der Verein der 
sohleslsohen Malteser-Ritter. Auf dem 9. Charitastage in Breslau im Oktober 
1904 führte Graf Oriola die ehemalige Bedeutung und den Jetzigen Stand des alten 
Malteser-Ritterordens und seines neuen Zweiges des Vereins der schlesischen 
Malteser-Ritter in einem Vortrage vor, der Jetzt in den No. 6 und 6 1905 der 
Charitas veröffentlicht vrird. Der Verfasser gibt einen interessanten Überblick 
über die geschichtliche Entwicklung der Vereinigung. Danach verdankt der alte 
Malteser-Ritterorden seine Entstehung reichen Kaufleuten aus Amalfi, denen es 1048 
gelang, vom ägyptischen Kalifen die Erlaubnis auszuwirken, in Jerusalem eine 
Kapelle und 2 Herbergen zur Aufnahme und Pflege von frommen Pilgern zu erbauen. 
Aus ihren Pflegern, die sich zunächst Hospitanten nannten, bildete sich zur Zeit 
der Kreuzzüge, als Junge Bdelleute als Hospitanten eintraten, eine eigene Bruderschaft. 
Diese legte das Mönchgelübde ab. Die Brüder führten den Namen Johanniter. 
Nach 1120 wurde dem Orden von ihrem Magister bospitalis Raymund de Puy 
noch die Verpflichtung auferlegt, den Kampf mit dem Schwert gegen die Ungläubigen 
zu führen. Die Mitglieder dieser seltsamen Mischung von Mönch- und Ritterorden 
wurden in 3 Klassen eingeteilt: Ritter adliger Geburt zur Kriegführung; Priester 
zum Kirchendienst in Krieg und Frieden und dienende Brüder zur Krankenpflege, 
dann aber auch zur Führung der Waffen. Der Orden gelangte zu großer Macht, 
besonders, als er nach Aufhebung der Templer 1312 gröfitenteils deren Erbe wurde. 
Der Großmeister erlangte Souveränität und regierte selbständig sein über alle Lande 
zerstreutes Reich. Nur in Glaubenssachen war er dem Papst unterworfen. Politische 
Verhältnisse zwangen den Orden, seinen Wohnsitz mehrfach zu ändern. Von 
Palästina verpflanzte er sich nach Rhodus, wo die Ritter sich Rhodiser nannten. 
Von dort wandten sie sich 1530 nach Malta und führten seitdem den Namen 
Malteser. Hier blieben sie bis Napoleon 1798 von der Insel Besitz ergriff, den Orden 
besiegte und seine Mitglieder nach allen Weltteilen zerstoben. Unberührt von der 
Vernichtung war nur das Groß-Priorat von Böhmen geblieben. 1839 stellte Kaiser 
Ferdinand von Osterreich in seinen italienischen Staaten den Orden wieder her. 
Ihm folgten der König von Sizilien, der Herzog von Modena und die Herzogin von 
Parma, und so entstanden die Groß-Priorate von Rom, der Lombardei imd Venetiens 
und das beider Sizilien. Diese, im Verein mit dem böhmischen, bilden heute den 
Konseil des Großmeisters. 

Von einer kleinen Zahl schlesischer EdeUeute wurden die Ziele des Ordens, 
die Kranken und Verwundeten im Kriege zu pfliegen, in den 60 er Jahren wieder 
aufgenommen und der „Verein der schlesischen Malteser-Ritter** gegründet, dem 
vom Großmeistertum die Rechte eines Priorats zugestanden wurden. Der neue 
Verein übt die Krankenpflege aber auch in Friedenszeiten aus. Er unterhält Jetzt 
7 Krankenhäuser, in denen im vergangenen Jahre 3877 Kranke in 136856 Pflegetagen 
behandelt wurden. Mit einigen Krankenhäusern sind auch Spielschulen verbunden. 
Der Verein beteiligt sich auch an anderen charitativen Anstalten durch Stiftung 
von Freibetten und Jährlichen GeldbeihUfen, die ihm aus Mitgliederbeiträgen und 
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Stiftungen zufließen. Zur Zeit gehören dem Verein 182 Mitglieder an. Im Kriegsfall 
Icann er 6 — 800 Schwestern, bezw. Brüder dem Dienst des Roten Kreuzes zuführen. 

lU. F. Bettel- and Wanderwesen. 

Der Zug in die Stadt. Wir finden in den Blättern des Vereins Dienst an 
Arbeitslosen „Aus dem dunkelsten Berlin* (No. 46, April 1906) einige beachtens- 
iverte Bemerkungen über den Zug in die Stadt, die in Form eines Briefes an einen 
unbekannten Absender gemacht sind. Wir geben sie auszugsweise an dieser Stelle 
'wieder. 

„Wenn Sie glauben, daß wir sowie auch andere wohltätige Anstalten mit 
unserer Arbeit die Bevölkerung vom Lande nach Berlin ziehen, so sind Sie in großem 
Irrtum. Bei oberflächlicher Betrachtung könnte es Ja scheinen, als ob in Berlin 
über die Mafien viel von Vereinen und Anstalten getan wird. Aber das scheint 
doch nur so. Gewiß geschieht hier mehr als anderwärts, aber dafi nun um dieser 
Kleinigkeit willen Hunderte und Tausende das Land verlassen soUten, um sich hier 
herumzudrücken, kann man doch unmöglich glauben. 

Was die Leute vom Lande in die Stadt, ganz besonders nach Berlin zieht, 
sind ganz andere Dinge. Zum Teil sind es gewisse Übelstände auf dem Lande 
selber, die die Leute von der Heimat innerlich trennen, zum Teil sind es die großen 
Hoffnungen, entstanden durch die Erzählungen von solchen, die in der Stadt ihr 
„Glück'' gefunden haben, die solche Mißvergnügte aus der Heimat treiben. Andere 
suchen Berlin auf, weil sie an dem bisherigen Wohnort Schiffbruch gelitten haben 
und nun glauben, in Berlin, wo man von ihrer Tat nichts wisse, würden sie leicht 
wieder Beschäftigung und ein gutes Fortkommen finden. Manchem gelingts, viele 
aber sehen zu spät ein, daß auch in Berlin ohne ernste und anhaltende Arbeit nichts 
zu haben ist. Sie vermehren dann freilich das Heer der Arbeitslosen; aber weder 
wir noch andere Institute sind daran schuld. Im Gegenteil: das, was Sie wünschen, 
tun wir schon seit vielen Jahren. Unsere ganze Arbeitsvermittlung, ja unsere 
ganze Arljeit in der Jugendhilfe überhaupt hat es damit zu tun. Junge Leute wieder 
in die alten Verhältnisse zurückzubringen, sie mit ihren Eltern, ihren L«ehrmeisteni, 
mit ihren Dienstherren wieder auszusöhnen. Ist dieses nicht möglich, so bemühen 
wir uns, die schiffbrüchige Jugend sonstwie in feste Stellung zu bringen. Aber 
auch hierbei haben wir vorwiegend unser Augenmerk auf das Land gerichtet. Sie 
dürfen nur unsere Jahresberichte ansehen, die darüber ausführlich Auskunft geben. 

Gewiß würden wir sehr gerne in noch ausgiebigerer Weise diesen Weg be- 
schreiten, aber es paßt doch wirklich nicht jeder junge Mann fUrs Land, und dann 
ist auch nicht jeder, der zu uns kommt, schon so weit, daß er für eine Stelle auf 
dem Lande dankbar wäre. Wir sind mit Ihnen der Meinung, daß auf dem Lande 
noch viele ihr gutes und sicheres Brot finden könnten. Ja, wir gehen noch weiter. 
Wir glauben, daß für manche gebrochene Existenzen das Land und die ernste, 
ruhige Arbeit auf dem Lande das einzige Mittel ist, um sie wieder zurecht zu 
bringen. In der Erkenntnis dieser Sachlage haben wir wiederholt gebildete Leute, 
Ja sogar Künstler und Studenten als Arbeiter aufs Land geschickt, und wir haben 
Dank davon geemtet. Die Wohltätigkeit, die wir üben, ist bei aller unserer Arbeit 
nur Mittel zum Zweck, doch nie Selbstzweck. Und es kommt darum nicht selten 
vor, daß wir diesem und Jenem mit Freundlichkeit, aber doch mit entschiedenem 
Ernst Jede Wohltätigkeit versagen müssen, weil er sich nicht will helfen lassen. 

Sie sehen also, dafi wir in unseren Grundanschauungen übereinstimmen, wenn 
wir auch nicht alle Schlußfolgerungen, die Sie in Ihrem Schreiben ziehen, billigen 
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können. Arbeiten, wie die unsrige, müßten eigentlich in Jeder Großstadt vorhanden 
sein. Wenn irgend etwas in den Städten schädlich wirkt, so ist es die Wohltätig- 
keit an den Türen. Aber Veranstaltungen, die, wie wir, bei den Hilfesuchenden auf 
den Grund gehen, nach dem Woher und Wohin fragen und die Ursache des Übels 
aufzudecken suchen und dann die rechten Wege zur Rettung zeigen, sind im wahren 
Sinne des Wortes Wohltätigkeitsanstalten.* 

6. Konferens Ton Leitern und Torstinden der deutschen eTangeliselien Asyle, 
Znfiaehtshlnser und Franenhelme. Am 8. und 4. Oktober 1904 fand in Kaisers- 
werth die obige Konferenz statt, über die der Armen- und Kranken freund im 
September-Dezember-Heft 1904 einen kurzen Bericht gibt. Auf der Tagesordnung 
standen unter anderen folgende Verhandlungsgegenstände: „Die geistig Minder- 
wertigen in unseren Anstalten*, Berichterstatter waren P. Disselhof und Dr. med. 
Tippel; „Sind als Ergänzung der uns in unseren Anstalten zur Verfügung stehenden 
Zucbtmittel staatliche oder provinzielle Ftirsorgehäuser notwendig oder wünschens- 
wert?*, Referent: Fiedler-Köstritz. Die Frage wurde in der Diskussion als brennend 
anerkannt und festgestellt, daß die meisten Anstalten der Innern Mission Jetzt schon 
tatsächlich solche Staats-Anstalten hinter sich haben, denen ganz renitente oder 
sonst auf die anderen Mädchen verderblich wirkende Zöglinge übergeben werden 
können. Die Konferenz faßte zu diesem Punkt keinen endgültigen Beschluß, sondern 
entschied, noch einige Zeit zu warten bis die Erfahrungen auf diesem Gebiet reicher 
geworden seien. Die dem Bericht beigefügte tabellarische Zusammenstellung der 
evangelischen Asyle, Frauenheime und Zufluchtsstätten Deutschlands zeigt zur Zeit 
einen Bestand von 61 Anstalten mit insgesamt rund 2965 vorhandenen Plätzen. Es 
befanden sich in diesen am 1. Januar 1904 etwa 2500 Pfleglinge, davon etwas mehr 
als die Hälfte Fürsorgezöglinge. Einer Gesamteinnahme von rund 1700000 M. steht 
eine Gesamtausgabe von rund 1650000 M. gegenüber. — Im März- April-Heft 1905 
derselben Zeitschrift folgt ein ausführlicher Bericht. Außer den oben angeführten 
Verhandlungsgegenständen wurden noch einige nicht auf der Tagesordnung stehende 
Fragen besprochen, von denen wir die Frage der „Arbeitsprämien* hef vorheben. 
In einigen Häusern ist seit Jahren die Einrichtung getroffen, daß den Pfleglingen 
ein gewisser Arbeitsverdienst gewährt und gutgeschrieben oder in ihrem Interesse 
verwendet wird. So berichtet P. Heinersdorff aus seinem Zufluchtshaus, daß die 
Insassen nach sechswöchentlicher guter Führung eine monatliche Prämie bis zu 
10 M. erhalten. Im Frauenheim in Großsalze wird den einzelnen Je nach den 
Leistungen ein Tagesverdienst von 10 bis 25 Pf. gutgeschrieben. Ausgenommen 
sind die Fürsorge-Pfleglinge, für die ein solches Guthaben nicht geführt wird. — 
P. Fiedler hält die Einrichtung der Arbeitsprämie für schwer durchführbar und 
auch dadurch für bedenklich, daß die Einrichtung leicht Unzufriedenheit unter den 
Pfleglingen erregen könne, da die in der Arbeit leistungsfähigsten in der Führung 
nicht immer die besten seien. Auch in Kaiserswerth ist man grundsätzlich gegen 
die Arbeitsprämien; es sei bedenklich, die Pfleglinge durch die Furcht vor Verlust 
der Arbeitsprämie zu einem äußerlichen Wohlverhalten zu bringen. Andererseits 
betonen die Vertreter der Anstalten, in denen Arbeitsprämien üblich sind, bisher nur 
gute Erfahrungen mit der Einrichtung gemacht zu haben. 

Londoner Nachtasyle. Die Revue Philanthropique veröffentlicht im 
Märzheft 1905 einen interessanten Auszug aus einem Briefe, den ein Londoner Mit- 
glied des Unterhauses an die Times gerichtet imd in dem die völlig unzureichenden 
Londoner Asylverh&ltnisse für Obdachlose erörtert werden. London besitzt an 
Asylen „Medland-Hall*, das nur für 343 Betten eingerichtet, im Jahre 1903 von 
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121837 um Aufnahme Bittenden 65800 wegen Platzmangels abweisen mußte. Ferner 
das Glasgower Nachtasyl, das 1908/04 durchschnittlich täglich 266, im ganzen 
97484 Personen aufnahm. Die Heilsarmee gewährt albiächtlich imgefähr 2000 Ob- 
dachlosen eine Zufluchtsstätte. In ^.Gasual wards" wurden 1903 188354 aufgenommen 
und das katholische Asyl von Spitalsfields öffnet während der Wintermonate täglich 
300 obdachlosen Personen seine Pforten. Infolge dieser wenigen, zur Bevölkerungs- 
ziffer nicht im Verhältnis stehenden Zufluchtsstätten für Obdachlose traf, nach 
einem Bericht des öffentlichen Gesimdheitsamtes in London, ein mit der Unter- 
suchung betrauter Arzt mit seinem Gehilfen am 29. Januar 1904, in der Zeit von 
1—5 Uhr morgens 1629 Individuen aller Altersklassen in einem Teile Londons auf 
den Straßen herumirrend und außerdem etwa 100, die auf dem Straßenpflaster und 
miter den Torwegen schliefen. Die Benutzung der öffentlichen Bänke, die tagsüber 
unbeanstandet gestattet ist, verbieten Polizeimaßregeln für die Nacht. An der Hand 
dieser Zählung, den Zahlen der in den Asylen nächtigenden Personen und den 
23442 Personen, die in Jener Nacht in den »Common lodging houses" geschlafen 
hatten, glaubt der Bericht, daß am 29. Januar 1904 von Je 2000 Londoner Ein- 
wohnern einer obdachlos gewesen war. 

IT. Fürsorge ftlr Kranke und Genesende. 

Bericht Aber die n. Tergammluig der TnberkaloBe-lritey Berlin, 24. bis 26. No- 
vember 1904. Herausgegeben von Oberstabsarzt a. D. Dr. Nietner. 121 S. 
Berlin 1905. 

Der vorliegende Bericht enthält die Verhandlungen der genannten Versamm- 
lung, von deren Gegenständen uns in weiterem Maße interessieren: Ritter »Für- 
sorge für die aus der Heilstätte ungebessert entlassenen Kranken; Nahm »Ruhe 
ond Beschäftigung der Kranken in den Heilstätten und sollen Heilstättenpfleglinge 
zur Arbeit herangezogen werden ?'' Speziell der Gegenstand des ersten Referates 
steht z. Z. im Vordergrund des Interesses durch den Erlaß des Reichkanzlers vom 
16. Juli 1904. Dieser regte an, mehr als bisher für diejenigen schweren Lungen- 
kranken zu sorgen, die als ungebessert aus der Heilanstalt entlassen sind oder über- 
haupt dort keine Aufnahme mehr finden, aber, um ihre Umgebung vor der Gefahr der 
Ansteckung zu sichern, der Anstaltspflege bedürfen und bei geeigneter Behandlung 
ihre Arbeitsfähigkeit oder mindestens eine Verlängerung ihres Lebens erlangen 
können. Für diese Kranken ist bisher nur im allerbescheidensten Maße gesorgt 
worden. In den Krankenhäusern, wie sie Jetzt sind, fühlen sie sich als eine Last, 
um die sich niemand recht kümmert, so daß Lungenkranke meist schwer zu bewegen 
sind, das Krankenhaus aufzusuchen. Auch gegen die an einigen Orten neuein- 
gerichteten Asyle für schwer Lungenkranke werden mannigfache Bedenken erhoben. 
Einmal ist an und für sich die Zahl der vorhandenen Plätze verschwindend klein 
und dann stellt eine solche Isolierung Unheilbarer in den Augen der Kranken eine 
Mafiregel dar, die den Charakter eines Begräbnisses trägt Außerdem werden die 
Asyle für Unheilbare selbstverständlich ärztlich nicht so sorgfältig geführt und 
überwacht, wie es die in der Heilstätte bisher verpflegten Kranken gewöhnt waren, 
so daß sie sich sehr bald unbehaglich daselbst fühlen und ein Asyl nur im dringenden 
Falle aufsuchen. Der Referent empfiehlt daher, in Zukunft nicht allzu sehr auf die 
Gründung von Asylen zu drängen, sondern eigene Krankenhäuser für Tuberkulöse 
zu gründen, oder wo dies nicht angängig, besondere Abteilungen in den allgemeinen 
Krankenhäusern einzurichten, die baulich getrennt als Sanatorien einzurichten sind. 
Wo auch dies nicht durchzuführen ist, sollten die Kranken in besonderen Räumen 
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<ler Krankeoanstalt untergebracht werden. In allen größeren St&dten herrscht 
Krankenhausnot. Anstatt immer nur neue Abteilungen zu errichten, erscheine es 
zweckmäßiger, auf billigem Baugrund möglichst weit draußen vor den Toren der 
Stadt, inmitten größerer Parkanlagen, Tuberkulöse-Krankenhäuser zu errichten, um 
durch sie die aligemeinen Krankenhäuser der Stadt wirksam zu entlasten. Bei der 
Einrichtung und bei ihrem Betrieb sei den Besonderheiten der Behandlung Tuber- 
kulöser ausgiebig Rechnung zu tragen und auf deren Behaglichkeit großer Wert 
zu legen. Bin und mehrere Pavillons müßten für dauernd Sieche vorgesehen 
werden. Endlich müsse in einer Tuberkulose-Abteilung auf eine ständige sach- 
gemäße Belehrung und Schulung in hygienischen Fragen der gleiche Wert gelegt 
werden wie in den Heilstätten. Man wird immer wieder betonen müssen, daß nur 
ein unsauberer und unvorsichtiger Lungenkranker eine Gefahr für seine Umgebong 
bildet, daß aber ein Lungenkranker, der alle ihn gelehrten Vorsichtsmaßregeln 
beachtet, ohne Bedenken unter den Gesunden leben kann. Seien dann die Kranken 
eo weit wieder hergestellt, bezw. erzogen, daß sie, ohne ihre Umgebung zu gefährden, 
wenn auch nur vorübergehend, wieder erwerbsfähig sein können, so sei ihre weitere 
Überwachung und Behandlung unter Oberleitung des Krankenhauses den Kassen- 
und Armenärzten gegen eine besondere Vergütung zu tiberweisen, in der Art, wie 
Hamburg dies in kleinem Maßstab für die lungenkranken Pfleglinge der Allgemeinen 
Armen- Anstalt durchgeführt hat. Hier werden alle diejenigen Lungenkranken, die 
aus den Heilstätten und den Krankenhäusern gebessert oder ungebessert entlassen 
sind, ebenso die von ersteren zurückgewiesenen Fälle von einem hierfür angestellten 
Vertrauensarzt ärztlich begutachtet und zum größten Teil in der Wohnung besucht. 
Alsdann wird in großen Umrissen zusammen mit den Organen der Armenverwaltung 
festgesetzt, was mit dem Kranken zu geschehen hat. Soll er in häuslicher Pflege 
verbleiben, so wird mit der weiteren Behandlung und Überwachung der zuständige 
Distrikts-Armenarzt betraut, dem das gesamte Aktenmaterial und dergleichen zugeht 
und der seinerseits hi größeren Zwischenräumen über den Verlauf der Krankheit 
und weitere Maßnahmen zu berichten hat. Für die ihm dadurch erwachsende 
Mehrarbeit erhält er von der Allgemeinen Armen-Anstalt ein Honorar von 20 M. für 
den Fall. Neben dieser ärztlichen Tätigkeit sollten in größeren Städten noch eine 
oder mehrere sogenannte „FQrsorge-Stellen" eingerichtet werden. 

Dem Vortrag folgte eine längere Diskussion. Geh. Rat Pütter, der verdienst- 
volle Leiter der Charitee, bedauerte, daß der Referent die FamilienfOrsorge außer 
acht gelassen habe. Er hält diese für unumgänglich notwendig, wenn man für 
die aus der Heilstätte ungebessert entlassenen Kranken sorgen wolle. Hierfür 
müßten einmal vor allem die Frauen von einem Stamm ausgebildeter Schwestern 
unterwiesen werden, wie sie ihre Wohnung hygienisch rein halten und wie sie die 
Tuberkulösen behandeln müssen. Dann sei auf Besserung der Wohnungsverhältnisse 
zu wirken. Femer empfiehlt Pütter aufs wärmste die Errichtung von Fürsorge- 
stellen, wobei er sich auf seine guten Erfahrungen stützt, die er in Halle und 
neuerdings in Berlin mit dieser Einrichtung gemacht hat. Die FürsorgesteUen 
unterschieden sich eben dadurch vorteilhaft von den Polikliniken, daß sie die 
Tuberkulösen in den Stand setzen wollen, den ärztlichen Anordnungen nachzukommen. 
Bisher seien die Armenärzte und Kommissionen den Anregungen, die die Fürsorge- 
stellen für die Unterbringung der Tuberkulösen vorgeschlagen, stets bereitwilligst 
entgegengekommen. 

San.-Rat Pauly -Posen hält die Gründung von Krankenhäusern für Tuberkulöse 
seitens der Kommunen für eine zu hohe Forderung; er tritt für die Errichtung 
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von Invalidenheimen ein, die die Landesversichenmgsanstalten eventuell mit er- 
höhtem Reichszuschuß oder die religiösen Orden gründen sollten. In der weiteren 
Diskussion wurde im allgemeinen anerkannt, daß die Errichtung eines Kranken- 
hauses für Leicht- und Schwerkranke ein Ideal sei. Den Heilstätten wurde 
empfohlen, nicht zu ängstlich in der Aufnahme Tuberkulöser zu verfahren, um der 
Härte zu begegnen, die darin liege, den Leichtkranken alles zu gewähren und den 
Schwerkranken gar nichts. Die Aufstellung und Annahme eigentlicher Leitsätze 
fand nicht statt. 

Der Gegenstand des zweiten angeführten Themas wurde von Nahm eingehend 
erörtert. Über die Ruhe und die Beschäftigungsweisen der HeUstättenpfleglinge 
herrscht bis Jetzt unter den Gelehrten noch keine Einigkeit. Nur darin stimmen 
sie überein, daß man Pfleglingen aus den Arbeiterkreisen im allgemeinen etwas 
mehr Bewegung erlauben darf als solchen aus anderen Ständen, weil diese an Be- 
wegung gewöhnt sind und nach Beendigung ihrer Kur wieder viel laufen müssen. 
Hinsichtlich der modernsten Frage der Heilstätt«npraxis, ob Heilstättenpfleglinge 
zur Arbeit herangezogen werden sollen, tritt der Referent für das Arbeiten ein, 
verkennt aber nicht die Schwierigkeiten, die damit verknüpft sind. Ebenfalls 
geteilter Meinung ist man in Arztekreisen darüber, ob die Arbeiten obligatorisch 
oder freiwillig geleistet werden sollen. Nahm will sie als ein Heilmittel betrachtet 
sehen, das vom Arzt genau verschrieben wird. Trotzdem die Arbeit als Heilfaktor 
betrachtet werden solle, erscheine es angebracht, für jede Arbeitsstunde eine kleine 
Vergütung zu gewähren. Männliche Lungenkranke könnten, wenn man ihnen eine 
Tätigkeit gestatten kann, was in der Regel erst in der zweiten Hälfte der Kur der 
Fall sein wird, folgende Arbeiten verrichten: Garten- und Feldarbeit (Gießen, 
Beete umgraben. Sträucher und Bäume pflanzen, Rasen harken usw.), femer die 
Ausführung sämtlicher Reparaturen in der Anstalt, das Anfertigen von neuen 
Inventarstücken usw. Als Beschäftigung für weibliche Kranke werden angeführt: 
Gemüseputzen, Geschirrabwaschen, Tisch decken und abräumen usw. Auch an 
diesen Vortrag schloß sich eine längere Diskussion, in der die Arzte ihre Er- 
fahrungen über diese Punkte austauschten. Im wesentlichen standen sie durch- 
aus auf dem Standpunkt Nahms, daß eine gewisse Bewegung unter bestimmten 
Vorsichtsmaßregeln anzuraten sei und ebenso das Arbeiten für die Pfleglinge unter 
besonderen Voraussetzungen ihr Wohlbefinden nur fördere. 

Fürsorgestelle für Lnngenkrauke^ Charlottenborg. (Amtl. Nachr. der 
Charlottenburger Armenverwaltung. No. 14, 1905.) Im Anschluß an neben- 
stehenden Bericht teilen wir mit, daß nun auch Charlottenburg am 1. April 1905 eine 
städtische Fürsorgestelle für Lungenkranke im Krankenhaus Kirchstraße 
eröffnet hat Gleichzeitig wurde bei der städtischen Armenverwaltung ein Vertrauens- 
arzt für Tuberkulose angestellt. Dieser untersucht alle Lungenkranken, die ganz 
oder teilweise auf Rechnung der Armenverwaltung in Heilstätten aufgenommen 
werden sollen, auf ihre Aufnahmefähigkeit. Alle aus den Heilstätten entlassenen 
Kranken untersucht er in regelmäßigen Zwischenräumen wegen des Erfolgs der Kur 
und überweist sie, wenn weitere ärztliche Behandlung notwendig, dem Stadtarzt 
des Bezirkes. Dem Vertrauensarzt der Armenverwaltung untersteht auch die Leitung 
der Pürsorgestelle. In dieser werden . unbemittelte, lungenkranke und krankheits- 
verdächtige Personen in regelmäßigen öffenüichen Sprechstunden unentgeltlich be- 
raten, auch die erforderlichen mikroskopischen und sonstigen Untersuchungen vor- 
genommen. Die Fürsorgestelle will in keiner Weise in die behandelnde Tätigkeit 
der Ärzte eingreifen; sie hofft aber, daß die Ärzte die Fälle aus ihrer Praxis, in 
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denen Zweifel über die Diagnose bestehen, der Pürsorgestelle zur Untersuchung 
überweisen werden. Die Krankenkassen- und Schulärzte sind zur Überweisung aller 
zweifelhaften Fälle, bei denen Verdacht auf Tuberkulose besteht, aufgefordert worden. 
Das städtische Krankenhaus sowie die Gemeindeschwestern melden der Pürsorge- 
stelle alle von ihnen nicht als völlig geheilt entlassenen Lungenkranken zur Über- 
nahme der weiteren Fürsorge. Die FOrsorgestelle arbeitet Hand in Hand mit der 
bereits bestehenden, bisher aber ohne eigenen Arzt arbeitenden „Lungenkranken- 
fürsorge vom Roten Kreuz*". Jetzt erhalten die hier tätigen Schwestern ärztliche 
Anweisungen für alle Maßnahmen, die für die einzehien ihnen gemeldeten Kranken 
und ihre Familien zu treffen sind. Die Lungenkrankenfürsorge vom Roten Kreuz 
hat im Jahre 1904 ihre Fürsorge 390 Familien zuteil werden lassen. 

Terein ^yHauspflege^^ Abteilung des BerHner Franen-Tereins« Bericht über 
die Tätigkeit vom 1. Januar bis 3L Dezember 1904. Im Jahre 1904 hat die Tätigkeit 
des Vereins wieder eine wesentliche Zunahme erfahren. Die Zahl der geleisteten 
Pflegen stieg von 4405 Fällen im Vorjahre auf 4734. Von diesen betrafen 2634 
Wochenbett, 266 Fehlgeburt, 1676 Krankheit, 148 Abwesenheit der Hausfrau. In 
10 Fällen wurde die Pflege geleistet, weil der Mann verwitwet war. In den meisten 
Fällen gehörten die Familien dem Handwerker-, dem Kleinkaufmann- und dem 
Arbeiterstande an. Von den verpflegten Familien wurde dem Verein eine Zuzahlung 
in 1999 Fällen geleistet. Die Zahl der Abkommen mit den Großbetrieben hat sich stetig 
vermehrt. Diese Vereinbarungen bestehen darin, daß die Pflegegelder, die von dem 
Verein für Arbelterfanülien der betreffenden Häuser verausgabt wurden, von diesen 
zurückerstattet werden, soweit sie sich nicht von den Arbeitern selbst einziehen 
lassen. Es befinden sich unter den Großbetrieben die hervorragendsten Firmen, 
wie Ludwig Loewe & Co., Patzenhofer Brauerei, Siemens & Halske, A, Wertheim, 
A. Borsig usw. Die Zahl dieser Vereinbarungen betrug 44 gegen 34 im Vorjahre. 

Verein Unterkunft für hilfsbedfirftlge Wöchnerinnen und deren SftugliAge« 

Berlin. Bericht 1904. Der Verein, über den wir 1900 S. 8 berichteten, bückt 
nunmehr auf eine 5Jährige Tätigkeit zurück. Er hat in dieser Zeit 735 Frauen 
mit ihren Neugeborenen aufgenommen. Im vergangenen Jahre wurden 120 Mütter 
mit 124 Kindern verpflegt, gegenüber 115 Müttern mit 114 Kindern im Vorjahre. 
In sehr zahlreichen Fällen mußten Gesuche um Aufnahme wegen Platzmangels ab- 
gewiesen werden. Von den 113 Wöchnerinnen, die 1904 die Austalt verließen, 
waren 102 ledige Mütter. Dem Beruf nach standen, wie immer an erster SteUe, die 
Dienstmädchen (69), an zweiter die Arbeiterinnen. 29 standen im Alter von 15 bis 
20 Jahren (als Jüngste eine 15Jährige Kontoristin), 43 waren 21 bis 25 Jahre alt, 
die übrigen waren älter. 29 Dienstmädchen waren bis unmittelbar vor der Ent- 
bindung im Dienst. Von den Säuglingen starben 9 Kinder — 7,2% der Verpflegten 
gegen 4,8% im Vorjahre. 109 Kinder « 93,8% wurden mit Muttermilch ernährt. 
Die angeführten Angaben, daß von 100 im Jahre 1903 entlassenen Säuglingen im 
ersten Jahre nach ihrer Entlassung 27, und von den Kindern des Jahres 1902: 
26% noch starben, geben eine ungefähre Vorstellung, wie hoch sich die Sterblichkeit 
dieser meist unehelichen Kinder ohne besondere Fürsorge stellen würde. 

Unentgeltliclie Gewährung von Heilmitteln an Arme und Bedürftige in 
Paris. Die Art der Gewährung freier Heilmittel an Arme und Bedürftige in Paris 
ist der Gegenstand eines Kommissionsberichtes von M. Rotillon an die Aufsichts- 
behörde der öffentUchen Armenpflege in Paris, den wir im Märzheft 1905 des 
•Bulletin de la Societe medicale des bureaux de blenfaisance*' finden. Es herrscht 
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hier bekanntlich (s. H. 4 S. 127) die Ungleichheit, daß man den Kranken, die die 
Sprechstunden in den Dispensaires aufsuchen, freie Heilmittel außer der unentgelt- 
lichen ärztlichen Behandlung gewährt, während man die gleich bedürftigen Kranken, 
die infolge ihrer schwereren Erkrankung die Krankenhaussprechstunden in Anspruch 
nehmen müssen, auf die freie ärztliche Behandlung beschränkt. In der Praxis 
wurde diese Vorschrift dadurch gemildert, daß die Dispensaireärzte auf Ersuchen 
der Kranken die Krankenhausrezepte gegenzeichneten oder nochmals ausstellten, 
um ihnen dadurch die freie Gewährung von Heilmitteln zu ermöglichen. Rechtlich 
waren die Dispensaireärzte hierzu keineswegs befugt. Häufig war aber eine der- 
artige Umschreibung nicht angängig, weil die von den Krankenhausärzten und 
ihren Spezialisten verschriebenen Rezepte nicht auf der Liste derjenigen Rezepte 
standen, zu deren Ausstellung sie allein ermächtigt waren. Vor allem aber ver- 
ursachte diese Umschreibung dem Kranken einen Zeitaufwand von zwei Tagen, da 
die Dispensaires gewöhnlich schon, wenn die Kranken das Hospital verließen, ge- 
schlossen waren, und infolgedessen erst am folgenden Tage ihr Wunsch erfüllt 
werden konnte. Eine Änderung dieser Sachlage war somit dringend geboten. 
Der Bericht erachtet eine Maßnahme, die aUen Krankenhauspatienten freie Arznei 
gewähren würde, als unzweckmäßig und unausführbar, einmal deshalb, weil viele 
Kranke, die die freien Krankenhaussprechstunden aufsuchen, nicht bedürftig sind, 
und dann, weil für eine derartige Mehrbelastung keine Mittel vorhanden sind. Die 
Verwaltung der öffentlichen Armenpflege hat daher infolge des vorliegenden Berichtes 
folgende Maßnahmen beschlossen: Die auf dem Bureaux de bienfaisance ein- 
geschriebenen Armen, die eine Krankenhaussprechstunde aufsuchen, können in den 
Apotheken der Bureaux de bienfaisance das ihnen ftn Krankenhaus verschriebene 
Rezept gegen Vorweisung ihrer vom Bureaux de bienfaisance ausgestellten Armen- 
karte angefertigt erhalten. Die Bedürftigen, denen im Krankenhaus ein Rezept 
verschrieben wurde, müssen dieses durch das in ihrem Wohnbezirk befindliche 
Bureaux de bienfaisance, in dem sie häufig schon sehr wohl bekannt sind, stempeln 
lassen und können es dann durch die Apotheken der Bureaux de bienfaisance des 
gleichen Bezirks ausführen lassen. Außerdem werden auch die Apotheken der 
Dispensaires von nun an alle Heilmittel, die in den Hospitälern verschrieben werden 
können, führen und sie unter den angegebenen Bedingungen ebenso anfertigen wie 
die Apotheken der Bureaux de bienfaisance. 



Y. Fürsorge für Gebrechliche. 

Meltxer, Die staatliehe SchwachsinnlgenfQrsorge im Köaigreich Sachsen* 38 S. 

Dresden, Bleyl & Kaemmerer. 1904. 

Die Erkenntnis hat sich immer mehr Bahn gebrochen, daß die Schwachsinnigen- 
fürsorge gerade vom sozialen Standpunkt aus behandelt werden muß, weil eine ganze 
Reihe volkswirtschaftlicher Momente es erheischt. So handelt es sich keineswegs 
nur um die Ermöglichung eines besseren Lebensschicksals einzelner Unglücklicher, 
sondern um die Bewahrung weiterer Volksschichten vor der Entartung in geistiger, 
sittlicher und körperlicher Beziehung. Daher ist es ganz unrichtig, wenn gesetz- 
gebende und verwaltende Körperschaften der Anschauung huldigen, die Schwach- 
sinnigenfürsorge sei ausschließlich eine Sache der privaten Wohltätigkeit, aus- 
geübt durch Vereine und religiöse Genossenschaften. Auch in Deutschland gibt 
es bisher nur wenige staatliche Anstalten für Schwachsinnige; die meisten von 
ihnen sind Privatuntemehmen oder durch Humanitätsbestrebungen Einzelner ent- 
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standene GrOndungen, die mehr oder weniger von privater Wohltätigkeit abhängen. 
Nur im Königreich Sachsen erkannte man schon frühzeitig im Jahre 1846 die Not- 
wendigkeit einer staatlichen Fürsorge für diese Art Geisteskranker. Bs wurden 
damals in eine neugebildete Abteilung der Landesirrenanstalt Hubertusburg 
9 schwachsinnige Knaben aufgenommen mit dem Ziele, sie möglichst zur Erwerbs- 
fahigkeit heranzubilden. Seitdem hat sich die Fürsorge derart erweitert, dafi der 
Staatsregierung heute 2 vollbesetzte Schwachsinnigenanstalten Großhennersdorf 
imd Nossen, sowie eine Hilfsabteilung in Hubertusburg untersteht. Die erste 
Anstalt hat in den letzten Jahren einen Durchschnittsbestand von 250 Knaben 
bei einer Jährlichen Aufnahmeziffer von etwa 50 gehabt; in der Nossener Anstalt 
für Mädchen ist das Verhältnis 170:30. Bis jetzt sind in Großhennersdorf 991, 
in Nossen 691 Zöglinge verpflegt worden. Die Bestands- und Aufnahmeziffer würde 
noch höher sein, wenn nicht aus Platzmangel seit einigen Jahren alle Aufnahme- 
anträge bildungsunfähiger Kinder abgelehnt worden wären. Diesem Notstand soll 
eine im Bau befindliche künftige Landeserziehungsanstalt in Altendorf-Chemnitz 
abhelfen. 

Ausgeschlossen von der Aufnahme in die genannten Anstalten sind alle die 
leicht schwachsinnigen Kinder, die noch mit einem anderen Gebrechen behaftet 
sind (Taubstummheit, Blindheit, Epilepsie usw.) Für diese Kategorien ist staatlich 
durch geeignete andere Anstalten gesongt (Abteilungen der Blindenanstalt Königs- 
wartha, der sächsischen Taubstummenanstalt u. a.). Über die Grundsätze der 
Schwachsinnigenerziehung in der Landesanstalt Großhennersdorf wird von ihrem 
Anstaltsarzt Dr. Meltzer in der vorliegenden Abhandlung ein anschauliches Bild 
gegeben. Mit Schularbeiten Verden die Schwachsinnigen nicht gequält; der Haupt- 
erziehungsgrundsatz ist, sie in die Lage zu versetzen, daß sie nach ihrer Entlassung 
möglichst viel zu ihrem Lebensunterhalt beitragen können. Unterrichtsbeispiele sowie 
Stundenpläne für die einzelnen Abteilungen der Schwachsinnigen (es befinden sich 
alle Grade, von der tiefsten Idiotie bis zum leichtesten Schwachsinn, in der Anstalt) 
veranschaulichen, in welcher Weise man diese Aufgaben zu erreichen bestrebt ist. 
Trotz aller Mühe und guter Anstaltserfolge ist es später doch für den Schwach- 
sinnigen sehr schwer, seinen Unterhalt unter normalen Verhältnissen zu erwerben. 
Oft fällt er dann wieder dem Staat zur Last, zuerst in den Gefängnissen, dann in 
den Irrenanstalten. Außerdem bilden natürlich alle Schwachsinnigen eine Gefahr 
für den Staat, insofern sie ihre geistige Minderwertigkeit vererben können. Der 
Verfasser glaubt, daß den Interessen des Staates, sowie den der Erziehungsanstalt 
entwachsenen Schwachsinnigen am besten gedient wäre durch eine Ausgestaltung 
einer Schwachsinnigenkolonie in der Art, wie sie in Großhennersdorf in kleinen 
Anfängen bereits vorhanden ist. Diese Kolonie besteht aus 80 Hektar Feld. Sie 
wird von den Beamten der Anstalt unentgeltlich mit verwaltet und von einem be- 
sonders angestellten Vogt, dessen Frau, einem Knecht und zwei Mägden bewirtschaftet. 
Als HUfskräfte wirken hier 17 entlassene ältere Schwachsinnige, die wegen ihres 
hochgradigen geistigen Defektes anderweit nicht untergebracht werden können. 
Da ihre Arbeitsleistung sehr gering ist, wird ein Verpflegungsbeitrag von 60—80 Pf. 
erhoben, wofür sie von der Anstalt beköstigt und bekleidet werden. Die Kolonie 
verzinst sich mit 3%. Müßte sie für Lebensunterhalt und Bekleidung der Kolonisten 
aufkommen, so würde sie sich gerade erhalten können. Dr. Meltzer ist der Ansicht, 
daß eine derartige Kolonie, ausgedehnt auf einen größeren Kreis von Schwach- 
sinnigen, den Staat vor großen Gefahren bewahren und den Schwachsinnigen selber 
ein dauerndes Heim gewähren würde. 
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ZoUiD^r, Cber Krappelschnlen und Krttppelpflegre. Schweizerische Zeitschrift 
für Gemeinnützigkeit. 1905. H. 1. 

Das gesteigerte öff entliehe und private Interesse, das sich Jetzt allerorten für 
eine Ausgestaltung der Krüppelfürsorge kund gibt, findet auch in oben genanntem 
Artikel Ausdruck. Der Verfasser bemüht sich unter näherer Darstellung der bereits 
organisierten Krüppelfürsorge in Deutschland, Dänemark und anderen Ländern das 
Gewissen der Schweizer aufzurütteln, dieser Kategorie anormaler Kinder größere 
Fürsorge angedeihen zu lassen. Denn speziell auf diesem Gebiet ist in der Schweiz 
bisher so gut wie nichts getan worden. Es gibt nur eine einzige Anstalt für 
Krüppelkinder, die im Jahre 1869 von der bekannten Wohltäterin Frl. Mathilde 
Es eher gestiftete Anstalt für gebrechliche Kinder zu St. Anna in Zürich. In dieser 
Anstalt können aber nur 12 Mädchen im Alter von 6—16 Jahren aufgenommen 
werden, während Knaben keine Aufnahme finden. Dabei kann die Zahl der Krüppel- 
kinder in der Schweiz keineswegs gering sein. Eine genaue Zählung hat zwar 
noch nicht stattgefunden; wenn man aber die Ergebnisse der Statistik der deutschen 
Provinzen als Maßstab annimmt, so dürfte sich bei einer Zahl von 3315000 Ein- 
wohnern die Zahl der Krüppelkinder unter 14 Jahren auf 2—3000 stellen. Zählt 
man die Nichtschulpflichtigen und alle diejenigen ab, die für den normalen Schul- 
besuch und auch für eine normale Berufslehre geeignet sind, so würden immerhin 
noch 300 Kinder verbleiben, für die die Errichtung einer Anstalt ein dringendes 
Bedürfnis ist. Der Verfasser hält es zunächst für die Hauptsache, daß dieses 
Bedürfnis allerseits erkannt werde; dann ^vürden sich auch Mittel und Wege für 
die Gründung einer Anstalt für Krüppelkiuder finden. 

YL Fürsorge ffir Kinder. 

Gefellsebaft rar Rekftmpfnng der Sftnglingssterbliehkeit, Berlin, Jahres« 
berlobt 1904. Die am 16. März 1904 ins Leben gerufene GeseUschaft geht in ihrem 
Arbeitsplan im großen und ganzen den Wegen nach, die von der modernen Forschung 
schon lange als die einzig richtigen, am sichersten zu einer Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit führenden erkannt worden sind und auf denen auch die praktische 
Tätigkeit im In- und Ausland immer wachsende Erfolge zu verzeichnen hat. Sie 
sucht in erster Linie durch mündliche und schriftliche Belehrung sowie durch Still- 
prämien die Mütter zum Selbststillen zu erziehen, sorgt aber weiter dafür, daß 
bUlige, hygienisch einwandfreie und frische Milch für alle Bevölkerungsklassen vor- 
handen ist. Sie hat zu diesem Zwecke eine aus Tierärzten bestehende Beauf- 
sichtigungskommission eingerichtet, von welcher jeder Kuhstall imentgeltlich 
beaufsichtigt wird, dessen Besitzer bereit ist, besonderen Mindestforderungen bei 
der Gewinnung und Behandlung der Milch zu genügen. Ferner werden durch 
mündliche Belehnmg und mit Hilfe von Merkblättern, auf denen auch die kon- 
trollierten Molkereien verzeichnet sind, den Müttern genaue Verhaltungsmaßregeln über 
die Pflege der Säuglinge und Vorschriften über die zweckmäßige Behandlung der 
Milch erteUt. An die ärmere Bevölkerung sollen Milchmarken zu ermäßigten Preisen 
oder unentgeltlich verteilt werden. 

Im Berichtsjahre betrug die Zahl der kontrollierenden Tierärzte, die ihre Arbeit 
ohne Entgelt zur Verfügung stell teo, 48. Im Durchschnitt wurden 170 Kuhställe 
kontrolliert, die eine Müchproduktion von fast 25000 Litern täglich darstellten. 

Die Belehrung der Mütter geschah in der Weise, daß mit Unterstützung des 
statistischen Amtes der Stadt Berlin jeder Mutter eines Neugeborenen wenige Tage 
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nach der Gebart ein Merkblatt ins Haus geschiclct wurde. Auflerdem wurden von 
Ärzten, Polikliniken, Apotheken, Krankenschwestern usw. namentlich während der 
Sommermonate Merkblätter verteilt; im ganzen gelangten während des Sommer- 
halbjahrs mehr als 70000 Merkblätter zur Verteilung. — Einen wesentlichen Erfolg 
dieser energischen Tätigkeit sieht die Gesellschaft in dem gegen frühere heiße Jahre 
(1900 imd 1901) erheblichen Rückgang der Kindersterblichkeit im Berichtsjahre; sie 
betrug in diesem gleichfalls durch einen besonders heißen Sommer ausgezeichneten Jahre 
9782 gegen 11762 in 1900 und 11325 in 1901. — Während des Berichtsjahres traten 
eine Anzahl von Behörden, Wohltätigkeitsanstalten und wissenschaftlichen Instituten 
mit der Gesellschaft in Verbindung, um mit ihr zusammen zu arbeiten oder In 
anderen Orten eine nach ähnlichem Muster zu betreibende Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit anzustreben. — Die Tätigkeit der Gesellschaft soll sich allmählich 
über ganz Deutschland erstrecken, und zwar hat es der Verein für Volkshygiene 
übernommen, die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Sinne der Gesellschaft 
in den Provinzialstädten zu organisieren. 

Die Terabfolgvng von Kindermilch in der Armenpflege in Hamburg. Wie 

wir den Blättern für das Hamburgische Armenwesen (No. 4, 1905) entnehmen, 
schreitet man auch dort auf dem Wege der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
eifrig fort. Freilich liegt der Kernpunkt der Hamburger Bestrebungen vorläufig 
noch in der Darbietung guter und billiger Kindermilch, die in mehreren von privater 
Seite ins Leben gerufenen Milchküchen teils als Vollmilch, teils in dem Alter und 
den Bedürfnissen der Kinder angepaßten S^üschungen hergestellt und zu billigen 
Preisen in trinkfertigen Portionen an die Mütter verabfolgt wird. Sachverstandiger 
Rat über die Behandlung der Milch zuhause wird den Müttern in den Abgabestellen 
erteilt; in der im Jahre 1889 gegründeten Milchküche der St. Gertrud-Gemeindepflege, 
der ältesten in Deutschland überhaupt, ist seit einigen Jahren auch die Einrichtung 
getroffen, daß von der Milchküche aus eine ärztliche Kontrolle und Überwachung 
für diejenigen geschaffen ist, welche ärztlichen Rat und ärztliche Beaufsichtigung 
nicht im Hause haben. Diese ärztliche Tätigkeit wird ergänzt durch einen be- 
sonderen Dienst von Helferinnen, die von Zeit zu Zelt in den Häusern der Abnehmer 
die Ausführung der diesen gegebenen Anweisungen überwachen und auch den 
Müttern mit Auskunft und Rat zur Seite stehen. — Neuerdings ist nim auch die 
Patriotische Gesellschaft mit der Gründung von MUchküchen vorgegangen. Sie hat 
im Oktober vorigen Jahres die erste eröffnet und hofft in kürzester Zeit in anderen 
Stadtteilen weitere folgen zu lassen. 

Der öffentlichen Armenverwaltung sind diese Bestrebungen insofern nutzbar 
gemacht worden, als es ihr dadurch ermöglicht wurde, in die Armenpflege die Ver- 
abreichung besonders hergestellter Kinderjnilch als eine neue Form der Natural- 
Unterstützung einzuführen. Bereits im Jahre 1896 erhielten die in der St. Gertrud- 
Gemeindepflege tätigen Armenärzte die Befugnis, für die in ihrer Behandlung 
befindlichen Kinder Armer auf Kosten der Allgemeinen Armenanstalt Kindermilch 
aus der dortigen Milchküche zu verordnen. Im Jahre 1901 wurde diese Befugnis 
auch in bezug auf die Milchküche des Elisenheims erteUt, und durch das Vorgehen 
der Patriotischen Gesellschaft wird die Armenverwaltung nach und nach in den 
Stand gesetzt werden, der gesamten armen Bevölkerung den Nutzen der Milchküchen 
zukommen zu lassen. Die Armenverwaltung geht sogar noch einen Schritt weiter, 
indem sie auf Anregung der Armenärzte beschlossen hat, den Bezug guter Kinder- 
milch nicht nur kranken Kindern, sondern auch solchen Kindern zugängig zu machen, 
welche, ohne als eigentlich krank der armenärztlichen Behandlung zu unterstehen« 
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einer besonderen Fürsorge bedürftig erscheinen. Naturgemäß mußten dieser vor- 
beugenden Säuglingsfürsorge enge Grenzen gezogen werden: sie beschränkt sich 
einerseits auf die Kinder aus dauernd unterstützten Familien, andererseits auf Kinder, 
die das Alter von IV« Jahren nicht überschritten haben, und auch bei diesen nur 
auf die den Säuglingen besonders gefahrdrohende Zeit von Juni bis September. 
Gleichfalls in das Gebiet der vorbeugenden Säuglingsfürsorge gehört ein von 
dem Medizinalkollegium der Armenverwaltung herausgegebenes Merkblatt: „Ratschläge 
zur Em^rung der Säuglinge", das durch die Vermittlung der Standesämter, Arzte 
usw. in möglichst weiten Kreisen verbreitet werden soll. 

Belstellang und Yerabreichiiiig von Armenlemmltteln der Stadt Wien für bedürftige 
Sehulkinder. Blätter für das Armenwesen der Stadt Wien, Mai 1905. 

Der Wiener Stadtrat hat im April dieses Jahres eine neue Vorschrift erlassen, 
nach der allen die Wiener öffentlichen Volks- und Bürgerschulen besuchenden, in 
Wien wohnhaften Kindern bedürftiger Eltern auf besonderen Antrag und nach Vor- 
nahme genauer Erhebungen durch das Armeninstitut die für den Unterricht not- 
wendigen Lernmittel zur Verfügung gestellt werden. Der Antrag an das Armen- 
institut geschieht mit Hilfe von Fragebogen, die in den Schulen verteilt und von 
den die Vergünstigung nachsuchenden Kindern und deren Eltern ausgefüllt werden. 
Die Schulleitung hat die ausgefüllten Fragebogen dem Armeninstitut zu übermittehi, 
kann aber bei Kindern, deren Verhältnisse der Schule bekannt sind, ein Gutachten 
beifügen, auf Grund dessen das Armeninstitut auch ohne weitere Erhebungen zu 
entscheiden berechtigt ist. 

Von dem Antrage und der Erhebung befreit sind die städtischen Waisen- und 
Kostkinder, die Findelkinder, Kinder aus dauernd unterstützten Familien und die 
Schützlinge des Vereins „Kinderschutzstationen**. Der einmal zuerkannte unentgelt- 
liche Bezug der Lernmittel erstreckt sich auf die Dauer des Schulbesuchs. Er kann 
jedoch, sobald vom Armenrat angestellte Erhebungen ergeben, daß die wirtschaft- 
liche Lage der Eltern sich gebessert hat, jederzeit widerrufen werden. — Die Armen- 
lemmittel sind Eigentum der Gemeinde Wien; sie können weder verkauft noch 
übertragen werden. — Für Kinder, deren Eltern außerhalb Wiens wohnen, genügt 
ein von der Aufenthaltsgemeinde der Eltern ausgestelltes Armutszeugnis, das der 
Schulleitung zu übergeben ist. 

Vin. Torbeugnuig. 

Hotstandsarbeiten« Der Direktor des Statistischen Amtes in Düsseldorf, Dr. 
J. Feig, gibt in dem 12. Jahrgang des Statistischen Jahrbuches deutscher Städte eine 
Zusammenstellung der Notstandsarbeiten im Winter 1902/03. Die Angaben beziehen 
sich auf die Arbeiten in 80 Städten. Der Umfang der Notstandsarbeiten scheint 
gegen das Vorjahr geringer geworden zu sein. So sank die Zahl der Beschäftigten 
in 26 Städten von 8528 im Jahre 1901/02 auf 6455 im Jahre 1902/03. Die Arbeiten 
fanden ausschließlich in der Winterszeit, in der Regel von Anfang November oder 
Dezember bis Anfang März oder April statt. Als frühester Anfangstag findet sich 
der 13. Oktober in Nürnberg, als spätester Schlußtag der 30. Mai in Leipzig. Die 
Zahl der Beschäftigten schwankt ganz außerordentlich. Die höchsten Zahlen für 
die an einem Tage beschäftigten Personen werden verzeichnet in Dresden mit 1088, 
Straßburg mit 600 und Nürnberg mit 528. Die Zahl 200 wurde überschritten üi 
Chemnitz, Düsseldorf, Hannover, Königsberg, Magdeburg, Mannheim und Mühlhausen. 
Die Arbeiten beschränkten sich grundsätzlich fast überall auf Einheimische. Gegen- 
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stand der Arbeiten waren in der Hauptsache durchweg Erd-, Straßenbau- und 
Gartenarbeiten, femer Schneebeseitigung und Steinschlagen. Die im vorigen Jahr 
von Düsseldorf gemeldeten Schreibarbeiten kehren 1909/03 nicht wieder. Der durch- 
schnittliche Tagesverdienst bewegte sich zwischen 1,55 und 3,50 M. Der Mindest- 
verdienst betrug 0,55, der Höchstverdienst 4,42 M. In diesen beiden Fällen handelt 
es sich um Aklcordlöhne, die in Königsberg für Steinschlagen erzielt wurden. Die 
höchsten Löhne wurden in den 4 Städten (Königsbergt Spandau, Stuttgart und 
Würzburg) erreicht, die nur Akkordlöhne zatüten, in 13 Städten wurden nur Zeit- 
löhne gezahlt, in den übrigen beide Arten. Die Arbeitszeit ausschl. Pausen schwankte 
zwischen 7^4 und 11 Stunden. 

Zentralstelle ffir schweizerische Arbeitsämter. (Amtliche Mitteilungen des 
Interkantonalen Verbandes für Naturalverpflegung, No. 4, 1905.) Am 1. April dieses 
Jahres ist dem Städtischen Arbeitsamt in Zürich die Zentralleitung für die 
schweizerischen kommunalen Arbeitsämter übertragen worden. Die Aulgabe der 
Zentralstelle soll es sein, durch Herausgabe emer Zentralvakanzenliste, durch eine 
geregelte Berichterstattung über die Frequenz- und Vermittlungsergebnisse und 
durch Herausgabe eines Zentralberichts den kommunalen Arbeitsnachweis in der 
Schweiz mehr und mehr auszugestalten und zu fördern. 

Neue literariselie Erseheinungen. 

Bayerischer Franenverein Tom Boten Krens. Protokoll der Delegierten- Versamm- 
lung vom 8. April 1905. Jahresbericht fOi* 1904. 288 S. München 1905. 

Cremer, P., Das Oemeindehans. Seine Bedeutung und Einrichtung und die Arbeit 
im Qemeindehause. — Mit einer Sammlung von Entwürfen und ausgeführten 
Plänen in 81 Abbildungen. Im Auftrage des Engeren Ausschusses des 
Evangelisch-Kirchlichen Hülfsvereins herausgegeben. 1 74 S. Potsdam, Stiftungs- 
verlag, 1905. 

Das nene Berliner KrankentransportweseB. Erläutert von Max Solilesioger und 
Dr. med. Ernst Joseph. 22 S. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1906. 

PQtter &, Kaygerling, Die Errichtung und Verwaltung von Ansknufts- nnd 
Fürsorgestellen für Tuberkulöse. 63 S. Berlin, August Hirschwald, 1905. 

Die Ergebnisse der Sommerpflege in Deutschland (Ferienkolonien, Kinderheil- 
stätten usw.) im Jahre 1908. Bericht der Zentralstelle der Vereinigungen für 
Sommerpflege in Deutschland (Berlin N, Auguststraße 91). 62 S. Berlin 1905. 

ElBesreich, L., Der Verein fflr Ferienkolonien in Leipiig in seiner fOnfundzwanzig- 
Jährigen Tätigkeit. Mit 5 BUdertafehi und 5 TextbUdem. 70 S. Leipzig. 
Selbstverlag des Vereins für Ferienkolonien, 1905. 

Sohaidler^ Anton, Die Blindenfllrsorge im Kftnigreteh Bayern. Mit zwei ver- 
gleichenden Anhangtabellen über die Blinden im Deutschen Reiche. 144 S. 
München, R. Oldenbourg, 1905. 

Bosenfeldy Leonhard, KrOppelschnlen. Vortrag, als offizielles Referat gehalten 
auf dem I. internationalen Kongreß für Schulhygiene zu Nürnberg, 4. — ^9. April 
1904. 85 S. Druck von J. L. Stich, Nürnberg. 

KSr5syy Josef von. Die Annenpflege der Hanpt- und Besidenistadt Budapest in 
den Jahren 1900 — 1902. Übersetzung aus dem Ungarischen. 87 S. Berlin, 
Puttkamer k Mühlbrecht, 1905. 
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Der Kinderhilfstag. 

Vor ungefähr einem Jahre wurde in Kopenhagen zum ersten Male 
der Plan gefaßt, eine Veranstaltung ins Lehen zu rufen, die man Kinder- 
hilfstag nannte. Der Wunsch, den vielen sich mit der Fürsorge für 
Kinder befassenden Vereinen, die meistens nur mit sehr beschränkten 
Mittehi arbeiten und daher ihre Aufgabe auch nur in unzulänglichem 
Maße erfüllen können, zu helfen, sie durch die Zuführung reicherer Mittel 
in den Stand zu setzen, die ihrem Wirken gezogenen Grenzen weiter aus- 
zudehnen, war die Veranlassung dazu. Alle Vereine wurden unter einem 
Komitee vereinigt, und für sie wurde nun an einem bestimmten Tage eine 
Organisation ins Werk gesetzt, an der die ganze Stadt beteiligt war. Große 
imd kleine Sammler und Sammlerinnen, mit Abzeichen versehen, zogen 
teils zu Fuß, teils auf blumengeschmückten Wagen mit ihren Sammel- 
hüchsen durch die Straßen, auf allen Plätzen waten Orchester aufgestellt, 
in festlich geschmückten Zelten wurden Blumen zum Verkaufe angeboten; 
jeglicher Wagenverkehr war unterbrochen — der Tag gestaltete sich zu 
einem wahren Volksfest, imd das materielle Ergebnis war dementsprechend 
außerordentlich günstig. 

Das Beispiel Kopenhagens fand in Deutschland bald Nachahmung, 
und zwar zuerst — im Oktober vorigen Jahres — in Frankfurt a. M. 
Hier wurde durch Haussammlungen, Opern- und Konzertaufführungen, 
durch Verkauf von Postkarten usw. eine Einnahme von etwa 100 000 M. 
erzielt, die an die verschiedenen Eanderfürsorgevereine nach Verhältnis 
ihrer letztjährigen Ausgaben verteilt wurden. Dadurch wurde zugleich 
eine Art Zentrale für Eanderschutz in Anregung gebracht, von der aus 
die verschiedenen Kinderfürsorgebestrebungen geregelt werden könnten. — 
Im März dieses Jahres folgte dann Mannheim mit einer ähnlichen Ver- 
anstaltung, die einen Reingewinn von 17 000 M. einbrachte. 

13 
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In Berlin war schon zu Anfang dieses Jahres ein Anfruf: „Was 
wir wollen" verbreitet worden, der gleichfalls zur Mithilfe bei der Oi^ni- 
sierung eines Kinderhilfstages aufforderte und von mehreren in der Berliner 
Armen- und Wohlfahrtspflege bekannten Persönlichkeiten unterzeichnet 
war. An der Spitze des Unternehmens stand der Vorsitzende der Kinder- 
volksküchen; dem Ehrenkomitee gehörten Damen aus den höchsten Ge- 
sellschaftskreisen an. Der stark feuilletonistisch abgefaßte Aufruf schildert 
in rührseligen Worten das Elend der Armen und führt in grausigen Bildern 
dem Leser vor Augen, welcher Not und welchen Gefahren die Kinder 
der Armen — vom Säugling bis zum Schulentlassenen — ausgesetzt sind. 
Aber alle diese Not, heifit es dann tröstend weiter, sei nicht unbemerkt 
geblieben. „Tausende von Frauen und Männern, die ein mitfühlendes 
Herz in der Brust tragen, haben sich verbunden und Vereine gegründet 
deren jeder dahin wirkt, auf einem bestimmten, eng begrenzten Gebiete 
das Elend zu lindem." Alle diese Vereine seien zwar beseelt von dem 
besten Willen zu helfen, aber ihre Kräfte seien schwach gegenüber der 
gewaltigen Macht des Elends. „Aber nun wollen diese Quellen zusamimen- 
fiießen, und aus den Herzen aller Mitbürger, auch aus Deinem Herzen, 
sollen liebesfluten strömen, damit der schier unermeßliche Abgrund des 
Kinderelends ausgefüllt werde durch ein wogendes Meer der Liebe. Ein 
Tag im Mai soll den darbenden Kindern gelten! Dann werden an die 
10000 lieblidhie Mädchen in weißen Kleidern mit bunten Schärpen und 
mit dem Rosenzweig auf dem Haupte, unter dem Schutze erfahrener 
Frauen und begleitet von den liebevollen Blicken der Mütter, von Haus 
zu Haus ziehen, um an die Türen und die Herzen zu pochen." Daneben 
sollte sich auch die Kunst in der Form von Theatervorstellungen, Konzerten, 
Ausstellungen usw. in den Dienst der Kinder stellen; jeder Verein, sei es 
ein Kegelklub oder ein Skatverein, sollte an diesem Tage der Kinder 
gedenken. Auch der Handel habe seine Unterstützung bei dem großen 
Weike zugesagt, ,,an Euch wird es sein, durch große Einkäufe an diesem 
Tage unsere Wohltäter in ihrem schönen Vorhaben zu unterstützen". Gleich- 
zeitig wollte man dann aber auch über den einen Tag hinaus einen dauernden 
Zusammenschluß aller EÜnderfürsorgevereine anstreben, um dadurch nament- 
lich die finanziell schwächeren Vereine zu stützen und zu fördern. So 
sollte der Kinderhilfistag „in der sozialen Entwicklung Groß-Berlins ein 
hochragender Merkstein bleiben". Diesem Aufrufe folgten bald andere, 
die Genaueres über die Organisation und die beteiligten Vereine brachten. 
Berlin und die Vororte Oharlottenburg, Schöneberg und Wilmersdorf 
sollten in etwa 400 den Stadtbezirken entsprechende Beziike eingeteilt 
und in jedem Bezirk sollte eine aus Patronessen und Schutzherren be- 
stehende Kommission gebildet werden. Den Fatronessen fiel die Aufgabe 
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zu, den Sammlerinnen die von ihnen zu besuchenden Häuser anzuweisen, 
ihnen auch sonst die nötigen Unterweisungen zu erteilen und das Sammel- 
geschäft zu beaufsichtigen. Die Schutzherren hatten wiederum den 
Patronessen „helfend, ratend und schützend zur Seite zu stehen^. — Dem 
Unternehmen waren zunächst 42 Vereine beigetreten, deren Namen in 
einem Zirkular yeröffentlicht wurden. Es waren u. a. beteiligt: die Ge- 
sellschaft zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, der deutsche Verein 
für Kinderasyle, der Berliner Verein für Volkserziehung, der Verein für 
Kinderheilstätten an den deutschen Seeküsten, der Freiwillige Erziehungs- 
beirat für schulentlassene Waisen, der Verein für häusliche Gesundheits- 
pflege, der Verein zum Schutze der Kinder Tor Ausnutzung und Miß- 
handlung. Einige Vereine, die zuerst sich zur Beteiligung bereit erklärt 
hatten, traten nachträglich zurück, wie namentlich der Verein für Ferien- 
kolonien, die Zentralstelle für Jugendfürsorge u. a. 

Die Beurteilung, die der Gedanke des Kinderhilfstages für Berlin 
in der Öffentlichkeit fand, war fast durchweg sehr ungünstig. Fast alle 
größeren Zeitungen brachtei^ Aufsätze, in denen gegen diese Art der 
Wohltätigkeit Stellung genommen wurde. „Während es sich in Wirklich- 
keit um gar nichts anderes handelt, als um etwas rein äußerliches, nämlich 
um eine Geidsammlung großen Stils^, heißt es in einem in der Vossischen 
Zeitung vom 2. April erschienenen Aufsatz von Dr. A. Levy, „wird bei 
denen, die aktiy dabei mitwirken sollen, die Auffassung geweckt und 
genährt, sie beteiligten sich an einem Werk, dem mit einer besonderen 
Bereditigung die Bezeichnung „Hilfeleistung für die bedürftige Jugend^ 
zukomme, worunter man doch nur persönliches werktätiges EingreifeUi 
persönliche Arbeit an den Bedürftigen verstehen kann". In unserer sozial 
gerichteten Zeit könne es für alle, denen sozialer Fortschritt am Herzen 
liegt, keine höhere Aufgabe geben als die, an der sozialen Aufklärung 
und Erziehung aller Schichten, in erster Beihe aber der Jugend, zu 
arbeiten. Dagegen müßte diese rein äußerliche Tätigkeit des Geldsammelns, 
abgesehen davon, daß durch sie Eitelkeit und Äußerlichkeit großgezogen 
würde, namentlich auf junge Gemüter eher einen schädigenden Einfluß 
ausüben, weil sie in ihnen das Gefühl erweckt^ als hätten sie nun damit 
ihr Teil zur Abhilfe der Not beigetragen, als hätten sie ihre Pflicht gegen- 
über den Armen erfUllt. „In einer Zeit aber, die der Befähigung der 
Frau zu sozialer Axbeit endlich volles Verständnis entgegenzubringen 
begonnen, in einer Zeit, in der auch die öffentliche Armenpflege sie als 
willkonunene Mitarbeiterinnen aufgenommen hat, d^, müssen vor allen 
Dingen Frauen erzogen und herangebildet werden, die in der Armenpflege 
zu arbeiten verstehen.^ Andererseits müßte aber auch bei dem bereits 

▼oiliandenen Mißtrauen der arbeitenden Klassen gegen alle von bürger- 

13* 



— 196 — 

lieber Seite ausgehenden Besserangsversuche diese Art des Wohltuns von 
neuem Zweifel und Mißtrauen bei denen erwecken, denen sie zu gute 
kommen soll. — Abnlicb, wenn aucb in etwas gröberer Form, urteilen 
die Münchener Neuesten Nachrichten: ,, Wohltätigkeit, die nicht der 
einzelne, sondern eine Menschenmasse betreibt, taugt selten. Wir Sündigen 
sind nun einmal so organisiert, daß uns nur die flehende Gebärde, das 
gestammelte Wort, der verzweifelte Blick rührt, den wir selbst auffangen. 
Zu der Wohltätigkeit, die wir im Verein betreiben, kommen wir in kein 
persönliches Verhältnis, sie entartet gemeinhin zu Zerrbildern, Ehrgeiz 
und Eitelkeit spielen ihre häßlichen Bollen. . . . Mit wenigem Gelde 
kann man schon reichen Segen bringen, nur muß man sich selbst um die 
Vorteilung kümmern, muß selbst die oder besser noch seine Bedürftigen 
auswählen.^ — An anderer Stelle wird die Veranstaltung der sogenannten 
„Einkaufstage", die auch bei dem Einderhilfstage mitvorgesehen war, 
namentlich vom volkswirtschaftlichen Standpunkte einer scharfen Kritik 
unterzogen und darauf hingewiesen, daß sie für die kleinen Geschäfte 
direkt eine Schädigung bedeuteten. Das Publikum, das sonst vielfach 
aus Bequemlichkeit seinen Bedarf in kleineren, seiner Wohnung nahe- 
liegenden Geschäften decke, werde an dem Einkaufstage, wenn es nun 
einmal schon seinen Bedarf bis zu diesem Tage zurückgehalten habe, 
sicher in die Stadt gehen und dann natürlich lieber in den großen 
Geschäften seine Einkäufe besorgen. 

Auch von Seiten der Frauen wurde scharf gegen den Kinderhilfstag 
Stellung genommen. „Niemals könnten die Grundsätze der Frauen- 
bewegung einen solchen Aufruf, ein solches Vorgehen, ein solches Schaustück 
dulden und zugeben. . . . Wenn jemals etwas Hohn auf die Wohltätigkeit 
war, so ist es dieser „Kinderhilfstag" an einem Tage im MaL" (Frauen- 
bewegung vom 15. Februar 1906.) 

Alle diese Gegenströmungen verdichteten sich nach und nach zu 
einer Erklärung, die im April in allen Zeitungen veröffentlicht wurde 
und von etwa 30 in der Armen- und Wohlfahrtspflege stehenden Persönlich- 
keiten unterzeichnet war. Es heißt dort: „. . . Wir haben von jeher mit 
Bedauern eine Entwicklung verfolgt, bei der das äußere Wesen. eine sehr 
viel größere Bolle spielt als die innere herzliche Beteiligung der Gebenden 
an dem Los der Bedürftigen, denen geholfen werden soll. Die vielfachen 
Feste, Tanzereien und Schmausereien und sonstigen Lustbarkeiten können 
zwar einige Mittel bringen und sind vielleicht aus diesem Grunde nicht 
immer zu entbehren. Aber sie sind doch im günstigsten Falle als ein 
bedauerlicher Notbehelf zu bezeichnen. Darüber hinaus in eine unseres 
Erachtens falsche und sehr bedauerliche Bichtung der organisierten Bettelei 
führt der Kinderhilfstag. Statt Tausende anzurufen, mit ihren Mitteln 
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und £räften der Bedürftigen sich anzunehmen, mit deren Verhältnissen 
sie sich vertraut gemacht haben, wird das Bitten für diese Bedürftigen 
zu einer äußeren Lustbarkeit gemacht. Die Frauen und Mädchen, die 
daran beteiligt sind, werden durchaus fälschlicherweise mit dem Gefühl 
erfüllt, als hätten sie mit solchen Bittgängen eine Art sozialer Pflicht 
erfüllt, während sie in der Tat von den Zwecken und Zielen dieser Hilfs- 
tätigkeit gar nichts wissen, ja in bezug auf die innere Seite ihr geradezu 
entfremdet werden. Ebenso werden die Kreise derjenigen, denen vor- 
nehmlich die Fürsorgearbeit der besitzenden Klassen zu gute kommen 
soll, mit Staunen und Mißtrauen in die Aufrichtigkeit dieser Arbeit erfüllt, 
wenn sie wahrnehmen, mit wie äußerlichen Mitteln man sich mit dieser 
Aufgabe abfindet. Wir werden in den schon jetzt angebahnten Bestrebungen 
fortfahren, für die Beschaffung der für Wohlfahrts- und Wohltätigkeits- 
zwecke nötigen Mittel die geeigneten, dem sozialen Geiste unserer Zeit 
entsprechenden Wege zu finden. Zunächst wollen wir hierdurch öffentlich 
dem Bedauern über die Bichtung Ausdruck geben, die mit der Veranstaltung 
des Kinderhilfstages eingeschlagen wird.'' 

Trotz dieser Gegenstimmen fand der Kinderhilfstag am 3. Mai, wenn 
auch freilich in sehr gemäßigter Form, statt. Die ganze Veranstaltung 
beschränkte sich auf Haussammlungen, bei denen freilich auch Kinder vielfach 
beteiligt waren; die weißen Elleider und Rosenkränze waren schon vorher 
vom Programm gestrichen worden. Der materielle Erfolg war sehr gering, 
den Einnahmen von 55000 M. standen Ausgaben in Höhe von 12 000 M. 
gegenüber, so daß der Überschuß im ganzen 43 000 M. betrug. Da ins- 
gesamt 61 Vereine beteiligt waren, kommen durchschnittlich auf jeden 
Verein etwa 850 M. — Wenn dieses Ergebnis auch zum Teil wohl der 
starken Gegenagitation zuzuschreiben ist, so darf doch nicht verkannt 
werden, daß auch aus anderen technischen Gründen ein ähnlicher Erfolg 
wie in Kopenhagen nicht zu erwarten gewesen ist. Kopenhagen ist im 
Vergleich zu Berlin doch immerhin nur eine kleine Stadt; der Charakter 
des Volksfestes, der dem Kopenhagener Kinderhilfstage den Stempel auf- 
drückte und ihn so erfolgreich machte, mußte bei den ungleich größeren 
und ausgedehnteren Verhältnissen BerUns der Veranstaltung hier fehlen, 
ganz abgesehen davon, daß der Berliner wie überhaupt der Norddeutsche 
gegenüber derartigen Veranstaltungen kühler bleibt. 

Gerade von diesem Gesichtspunkte aus konnte man vielleicht schon 
von vornherein dem Wiener Kinderhilfstage, der am 21. Mai d. J. statt- 
gefunden hat, größeren Erfolg versprechen. Die Veranstaltung, die hier 
von den Kreisen der Aristokratie ausging, wird in den Zeitungsberichten 
als glänzend gelungen bezeichnet; ein nach Hunderttausenden zählender 
Menschenstrom wogte fünf Stunden lang durch die festlich geschmückten 



— 198 — 

Straßen und ergötzte sich an den in reichem Maße dargebotenen Volks- 
belustigangen aller Art. Bemerkenswert ist hier, daß anch ein Teil der 
Arbeiterschaft an dem Feste mitbeteiligt war. Das Reinerträgnis wird 
auf ungefähr 80000 Ejronen angegeben. 

Selbstverständlich kann aus der Tatsache des größeren materiellen 
Erfolges nichts für den ideellen Wert einer solchen Veranstaltung gefolgert 
werden. Das gilt ebensogut für Kopenhagen, wie fiir Prankfurt und Wien 
trotz der großen Summen, die er dort einbrachte. Wir haben unseren 
Standpunkt solchen und ähnlichen Veranstaltungen gegenüber mehrfach 
und stets ganz in dem Sinne der oben abgedruckten Erklärung dargelegt. 



Notstandstätigkeit in Amerilca. 

In seinem Buche „Principles of Relief", das wir in Heft 2, 1905 ange- 
zeigt haben, gibt Devine einen besonderen Abschnitt über Notstandstätigkeit 
(relief in disasters). Er behandelt darin eine Reihe größerer Unglücks- 
fälle und die infolgedessen von den öffentlichen Autoritäten und von 
der Privatwohltätigkeit organisierte Hilfstätigkeit. Diese Organisationen 
sind von so allgemeinem Interesse^ daß wir glauben, unseren Lesern einen 
Dienst zu erweisen, wenn wir im Anschluß an das Buch von Devine die 
nachfolgenden Mitteilungen auszugsweise wiedergeben. 

I. Der unter den Katastrophen der neueren Zeit am weitesten zurück- 
liegende und gleichzeitig vielleicht auch einer der schwersten Unglücks- 
fälle war der große Brand, der am 8. und 9. Oktober 1871 den größten 
Teil der Stadt Chicago in Asche legte und über 100000 Personen 
obdachlos machte. Zu jener Zeit zählte jene Stadt etwa ^/g Million 
Bewohner. Die vielen alten Holzhäuser, die sich noch in der Mehrzahl 
inmitten der modernen Riesenbauten befanden, gaben dem Feuer will- 
konmiene Nahrung, so daß es ungeahnte Dimensionen annehmen konnte. 
Die Straßen füllten sich bald mit einer unglaublichen Menge von Flücht- 
lingen. Der Wert des zerstörten Eigentumes belief sich auf 192 000 000 Dollar 
und 300 Menschen kamen in den Flammen um. Sofort bildete sich in 
Chicago ein Hilfskomitee, welches eine Summe von 5000000 Dollar zur 
Linderung der ersten Not der Obdachlosen aufbrachte. Eine weitere 
Hilfstätigkeit bestand darin, daß viele Abgebrannte namentlich des 
südlichen Stadtteiles bei Nachbarsleuten Unterkunft fanden, während der 
bei weitem größte Teil zwei Tage lang fast ohne jede Nahrung unter 
freiem Himmel zubringen mußte und nur wenige in Eörchen und Schulen 
beherbergt werden konnten. Der größte aller Schrecken aber war die 
Trennung der Familien, und erst vier Tage nach dem Brande konnte 
das provisorische Hilfskomitee berichten, daß nun wohl alle Personen 
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unter Dach gekommen und mit Nahrung hinreichend yersehen seien. 
Die Brotpreise wurden beträchtlich reduziert und jeder Versuch, höhere 
Preise zu stellen, mit 10 Dollar Strafe belegt. Desgleichen wurden auch die 
Preise für alle anderen Nahrungsmittel auf einen mäßigen Betrag fest- 
gesetzt und jede Verteuerung mit Konzessionsentziehung bedroht« Für 
jeden Polizeidistrikt wurden 500 Bürger für den Polizeidienst ver- 
eidigt, und auch das Militär wurde mit yoller Polizeigewalt ausgerüstet. 
Ein Spezial-Hilfskomitee wurde am 11. Oktober ernannt und angewiesen, 
Geldbeiträge dem städtischen Schatzmeister zu überweisen, welche dieser 
als Spezial- Vorstandsgelder zu verwalten hatte. Zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung bestellte der Bürgermeister laut öffentlicher Proklamation 
vom 11. Oktober den General Sheridan, welcher schon tags darauf dem 
Bürgermeister berichten konnte, daß kein Fall von Unordnung oder Ver- 
suchen von erneuten Brandstiftungen zu seinen Ohren gekommen wäre, und 
fünf Tage darauf erklärte ein ähnlicher amtlicher Bericht gewisse Zeitungs- 
berichte über Gewalttaten und Störung der öffentlichen Ordnung für 
gänzlich unbegründet. Am 24. Oktober, also kaum zwei Wochen nach 
dem Ausbruch des Feuers, konnte die Militärgewalt aufgelöst werden. 
In einer besonderen Sitzung am 10. Oktober erklärte der Gouverneur 
von Illinois, daß Chicago von einer großen Kalamität betroffen worden 
sei, welche viele Tausend Bürger der Stadt obdachlos gemacht, viele 
Millionen Dollars an Grundbesitz zerstört, geschäftliche und finanzielle 
Operationen unterbrochen, kurz, ein namenloses Unglück über die Stadt 
gebracht habe, und daß er sich daher zu dem Antrage berechtigt glaube, 
folgende Thesen zum Gesetz zu erheben: 

1. Solche Geldsummen bereitzustellen und solche gesetzgeberischen 
Maßregeln zu ergreifen, die zur Hilfe der Einwohner der Stadt Chicago 
als notwendig erscheinen sollten. 

2. Die Steuern den Bewohnern Chicagos zum Teil zu erlassen, zum 
Teil einer gerechten Veranlagung zu unterwerfen. 

3. Solche Verfügungen zu erlassen und solche Maßregeln zu ergreifen, 
die der Stadt Chicago eine wirksame Hilfe bringen könnten. 

Jay Gould und William K. Vanderbilt stellten die Erie Eailroad 
und die New- York Central Railroad zur freien Verfügung für den Transport 
von Nahrungsmitteln, E^leidungsstücken usw. für die Abgebrannten Chicagos, 
und ähnliche Offerten liefen von allen Richtungen ein. Bereits am Nach- 
mittage des zweiten ünglückstages wurde eine Versammlung zur Be- 
ratung über geeignete Hilfsaktionen einberufen. Die Versammlung wurde 
besucht von dem Bürgermeister, den Polizeikommissaren aus den ver- 
schiedenen Branddistrikten, sowie von dreizehn Stadtverordneten und einer 
großen Zahl angesehener Bürger. Ein aus dem Bürgermeister und zwei 
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Stadtverordneten bestehendes HilÜBkomitee wurde für jeden der drei 
Stadtbezirke ernannt und diesen folgende Subkomitees unterstellt: 

1. Zur Entgegennahme Yon Zufuhren auf den Eisenbahnstationen 
und ihrer Unterbringung in Depots und zur gerechten Verteilung. 

2. Zum Transport und zur Verteilung der Vorräte in den Kirchen 
und Schulen der yerschiedenen Stadtteile. 

3. Zur Verteilung von ünterstützungsgeldem. 

4. Zur Wasseryersorgung in den Earchen und Schulen. 

5. Zur Ausstellung freier Eisenbahn-Fahrscheine für hilfsbedürftige 
Personen, welche die Stadt zu verlassen wünschten. 

6. Zur Beschaffung von Hospitälern und Medikamenten. 

7. Zur Beschaffung von Baracken für die Obdachlosen. 

Schon am 12. Oktober konnte amtlich festgestellt werden, daß etwa 
70000 Personen durch die Tätigkeit dieser Komitees geholfen worden 
war. Nach der Unordnung und der Kopflosigkeit der ersten Tage, 
während welcher Zeit Nahrungsmittel ausnahmslos an alle gewährt wurden, 
versuchte man das Hilfswerk in ein System zu bringen, d. h. nur den 
wirklich Notleidenden Hilfe zu bringen, dagegen Müßiggängern keine 
Unterstützung zu gewähren. Das Haupt-Komitee gab die Parole aus, 
das Hilfswerk heilig zu halten für Alte und Kranke, Witwen und Waisen 
und für solche Familien, die augenblicklich keine Gelegenheit fänden, 
ihren Lebensunterhalt durch ihrer Hände Arbeit zu bestreiten. Rechtlich 
denkende, intelligente und furchtlose Personen wurden beauftragt, sich 
über die Bedürftigkeit Hilfesuchender Gewißheit, zu verschaffen, und eine 
Menge sonstiger zweckmäßiger Verordnungen wurden eingeführt, so daß 
am 1. April des nächsten Jahres das Zentral -Komitee melden konnte, 
daß das Hilfswerk zum Abschluß gekommen sei, und daß nur noch die 
Alten, Kranken, arme Witwen mit unerzogenen Kindern usw. unterstützt 
zu werden brauchten. 

Im Laufe der dreißig Jahre nach dem Chicagoer Brande ist man 
schließlich zu der Überzeugung gekommen, daß alle praktische Hilfe eine 
Spezial-Hilfe sein müsse. Gerade jetzt verausgabt die United Hebrew 
Charity in New -York, eine der größten Woltätigkeits- Gesellschaften 
Amerikas, jährlich große Summen für „spezielle Hilfe in ungewöhnlichen 
Fällen." Während der achtzehn Monate seit dem Beginn der Hilfs- 
aktion verausgabte das Spezial-Komitee 437458 Dollar, wovon 6372 
Dollar für Mieten, 10742 Dollar für Werkzeuge, 138855 Dollar für Näh- 
maschinen und 281389 Dollar für andere Formen spezieller Hilfe ver- 
anlagt wurden. 

Vielleicht die größte Schwierigkeit des durch den Brand geschaffenen 
Notstandsproblems bot die Beschaffung von Obdach für etwa 40000 
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Personen beim Beginn des Winters. Kirchen und Scbnlen waren un- 
zweckmäßig und boten nur ein zeitweiliges Unterkommen, und die wenigen 
Vororte waren so weit entfernt, daß nur ein kleiner Teil der Obdachlosen 
dort untergebracht werden konnte, während das Wohnen in den Baracken 
schwere Unzuträglichkeiten, Müßiggang, Unordnung und Laster aller 
Art herbeiführten. Man entschloß sich daher, kleine Häuser zu errichten 
oder den Familienhäuptern das nötige Material hierzu zu liefern. So 
entstanden etwa 8000 solcher Häuser, deren jedes durchschnittlich 126 Dollar 
kostete; auf diese Weise wurde auch der Obdachsnot auf das wirkungs- 
vollste gesteuert. 

Am 10. Oktober sandte A. T. Steward dem Bürgermeister von 
Ohicago einen Spezialbeitrag von 50000 Dollar mit dem Wunsche, diese 
Summe an selbständige Frauen, Witwen und Eander zu verteilen. Die 
diesbezüglichen Ermittelungen ergaben, daß 34% ^^^ erwähnten Personen 
«in Anrecht auf diese Unterstützung hatten; das Komitee setzte den 
Höchstbetrag auf 100 Dollar fest und erhöhte ihn später auf 200 Dollar. 
Ton den unterstützten Personen waren 651 alleinstehende Frauen, 1889 
Witwen und 3215 Kinder. 

n. Die Überschwemmung von Johnstown, die am letzten Mai 
des Jahres 1899 sich ereignete und den Verlust von 2 — 3000 Menschen- 
leben und die Zerstörung von Eigentum im Werte von 12000000 Dollar 
zur Folge hatte, verursachte ein solch namenloses Elend, daß es kaum 
noch von dem Brande von Chicago übertroffen werden konnte, wenngleich 
der Materialschaden dort größer war. Der Vorsitzende des Hilfskomitees 
in Pittsburg machte dieses entsetzliche Unglück mit folgenden Worten 
bekannt: „Da wo am Morgen noch hunderte reicher und schöner Häuser, 
ganze Straßen von Magazinen, Gasthäusern, Kirchen, Schulen und Fabriken 
standen, sah man am Abend nichts mehr als Sand und Sumpf, 
Trümmer von Häusern, Maschinenteile, zerbrochene Möbel, kostbare 
Waren und tausende von Leichen in Wasser und Sumpf vergraben. In 
€iner kurzen, schrecklichen Stunde wurden] mehr als 1600 mit Menschen 
gefüllte Häuser zu Ruinen verwandelt !'' 

Die 76 Meilen östlich von Pittsburg gelegene Stadt Johnstown ist 
der Sitz einer der bedeutendsten Eisen- und Stahlindustrien Pennsylvaniens 
und wurde vor der Überschwemmung die „geschäftsreichste Stadt im 
:geschäftsreichsten Staat" genannt. Der erste Schritt zur Hilfe wurde 
von dem Johnstowner Hilfskorps, welches das Pittsburger Hilfskomitee 
unter Direktion von James B. Scott organisierte, getan, indem dieses 
Freiwilligenkorps innerhalb 24 Stunden nach der Katastrophe in einem 
mit Nahrungsmitteln gefüllten Eisenbahnzuge nach Johnstown abreiste 
und dort seine Hilfstätigkeit in nachdrücklichster Weise begann. Sofort 

14 



— 202 — 

worden in allen . Gemeinden der Union Subskriptionen eröffnet, und die 
Bürger von Pittsborg und Allegheny beratschlagten, welche weiteren 
Schritte für die unglückliche Stadt und ihre Bewohner angezeigt erscheinen 
sollten. 

Eine vom Präsidenten Harrison in Washington einberufene Ver- 
sammlung von Bürgerschaftsvertretern war typisch für die Klarheit^ 
mit der überall die Notwendigkeit umfangreicher Hilfsaktionen für 
Johnstown anerkannt wurde. Der Präsident richtete einen warmen Appell 
an den Wohltätigkeitssinn des Volkes und machte darauf aufmerksam^ 
daß in ähnlichen Fällen die Stadt Johnstown stets eine der ersten gewesen 
sei, die namhafte Summen zur Linderung des Elends gezeichnet hätte. 

Die Pennsylvania-Baltimore und Ohio-Eisenbahn, sowie die Western 
Union Telegraph Co., die selbst durch die Überschwemmung schwer 
gelitten hatten, stellten ihre Dienste zur unbeschränkten Verfügung des 
Pittsburger Komitees, das eine Million Dollars an Geld, Kleidung, 
Nahrungsmitteln und sonstigen Bedürfnissen mit Hilfe jener Verkehrs- 
institute dem Johnstowner Komitee zur schleunigen Verteilung unter die 
dortigen Notleidenden übermittelte. Die überall ausgelegten Subskriptions- 
listen füllten sich bald mit beträchtlichen Summen, und diese sowie 
Beiträge von Privatpersonen und Lokal-Komitees wurden sodann an vier 
verschiedenen Punkten konzentriert: in Harrisburg unter der persönlichen 
Kontrolle des Gouverneurs, in Philadelphia unter dem ständigen Hilfs- 
komitee jener Stadt, in Pittsburg unter dem bürgerlichen Hilfskomitee 
und schließlich in New- York unter einem städtischen Hilfskomitee. Es 
bestanden jedoch auch noch andere Hilfskomitees an verschiedenen Plätzeu 
der Union, welche unabhängig von einander ihr Hilfswerk betätigten. 
Um eine bei dieser Sachlage zu befürchtende Verwirrung zu vermeiden, 
wurde aus Mitgliedern der verschiedenen Komitees eine sogenannte 
„Uberschwemmungs-Hilfskommission^ gebildet und die Direktion und 
Kontrolle des gesamten Hilfswerks für das ganze Überschwemmungs- 
gebiet, soweit dies überhaupt möglich war, einer staatlichen Kommission 
übertragen. In den ersten Wochen nach der Katastrophe konnten bereits 
7000 Personen beschäftigt werden, während 30000 Personen Unterstützung 
erhielten. 

Man hatte gefunden, daß die einzige konstitutionelle Methode staatlichen 
Beistandes von dem Gesundheitsamt ausgeübt werden konnte, denn 
gerade dieses vermochte die weitgehendsten Garantien für ein rationelles 
Hilfiswerk insofern zu bieten, als durch die Folgen der Überschwemmung 
der Gesundheitszustand der Bewohner Johnstowns und der umliegenden 
Ortschaften aufs schwerste bedroht wurde. Die Beinigung der Wasser- 
wege und die Forträumung der Trümmer, die in erster Linie Verhängnis- 
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volle Epidemien hätten herbeiführen können, wurde daher jener Behörde 
übertragen, die sich unter Leitung des General Hastings in ebenso 
schneller als zufriedenstellender Weise ihrer Aufgabe entledigte. Dieser 
übernahm auch das Hilfswerk der Überschwemmungs-Kommission, regelte 
das Transportwesen, veranlaßte den Aufbau Yon Häusern aller Art, sowie 
den Ankauf von Särgen u. a. m. Das Departement für öffentliche Sicher- 
heit wurde mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und dem 
Schutze des Eigentums betraut, während die medizinische Abteilung für 
die Kranken und Verwundeten sowie für vorschriftsmäßige Beerdigung 
der Toten zu sorgen hatte. 

Inzwischen waren bedeutende Summen aus dem In- und Auslande 
aufgebracht worden, so daß sich die Gründung eines besonderen Finanz- 
Komitees als notwendig herausstellte. Es setzte sich anfänglich aus sechs 
angesehenen Bürgern zusammen: dem Präsidenten der Nationalbank, dem 
Anwalt der Cambria Company, dem Herausgeber der Tageszeitung, dem 
Kassierer der Saving Bank und zwei mit Banken in Verbindung stehenden 
Herren. Die Tätigkeit dieses Komitees war von höchster Bedeutung für 
das Hilfswerk zu Johnstown, denn es konnte nicht nur alle Fälle 
dringendster Not lindem, sondern auch namhafte Summen für notwendige 
Brücken- und andere öffentliche Bauten verausgaben. Das Finanzkomitee 
arbeitete in schönster Harmonie mit der Uberschwemmungs-Kommission 
und ernannte mehrere Sub-Komitees, deren wichtigstes das „Board of 
Inquiry" darstellte. Seine Aufgabe bestand darin, die Verluste einzelner 
Personen und Familien genau zu ermitteln, um danach die notwendigen 
Unterstützungen gerecht bemessen zu können. 

Die Hauptsorge bestand allerdings in der Beschaffung von Nahrung, 
Kleidung und Obdach. Pittsburg imd Philadelphia sandten ungeheure 
Mengen von Vorräten, so daß bereits am Tage nach der Überschwemmung 
genügende Lebensmittel zur Hand waren. Die Zahl der mit Nahrung 
unterstützten Personen betrug anfänglich 30000 und verringerte sich 
bis zum 2. Juli allmählich bis auf 10000. In gleicher Weise wurde 
für Kleidung gesorgt. Große Mengen von Kleidungsstücken und Schuh- 
zeug wurden nicht nur angekauft, sondern auch von allen Richtungen 
her zur Hilfe gesandt und Depots zur Verteilung an die Bedürftigen 
erö&et Diese Verteilung wurde ohne Maß und Ziel vorgenommen, so 
daß man mit Becht sagen konnte, daß wohl die Armen in keiner anderen 
Stadt so reichlich damit versehen waren wie in Johnstown. 

Was die Obdachfrage anlangt, so sandte zunächst der Gouverneur 

von Ohio eine große Anzahl von Zelten, die dem Volke zur Verfügung 

gestellt wurden. Darauf trafen 710 transportable Häuser verschiedener 

Art ein, deren Preis zwischen 75 und 260 Dollar schwankte und die 

14* 
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natürlich weit zweckmäßiger für Wohnungen und Verkaufsläden waren, 
als die nur eine yorübergehende Unterkunft bietenden Zelte. 

Die Totalsumme der für das Hilfswerk in Johnstown verausgabten 
Gelder beHef sich auf 4116801 Dollar. 

III. Feuer und Überschwemmung in Paterson. Im Februar 
und März 1902 ereigneten sich in PatersoD, New Jersey,, mit einer 
Zwischenzeit von kaum einem Monat, zwei ernste Katastrophen, wie 
sie wohl kaum in einer kleineren Stadt jemals Torgekommen sind. 
Zunächst zerstörte ein Brand den Eaupt-Geschäftsdistrikt dieser Stadt 
imd legte auch mehrere von der arbeitenden Klasse bewohnte Häuser- 
blocks in Asche. Das ganze Gewicht dieses Unglücks fiel auf etwa 
600 Familien, die dem Mittelstande angehörten. Noch bevor das Leben 
in der Gemeinde wieder seinen gewöhnlichen Charakter angenommen 
hatte, trat der Fassaic River aus seinen Ufern, überschwemmte die ganze 
Stadt, zerstörte viele Fabriken, vernichtete eine Anzahl von Menschen- 
leben und machte viele Tausende arbeits- und brotlos. 

Auf Veranlassung des Eev. David Stuart Hamilton, Rektors der 
St. Paul Protestant Episcopal Church, fand sofort eine Bürgerversanunlung 
statt, und ein Hilfskomitee mit Mr. Hamilton als Präsident wurde 
organisiert Es wurde beschlossen, Hilfsgelder zu sammeln und im 
Namen des Zentral-Hilfskomitees einen Aufruf zu erlassen. Die Bürger 
von Paterson brachten sogleich einen Betrag von 34218 Dollar auf und 
stellten außerdem große Mengen von Milch und Brot zur Verfügung. 
Eine große Zahl Obdachloser fand vorläufig bei Freunden und Verwandten 
Unterkommen, doch wurden immer noch etwa 2000 gezählt. Der 
abgebrannte Distrikt umfaßte einige von Amerikanern, Deutschen, Iren, 
Italienern und Polen bewohnte Blocks kleiner, dichtgebauter Holzhäuser. 
Die meisten der Bewohner arbeiteten in Seidenfabriken und Färbereien, 
doch waren darunter auch kleine Kaufleute, Obsthändler, Schneider, 
Barbiere usw. Sie alle waren schwer arbeitende, ehrliche Leute und 
lebten in ziemlich günstigen Verhältnissen, aber nur wenige waren ver- 
sichert oder hatten ein bescheidenes Banlc-Konto. Am Morgen nach 
dem Brande war das St. Paul Parish House, das als Hilfsstation be- 
zeichnet war, mit unglücklichen Opfern der Katastrophe gefüllt, die den 
hilfespendenden Komiteemitgliedem oft in unverständlichem Euglisch die 
herzzerreißendsten Geschichten erzählten. Zunächst wurde der Ver- 
teilung von Kleidern die größte Aufmerksamkeit geschenkt. Jeder 
Bittsteller mußte seinen Namen, Beschäftigung usw. auf einen Zettel 
schreiben; diese wurden mit Anweisung auf die betreffenden Gegenstände 
und mit der Unterschrift des Präsidenten der Charity Leagues versehen. 
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Die Anweisungen für eine Familie (ohne Kinder) wurden in der Regel 
folgendermaßen ausgestellt: 

1. Auf Miete für einen Monat 8 Dollar. 

2. Auf Möbel (Doppelbett mit Matratzen und Kissen, Kücbentisch, 
zwei Stühle, Kommode, Spiegel usw.). 

3. Auf einen Kochherd. 

4. Aufx^/j Tonne Kohlen. 

5. Auf Materialwaren bis zu 1,60 Dollar. 

6. Auf Fleisch bis zu 2 Dollar. 

7. Auf Küchenutensilien, eine Lampe, Uhr und Wäscheartikel. 

8. Für Frauenkleidung bis zu 5 Dollar. Für Männerkleidung bia 
zu 10 Dollar. Für 2 Paar Schuhe. 

Zur Honorierung dieser Anweisungen wurden Verträge mit mehreren 
Kaufleuten geschlossen, wodurch dem Komitee beträchtliche Scherereien 
verursacht wurden. Die Verschiedenheit der Qualität der von verschiedenen 
Kaufleuten gelieferten Waren gab Veranlassung zu bitteren Klagen, und 
wenngleich auch die Sache an und für sich sehr geringfügig war, so ent- 
standen dadurch oft endlose Komplikationen für das Komitee, so daß dieses 
nach drei Wochen eine vollständige Änderung des Systems eintreten lassen 
mußte, die darin bestand, daß der ganze vom Feuer betroffene Stadtteil in 
Distrikte geteilt und an die Spitze jedes Distrikts ein Präsident gestellt wurde. 
Von diesem erwartete man, daß er mit Klugheit und Personalkenntnis die 
Bedür&isse der einzelnen Familien feststellen und ihnen nach Maßgabe 
ihrer Bedürftigkeit Geldunterstützungen bis zum Betrage von 50 Dollar 
gewähren würde. Nach weiteren 14 Tagen berichteten die Präsidenten, 
daß die Familien ihres Distrikts bereits für sich selbst sorgen könnten, 
und baten um ihre Entlassung. 

Gerade am Tage nach diesem erfreulichen Gesuche ereignete sich 
die bereits erwähnte, unheilvolle Überschwemmung. Das Brandkomitee 
wurde nun in ein Überschwemmungs-Hilfskomitee umgewandelt und sein 
Zentralsitz von dem Gemeindehause (Parish House) nach dem Zeughause 
(Armory) verlegt. Die Methode des Hilfswerks blieb die vorerwähnte, 
nur wurden alle Ermittelungen von eigens dazu erwählten Männern vor- 
genommen. Unter den Opfern der Überschwemmung befanden sich zahl- 
reiche Neger, Italiener und polnische Juden, die in weniger günstigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebten und daher auch dem Hilfswerk ungleich 
größere Schwierigkeiten bereiteten, als die von dem Brandunglück Be- 
troffenen. Fast eine Woche lang wurden mehrere hundert Personen im Zeug- 
hause untergebracht, bis sie wieder in ihre eigenen Wohnungen zurück- 
kehren konnten, welche die Flut 3 — 8 Fuß tief unter Wasser gesetzt 
hatte. Das Hilfswerk erstreckte sich hauptsächlich auf die Verteilung 
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von Kleidungsstücken, Fußbodendecken und Kohlen, sowie auf die 
Wiederherstellung kleiner Geschäftsuntemehmungen. Es waren glücklicher- 
weise nur wenige Familien, die von beiden Katastrophen betrofEen worden 
waren. Für dieses Hilfswerk wurden im ganzen 34218 Dollar in Geld 
und Naturalien verausgabt. 

Infolge eines Begenfalles von 15 Zoll am 8. und 9. Oktober 1903 
fand abermals eine Überschwemmung statt, die 500 Personen vorüber- 
gehend obdachlos machte und 800 Familien in die Notwendigkeit versetzte, 
Unterstützungen nachzusuchen. In der Apollo-Halle fanden die Obdach- 
losen für die erste Nacht Unterkunft, und 400 — 500 Personen wurden 
beköstigt. Nach einigen Tagen hatte die Zahl der Überschwemmten bereits 
soweit abgenommen, daß das Zeughaus geschlossen und die wenigen 
noch verbleibenden Familien anderswo untergebracht werden konnten, bis 
auch diese wieder in ihren eigenen Haushalt übersiedeln konnten. 

Zahlreiche Juden waren von der Wassersnot betroffen worden. Diese 
ernannten ein Spezialkomitee zur Aufbringung von Hilfsgeldern, welche 
Aufgabe verschiedenen Geschäftsleuten übertragen wurde, die Subskriptionen 
durch die Zeitungen eröffneten. Auf diese Weise wurden 22894 Dollar 
flüssig gemacht, womit die größte Not gelindert werden konnte. 

Abgesehen von der zeitweiligen Unterbringung obdachloser Personen, 
betrug die Zahl der eingegangenen Bittschriften 859, davon 716 von 
Familien und 143 von einzelnen Personen ; 640 Familien erhielten Geld- 
unterstützungen und nur 36 Kleider und Naturalien. Darlehne wurden 
in fünf Fällen gewährt, und 180 Bittgesuche wurden zurückgewiesen. 

ly. Industrielles Elend in New-York und Indianapolis im 
Winter 1893 — 1894. Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß 
der Niedergang von Handel und Industrie oft ein größeres Elend unter 
der Arbeiterbevölkerung eines Landes hervorzubringen vermag als große 
Naturereignisse. Und in der Tat findet eine starke wirtschaftliche 
Depression die Masse der Bevölkerung ebenso unvorbereitet, als wenn 
sie durch jene Naturereignisse von Haus und Hof getrieben werden. Die 
hauptsächlichsten Industrie-Zentren der Vereinigten Staaten hatten im 
Winter 1893/94 eine solche Periode industriellen Niedergangs schlimmster 
Art zu bestehen, so daß besondere Hilfsaktionen notwendig wurden. 

Als typisch für die wirksamsten Methoden der Hilfstätigkeit für ein 
derartiges Unglück kann die Arbeit des East Side Belief Work Oommittee 
der Stadt New-York und des Commercial Club Relief Oommittee von 
Indianapolis angesehen werden. Das erstere arbeitete im Herzen der 
Industrie- Arbeiterschaft jener volksreichen Stadt und verausgabte 118000 
Dollar, das letztere in Indianapolis, einer mittleren Stadt des Westens, 
in bescheidenerem Maßstabe und verausgabte 18000 Dollar. Beide Komitees 
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waren besonders glücklich in der Wahl ihrer Organisatoren und in der 
Erlangung genauer Kenntnis der Situation. Ein Beitrag von 1000 Dollar 
seitens des Hon. Seth Low, Präsidenten des Columbia College, setzte 
sie in die Lage, alle notwendigen Vorbereitungen zu treffen, ehe sie einen 
öffentlichen Aufruf für Geldsammlungen ergehen ließen, und am 21. Dezember 
wurde eine Versammlung einberufen, in welcher drei Komitees zur Ver- 
waltung der Geldgeschäfte ernannt wurden. 

Man richtete sein Hauptaugenmerk darauf, genügende Arbeits- 
gelegenheit für Männer und Frauen zu schaffen; erstere wurden zur 
Straßenreinigung für 1 Dollar bei siebenstündigem Arbeitstag herangezogen. 
Die höchste Zahl der so beschäftigten Arbeiter belief sich auf 887, ein- 
schließlich 25 Vorarbeiter, 5 Schreiber und 1 Oberaufseher, es wurden 
mindestens 3290 Männer von November 1893 bis April 1894 mit 
Arbeit versorgt. Ferner wurde eine Anzahl von Schneiderwerkstätten 
für Männer und Frauen errichtet und ein Lohn von 60 — 70 Cents für 
täglich achtstündige Arbeit gezahlt, sowie ein aus Brot und Kaffee be- 
stehendes Frühstück gewährt. Zunächst wurden 220 Schneider und etwa 
30 Frauen beschäfügt und späterhin der Lohn auf 4 Dollar für fünf- 
tägige Arbeit erhöht. Auf diese Weise wurde Arbeitsgelegenheit für 
mehr als tausend Personen geschaffen und zwar für einen Zeitraum von 
mindestens einer Woche, manche konnten sogar bis acht Wochen 
dieser Wohltat teilhaftig werden. Außer dieser Arbeit in den Schneider- 
werkstätten wurden auch Strick- und Näharbeiten, sowie die Verfertigung 
von Matten und Matratzen für Frauen im Hause vergeben, und 433 Frauen 
wurden auf diese Weise beschäftigt, von welchen immer durchschnittlich 
122 für einen Zeitraum von 16 Wochen an der Arbeit waren. Auf diese 
Weise konnten die vorhandenen Geldmittel fast ausschließlich zur Zahlung 
von Löhnen verwandt werden, nur geringe Ausgaben für Besen, Aufsicht usw. 
waren daneben erforderlich. Eine dritte Arbeitsgelegenheit wurde ge- 
schaffen durch Beinigen und Tünchen von Häusern. 700 Häuser mit 
30OO Zimmern, 800 Sälen, 600 KeUern, 250 Läden, Ställen, Böden, 
Höfen usw. wurden getüncht und gereinigt. Femer wurden 2500 Säle 
und 2200 Zimmer gereinigt und gescheuert, xmd der Statistik zufolge 
worden bei dieser Arbeit 1153 Personen aus 70 verschiedenen Gewerben 
und 27 Nationalitäten angehörend beschäftigt. 

Insgesamt wurden für diese drei Arten von Arbeitsgelegenheit 
113527 Dollar verausgabt und zwar: für Straßenreinigung 65738, 
für die Schneiderwerkstätten 25364, für Tünchen und Beinigen der 
Häuser 22424 Dollar. Die segensreichen Folgen dieser Art von 
Beschäftigung waren unverkennbar. Die gesamte Arbeiterschaft blieb 
der Stadt und dem häuslichen Herde erhalten und war nicht gezwungen, 
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andere, auswärtige Plätze anfzusuchen. Die physischen und moralischen 
Folgen langandauemder Arbeitslosigkeit, wie Krankheiten aller Art, 
Müßiggang usw., wurden durch Schaffung dieser Arbeitsgelegenheit beseitigt 
Nach neunmonatlicher Dauer wurde dieses Hilfswerk abgeschJossen, da 
Industrie und Gewerbe inzwischen wieder den normalen Stand erreicht 
hatten, so daß die notleidende Arbeiterschaft wieder hinreichende Be- 
schäftigung in ihren yerschiedenen Gewerben finden konnte. Zum Schluß 
sei noch erwähnt, daß Dr. Albert Shaw in seinem Buche „Belief 
Measures in America during the Winter of 1893/94^ die während der 
Depressionsperiode getroffenen Maßregeln als das „Musterwerk einer 
Hilfsaktion^ bezeichnete. 

y. Der Brand von Baltimore. Diese Katastrophe ereignete sich 
am 7. und 8. Februar 1904 im Herzen der Stadt Baltimore. Mehr als 
1300 Gebäude wurden zerstört und etwa 4000 Firmen, Korporationen 
und einzelne Personen brannten ab. Viele bezogen sofort neue Lokale; 
viele beschränkten ihre Arbeit und yiele gaben ihren Betrieb zeitweilig 
auf. Wohnhäuser wurden verhältnismäßig wenig vom Feuer betroffen, 
und nur wenige Familien, hauptsächlich Juden und Italiener, wurden aus 
ihrem Heim getrieben. Alles dies kam plötzlich am Ende eines ungewöhn- 
lich kalten Winters, als außergewöhnlich viel Krankheiten auftraten. Am 
8. Februar nachmittags, als die Gefahr so ziemlich beseitigt war, traten 
hundert angesehene Bürger unter Vorsitz des Bürgermeisters von Baltimore 
zusammen und beratschlagten, wie die unmittelbaren Folgen dieses 
nationalen Unglücks erfolgreich zu bekämpfen seien. Zunächst wurde 
eine staatliche Hilfe von 1000000 Dollar in Aussicht gestellt und 
andere Städte um Unterstützung angerufen. Einige kühle Köpfe 
drangen darauf, zunächst festzustellen, wie weit die Notlage ginge, ehe 
die nötigen Mittel zu ihrer Bekämpfung bereit gestellt würden. Diese 
Männer wurden zunächst als kaltherzig verschrieen, doch mußte der 
Bürgermeister nach reiflicher Überlegung ihren Vorschlägen beistimmen; 
alle einlaufenden Gelder wurden daher zunächst sicher angelegt, um später 
nach Maßgabe der Bedürftigkeit gerecht verteilt zu werden. Zunächst 
wurden in einem Mietshause etwa 100 Betten bereit gestellt und der 
Polizei strenger Befehl erteilt, alle in den Straßen bettelnden Personen 
zu verhaften. Dem Bürgermeister wurde bald berichtet, daß für obdach- 
lose Personen keine besonderen Maßregeln mehr erforderlich seien, und 
^Ab& die bestehenden Wohltätigkeitsanstalten durchaus in der Lage wären, 
au^ durch das Feuer obdachlos gewordenen Personen Unterkunft zu 
gewäbjren, und femer, daß die Zahl der von dem Brande betroffenen 
Personenx nicht so groß sei, als daß ungewöhnlich umfangreiche Maß- 
regeln zuSr unmittelbaren Hilfe getroffen werden müßten. Für die 
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wenigen wirklich bedürftigen Familien sei bereits unverzüglich sowohl von 
Nachbarn und Freunden, als von den yorzüglich organisierten Wohltätigkeits- 
anstalten der Stadt Sorge getragen worden. Es war daher die allgemeine 
Ansicht, daß kein besonders großer Wohltätigkeitsapparat neu geschafifen 
zu werden brauchte, sondern nur ein Bürger-EUUskomitee ernannt werden 
müßte, welches die eingehenden Gelder für außergewöhnliche Zwecke zu 
verwalten habe und dem die Gemeinde das Vertrauen schenken müßte, 
daß es jede in außerordentlichen Fallen erforderliche Hilfsaktion ausüben 
und zu einem befriedigenden Schlüsse führen würde. Ein solches Komitee 
wurde tatsächlich am 13. Februar, am Sonnabend nach dem Feuer, organi- 
siert. Es ging von dem Grundsatz aus, daß, wo nicht außerordentlicher 
Notstand auch außerordentliche Maßregeln erfordern sollte, das Hilfswerk den 
verantwortlichen Wohltätigkeitsanstalten überlassen werden könnte, um nicht 
zwecklose Verwirrung hineinzutragen, und daß die Sorge für Hilfsbedürftige 
am besten denjenigen überlassen bleiben müßte, welche ihre Lebensweise 
kannten und ihre Sprache redeten, also z. B. Juden den Juden, Italiener 
den Italienern, Deutsche den Deutschen usw. Man hoffte auch viele 
abgebrannte, an Arbeit gewöhnte Leute bei der Forträumung der Brand- 
trümmer beschäftigen zu können; doch dabei stellte sich heraus, daß es 
am Schlüsse des Winters eine große Zahl von Arbeitslosen gab, die noch 
viel hilfsbedürftiger waren, als die vom Feuer betroffenen. Diese wurden 
dann dem Bureau für Arbeitsnachweis in Baltimore überwiesen. 

Viele Spezial-Komitees, so z. B. deutsche, italienische, englische usw., 
schlössen sich zu einer Kooperation unter dem Haupt-Exekutivkomitee 
zusammen, um eine klare Übersicht über das Hilfswerk zu gewinnen, und 
so entstanden acht Distriktsbureaus mit der nötigen Zahl von Angestellten, 
die alle ihnen von dem Hauptkomitee überwiesenen Bittgesuche prompt 
zu erledigen vermochten. Es stellte sich dann heraus, daß die Zahl der 
vom Feuer betroffenen hilfsbedürftigen Personen um das doppelte zu hoch 
angenommen worden war; sie betrug statt 8000 nur 4000, und von den 
800 bei dem Hauptbureau während des Monats nach dem Brande ein- 
gegangenen Bittgesuchen für Arbeit waren nur 200 von Personen, welche 
durch das Feuer in Not geraten waren. Der Frühling stand jetzt vor 
der Tür und versprach reichliche Arbeitsgelegenheit im allgemeinen und 
durch den Wiederaufbau des abgebrannten Stadtteils im besonderen. 
Viele Personen wurden auch von Freunden, Verwandten unterstützt. 

Der in den 15 Wochen nach dem Brande verausgabte Gesamtbetrag 
belief sich auf nur 21600 Dollar. Etwa ein Viertel dieses Betrages ver- 
ausgabte das Hilfskomitee direkt als Darlehen, ein Fünftel wurde durch 
die jüdische, ein Fünftel durch die italienische Gemeinde und ebensoviel 
durch die kooperativen Komitees verausgabt. Die St. Vincent de Paul- 
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Gemeinde erbat nur etwa 1000 Dollar und die deutsche Gemeinde noch 
viel weniger. Die Kosten der Verwaltung beliefen sich auf kaum 1900 Dollar; 
so wurden wieder viele tausend Dollars dadurch gespart, daß das Hilfs- 
werk in rationellster Weise an nur wirklich Bedürftigen ausgeübt wurde. 

Dreierlei können wir aus dem Hilfswerk von Baltimore lernen: 1. den 
Wert, Staatsbeamte zu besitzen, die da glauben, daß eine weise Verwaltung 
von Wohlfahrts-Instituten das Produkt einer weisen Regierung ist; 2. den 
Wert, erfahrenen Personen die Ausübung der Hilfstätigkeit anzuvertrauen 
und 3. das wichtigste von allem, die Armen vor Bevormundung zu 
beschützen und ihnen Gelegenheit zur Selbsthilfe zu geben, welche zu 
Zeiten der Not die wahre Kraft des Volkes zu zeigen vermag. 

Das Organ der Baltimore Charitj Organization Society schloß seinen 
Bericht über die infolge des großen Brandes notwendig gewordene Hilfs- 
aktion mit folgenden ebenso stolzen als gerechten Worten: „Dexselbe 
Geist der Selbsthilfe, welcher den Bürgermeister und seine Berater, sowie 
die Geschäftswelt von Baltimore bei der Ausübung ihres Hilfswerks 
charakterisierte, zeigte sich auch bei dem arbeitenden Volke, das 
gleichen Mut und lobenswerte Unabhängigkeit bewies. Diejenigen, welche 
gezwungen waren, um Hilfe zu bitten, wichen nur dem Druck der augen- 
blicklichen Not und zogen es vor, sich auf ihre eigene Kraft zu 
verlassen, als Hilfe aus öffentlichen Mitteln nachzusuchen. Wenn einst 
die Geschichte der Stadt und ihres größten Unglücks geschrieben werden 
sollte, wird keine Episode mit größerem Stolz von ihren Bürgern gelesen 
werden, als diejenige, welche den Mut und das Selbstvertrauen des 
eigenen Volkes, nicht allein der Wohlhabenden, sondern auch der für 
ihr täglich Brot Arbeitenden ins hellste Licht stellt." 

VI. Die Katastrophe auf dem Dampfer „General Slocum." 
Bei dem Brand und dem Untergang des Dampfers „General Slocum" im 
East Biver am 15. Juni 1904 kamen bekanntlich 958 Personen ums 
Leben; 897 Leichname konnten identifiziert werden, während 61 ohne 
Identifikation beerdigt werden mußten. Der Dampfer war zu einem 
Picknick von der Sonntagsschule der St. Markos Evangelical Church 
gemietet worden. Die meisten der ums Leben Gekommenen waren deutscher 
Abstammung und zumeist Frauen und Kinder, nur neun Familienväter 
nahmen an der Exkursion teil. 255 Familien waren versichert; hier ge- 
nügten die ausgezahlten Beträge zur Beerdigung ihrer Toten und über- 
trafen sogar die Beerdigungskosten. In einigen Fällen beUef sich die 
Versicherungssumme auf über 1000 Dollar. Andere wieder hatten an 
Stelle der Lebensversicherung Bankkonten. Alle diese Tatsachen bewiesen 
klar, daß die von dem Unglück betroffenen Familien sich selbst unter- 
hielten und in vielen Fällen sogar wohlhabende Gemeindemitglieder waren. 
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von denen man anoehmen konnte, daß sie selbst bei unerwartetem Unglück 
die öffentliche Wohltätigkeit nicht in Ansprach nehmen würden. 

Ehe noch das Unglück in seiner ganzen Ausdehnung bekannt geworden 
war, gingen bereits viele freiwillige Gaben zu einem Hilfsfonds für die 
Überlebenden und die Familien der Opfer ein, und ein Komitee zur Ent- 
gegennahme und Verwaltung aller eingehenden Hilfsgelder unter Vorsitz 
des Bürgermeisters von New- York, Mr. B. Mc Clellan, wurde gebildet. 
Ein Hauptbureau wurde eröffiiet und der Sekretär bevollmächtigt, Bitt- 
gesuche um Unterstützung entgegenzunehmen und die Entscheidungen 
des Komitees zur Ausführung zu bringen. Dieses machte überall bekannt, 
daß der von ihm verwaltete Fonds kein Wohltätigkeitsfonds im gewöhn- 
Uchen Sinne des Worts sei, sondern ein edler Ausdruck herzlicher 
Sympathie seitens der Gemeinde für die von dem Unglück Betroffenen. 
Der Sekretär und seine Gehilfen bewiesen auch ihrerseits dasselbe Ver- 
ständnis für die Betroffenen, und das Komitee trug Sorge dafür, daß in keinem 
Falle die Bitten Hilfesuchender unbeachtet blieben. Nur fünf betrügerische 
Bittgesuche wurden festgestellt, d. h. Gesuche von Personen, die in keiner 
Weise von dem Schiffsunglück betroffen worden waren. Die Zahl der 
Bittgesuche wäre zweifellos eine viel größere gewesen, wenn aus der 
strengen Zurückweisung dieser betrügerischen Gesuche nicht hervorgegangen 
wäre, daß jeder Fall einer sorgfältigen Untersuchung unterworfen würde. 
Eine Frau, die unter der falschen Angabe, ein Opfer der Schiffskatastrophe 
zu sein, sich fortgesetzt Geldbeträge auszahlen ließ, wurde zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt. 

Die Komiteemitglieder verwandten viel Zeit auf das Wohltätigkeits- 
werk. In der ersten Woche hielt das Komitee tägliche Versammlungen 
ab, in welchen jeder individuelle Fall auf das sorgfältigste untersucht 
und geprüft wurde, und bestimmte dann die Höhe der zu gewährenden 
Hilfe. Es berücksichtigte keine die Verantwortung für das Unglück 
betreffenden Fragen, keine Ansprüche auf pekuniäre Schadloshaltung 
erlittener Verluste, keine Belohnungen für persönlichen Heldenmut, noch 
irgend welchen Zwischenfall, bei dem das fernstehende Publikum interessiert 
war. Schließlich setzte das Komitee den 21. Juli als den Tag fest, nach 
welchem keinerlei Bittgesuche mehr entgegengenommen würden, und einige 
Tage später konnte eine genaue Übersicht über die Mittel für Waisen- 
kinder, Witwen, Greise usw., die durch das Schiffsunglück in Abhängig- 
keit geraten waren, aufgestellt werden. 

In einer Versammlung am 5. August wurde festgestellt, daß etwa 
85000 Dollar für Beerdigungs- und andere Zwecke verausgabt worden 
seien und daß etwa 20000 Dollar noch erforderlich wären, um künftiger 
Not der von dem Schiffsunglück Betroffenen mit Erfolg zu begegnen. Die 
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Zahl der von dem Komitee unterstützten Familien betrag 437, also etwa 
drei Viertel von den 590 Familien, welche sich zur Zeit der Katastrophe 
auf dem „General Slocum" befanden. Die 25®/o> welche von dem Komitee 
nicht unterstützt zu werden brauchten, lebten in besseren Verhältnissen, 
und nur wenige von ihnen stellten Bittgesuche. Etwas mehr als die 
Hälfte (54 7o) derjenigen, die nicht unterstützt wurden, verloren ein 
Familienmitglied, während 92^^^ der Unterstützten mehrere Angehörige 
durch den Tod verloren. In den 437 vom Komitee unterstützten Familien 
waren vor dem Unglück 1913 Personen, etwa zwei Drittel derer, die an 
der Exkursion teilnahmen. Die Zahl der in 437 Familien verlorenen 
Personen betrug 784. Von diesen waren 9 Familienväter, 191 Mütter, 
30 kinderlose Frauen, 155 Kinder in erwerbsfähigem Alter, 356 
Kinder unter vierzehn Jahren, 31 Erwachsene, die bei ihren Angehörigen 
lebten. 

120 Männer verloren ihre ganze Familie bei dem Schiffsunglück. 
Unter den 437 Familien waren bereits 63 Witwen mit Kindern und 
10 von ihren Ehemännern verlassene Mütter. In 40 dieser Familien war 
außer den Begräbniskosten keine Hilfe nötig. Die vorstehende Analyse 
ergab für das Komitee 420 unterstützungsbedürftige Familien. Es trug 
die Beerdigungskosten für 705 Personen im Betrage von 81280 Dollar, 
so daß sich jedes Leichenbegängnis auf durchschnittlich 125,29 Dollar 
belief. Medikamente zum Preise von 1264 Dollar wurden an 38 Familien 
verteilt, und 133 Familien wurden zeitweilig mit 2042 Dollar unterstützt. 
Zwei Personen erhielten Beisegeld, eine nach Chicago, eine nach Ruß- 
land, im Gesamtbetrage von 125 Dollar. 14 Personen wurden für den 
Verlust von Kleidern, Musikinstrumenten usw. mit 572 DoUar ent- 
schädigt und für die Reparatur eines Schleppschiffes wurden 60 DoUar 
bewilligt. Die Fürsorge für abhängige Kinder und Erwachsene in 
39 Familien erforderte 18281 Dollar, und 3520 Dollar wurden für durch- 
aus hilfsbedürftige Familien verausgabt. Femer wurden verausgabt 
275 Dollar für das Cooper Union Memorial Mass Meeting und 1062 Dollar 
für die Verwaltungskosten. 

Die Gesamtbeiträge für den Hilfsfonds beliefen sich auf 124205 Dollar. 
Die Stadtverordneten hatten sich bereit erklärt, hiervon 50000 Dollar für 
Unterstützungen zu verwenden; doch nach reiflicher Beratung ließen sie 
durch die Presse bekannt machen, daß weitere Beiträge nicht erforderlich 
wären und weitere Unterstützungen nicht mehr gegeben zu werden brauchten. 
Schon am 21. Juni, als die Beiträge bereits die Höhe von 60000 DoUar 
erreicht hatten, erklärte der Schatzmeister dem Vorsitzenden, daß diese 
Summe für den Zweck vollkommen genügen würde, für welche das 
Komitee ins Leben gerufen worden sei. 
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Viele hegten schwere Bedenken gegen die Sammlung und Verteilung 
eiaes so großen Hilfsfonds an Familien, die sich in Wirklichkeit in 
keiner hilfsbedürftigen Lage befanden. Das Komitee hatte nicht in 
Betracht gezogen, daß es ihm völlig freistand, dieses Geld auch für 
andere Zwecke als zur Unterstützung der von dem Schiffsunglück 
Betroffenen zu verwenden. Daher gab es nur die Möglichkeit, entweder 
den Gebern einen Teil des Geldes zurückzustellen oder es mit ihrer 
Genehmigung zu ähnlichen Zwecken zu verwenden. Keine dieser beiden 
Möglichkeiten erschien dem Komitee ausführbar, und es blieb dabei, die 
vorhandenen Mittel bona fide unter die von dem Schiffsunglück betroffenen 
Personen zu verteilen, ohne dem Charakter der Empfanger in irgend 
einer Weise zu nahe zu treten, und die Verteilung stets nach Recht und 
Billigkeit vorzunehmen. 

Gerade weil man fühlte, daß liberale Hilfe bei den durch den Unfall 
erzeugten außergewöhnlichen Lasten aller Art weniger nachteilig wirken 
würde, zögerte das Komitee keinen Augenblick, die vollen Begräbnis- 
kosten zu gewähren, selbst wenn den Überlebenden ein mäßiger Lebens- 
versicherungs- oder Sparkassen-Betrag zur Verfügung stand. Im Hinblick 
auf die bleibende Wirkung auf den Charakter hatte das Komitee stets 
mit gerechtem Unterschied, aber auch mit der von den Gebern erwarteten 
Hochherzigkeit eine liberale Verteilung der Hilfsgelder vorzunehmen ver- 
sucht. Aus diesem Grunde hat es das Komitee für klug gehalten, das 
Hilfswark so bald als tunlich einzustellen und anderen beständigeren 
Körperschaften die Verantwortung für seine Fortsetzung zu überlassen. 



Nachweis von MateriaL , 

Der an dieser SteUe gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der AbteUung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mltgeteUten, 
den Sammlungen der AbteUung zu Grunde liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeltschriften, da sie sieb überwiegend 
auf Binzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

n. G. Private Wohltätigkeit 

yyL'Union familiale^' in Paris« In No. 53 der französischen Zeitschrift 
„Vaction populaire*" befindet sich ein Artikel von Maurice Beauffreton, mit der 
Aufschrift ,,en plein faubourg: FUnion familiale." 

Es wird darin die Entstehung imd allmähliche Ausgestaltung des ersten 
Pariser Settlements veranschaulicht, das ledigUch dem persönUchen Empfinden 
seiner Begründerin entsprang. In Unkenntnis der im Auslande bereits vorhandenen 
VorbUder leitete sie die Überzeugung, daß ein Teil des sozialen Problems in der 
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Annäherung der verschiedenen Klassen zu lösen sei, daß es notwendig sei, außer 
den geschäftlichen wahrhaft menschliche Beziehungen zwischen reich und arm, 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer herzustellen, damit das wachsende Verständnis für 
einander die Schroffheit der Unterschiede mildem und ein wechselseitiges Geben 
und Nehmen zu ersprießlichem Zwecke möglich werde. 

Mademoiselle Gahery, die noch heute unermüdlich tatkräftige Leiterin der 
„Union familiale**, begann ihr Werk im Jahre 1894 ganz bescheiden mit der Er- 
öffnung einer kleinen Arbeitsstube, „petit ouvroir'', für die Gemeindeschülerinnen 
ihres Bezirks, die sie auffordern ließ, in ihren Freistunden unter ihrer und einiger 
anderer Damen Anleitung „zum Nähen und Plaudern" zu kommen. 

Während das kleine Unternehmen immer größeren Anklang fand, hörte seine 
Begründerin von den im Auslande bestehenden Settlements, Einrichtungen Yon 
ähnlichem geistigen Ursprung, und nahm Gelegenheit, sie an Ort und Stelle zu 
studieren. Schon zwei Jahre nach der Eröffnung des „peüt ouvroir*" führten die 
Erfolge und die in England erworbenen Kenntnisse der Vorsteherin, auch Dank 
der von dem Akadenüker Marquis Costa de Beauregard gemachten Propaganda 
zur Begründung des „oBUvre de Popincourt ou oBUvre sociale**. 

Aber die Schwierigkeit, geeignete Lokalitäten zu finden, Streitigkeiten mit den 
Behörden, Zerwürfnisse unter den Komiteemitglledem, nicht am wenigsten das 
„Modewerden* brachte noch viele Störungen in die Ausgestaltung des Werks, dem 
Miie Gahery ihre Lebenskraft zu widmen gedachte, und erst seit 1903 erfreut 
sie sich in Ruhe und Ordnung des nunmehr unter dem Namen „union familiale'' 
heimisch gewordenen Werks. 

Die Anstalt nimmt ihre Schützlinge bereits im jugendlichen Alter auf, von 
2Vs bis 3 Jahren ab. Bald nach der Begründung fanden nicht nur die Mädchen, 
sondern auch die Knaben Zutritt, je nach dem Alter wurden sie mit Perlenaufreihen, 
Charpiezupfen, Strohflechten und dergl. beschäftigt. Bald wurden für die größeren 
Kinder auch Unterrichtskurse im Englischen und Deutschen eingerichtet. 

Im ganzen wird auf körperliche und geistige Entwicklung eine gleichmäßige 
Sorgfalt verwendet und zwar unter wesentlicher Benutzung des Fröbel-Systems, 
das in Frankreich sonst noch wenig verbreitet ist. 

An ihrem sechsjährigen Geburtstage verlassen die Kinder die Anstalt, um in die 
Gemeindeschule einzutreten, da die union familiale den Grundsatz hat, keiner 
anderen Institution Konkurrenz zu machen. Indessen steht es den Schülern frei, 
des Abends und an freien Tagen in die „union** zurückzukehren und etwa dort 
unter Aufsicht ihre Arbeiten zu machen. Hierfür, wie denn überhaupt für jegliche 
Leistung der Anstalt, ist ein gennges Entgelt, z. B. 10 Centimes, zu entrichten; es 
ist ihr unumstößliches System, nichts ganz umsonst zu gewähren, lediglich Wohl- 
fahrt zu üben und nicht Almosen zu spenden. Sie erzielt damit die glücklichsten 
Resultate. 

Laut Statistik besuchen etwa 25000 Kinder im Jahr die Anstalt. Sie teilen 
sich in eine Anzahl besonderer Gruppen, je nach Begabung und Neigung für 
körperliche oder geistige Übungs- und Lehrfächer und werden äußerlich durch ver- 
schiedenfarbige Armschärpen gekennzeichnet. Diese Gruppierungen verfolgen auch 
den Zweck, die Kinder sowohl zur Disziplin als zur Selbständigkeit zu erziehen. 

Beachtenswert sind femer: „Vceuvre du grand air*, eine Niederlassung während 
des Sommers auf dem Lande, die derart organisiert ist, daß die kleine Kolonie durch 
allerlei praktische Maßnahmen sich selbst erhält, dann die Haushaltungsschule, für 
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Alt und Jung von weittragendstem Nutzen. In der Anstalt übersteigt die Verpflegung 
auch für die Lehrerinnen, pro Tag und Kopf niemals 1 Franc. 

Schließlich bestehen der „cercle d*education familiale*' und der „semeur", als 
Unterhaltungsabende für die Erwachsenen und die Eltern der Schüler. Der Austausch 
von Lebensanschauungen, Gesinnungen, Gewohnheiten und dergl. mehr soll die 
Eltern dazu führen, ihren Kindern im Hause das Beispiel des Verhaltens zu geben^ 
das sie in der Anstalt lernen, und im übrigen sollen allerlei Anregungen auf 
geistigem Gebiet — es werden auch Bücher nach Hause verliehen — den Geist 
erfrischen und beleben. 

Der letzte Abschnitt des Berichts ist der „Zukunft** gewidmet, mit der die 
„Union famihale" noch weittragende Pläne und Hoffnungen verknüpft. 

m. F. Bettel- und Wanderwesen. 

Der Wert der Naturalyerpflogangsstiitionen. Wir finden in den Amtlichen 
Mitteilungen des Interkantonalen Verbandes für Naturalverpflegung vom Mai d. J. 
einige Bemerkungen über diesen Punkt, die uns wegen ihrer allgemeinen Bedeutung 
der Wiedergabe wert erscheinen. 

Der Rückgang der Frequenz der Naturalverpflegungsstationen, welcher seit 
einigen Jahren konstatiert werden konnte, hat auch im verflossenen Jahre weitere 
Dimensionen angenommen, so daß die Gesamtzahl der Verpflegten bald den höchsten 
bis jetzt vorgekommenen Tiefstand erreicht haben wird. Die Ursachen sind die- 
selben wie früher: bessere Verdienstverhältnisse hauptsächlich im Baugewerbe 
und der damit zusammenhängenden Industrien und Gewerbe. Man würde sich aber 
sehr tauschen, wenn man sich dem Wahne hingäbe, es werde nun zukünftig so 
bleiben. Im Gegenteil wird mit pünktlicher Regelmäßigkeit dem Tiefstand früher 
oder später wieder ein Hochstand folgen, da wirtschaftlicher Aufschwung stets mit 
wirtschaftlicher Depression wechselt. Aber gerade indem wir die nachteiligen 
Begleiterscheinungen dieser wirtschaftlichen Schwankungen planmäßig zu bekämpfen 
suchen, erhalten wir auch ein vortreffliches Mittel zur richtigen Erkenntnis der 
Verhältnisse des Arbeitsmarktes. 

So wissen wir aus den monatlichen Aufzeichnungen der Frequenz der Stationen 
deutlich, daß nicht alle, die wandern, wie vielfach behauptet wird, arbeitsscheu 
sind; sonst könnten nicht gerade die Monate, wo das Wandern keine Lust ist, die 
höchste Frequenz aufweisen. Im Winter müssen eben viele Betriebe feiern, die an 
das Wetter gebunden sind. Aber nicht nur deren Arbeiter verlieren im Winter 
ihre Aufträge. Für eine Anzahl von Industrien und Arbeitszweige bringt der 
Weihnachtsbaum nur einen leeren Arbeitstisch und die Kündigung. So vor aUem 
in der Modewaren- und der Luxusindustrie und vielen von den Geschäften, die für 
den Geschenktisch oder die Bekleidung arbeiten. Außer diesen periodisch arbeitslos 
werdenden Massen überschwemmen Jene Arbeitskräfte die Landstraße, die von 
einem allgemeinen schlechten Geschäftsgang, sofern es sich nicht um ausnahmsweise 
gutgehende Industrien, wie das Baugewerbe handelt, brotlos gemacht wurden. 
Dann finden wir auf der Landstraße femer vor allem auch den Menschen, der in 
seinem Gewerbe Schiffbruch gelitten. Heutzutage kann so ein Unglücklicher in ein 
anderes Gewerbe übergehen, wenn das andere Gewerbe noch aufnahmefähig ist 
Tmd ihn verwerten kann. Kann es ihn aber nicht verwerten, vermag er die ge- 
forderten Leistungen nicht zu erfüllen, ist das Gewerbe mit Arbeitskräften reichlich 
versehen, dann gibt es für ihn nichts weiter als die Landstraße. Zu ihm stoßen 
Jene, welche nicht am Orte bleiben wollen, weil sie sich nicht an seßhafte Lebens- 
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weise gewöhnen können, sondern frei von alien Verpflichtungen, das Wandern 
vorziehen. Diese Art von Wanderzwang ist in industriellen und auch in handwerker- 
lichen Berufen vorhanden. Neben ihm wirkt noch ein ideeller Wanderzwang: die 
Notwendigkeit, daß der Arbeiter in anderen Städten, anderen Orten seinen Beruf 
vervollkommne imd seinem Bildungsdrange, dem er oft genug nur durch Ver- 
änderung des Aufenthaltsortes genügen kann, Nahrung zuführe. 

Es kann sich daher nicht darum handeln, das Wandern ganz und gar zu 
verhindern. Ein Austausch der Kräfte wird immer nötig sein. Das Wandern kann 
schon aus Bildungs- und Auffrischungsgründen nicht entbehrt werden. Aber es 
soll durch die vorhandenen Verkehrsmittel geleitet und im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit und Wohlfahrt in geregelte Baimen gelenkt werden. Vor allem gilt es, 
das unfreiwillige Wandern, den Wanderzwang durch Arbeitslosigkeit, zu bekämpfen, 
indem jeder Mißbrauch der Natural Verpflegung unterdrückt und eine möglichst 
reinliche Scheidung der arbeitsscheuen von den arbeitswilligen Elementen herbei- 
geführt wird, wofür die baldmöglichste Einführung in die Arbeit das geeignetste 
Mittel ist. 

IT. Ffirsorge für Kranke nnd Genesende. 

Die Erholungsstätten vom Roten Kreuz bei Berlin. Bericht der Abteilung IV für 
Erholungsstätten über das Betriebsjahr 1904. 73 S., Berlin. 
Wir haben an dieser Stelle regelmäßig über die Tätigkeit der Erholungsstätten 
berichtet. Dem vorliegenden Bericht entnehmen wir, daß in diesem Jahr die 
6 Erholungsstätten in erfolgreicher Arbeit mit insgesamt 182963 Verpflegungstagen 
bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gelangt sind. Doch hat inzwischen der 
Gedanke in immer weiteren Kreisen in und um Berlin Wurzel gefaßt. Schöneberg 
hat eine eigene, von ihm selbst unterhaltene Erholungsstätte ins Leben gerufen, 
Charlottenburg und Rixdorf planen die Errichtung neuer Erholungsstätten, so daß 
der Verein für die nächsten Jahre eine Entlastung erwartet und eine Vermehrung 
seiner Eiiiolungsstätten einstweilen nicht in Aussicht nimmt. Neu eingerichtet 
wurde im Berichtsjahre die erste Wintererholungsstätte in Eichkamp, in der in 
den 3 Monaten ihres Bestehens sehr gute Erfahrungen gemacht wurden. Nähere 
Angaben über ihre Einrichtung, Tätigkeit und Erfolge sind für den nächsten Jahres- 
bericht vorbehalten. 

Die Gesamtziffer der Verpflegungstage verteilt sich auf die einzelnen Stätten 
wie folgt: 

Männererholungsstätte Jungfemheide . . • 19766 

„ „ „ Eichkamp ..... 18598 

Frauenerholungsstätte Spandauerberg . . . 16372 

Kinderabteilung Spandauerberg 2965 

Frauen- und Kindererholungsstätte Pankow 19654 

Kindererholungsstätte Schönholz 32767 

„ „ „ Sadowa ....;. 22841. 

Die Gesamtzahl der Patienten betrug 2552, von denen 2208 von 110 ver- 
schiedenen Kassen und 155 von den Armen-Direktionen Berlin und Gharlottenburg 
entsandt waren. Die Mittel des Vereins erlaubten es, die Zahl der freien Verpflegungs- 
tage, die vorzüglich Kindern zu gute kamen, wesentlich zu erhöhen; sie betrugen 
im Berichtsjahre 20504. Die ärztlichen Berichte lauten für sämtliche Stätten sehr 
günstig. Es sind wieder erhebliche Besserungen und Gewichtszunahmen zu ver- 
zeichnen. 



— 217 — 

Bonnet, L'Assistance ä Domioile dans Paris« Vorliegender, in dem Bulletin 
de la Societe M^dicale des Bureaux de Bienfaisance de Paris, April 1905, enthaltene 
Aufsatz weist auf einige Übelstände in der Behandlung bedürftiger Kranker in den 
Dispensaires und in ihrer Häuslichkeit hin, die in der Hauptsache auf das Miß- 
verhältnis zwischen der vom Armenärzte verlangten Arbeit und der dafür gewährten 
Entschädigung zurückgeführt wird. Den Hauptübelstand sieht der Verfasser in der 
Bestimmung, daß alle Kranken, die auszugehen im stände sind, von dem Arzte des 
Dispensaire, die ans Bett oder Zimmer gefesselten vom Armen-Hausarzt zu 
behandeln sind, was zur Folge hat, daß die Kranken gerade im kritischen Augen- 
blick eintretender Besserung oder Verschlechterung Arzt und Behandlung zu wechseln 
gezwungen sind. Um hier Abhilfe zu schaffen, fordert der Verfasser zur einheit- 
lichen Durchführung der Behandlung in einzelnen Fällen, auch Armen-Hausärzte zu 
den Dispensaires zuzulassen. In Jedem Pariser Arrondisscment befindet sich ein 
Dispensaire, in dem ein Arzt — meist ein junger Anfänger — von einer in einem 
Krankenhause ausgebildeten Assistentin unterstützt, dreimal wöchentlich Sprech- 
stunde abhält, die jeder in dem Arrondisscment wohnhafte Bedürftige in Anspruch 
zu nehmen berechtigt ist. Die Zahl der Patienten in einer Sprechstunde ist in den 
einzelnen Arrondissements verschieden und beträgt in einigen 80 — 100 und mehr. 
Als jährliche Vergütung für diese Tätigkeit erhält der Arzt 600 Fr. Die sorgfältige 
Untersuchung jedes einzelnen Falles und das Eingehen auf Lebenswelse und 
individuelle Verhältnisse des Einzelnen, wie sie gerade die erfolgreiche Behandlung 
der hier in Frage kommenden allgemein verbreiteten „sozialen Krankheiten" (Tuber- 
kulose, Syphilis, Kinderkrankheiten) unbedingt erfordert, ist unter solchen Ver- 
hältnissen natürlich undurchführbar. Das Dispensaire kann aber, wie Bonnet ausfülirt, 
seine Aufgabe als Hauptorgan der Armenkrankenpflege nur dann erfüllen, wenn 
darin tüchtige, dem Bedürfnis entsprechende Ärzte wirken, die unter günstigen 
Bedingungen auf längere Zeit an diesen Posten gefesselt werden. Femer entspricht 
die Zahl der Dispensaires nicht dem vorhandenen Bedürfnis, und die einheitUch 
festgesetzte Morgen-Sprechstunde verhindert viele, namentlich alte und von früh 
ab beschäftigte Personen, sie in Anspruch zu nehmen. 

Die in häuslicher Pflege beschäftigten Ärzte sind meist älter, ihre Vergütung 
ist höher (1200—2000 Fr. jährlich). Es smd 260 solcher Armenärzte in Paris tätig, 
die sich zu 4—16 auf die einzelnen Arrondissements verteilen. Gegen sie erhebt 
die Verwaltung den Vorwurf, daß sie dem Ruf der bedürftigen Kranken nicht 
schnell und nicht häufig genug Folge leisten und somit dazu beitragen, die Kranken- 
häuser zu füllen. Darauf erwidert der Verfasser, daß, da in Krankheitsfällen nur 
eine nachträgliche Prüfung der einzelnen Fälle durch die Bureaux de Bienfaisance 
möglich ist, die Ärzte häufig mißbräuchlich in Anspruch genommen werden, sei es 
belangloser Kleinigkeiten wegen oder von zahlungsfähigen Personen oder von solchen, 
die die Überfüllung oder zu wenig eingehende Behandlung von der Benutzung der 
Dispensaires abschreckt. Häufig auch lassen gänzlicher Mangel, verwahrloste Ver- 
hältnisse, Verständnislosigkeit gegenüber den ärztlichen Vorschriften die Über- 
siedelung in ein Krankenhaus als einzige Lösung erscheinen. Höchstens, daß ein 
gemeinsames Hand in Hand arbeiten der Armenärzte mit den Bureaux de Bienfaisance, 
woran es vorläufig noch gänzlich fehlt, hier Abhilfe schaffen könnte. Zum Schluß 
regt der Verfasser die Forderungen an, die Armenhausärzte zur Tätigkeit in den 
Dispensaires zuzulassen, Spezial-Konsultationen für Frauen und Kinder wie für 
besondere Kranldieitserscheinungen nach den in den einzelnen Arrondissements 
vorliegenden Bedürfnissen einzurichten und den Ärzten für ihre Tätigkeit in 
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den Häusern der Armen und den Dispensaires geschulte Hilfskräfte zur Seite zu 
stellen. 

Tl. Fürsorge für £liider. 

Tabellarische Übersiokt ttber die dentaeheu Kinderhorte. 28 S., Berlin. 
Die vorliegende Übersicht ist im Auftrage des Vereins Mädchenhort, Berlin, auf 
dessen Tätigkeit wir an dieser Stelle bereits hingewiesen haben (Jahrg. II, S. 24) 
vom Vereins Vorsitzenden, Herrn Schulrat Dr. Fischer, auf Grund einer Umfrage 
an die 250 größten deutschen Städte herausgegeben. Sie enthält Angaben über 
91 Städte. Es wird über Zahl und Gründungsjahr der Horte, Anzahl der Zöglinge, 
Aufenthaltsdauer. Beschäftigungsarten, Beköstigung in den Anstalten und die 
wöchentlich zu zahlenden Beiträge berichtet. Wir entnehmen der Übersicht, daß 
Berlin gegenwärtig 68 Knaben- und Mädchenhorte (darunter 25 des Haupt- Vereins 
Kinderhort, 17 des Vereins Mädchenhort, 7 des Zentral- Vereins Mädchenhort der 
Kirchengemeinde), Dresden 11, Frankfurt a. M. 13, Hamburg 31, Stuttgart 16 Kinder- 
horte besitzt. Die wöchentlich zu entrichtenden Beiträge schwanken Je nach der 
Beköstigung, die in Mittagessen, Vesper oder Brot besteht, zwischen 0,10—1,00 M. 
Einige der Horte gewähren Arbeitsvergütung. Außer dem üblichen Handfertigkeits- 
unterricht für Knaben und den Handarbeiten für Mädchen sind als besondere 
Beschäftigungsarten noch angeführt: Körbe- und Stuhlflechten, Buchbinderarbeiten, 
Tutenkleben, Holzzerkleinem und dergleichen mehr. Gartenarbeit und hauswirt- 
schaftliche Untenveisung sind noch wenig eingeführt. 

Wir weisen bei dieser Gelegenheit noch auf die 1895 erschienene „III. tabellarische 
Übersicht über die Knaben- und Mädchenhorte" von Reddersen hin, die über 
47 Städte berichtet und insbesondere noch auf die Zahl der Erzieher uud Er- 
zieherinnen, Spareinrichtungen, angegliederten Lehrlingsheime, Vermögensstand und 
der Zuschüsse der einzelnen Horte eingeht. Ein Vergleich der Übersichten zeigt, 
daß die Bewegung in Deutschland in den letzten 10 Jahren einen erheblichen Auf- 
schwung genommen hat. In den meisten der von beiden Berichten angeführten Städte 
ist die Zahl der Horte bedeutend gestiegen. So stehen den 68 Berliner Horten nach 
Reddersen im Jahre 1894 nur 24, den 11 Dresdener 6, den 13 Frankfurter 7, den 
31 Hamburger 23 Horte gegenüber. Auffallend ist, daß München gegen 11 Hort« 
in 1894 nur 10 in 1904 zu verzeichnen hat. 

Schubert) Hofrat Dr. med. Paul, in Nürnberg, Das Schnlarztwesen in Dentsehlaad* 
Bericht ttber die Ergebnisse einer Umfrage bei den größeren Städten des 
Deutschen Reiches. Hamburg und Leipzig 1905. Leopold Voß. 168 S. M. 2,50. 
Es war eine dankenswerte Neuerung, als sich vor zwei Jahren (zu Anfang des 
Jahres 1903) die Redaktion der hochangesehenen. Jetzt im 18. Jahrgange stehenden 
„Zeitschrift für Schulgesundheitspflege", die seiner Zeit von L. Kotelmann be- 
gründet worden ist, entschloß, die Erörterung rein schulärztlicher Angelegenheiten 
aus dem großen Rahmen der Schulgesundheitspflege zu sondern und hierfür eine 
besondere „Beilage" in jedem Heft einzurichten. Eine in viel höherem Grade 
dankenswerte Tat ist es nun, daß der zeitige Redakteur dieser Beilage, Herr Hofrat 
Dr. Schubert in Nürnberg, sich entschlossen hat, alles in dieser „Beilage" ge- 
sammelte Material, das z. T. auf den Ergebnissen einer Umfrage bei den größeren 
Städten des Deutschen Reiches beruht, also das denkbarste Maß von Zuverlässigkeit 
besitzt, in vorliegendem Werkchen geordnet und gesichtet der Öffentlichkeit zu- 
gänglich zu machen. Wenn auch vielleicht in mancher Beziehung eine Zusammen- 
fassung des vorhandenen Stoffes verfrüht erscheinen könnte, weil es sich Ja bei 
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der „Schularztfrage" um eine Angelegenheit handelt, die noch in keiner Weise 
abgeschlossen, vielmehr in vollem Fluß begriffen ist, so hat doch das Schubert sehe 
Unternehmen das Gute, dafi es eine Übersicht über die auf dem bezüglichen Gebiete 
bisher erreichten Resultate gestattet bezw. erleichtert und eine brauchbare Handhabe 
und Unterlage gewährt, um erkennen zu lassen, was noch darin zu erstreben und 
zu leisten ist und auf welchem Wege die Ziele zu verfolgen sind, die ins Auge 
gefaßt werden müssen, um auch hier bis zu möglichst idealer Vollkommenheit zu 
gelangen. 

Schubert beginnt seine In acht große und Hauptabschnitte gegliederte Dar- 
stellung verständiger und dankenswerter Weise zunächst mit einem geschichtlichen 
Rückblick. Er zählt die Namen deijenigen auf, denen die erste Anregung zur 
Schöpfung schulärztlicher Aufsicht zu verdanken ist Sie sind in aller Munde und 
brauchen hier nicht weiter genannt zu werden. Mit Recht hebt der Verfasser die 
Tatsache hervor, daß es nichts Auffallendes hat, wenn gerade in Deutschland, „dem 
Lande der allgemeinen Schulpflicht" auch die ersten Stimmen laut geworden sind, 
weiche die ärztliche Schulaufsicht gefordert haben. 

Merkwürdigerweise aber ist diese Forderung nicht zuerst in Deutschland 
durchgeführt worden, sondern andere Länder sind darin vorangegangen. Es scheint, 
bemerkt der Verfasser, daß zuerst Brüssel 1874 eine hygienische Überwachung der 
Schulen angeordnet hat. Es folgten Paris 1879, Antwerpen 1882, Ungarn 1887, 
Moskau 1888. Das Geburtsjahr des Deutschen Schularztes ist 1889. In 
diesem Jalire beschlossen auf einen Antrag des Dezernenten des Leipziger Volks- 
scliulwesens die städtischen Behörden, eigene Schulärzte anzustellen. 1891 traten 
in Leipzig die ersten deutschen Schulärzte in Tätigkeit. 1893 folgte 
Dresden, 1897 Nürnberg. Interessant ist die Mitteilung, daß 1893 für ganz Frankreich 
den Armenärzten der Gemeinden die Beaufsichtigung aller öffentlichen Schulen imd 
der Schulkinder übertragen worden ist (Referent erlaubt sich hier, die Bemerkung 
einzuschalten, daß die Armenärzte die einzig berufenen imd geradezu geborenen 
Schulärzte sind, doch gehört die Begründung dieser Behauptung an einen anderen 
Ort). Der regelmäßige schulärztliche Dienst bezw. die Aufgabe, die ihm im allgemeinen 
gestellt wurde, beschränkte sich ursprünglich auf die hygienische Überwachung 
des Schulhauses. Erst der Stadt Wiesbaden war das Verdienst vorbehalten, probe- 
weise eine genaue Untersuchung aller Schüler vornehmen zu lassen. Dabei drängte 
sich die Überzeugung von dem großen Nutzen dieser Maßnahme auf. Die Schul- 
arztordnung erfuhr demgemäß eine Umgestaltung, und von dieser Wiesbadener 
Schularztordnung datiert Schubert eine neue Epoche in der Ent- 
wicklung des Schularztwesens in Deutschland. Sie ist gekennzeichnet 
durch eine stärkere Betonung der Hygiene des Schulkindes, ohne daß dabei 
die vorher fast ausschließlich gepflegte Hygiene des Schulhauses eine Vemachlässigimg 
erlitt. Mit Recht hebt Schubert hervor, daß gerade die erhöhte Fürsorge für die 
individuelle Hygiene des Schulkindes es war, weiche die Institution populär gemacht 
hat. — Im II. „Allgemeines" überschriebenen Abschnitt gibt Schubert eine 
Definition des Begriffes „Schularzt", den er recht weit gefaßt sehen will, so daß 
der Vertreter jeder Art von schulhygienischer Schulaufsicht dafür gelten soll, die 
über das von Staats wegen den Amtsärzten übertragene Maß hinausgeht. 

Ständige „Schulärzte" für die Volksschulen besitzen jetzt 18 deutsche größere 
Kommunen (von mehr als 100000 Einwohnern), daneben zahlreichere kleinere Ge- 
meinden; im Herzogtum Meiningen sind sämtliche Gemeinden staatlich damit 
versorgt. Auf die Frage, wie sich diese Einrichtung bisher bewährt hat, sind 
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Schubert zahlreiche Berichte zugegangen von kommunalen Behörden, die im 
wesentlichen günstig lauten. 

In einigen Gemeinden hat man allerdings leider auch bereits begonnen, auf 
Schulärzte zu verzichten, z. B. in Coblenz, wo das Bedürfnis dazu geleugnet wird. 
S. gibt dann eine tabellarische Übersicht über die Reihenfolge der auf einen 
Schularzt entfallenden Eüiwohnerzahl und geht dann zu Abschnitt III. über: 
Gesundheitliche Überwachung des Schulkindes. Hier betont S., daß die 
Überwachung jedes einzelnen Schulkindes aus dem Rahmen der privaten Hygiene 
herausgetreten und ein Gegenstand des öffentlichen Interesses geworden ist. 
Drei Gründe sprechen hierfür, die im Original ausführlicher nachzulesen sind: 
1. weil oft selbst die besten Schuleinrichtungen auch normale Kinder hygienisch 
schädigen können, 2. weil eine Kenntnis und Berücksichtigung gewisser Körperfehler 
absolut unabweislich ist, um über etwaige Mängel in den Leistungen des Schülers 
genügende Aufklärung zu bringen, endlich 8. zur Verhütung von Übertragungen. 
Zu diesem Behufe ist die Untersuchung des neu in die Schule eintretenden Kindes 
angeordnet Wie diese in den einzelnen Gemeinden gehandhabt wird, legt S. 
gründlich dar, Modalitäten und Technik der Untersuchung, Fragebogen, Ausstellung 
von Gesundheits-, Uberwachungsscheinen und sonstigen Formalismus (S. 23 — 71), 
doch eignet sich die Materie nicht zu einem Auszug an dieser Stelle. Es handelt 
sich dabei abgesehen von der Untersuchung auf Ernährung und Allgemeinbefinden, 
soweit sie für die Schulreife erforderlich sind, hauptsächlich um Feststellung 
etwaiger Sinnesgebrechen, die eine Überwachung und Berücksichtigung erfordern. 
Übrigens geht S. gelegentlich auch auf die Reglements der Inspektionen in anderen 
Ländern ein. In allen diesen Dingen herrscht die vollste Individualisierung. 
Soviel Köpfe, soviel Sinne. Schema F. hat hier mit Recht keinen Platz. Viele 
Wege führen hier zum Ziel. Über die Erfolge muß die Untersuchung der Kinder 
in den späteren Schuljahren belehren. Auch diese Maßnahme ist sehr ver- 
schieden in den einzelnen Gemeinden gestaltet. Man merkt, S. vierfügt auch 
bezüglich der periodischen Nachprüfungen über ein großes Material Einen der 
wichtigsten Abschnitte der gesundheitlichen Überwachung der Schulkinder bUden 
die Maßregeln zur Verhütung des Umsichgreifens akuter Infektions- 
krankheiten. Hier, sagt S. (S. 80), fand das Schularztwesen, als es sich 
in Deutschland Eingang verschafft hatte, schon festen Boden vor, da in dieser 
Richtung überall der Staat durch Vorschriften gesorgt hatte, deren ausführendes 
Organ die Amtsärzte waren und selbstverständlich auch nach Einführung der von 
den Gemeinden angestellten Schulärzte geblieben sind. Ihr Subordinationsverhältnis 
kommt auch In den Dienstordnungen der deutschen Städte in mehrfacher Hinsicht 
zum Ausdruck. — Wie bei jeder Epidemiebekämpfung, so ist auch gegenüber 
den in der Schule vorkommenden akuten Infektionskrankheiten eine möglichst 
umfassende und frühzeitige Meldung erstes Erfordernis imd Grundbedingung 
für den Erfolg der Maßregeln. Hierbei sind zwei Stufen zu unterscheiden: die 
Meldung der Eltern an den Lehrer und die Meldung des Lehrers an den Schularzt. 
Die S. bekannt gewordenen und vorliegenden Schularztordnungen enthalten über 
die Meldepflicht der Eltern sehr wenig aus dem formalen Grunde, weil nämlich 
diese Bestimmungen keine Obliegenheit des Schularztes bilden und dennoch, meint 
S. wäre die Bekanntgabe solcher Bestimmungen sehr am Platze. In dieser 
Beziehung bildet beispielsweise die Falkensteiner Dienstordnung ein nachahmens- 
wertes Muster. Es bleibt in diesem Meldewesen noch manches zu wünschen übrig. 
Nur in wenigen Schularztordnungen wird bei Vorkommen eines Infektionsfalles die 
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Untersuchung aller Kinder der Klasse gefordert, aus der der Krankheitsfall gemeldet 
wurde. Auch das Verfahren betreffend die Anordnung des Schulschlusses bezw. die 
Notwendigkeit der Desinfektion der Klassenräume leidet an dem Mangel einer Ein- 
heitlichkeit (oder sollen wir nach dem obigen Grundsatz besser sagen: besitzt den 
Vorzug des Mangels der Binheitlichkeit?). Sehr zweckmäßig, aber anscheinend 
alleinstehend ist das Vorgehen von Ebersbach, das den Familien der an Pocken, 
Scharlach oder Diphtherie erkrankten Kinder ein Flugblatt mit Verhaltungsmaßregeln 
zustellt, deren Ausfllhrung von der Gemeindeverwaltung überwacht werden soll. 
S. führt das Verhalten einer größeren Reihe von Städten in diesen Punkten an. 
Neben den rein hygienischen Aufgaben kommen für den Schularzt Aufgaben 
in Betracht, die durch pädagogische Rücksichten geboten sind: Auswahl der 
Kinder für die Sonderklassen (Hilfsschulen für die Schwachbegabten, Stotterkurse, 
Taubstummen-, Blinden- und Krüppelschulen). Damit sollte dann aber die Grenze 
gezogen sein für die Arbeit des Schularztes. Zur Feststellung, ob eine Schul- 
versäumnis durch Krankheit gerechtfertigt ist, in den Fällen, wo ein hausärztliches 
Zeugnis fehlt und Verdacht auf Simulation besteht, soll der Schularzt nicht, wie 
das noch oft geschieht, herangezogen werden. «Dies Nebenamt gehört nicht in 
seinen Bereich, es trägt mehr einen polizeilichen Charakter.*' Die eigentliche Aufgabe 
des Schularztes ist aber nur die Wahrung der gesundheitlichen Interessen des 
Schulkindes. Noch weiter abseits von dem schönen und idealen Beruf des Schul, 
arztes liegt, was in einzelnen Gemeinden von ihm verlangt wird, die Untersuchung 
der Kinder, wenn über Lehrer wegen angeblich übermäßiger Züchtigung der Schul- 
kinder Beschwerde geführt wird oder gar, wie es nur in Zittau gefordert wird, 
wenn solche Züchtigungen auf Anordnung des Schulausschusses vorzunehmen sind. 
^Das Kapitel der körperlichen Strafen ist so heikel und leidig, auch in der Schule, 
daß man gut täte, den Schularzt dabei ganz aus dem Spiele zu lassen.** Dieser 
wohl längste Abschnitt UI des ganzen Werkchens endet mit der tabellarischen 
Gegenüberstellung (und den dazu gehörigen Erklärungen) von zwei Typen schul- 
ärztlicher Überwachung: Typus A, der älteren, mehr oberflächlichen, häufigeren 
allgemeinen Besichtigung aller Schüler, und Typus B, der in einer gründlichen 
Untersuchung jedes einzelnen Schulkindes, insbesondere beim Eintritt 
seinen Ausdruck findet. Typus B ist nach Wiesbadens Beispiel Jetzt im allgemeinen 
in Deutschlands Schulen der vorherrschende. 

Vom Abschnitt IV an bewegt sich die Darstellung in der Zergliederung des 
Materials, welches bezüglich der hygienischen Überwachung des Schulhauses und 
seiner Einrichtungen, des Unterrichts und der Unterrichtsmittel (Abschnitt V), der 
hygienischen Vorträge und der Teilnahme an Lehrerkonferenzen (Abschnitt VI), 
Honorar Verhältnisse und Geschäftsführung der Schulärzte (Abschnitt VII) dem 
Verfasser bei seiner Sammelarbeit zugegangen ist. Schließlich erörtert S. im 
letzten Abschnitt (VIII) die Lücken im deutschen Schularztwesen, die Aufgaben, 
die dem Staate in dieser Hinsicht bleiben, sowie das Verhältnis zwischen Schularzt 
und Lehrerschaft und gibt anhangsweise ein Verzeichnis der Schulärzte Deutschlands. 
Referent konnte 646 Namen zählen. 

Schuberts Abhandlung ist, wie man aus vorstehender Analyse einzelner 
TeUe ersieht, keine bloße Katalogisierung. Auch als solche verdiente sie wegen 
ihrer Mühseligkeit und wegen des damit bekundeten Fleißes und der großen Sorg- 
falt ein besonderes Lob. Die Publikation von Schubert und ihr Verdienst stehen 
aber noch höher, weil sich zum Historiker und Referenten auch der Kritiker überall 
hinzugesellt hat. Schuberts Werk erstreckt sich im großen und ganzen leider 
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nur auf die Verhältnisse Deutschlands. Hoffen wir, daß er oder ein anderer uns 
bald mit einem ebenso gründlichen Seitenstück über die bezüglichen Verhältnisse 
in anderen Ländern überrascht Pagel. 

Bohr, Pastor, Einrichtang und Pflege ron Fürsorgeklnderkolonien* Referat mit 
einem Nachtrag, im Auftrage des Kirchlichen Pürsorgeerziehungs- und 
Rettungshausverbandes der Provinz Brandenburg. 14 S., Berlin. 

Die in der kleinen Schrift niedergelegten Vorschläge beruhen auf der in den 
Ausführungsbestimmungen des Preußischen Fürsorgeerziehungsgesetzes vom 2. Juli 
1900 enthaltenen Anordnung, daß für die Unterbringung aller der Fürsorgeerziehung 
überwiesenen Kinder vorzugsweise das Prinzip der Familienpflege maßgebend sein 
soU. Für diese in Familienpflege untergebrachten Zöglinge wünscht Rohr den 
Zusammenschluß zu Kolonien, sogen. Kinderfürsorgekolonien, deren Licitung 
in der Hand einer Person, am besten des Ortsgeistlichen, liegen soll. Er selbst ist 
der Leiter der größten derartigen Kolonie, deren Einrichtung und Erfolge er hier 
schildert. — Die Büdung von Fürsorgekolonien sei schon deshalb notwendig, weU 
oft mehrere Kinder einer Familie zugleich der Fürsorgeerziehung überwiesen würden, 
andererseits sich aber nur selten eine Familie fände, die sich zur Aufnahme melir 
als eines Zöglings bereit erklärte. Außerdem würde aber auch durch die Büdung 
von solchen Kolonien dem Zentralorgan die Aufsicht bedeutend erleichtert und eine 
mehr einheitliche Durchführung der Prinzipien ermöglicht. Die Einrichtung sei nun 
so zu bewerkstelligen, daß der Ortsgeisüiche zunächst Familien seiner Gemeinde 
zur Aufnahme von Fürsorgezöglingen auffordert und daraufhin bei ihm eingehende 
Gesuche um Überlassung eines Zöglings dem Landesdirektor übermittelt. Sobald 
an der Zentralstelle den in bezug auf Alter und Geschlecht der Kinder aus- 
gesprochenen Wünschen entsprechende Fürsorgezöglinge zur Unterbringung vor- 
handen sind, werden dem Geistlichen die Akten der Kinder zugesandt, der mm 
hieraus sich ein klares Bild von der Person des Fürsorgezöglings zu bilden und 
unter den zur Verfügung stehenden Familien die passenden herauszufinden bemüht 
sein muß. Sind die Kinder den Pflegestellen zugeführt, so hat er diese zu über- 
wachen, sich um die Behandlung und Erziehung der Kinder zu kümmern imd die 
Pflegeeltern und Zöglinge mit Rat und Tat zu unterstützen. Um die Einheit einer 
solchen Kolonie zu betonen, hat Rohr vierteljährliche Konferenzen eingerichtet, an 
denen jeder Pfleger teilnehmen muß. In diesen Konferenzen werden bestimmte 
Fragen aus dem Gebiete der Fürsorgeerziehung besprochen, die Pfleger haben über 
ihre Erfahrungen an den Zöglingen zu berichten und eventuell Rechenschaft für 
ihr Verhalten in der Behandlung ihrer Zöglinge abzulegen. Gerade in diesen 
Konferenzen, in denen so die Arbeit jedes einzelnen Pflegers der Beurteilung aller 
unterstellt wird, sieht Rohr einen großen erzieherischen Wert; es müsse deshalb 
mit Strenge und gegen Androhung der Fortnahme der Kinder auf die Teilnahme 
jedes Pflegers geachtet werden. Für den Fürsorger selbst bedeuteten diese Ver- 
sammlungen eine wesentliche Erleichterung, er würde schneller in die Lage gesetzt, 
Mißstände abzustellen, beispielsweise die Überführung von sittlich minderwertigen 
Kindern in eine Anstalt zu verfügen, gegen unberechtigtes Eingreifen Fremder in 
die Fürsorgeerziehimg mit Strafanzeige vorzugehen usw. 

Um den Gedanken der Zusammengehörigkeit noch stärker darzuiun, hat Rohr 
in der von ihm geleiteten Kolonie den Zusammenschluß zu einem Vereine angeregt, 
dessen Mitgliedschaft durch einen geringen Jahresbeitrag erworben wird. Wer nicbt 
Mitglied des Vereins ist, muß, wenn er einen Zögling nach dessen Konfirmation 
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mieten will, an die Vereinskasse 8 M. zahlen. Dieses Geld soll später im Interesse 
der Kinder als Lehrgeld für ihre Ausbildung in einem Handwerk oder dergl. ver- 
wendet werden. Der Vorstand des Vereins, der aus acht Personen besteht und von 
samtlichen Mitgliedern gewählt wird, übt gleichzeitig noch eine besondere Kontrolle 
über die Pflegestellen aus und bildet dadurch gleichsam einen Beirat des Fürsorgers. 
Durch diese Kontrolle wird namentlich dem oft gegen die Familienpflege erhobenen 
Vorwurf, daß die Pflegeeltern die Kinder übermäßig ausnutzen, der Boden ent- 
zogen. 

In einem Nachtrag geht Rohr noch auf die aus einer Kinderkolonie sich 
naturgemäß entwickelnde Kolonie für erwachsene Fürsorgezöglinge ein. Hier sind 
zwei Gruppen von Zöglingen zu unterscheiden, die in der Fürsorgekolonie selbst 
aufgewachsenen und die in Anstalten erzogenen und von da der Kolonie über- 
wiesenen Zöglinge. Rohr hält es für durchaus wünschenswert, daß die Pfleger 
ihren Bedarf im Hauswesen an Knechten und Mägden vollständig mit Fürsorge- 
zöglingen decken und zu diesem Zwecke sich erwachsene Zöglinge aus den Anstalten 
erbitten. Die Anstalt, aus der die Zöglinge stammen, bleibt im Verkehr zwischen dem 
Fürsorger und dem Landesdirektor der Provinz die Mittelsperson. Nur die Berliner 
Stadtverwaltung sowie der Landeshauptmann der Provinz Posen lassen die in eine 
Fürsorgekolonie gegebenen Zöglinge vollständig in den Verband eintreten und 
schalten jede Mit^virkung der Anstalt bei der weiteren Durchführung der Fürsorge- 
erziehung aus. Die aus der FQrsorgekolonie selbst hervorgegangenen Erwachsenen 
sind allein dem die Kolonie leitenden Fürsorger unterstellt, der in diesem Falle 
auch die Rechte des Anstaltsleiters über sie ausübt. Die Hauptaufgabe des Für- 
sorgers besteht auch den erwachsenen Zöglingen gegenüber in der Überwachung 
der Bi^ehung durch den Dienst- und Pflegevater. Der Fürsorger bestimmt auch 
nach Rücksprache mit den Pflegeeltern das Maß der dem Zögling zugestandenen 
Freiheit So ist beispielsweise die Gewährung von Taschengeld gleichmäßig zu 
regeln. In der Fürsorgekolonie des Berichterstatters erhalten die Zöglinge 
bis zum 16. Lebensjahr kein Taschengeld. Vom 16. -~18. Lebensjahr wird den 
männlichen Zöglingen wöchentlich 0,25 M., vom 18.— 21. Jahr 0,50 M. gewährt; 
die Mädchen erhalten vom 16. Lebensjahr ab monatlich 0,50 M. Über dieses 
Taschengeld können die Zöglinge frei verfügen. Für ihre Kleidung haben die ver- 
mieteten Zöglinge selbst zu sorgen, doch wird streng darauf geachtet, daß nur ein 
Teil des Lohnes zur Anschaffung von Sachen verwendet, der übrige Teil in einem 
Sparguthaben für den Zögling angelegt wirdi Diese Maßregel ist erwachsen aus 
der behördlichen Verfügung, daß die Fürsorgezöglinge im Falle ihrer Entweichung 
oder schlechten Führung die Kosten ihrer Ergreifung und Überführung in eine 
Anstalt selbst zahlen müssen. Es soll also durch die Anlegung eines Guthabens 
gleichsam ein Druck auf die Zöglinge ausgeübt werden, die ohne die Furcht, ihr 
Geld zu verlieren, viel eher in Versuchung kommen würden. Selbstverständlich 
ist dem Fürsorger auch den erwachsenen Zöglingen gegenüber ein gewisses 
Züchtigungsrecht eingeräumt. Leichte Vergehungen werden mit Ermahnung oder 
Verwarnung gerügt, schwerere mit Entziehung von Taschengeld und einem Teil der 
Kost auf bestimmte Zeit, auch mit Entziehung der Freiheit in den Mußestunden,, 
die schwersten mit körperlicher Züchtigung bestraft. Helfen diese Mittel nicht, so 
wird die Überführung bezw. Zurückführung in eine Anstalt in die Wege geleitet» 
Als ein wirksames Mittel hat sich andererseits auch die bei guter Führung zu ver- 
fügende vorzeitige widerrufliche oder endgültige Entlassung aus der Fihrsorge- 
erziehnng bewährt 
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Kongresse nnd Tersammlangen. 

25. JahresTersammlniisr des Dentschen Yereins für Armenpflege nnd Wohl- 
tätigkeit in Mannheim am 21. und 22. September 1905. Verhandlimgsgegenstände: 

1. Generalbericht über die 25Jährige Tätigkeit des Yereins. 
Berichterstatter: Stadtrat Dr. Münsterberg (Berlin). 

2. Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. Berichterstatter: 
Beigeordneter Brugger (Köln); Dr. H. Finkelstein, Arzt am städtischen 
Kinderasyl (Berlin); Dr. Marie Baum, Großh. Badische Fabrikinspektorin 
(Karlsruhe). 

8. Die heutigen Anforderungen an die öffentliche Armenpflege 
im Verhältnis zu der bestehenden Armengesetzgebung. Bericht- 
erstatter: Senatssekretär Dr. Buehl (Hamburg); Beigeordneter Dr. 
Schwander (Straßburg i. E.); Rechtsrat Fleischmann (Nürnberg). 

Der 88. Kongreß fUr Innere Mission wird nach zweijähriger Zwischenzeit in 
diesem Herbst wieder abgehalten werden und zwar in Leipzig in den Tagen vom 
25. bis 28. September. Von den zur Behandlung kommenden Fragen dürften unsere 
Leser insbesondere die folgenden interessieren: 

1. Die Gewinnung weiblicher Kräfte für die Innere Mission. 
Referent: Pfarrer Burckhardt-Berlin. 

2. Der Kampf der Inneren Mission gegen die Trunksucht Refe- 
rent: Pastor Josephson, Klein-Oschersleben. 

3. Der Kampf der Inneren Mission gegen die Unzucht. Referent: 
Hofprediger a. D. Stöcker-Berlin. 

Nene literarische Erschemnngen. 

Schwander, Rudolf, Bericht ttber die Nenordnnng der Hansarmenpflege der Stadt 
Straßbnrg. Im Auftrage des Armenrats erstattet 67 S. Strafiburg, R. Schultz 
u. Ko., 1905. 

Die Medizinalstatistik. Erweiterter Sonderabdruck aus der Festschrift des KönigL 
Preußischen Statistischen Bureaus zur Feier seines hundertjährigen Bestehens. 
62 S. 1905. 

Winter, Max, Das goldene Wiener Herz. 96 S. Berlin und Leipzig, Hermann 
Seemann Nachflg. (Großstadt-Dokumente, hrsg. v. Hans Ostwald, Band 11.) 

Bericht des Prenßischen Landesyereins Tom Roten Krem über seine und seiner 
Provinzialvereine Tätigkeit, sowie ergänzende Mitteilungen über die Wirksam- 
keit des Zentral-Komitees der Deutschen Vereine vom Roten Kreuz während 
der Zeit vom 1. Juni 1903 bis 31. Mai 1904. 224 S. Berlin, 1905. 

Nietner^ Der Stand der Taberknlose-Bekämpftang im FrOl^ahre 190&. Geschäfts- 
bericht für die General- Versammlung des Zentral-Komitees zur Errichtung 
von Heilstätten für Lungenkranke am 9. Juni 1905. 188 S. Berlin, 1906. 

Bndin, P., Les Consnltations de Nonrrissons. Extrait de la Revue d'Hygiene et 
de Medecine infantiles. 34 S. Paris, 0. Doin, 1905. 

Wolfring, Lydia von. Was ist Kinderschutz? Mit einem Anhange: Schutz des 
Kindes durch die österreichische Justiz-Verwaltung. 59 S. Wien, Verlag des 
Pestalozzi- Vereins z. Förderung d. Kinderschutzes u. d. Jugendfürsorge, 1905. 

Baemreither, J. M., JngendfOrsorge nnd Strafreeht in den Vereinigten Staaten 
von jünerika« Ein Beitrag zur Erziehungspolitik unserer Zeit. LXXIII und 
304S. Leipzig, Duncker <Sc Humblot, 1905. 

Pfir die Redaktion yerantwortlich: Stadtrat Dr. Mttnsterberg in BerUn, Dömbergstraße 7. — 
Carl Heymanni Verlag, Berlin W. — Qedmokt bei JolioB Sittenfeld, Berlin W. 
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Arbeitslosigkeit und Arbeitslosenversicherung. 

Von Dr. Uans Best (Augsburg). 

SiDgrer^ Karl, Die Schaffang eines gemeindlichen Fonds zur Förderung der Arbeits- 
losenTersieherung. Gutachten im Auftrage des Magistrats München 1903. 

Herkner, H., Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit und zur Unterstfltznng der 
Arbeitslosen. (Schweizerische Zeitschrift für Gemeinnützigkeit, Heft 3, 1905.) 

Sehorer, Hans, Arbeltslosen-Ffirsorge« (Bayerische Caritas-Blätter, Heft 4, 1906.) 

Das Problem der Arbeitslosenversicherung hat durch zwei Gutachten 
der Stadt München eine theoretische und praktische Beleuchtung erfahren. 
Am 27. November 1904 wurde vom Statistischen Amte der Stadt München 
nach voraufgegangenen Beratungen der Sozialen Kommission und der 
gemeindlichen Kollegien eine Arbeitslosenzählung durchgeführt. Nach 
erfolgter statistischer Klärung der Verhältnisse behandelt nun ein zweites 
Gutachten die Schaffung eines Gemeinde-Fonds zur Förderung 
der Arbeitslosenversicherung in München. Die Technik der 
Arbeitslosenzählung, ihre Hauptergebnisse sowie die bei der zu schaffenden 
Versicherung zutage getretenen Gesichtspunkte erheischen weiteres Interesse. 

Um den Umfang beurteilen zu können, in dem die Gemeinde durch 
Gewährung von Zuschüssen zu Arbeitslosenunterstützungen von Berufs- 
vereinen oder bei Sparkasseabhebungen u. s. f. beansprucht werden kann, 
ist ein Einblick in die Schwankungen des Arbeitsmarktes von 
Wichtigkeit. Dieses Ziel wird erreicht durch das Momentbild des Um- 
fanges der Arbeitslosigkeit auf Grund der Arbeitslosenzählung, sowie 
durch den Nachweis, wie der Umfang der gewerblichen Beschäftigung 
von Jahr zu Jahr, von Monat zu Monat und von Woche zu Woche 
schwankt. Zur Erreichung des letzteren Zieles sind die jeweiligen Über- 
schüsse der An- und Abmeldungen der Ortskrankenkassen in entsprechenden 
Zusammenfassungen mitgeteilt, die ein möglichst exaktes Bild der Ver- 

ändemng der Beschäftigung bieten. 

15 
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Für die DuTchführung der Arbeitslosenzählung wurde die Stadt in 
Zählbezirke eingeteilt mit der Maßgabe, daß jeder Zählbezirk annähernd 
200 Einwohner umfaßte. Im ganzen waren demnach 2575 Zählbezirke 
zu bilden. Auf je etwa 20 Zähler traf ein Obmann. t)em Au&ahme- 
geschäft gereichte es zum Vorteil, daß die Zählung auf einen Sonntag 
fiel. Das Erhebungspersonal setzte sich zusammen aus Angehörigen ver- 
schiedener Organisationen, namentlich von Gewerkschaften, den freien 
und christlichen, sodann von kaufmännischen Organisationen. Zur 
Information der Zähler diente eine eingehend den Zweck und die Tätig- 
keit erläuternde Anleitung zur Ausfuhrnng. Die Zählung erfolgte yon 
Haus zu Haus im Ehrenamte. In den Kreis der Zählung wurden ein- 
bezogen alle arbeitsfähigen und arbeitsuchenden, männlichen oder weiblichen, 
zur Zeit beschäftigungslosen Arbeitnehmer. Im einzelnen kamen in 
Betracht: 1. die gewerblichen Arbeiter und Arbeiterinnen in Industrie 
und Handwerk, insbesondere noch im Baugewerbe, dann Arbeiter in 
Gärtnereien und Landwirtschaftsbetrieben, Gasthof- und Wirtschaftspersonal. 
2. Das kaufmännische Personal und Hilfspersonal, im Laden, Kontor und 
Magazin. 3. Schreiber bei Rechtsanwälten, Notaren und dergl., dann 
Zeichner, Techniker und sonstiges baugewerbliches Personal (2 und 3, 
soweit Stellung gesucht wurde). 4. Von den Heimarbeitern kamen nur 
die Alleinarbeitenden in Betracht und waren jene auszuschließen, die 
selbst wieder Gehilfen bei sich beschäftigten. 5. unständige Lohnarbeiter 
für häusliche Dienste — wie Putzerinnen, Stöhmäherinnen — bei denen 
tageweises Aussetzen eine normale Folgeerscheinung ihrer Berufsart ist, 
waren in die Erhebung nicht einzubeziehen. 6. Kellnerinnen usw. und 
häusliche Dienstboten waren nur zu berücksichtigen, wenn das Bestreben^ 
Arbeit zu suchen, festgestellt werden konnte. Besondere Sorgfalt war 
auf die Ausfüllung der Zählkarten in bezug auf die Ursache der Arbeits- 
losigkeit zu verwenden: inwieweit vorausgegangene oder noch bestehende 
Krankheit oder Gebrechlichkeit oder bei weiblichen Personen Schwanger- 
schaft oder besondere Verhältnisse des Arbeitslosen dessen Arbeitslosig- 
keit verursachten, inwiefern etwa noch Arbeitsscheu oder dergL vorlag. 

Sehr eingehend gegliedert ist die zugrunde liegende Zählkarte. Sie 
enthält in 13 Rubriken die wichtigsten Momente der Arbeitslosigkeit Es 
ist die Lage der Wohnung nach dem Stockwerk und nach Vorder-, 
Seiten-, Rückgebäude erfragt. Weitere Fragen betreffen den Zivilstand, 
die Stellung im Haushalte, da^ Alter, die Aufenthaltsdauer in München^ 
den ursprünglich gelernten Beruf, die Zeitdauer der Arbeitslosigkeit, den 
letzten Beschäftigungsort, das Vorhandensein der Invalidenkarte, die Ver- 
ursachung der Arbeitslosigkeit, ob dm'ch eigene Kündigung, durch Kündigung 
des Arbeitgebers, ohne Kündigung, den etwaigen Zustand gegenwärtiger 
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Arbeitsunfähigkeit, etwaige verkürzte Arbeitszeit, den Verdienst (wöchent- 
lich Mark) durch die Frau und andere Familienglieder, endlich die not- 
wendige Fürsorge für nichts verdienende Personen im Haushalt. 

Auf Grund der Revision des Erhebungsmaterials ergaben sich Arbeits- 
lose im Sinne der Erhebung: 

männliche: 6160 = 2,0% der männlichen Bevölkerung, 
weibliche: 1030 = 0,4% „ weiblichen „ 

zusammen: 6190 = 1,2% der gesamten Bevölkerung. 

Bei der Beurteilung dieser Gesamtziffer der Arbeitslosen ist als 
wichtigster Umstand zu berücksichtigen, daß von den Arbeitslosen auf das 
Baugewerbe mit Einrechnung der Stukkateure, sowie eines Teiles der 
Schreiner, Maler nahezu 2000 Personen treffen. Ein ungewöhnlich starker 
Schneefall (durchschnittliche Schneehöhe 40 — 45 cm) etliche Tage vor 
der Zählung machte dem Baugewerbe ein Ende, während etwa 260 Per- 
sonen dadurch hinwiederum Arbeitsgelegenheit fanden. 

Was zunächst den Familienstand anbetrifft, so sind bei den 
männlichen Arbeitslosen nur wenig über die Hälfte (2668 = 51,7%) 
ledig und nahezu die Hälfte (48,3 %) verheiratet, verwitwet oder geschieden. 
Bei den weiblichen Personen sind % ledig und nur Y^ verheiratet^ 
verwitwet oder geschieden. Die Härte des Zustandes der Arbeitslosigkeit 
wird durch das Ledig- oder Verheiratetsein wesentlich beeinflußt. 

Dem großen Anteile der verheirateten männlichen Arbeitslosen ent* 
sprechend treffen auch nahezu die Hälfte (47,4%) der männlichen Arbeit- 
losen auf Haushaltvorstände, dann 1046 (20,2%) auf sonstige 
Familienglieder, 646 (12,5 7,^) auf Zimmermieter, 880(17,1%) auf Schlaf- 
gänger, 143 (2,8%) auf sonstige. Bei den weiblichen Arbeitslosen machen 
die Haushaltungsvorstände 64 (6,2%), die sonstigen Familienglieder 429 
(41,7%), die Zimmermieter 338 (32,8%), die Schlafgänger 168 (16,3%), 
sonstige 31 (3,0%) aus. Die meisten weiblichen Arbeitslosen wohnen dem- 
nach nicht bei ihren Familien, sondern in Aftermiete. Stellenlose Dienst- 
boten, Kellnerinnen bilden hier den Hauptteil. Arbeitslos sein, in 
Aftermiete wohnen, bedeutet für diese Elemente die höchste Gefährdung 
nach der moralischen und kriminellen Seite hin. 

Hinsichtlich der Gebürtigkeit treffen 30,4% auf München, 57,1% 

auf das übrige Bayern, 5,6% auf das übrige Deutschland und 6,9% auf 

das Ausland. Fast 90% der Arbeitslosen sind also in Bayern geboren, 

ein Prozentsatz, der wohl Beachtung verdient. Bei den männlichen 

Arbeitlosen gaben hier insbesondere die Angehörigen des Baugewerbes 

den Ausschlag, von denen 88 — 94% aus München und dem übrigen 

Bayern stammen. Nahezu die Hälfte der Arbeitslosen, 46,6%, ist in 

München beheimatet. 

15* 
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Die Zählung ergibt bezüglich der Dauer des Aufenthalts beinahe 
übereinstimmend für Männer und Frauen ein sehr bedeutendes überwiegen 
solcher Arbeitslosen, die schon länger als 5 Jahre in München sind. Es 
sind dies 75 bezw. 70 ^o- 

Unter den Altersgruppen steht die Stufe Ton 21 bis 30 Jahren 
bei den männlichen und weiblichen Arbeitslosen obenan mit 35 und 45%. 
über 60 Jahr finden sich 141 Arbeitslose, welche keinerlei ßente beziehen. 

Lehrreich gestaltet sich die Arbeitslosigkeit in der Ausscheidung 
naoh Berufen. Es gibt Berufsarten, welche die Arbeitslosigkeit mit 
großer oder mit geringer Wahrscheinlichkeit nach sich ziehen. Die 
Gruppierung der Arbeitslosen ist zunächst nach dem gelernten Berufe 
erfolgt; hinsichtlich der ungelernten, unständigen Arbeiter war, soweit 
tunlich, der Betrieb, in dem die Beschäftigung zuletzt stattgefunden hatte, 
maßgebend. 

Am stärksten vertreten ist das Baugewerbe; hier sind einschlägig 
die Maurer, Steinmetze und Betonarbeiter mit 789 oder 16,3 ^^ Arbeits- 
losen, die Zimmerleute mit 161 oder 3,1%, Hafner mit 70 oder 1,4%, 
Dachdecker und Glaser mit je 13 oder 0,3 7©? di© Taglöhner mit 318 
oder 6,1%. Femer gehören zum Baugewerbe zum größten Teile die 
weiteren Gruppen: Bildhauer und Stukkateure mit 49 oder 1,0%, Schreiner 
mit 398 oder 7,7%, Maler, Lackierer 412 oder 8,0%, Techniker und 
Zeichner 45 oder 0,9 %, zusammen vorwiegend zum Baugewerbe gehörige 904. 
Das Baugewerbe charakterisiert sich als Saisongewerbe; Erfahrungstatsache 
ist auch der große Zulauf seiner Angehörigen zu den Krankenkassen bei 
eintretender Winterkälte. 

Von den sonstigen Berufen waren noch arbeitslos: Bader, Friseure 19 
oder 0,4%, Bäcker^ Konditoren 255 oder 4,9%, Brauer 95 oder 1,8%, 
Buchbinder 20 oder 0,4%, Buchdrucker und sonstige graphische Gewerbe 
110 oder 2,1%, Gärtner, Blumenbinder 43 oder 0,8 7oj Kaufmännisches 
Personal, Hilfs- und Transportarbeiter 143 oder 2,8%, Ausgeher 122 oder 
2,3%, Kellner und sonstiges Wirtschaftspersonal 162 oder 3,1%, Kupfer- 
schmiede 13 oder 0,3%, landwirtschaftliche Arbeiter 50 oder 1,0%, 
Lederarbeiter, Gerber 13 oder 0,3%, Metallarbeiter, einschl. Schmiede 
und Industrie der Maschinen, Instrumente und Apparate 697 oder 13,5%, 
Nichtgewerbliche Arbeiter 490 oder 9,5%, Sattler und Tapezierer 129 
oder 2,5%, Schäffler 19 oder 0,4%, Schneider 59 oder 1,1%, Schreiber 
29 oder 0,6%, Schuhmacher 84 oder 1,6 7^, Textilarbeiter 11 oder 0,2, 
sonstige 329 oder 6,3%. 

Bei den weiblichen Arbeitslosen stehen die Kelhierinnen mit 352 
oder 34,2% aller Gezählten an erster Stelle, an zweiter die häuslichen 
Dienstboten, Köchinnen und Zimmermädchen mit 228 oder 22,1%, 
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Kontoristinnen und Verkäuferinnen mit 105 oder 10,2 7o7 Näherinnen 
mit 100 oder 9,7^0; ^^ übrigen Gruppen haben nur ganz bescheidene 
Ziffern. Die Zahl der häuslichen Dienstboten könnte angesichts des all- 
seitig bekannten Mangels an solchen vielleicht als hoch betrachtet werden; 
sie berechnet sich im Verhältnis zur Zahl des im ganzen beschäftigten 
Dienstpersonals auf nur 0,7^^. 

Besonders starke Prozentsätze von Arbeitslosen, deren letzte Stellung 
sich nicht mit ihrem gelernten Berufe deckt, weisen auf die Bäcker und 
Konditoren, dann die Brauer, Gärtner, landwirtschaftliche Arbeiter und 
die Schuhmacher, zumeist also Angehörige der Nahrungsmittelgewerbe. 
Zumeist wendeten sich dieselben bei ihrem Berufswechsel dem Erwerb 
als Bautaglöhner und als nichtgewerbliche Arbeiter in yerschiedenen 
Berufen zu. 

Bezüglich der Dauer der Arbeitslosigkeit treffen bei den männ- 
lichen 2707 Arbeitslose oder 52 7o ^^^ ^^^^ Arbeitslosigkeit unter 4 Wochen, 
weitere 1012 oder 19,6^/^ auf eine solche bis zu 8 Wochen und nochmals 
1100 oder 21, 3^/^ auf eine längere Arbeitslosigkeit bis zu einem halben 
Jahre. Bei 341 Fällen oder 6,6 % ist Arbeitslosigkeit über V« Jahr an- 
gegeben. Durch relativ sehr hohe Ziffern bei der längeren Arbeitslosigkeit 
(über 8 Wochen) treten insbesondere die Bäcker hervor mit 45,5 7o> dann 
die Metallarbeiter mit 28,5 ®/o« Umgekehrt beträgt bei den Bauarbeitern 
der Anteil an der kürzesten Arbeitslosigkeit (bis zu 2 Wochen) über 
40 — 56 7o' Böi dö^ weiblichen treten die Kellnerinnen durch eine vor- 
wiegend längere Arbeitslosigkeit hervor. 

Was die Ursache der Arbeitslosigkeit anlangt, so war bei den 
männlichen in 3657 oder 70,9% Fällen Mangel an Arbeit die Schuld. 
Weitere Ursachen sind: Änderung im Geschäftsbetrieb und Konkurs 3,5^07 
SaisonsteUe, Aushilfe 2,9 »/o, Krankheit, UnfaU 5,7^0, Militärdienst 1,8%, 
Lohn- und sonstige Differenzen 6,3%, Familienverhältnisse 0,4%, Streik 
0,4%, sonstige und unbekannte 8,1%. Ganz anders liegen die Verhält- 
nisse bei den weiblichen Arbeitslosen. Etwas über %o treffen auf Mangel 
an Arbeit. Ejrankheit, Unfall, Saisonarbeit, dann Familienverhältnisse 
machen allein ^i^ der Ursachen der Arbeitslosigkeit aus. 

Ein Vergleich der Arbeitslosen vom 2. Dezember 1895 und am 
27. November 1904 ergibt, daß der Prozentsatz der Arbeitslosen im 
Durchschnitt sämtlicher Berufsgruppen nahezu gleich ist: 3,1 und 3,3%. 

Über sonstige auf der Zählkarte erfragte soziale Verhältnisse der 
Arbeitslosen hinsichtlich Lage der Wohnung, Fürsorge für nichts ver- 
dienende Personen schweigt der Bericht des Münchener Statistischen 
Amtes, dem vorstehendes entnommen werden konnte. 
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Die Arbeitslosenzählung hat über eine Keihe von Punkten, die aus 
sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten bedeutsam sind, wesentliche 
Klärung gebracht. Sie hat übertriebene Anschauungen von dem Umfange 
der arbeitslosen Bevölkerung zerstreut, andrerseits eine immerhin erheb- 
liche Zahl von Arbeitslosen nachgewiesen. Einen Anhaltspunkt, in 
welchem Umfange es sich hierbei um wirkliche Arbeitslose und nicht um 
Arbeitsunlustige handelt, bot die Feststellung hinsichtlich des Besitzes der 
Invalidenkarte, was den Ergebnissen der Zählung eine große Glaubwürdig- 
keit zusichert. 

Für die Belastung des Gemeindefonds zur Förderung der 
Arbeitslosenversicherung würde aber vorerst nicht der allgemeine Stand 
der Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeitslosigkeit innerhalb der Berufs- 
vereine in erster Linie von Bedeutung sein, denn für den Anfang werden 
an diese in der Hauptsache gemeindliche Zuschüsse zu leisten sein. Die 
Arbeitslosenzählung gab ein Durchschnittsbild der Arbeitslosigkeit. Diese 
selbst aber ist fortwährenden zeitlichen Schwankungen unterworfen. Der 
Grad der Schwankungen der Beschäftigung erhellt zur Genüge aus den 
An- und Abmeldungen zu den Ortskrankenkassen. Eine Reihe von 
Gewerben tragen den Charakter und die Folgen der Saisonarbeit. Die 
Witterungsverhältnisse des Winters bedingen die mehr oder minder 
vollständige Einstellung der Bauarbeiten, durch die auch eine Beeinflussung 
zahlreicher teilweise einschlägiger Gewerbe, wie Schreiner, Schlosser, 
Spengler u. s. f. veranlaßt wird. Der Wechsel der Jahreszeiten bedingt 
auch die Schwankungen des Bekleidungs- und Wirtschaftsgewerbes; 
insbesondere übt das Weihnachtsfest einen lange vorher fühlbaren Einfluß auf 
die Beschäftigung im Handelsgewerbe. Man kann sagen, eine ziemlicbs 
Anzahl von Gewerben haben ihre spezifischen Schwankungen, die von 
Jahr zu Jahr wiederkehren, in ihrer Stärke allerdings beeinflußt durch 
die allgemeine Konjunktur, welcher alle Gewerbe mehr oder weniger 
intensiv unterliegen. 

Ein paar Zahlen mögen diese Wechselwirkungen dartun. 

Die Gesamtmehrung oder -minderung bei der Gemeindekranken- 
versicherung und den Ortskrankenkassen betrug in jedem der Jahre 
von 1894 bis 1904: -f 3443, + 5979, -f 5195, -f 6088, + 8566, 
+ 9956, + 7406, — 6330, — 909, -f- 167, -f 2899. Für das Bau- 
gewerbe lauten die entsprechenden Zahlen: -f- 645, -j- 1997, -|- 1980, 
-f 1286, + 2438, -|- 3768, + 3392, — 3023, — 959, -f 387, + 1054. 

Die monatliche Mitgliederbewegung der Gemeindekrankenver- 
sicherung und der Ortskrankenkassen nahm in den letzten vier Jahren 
folgende Gestaltung: 
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Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Augrust Septb. Okt. Noybr. Dezbr. 

1901 — 4004 ~ 3664 -f 6693 + 407« + 1098 — 1060 — 1426 — 1S88 + 249 — 1819 — 2761 — 87S4 

1902 — 403 + 10 -1-4262 -f 8827 — 274 — 6 — 742 — 1477 -f- 1866 + 626 — 1047 — 7061 
1908*) —286-1- 1546 -)- ^^ -f M8 + 914 — 2070 — 1806 — 970 -|- 2244 -|- 439 — 663 — 6478 
1904») — — -h 6651 4- 2936 -f 1 — 2106 — 1128 — 1368 -f 3^8 -j- 199 — 887 — 8728. 



») EinschlieBIioh der Betriebs- and lanungskraiikeiLkafleeii. 

Die Entwicklung im Baugewerbe verläuft folgendermaßen: 

1901 — 2529 — 2497 -f 5782 + 5094 -}- 1446 -|- 82 -^ 516 — 467 — 2463 — 2271 — 8026 — 2660 

1902 -I- 275 +854-1- 3440 -j- 2624 -}- 56 -j- 641 -|- 944 — 794 — 1028 — 806 — 2898 — 4167 
1908 — 686 4- 1748 -j- 3935 -[- 538 -f 974 — 969 -j- 381 — 345 -|- 1676 — 421 — 1882 — 4862 
1904 —890-1- 2447 -j- 3610 -f 3481 -f- 36 — 816 -)- 24 — 891 — 418 — 206 — 2651 — 2128. 

Diese beträchtlichen Schwankungen nach Jahren und Monaten kommen 
auch nach Wochen oft sehr grell zur Geltung. Die durch Konjunktur 
und Jahreszeiten u. s. f. verursachten Schwankungen des Arbeitsmarkts 
bieten insbesondere bei den Saisonarbeitern für die Lösung des Problems 
der Arbeitslosenversicherung besondere Schwierigkeiten. Umfang und 
Eigenart der Arbeitslosigkeit haben durch vorstehende Mitteilungen eine 
hinreichende Beleuchtung erfahren. 

In dem Gutachten zur Schaffung eines Gemeinde-Fonds zur Förderung 
der Arbeitslosenversicherung in München werden der Erörterung der 
Fragen zur Klärung des Bedürfnisses und der finanziellen gemeindlichen 
Belastung die Erfahrungen der letzten Jahre in anderen Städten 
hinsichtlich der Förderung der Arbeitslosenversicherung vor- 
ausgeschickt. Hand in Hand mit diesen Erfahrungen benützen wir zwei 
weitere auf theoretischen Vorschlägen und praktischen Maßnahmen 
beruhende Abhandlungen. Die eine ist in der schweizerischen Zeit- 
schrift für Gemeinnützigkeit (XLIV. Jahrg. 1905, 3. Heft) erschienen 
unter dem Titel: Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit und zur 
Unterstützung der Arbeitslosen von Prof. Dr. Herkner, Zürich; die 
andere in den Bayerischen Caritasblättern (1905, No. 4) unter dem 
Titel: Arbeitslosenfürsorge von Dr. Hans Schorer. 

Über die Arten der Arbeitslosenversicherung gibt es verschiedene 
Möglichkeiten. Zunächst die fakultative allgemeine Arbeitslosen- 
versicherung, welche für die Städte Bern, Köln und Leipzig in Betracht 
kommt. 

Bern zeigt folgende Entwicklung der Yersicherungskasse gegen 
Arbeitslosigkeit In den Jahren 1900 bis 1904 treffen auf 100 Versicherte 
51, 64, 39, 41, 50 Arbeitslose. Auf 100 Franks Unterstützungsgelder 
nebst Verwaltungskosten treffen dabei Mitgliederbeiträge: 13, 16, 19, 28, 37. 

In Köln verlief die Entwicklung der städtischen Versicherungskasse 
gegen Arbeitslosigkeit in nachstehender Gestaltung während der Jahre 
1900 bis 1904. Auf 100 Versicherte treffen 60, 77, 70, 74, 72 Arbeits- 
lose; auf 100 M. Unterstützungsgelder (nebst Verwaltungskosten) treffen 
30, 21, 38, 44, 45 Mitgliederbeiträge. 
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In Leipzig wurde ein beantragter kommunaler ZuschuB nicht 
bewilligt. Man hatte Bedenken, die Arbeiter durch eine Arbeitslosen- 
unterstützung vor den Handwerkern zu bevorzugen, andrerseits glaubte 
man, daß nur eine obligatorische Versicherung durch das Reich das er- 
strebte Ziel erreichen lasse. 

Dem System der Arbeitslosenversicherung in den vorstehenden drei 
Städten haftet mehr oder weniger der Charakter einer Wohltätigkeits- 
einrichtung an, indem der städtische und private Zuschuß stets den weitaus 
größeren Prozentsatz der gezahlten Unterstützungen ausmacht. 

Die zweite Form der Arbeitslosenversicherung, die obligatorische 
Versicherung, hat bis jetzt keinen Erfolg erzielt Die obligatorische 
Kasse in St. Gallen, die im Winter 1896 aufgelöst worden war, ist 
nicht wieder aufgelebt. Die obligatorische Kasse in Baselstadt wurde 
durch eine freiwillige Kasse des Arbeiterbundes Basel abgelöst, die 
erhebliche Zuschüsse des Staates erhält. Der Vorschlag auf Einfuhrung 
einer obligatorischen Arbeitslosenversicherung in Lausanne drang nicht 
durch. 

Die dritte Form, das kombinierte Zuschußsystem, hat bis jetzt 
das Problem der Arbeitslosenversicherung am besten zu lösen vermocht. 
Dieses, auch Genter System genannt, lehnt sich an Arbeiterverbände 
und Sparkassen. Nach dem Genter Statut vom 29. Oktober 1900 sollen 
den Gewerkscbaften, welche Arbeitslosenversicherung für ihre Mitglieder 
eingeführt haben, Subventionen von seiten des hierzu gescha£fenen 
gemeindlichen Fonds zufließen mit dem Zwecke, die Unterstützungen der 
Gewerkschaften zu erhöhen ; für nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeiter 
soll die von Schanz empfohlene Spareinrichtung benutzt und solchen 
gesperrten Sparfonds Subventionen im gleichen Satze wie den Gewerk- 
schaften zugewendet werden. Die städtische Subvention mit einer Anfangs- 
höhe von 8000 M. wurde im Jahre 1903 auf 16000 M. erhöht. Am 
22. Februar 1904 wurde die definitive Einrichtung des städtischen Arbeits- 
losenfonds in Gent beschlossen. Die Dauer der Zuschußgewährung wurde 
auf 60 Tage ausgedehnt. Aus dem städtischen Fonds können Zuschüsse 
bis zu höchstens 100 ®/o dör von den Gewerkschaften geleisteten Tlnter- 
stützungsgelder bezahlt werden; der Prozentsatz wird allmonatlich festgesetzt 

Die Ergebnisse dieses Zuschußsystems zu den Arbeitslosen- 
kassen der Gewerkschaften waren sehr günstig. Die Kontrolle der 
Arbeitslosigkeit wurde durch die Bivalität der Gewerkschaften erleichtert. 
So gab es im Jabre 1903 sozialistische Syndikate mit 7714 Mitgliedern, 
katholisch-antisozialistische mit 3475, liberale mit 1426 und neutrale mit 
3532 Mitgliedern. Schwierigkeiten bereitete dagegen die Kontrolle für 
verminderte Arbeitszeit. In Gent waren im Jahre 1903 14616 Arbeiter 
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versichert, dagegen zählte die obligatorische Kasse von St. Gallen nur 4965, 
von Köln 1265, der Axbeiterbund von Basel 1174, die Kasse von Bern 719, 
von Bologna 369. 

Im Vergleich zu vorausgegangenen Versicherungskassen zeigt die 
Entwicklung des gemeindlichen Fonds gegen Arbeitslosigkeit der Stadt 
Gent folgendes Bild in den Jahren 1901 bis 1904. Die Zahl der Syndikate 
betrug 56, 57, 54, 55; die Summe der Arbeitslosen im monatlichen 
Durchschnitt 446, 480, 465, 432. Auf 100 Versicherte treffen 2,6, 2,9, 
3,0, 3,0 Arbeitslose. Das Verhältnis der eigenen Leistung zur Leistung 
der Stadt betrug 74 : 26, 72 : 28, 65 : 35, 65 : 35. Wir haben also in 
Gent im Vergleich zu den anderen Städten ein nahezu umgekehrtes 
Verhältnis. 

Nach dem Genter Muster wurde am 1. September 1902 in Antwerpen 
ebenfalls eine Versicherungskasse geschaffen. Im Dezember 1903 belief 
sich der städtische Zuschuß auf 1012 Franks, während die Syndikate 
1667 Franks beitrugen. 

In Löwen wurde am 29. Februar 1904 ebenfalls das Sparsystem 
nach Genter Muster ohne Widerspruch angenommen. Jeder Arbeiter, der 
seit mindestens einem Jahre in Löwen wohnt, nicht einer Arbeitslosen- 
kasse angeschlossen ist und mindestens ein Sparguthaben von 50 Franks 
an der Sparkasse besitzt, kann eine Unterstützung verlangen, wenn er 
anfreiwillig arbeitslos wird. Ahnliche Einrichtungen nach Genter Muster 
schufen die Städte Ixelles, Brügge, Mecheln, Alost; geplant sind solche 
in B.enaix, Grammont, Verviers usw. 

In Brüssel wurde der Antrag auf eine Einrichtung nach Genter 
Muster wiederholt abgelehnt. Der Gemeinderat beschränkt sich dort auf 
ein Wohltätigkeitssystem, indem er jährlich 10000 Franks zur Verteilung 
an organisierte und nichtorganisierte Arbeitslose bewilligt. Immerhin 
ist bemerkenswert, daß von den 10 belgischen Gemeinden mit mehr als 
50000 Einwohnern 9 sich bereits zu Gunsten einer Unterstützung der 
Arbeitslosenversicherung der Gewerkschaften ausgesprochen haben. 

Unter den französischen Städten hat Dijon bereits das Genter 
System eingeführt, während andere französische Städte sich mit der Ein- 
richtung einer Versicherungskasse nach Genter Muster beschäftigen, so 
Amiens, Limoges und Paris. 

In der Stadt Luxemburg ist die gemeindliche Unterstützung von 
1600 Franks bis jetzt nur projektiert. 

Das Problem der Arbeitslosenversicherung hat indes, abgesehen von 

den mehr oder weniger geglückten praktischen Versuchen, noch lange 

keine endgültige Form einer zufriedenstellenden Lösung gefunden. Es 

sind zu den bestehenden neuere theoretische Vorschläge aufgetaucht. Auf 

16 
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der 3. Verbandsyersammlnng der deutschen Arbeitsnachweise 1902 
in Berlin vertrat Prof. Herkner den Gedanken, daß die Lösung des 
Problems nur durch eine Reichsversicherung und zwar im Anschluß an 
die Berufsgenossenschaften der Arbeitgeberverbände gelöst werden könne. 
Die Arbeitslosigkeit sei ebenso wie die Arbeitsunfälle als Blsiko des 
Unternehmers zu betrachten und demnach nicht vom Arbeiter, sondern 
vom Arbeitgeber zu tragen. Auch der Direktor des Kaiserl. statistischen 
Amtes, Dr. Zacher, ist für die Übernahme der Versicherung durch 
Arbeitgeberverbände, während die Arbeiter an den Beiträgen und der 
Verwaltung der Versicherung beteiligt sein sollen. Ebenso hat sich auf 
der Kölner Katholikenversammlung 1894 Fabrikbesitzer Vogeno-Aachen 
in seiner Rede über die Arbeitslosigkeit, deren Ursachen und Folgen für 
die Angliederung der Arbeitslosenversicherung an die Organisation der 
Berufsgenossenschaften ausgesprochen. In der Reichstagssitzung vom 
17. Januar 1902 trat Prof. Dr. Hitze ebenfalls für die Berufsgenossen- 
schaften als Träger einer Arbeitslosenversicherung ein. Der 
Arbeitervertreter Lithograph Tischendörfer schlug auf der deutschen 
Arbeitsnachweiskonferenz 1902 vor, die Arbeitslosenversicherung im An- 
schluß an die Ortskrankenkassen einzurichten und auf diesem Wege eine 
Arbeitslosenversicherung von Reichs wegen in obligatorischer Form zu 
begründen. Prof. Hirschberg in Berlin schlug vor, die Arbeitslosen- 
versicherung durch Abzweigung von der Ai*menpflege einzurichten. Gegen 
ihn wendet sich Erich E jck mit der Begründung, daß die Arbeitslosen- 
unterstützung nicht von der Gemeinde, sondern von den Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern ausgehen müsse. 

Unter den heute gegebenen Verhältnissen erscheinen die Berufs- 
genossenschaften weitaus am meisten als Träger einer Arbeits- 
losenversicherung berufen. Der ausschlaggebende Gesichtspunkt dabei 
dürfte, wie Schorer ausführt, die Durchführung des gerechten Lohn- 
prinzipes sein. Das Lohneinkommeu, sagt Philippovich, soll unter 
Berücksichtigung des Kostenwertes der Arbeit auch eine Sicherstellung 
des Einkommens in den Fällen der Arbeitslosigkeit gewähren. Die moderne 
Industrie Wirtschaft soll selbst auch die sozialen Konsequenzen ihres 
Betriebes bezahlen. 

Welche Form der Arbeitslosenversicherung soll nun in München zur 
Anwendung kommen? Die obligatorische Versicherung scheitert von 
vornherein am Mangel eines Reichsgesetzes. Gegen die fakultative 
Versicherung durch eine selbständige gemeindliche Unterstützungskasse 
sprechen schwerwiegende Bedenken. Wer ist zunächst als arbeitslos 
zu behandeln? Die Kontrolle des vorhandenen Verdienstes bietet große 
Schwierigkeiten. Eine weitere Schwierigkeit bildet die Ausscheidung 
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freiwilliger Arbeitslosigkeit. Die Anszahlung der Unterstützung ist 
Yon der Schuldlosigkeit an der Arbeitslosigkeit abhängig zu machen. 
Auch die Gewerkschaft kann nicht davon absehen, verschuldete und 
unverschuldete Arbeitslosigkeit verschieden zu behandeln. Diese 
Kontrolle ist in dem gewerkschaftlichen System am ehesten ermöglicht. 
Eben das Problem der Verschuldungsfrage hat das Scheitern der meisten 
Versuche fakultativer Arbeitslosenversicherung verursacht Innerhalb des 
Berufsverbandes ist die Kontrolle ein wesentliches Moment. Weiter ist 
für die Durchführung des Genter Systems wichtig, daß auch bei der 
Arbeitslosenunterstützung der Gewerkschaften die Verpflichtung zur An- 
nahme von Arbeit auferlegt wird. Im Falle der Unterstützung müßte in 
München die für den Arbeitslosen leicht erreichbare Konstatierung des 
städtischen Arbeitsamts über die vergebliche Nachfrage nach 
Arbeit veranlaßt werden. Eine weitere Aufgabe besteht in der Ver- 
meidung der Anziehung unerwünschter Elemente. Auch diesen Schwierig- 
keiten begegnet das Genter Zuschußsystem, indem ja die Versicherten 
selbst den Hauptteil der Unterstützungen aufzubringen haben. Zur Abwehr 
Arbeitsscheuer soll als Voraussetzung für gemeindliche Zuschüsse mindestens 
einjähriger Aufenthalt in München oder Besitz des Heimats- 
rechts verlangt werden. Endlich müsse im Interesse der Arbeiter selbst 
auf eine Differenzierung der Beiträge wie der zu gewährenden Unterstützung 
nach Berufen oder Lohnklassen hingewirkt werden. Dies gilt insbesondere 
für die Saisonarbeiter. 

Alle aufgeführten Vorzüge des Genter Systems sprechen dafür, 
es in erster Linie als Vorbild anzunehmen. Der Anschluß der Unter- 
stützungsgewährung an eine Gewerkschaft bedingt freilich den Ansporn 
der Arbeitslosen zum Beitritt in eine Gewerkschaft. In Gent hat der 
einzelne eine große Auswahl unter den politischen Konstellationen. In 
München kommt allerdings in der Hauptsache nur eine Parteischattierung 
in Betracht. Mit Recht jedoch heißt es in dem Gutachten, man müsse 
prüfen, welches von den Übeln als das kleinere erscheint: Die Organisation 
eventuell zu stärken oder aus politischen Bedenken ein sozialwirtschaftlich 
so hochbedeutsames Problem wie die Arbeitslosenversicherung beiseite zu 
schieben. Durch die Gewährung von gleich hohen Zuschüssen zu den 
Abhebungen aus der städtischen Sparkasse würde übrigens zunächst 
theoretisch die Bevorzugung der Angehörigen von Berufsverbänden 
vermieden. Die gemeindlichen Zuschüsse müßten femer nicht nur Berufs- 
vereinen, sondern auch sonstigen Unternehmungen und Vereinen gewälirt 
werden, die den Kampf gegen die Schäden der Arbeitslosigkeit anstreben. 

Soviel über Systeme und Kritik der Arbeitslosenversicherung! Bei 

einer Schilderung der Arbeitslosigkeit und ihrer Unschädlichmachung 

16* 
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durch Versicherung muß noch jenen Faktoren Aufmerksamkeit gewidmet 
werden, deren Zweck es ist, die Quelle des Übels noch vor ihrer Ent- 
stehung zu unterbinden. Unter diesen aligemeinen Maßnahmen zur 
Verhütung und Unterdrückung der Arbeitslosigkeit steht obenan die 
Vermittlung der Arbeit. Der Versicherungsfall liegt nicht schon dann 
vor, wenn der Arbeiter tatsächlich arbeitslos ist, sondern erst dann und 
solange ihm eine angemessene ofEene Arbeitsstelle nicht zur Verfugung 
steht. Die nächste dringende Aufgabe ist daher die Organisation des 
Arbeitsnachweises durch Zentralisierung der einzelnen Berufs- 
gruppen. Diesen Gesichtspunkt betont gleichfalls Prof. Herkner, der 
als Ergebnis von Umfragen empfiehlt: Organische Verbindung der Arbeits- 
ämter unter einander, einheitliche Geschäftsführung, Austausch der 
Vakanzenlisten, Erleichterungen des persönlichen, postalischen, tele- 
phonischen Verkehrs, Zentralisation der Arbeitsämter auf kantonalem 
und eidgenössischem Gebiete, Errichtung eines eidgenössischen Arbeits- 
amtes. Ferner wird der rationelleren Arbeitsverteilung und der 
Regelung des Submissionswesens unter dem Gesichtswinkel der 
Arbeitslosigkeit das Wort geredet. (Notstandsarbeiten.) Schorer betont 
weiterhin noch die Förderung der Erwerbstätigkeit und Kon- 
kurrenzfähigkeit des Arbeiters, Förderung des allgemeinen 
Wirtschaftslebens überhaupt. 

Wir haben nach Erwägung der wichtigsten Gesichtspunkte unserer 
Frage nun noch die bisherige Einwirkung der Arbeitslosigkeit auf 
Gemeinde und Kassen in München zu erörtern. Der erste Aasgabe- 
posten, der infolge der gesetzlichen Verpflichtung der Gemeinde durch 
die erhöhte Arbeitslosigkeit beeinflußt wird, ist der Gemeindeaufwand für 
Armenpflege. Die Ausgaben auf den Kopf der Einwohnerschaft 
berechnet betragen bei gleichzeitiger Steigerung in den Jahren 1900 — 1903 
3,24, 3,55, 3,60, 3,85 M. Weitere finanzielle Belastungen bilden die 
Winterarbeiten, die Notstandsarbeiten. Sehr stark macht sich sodann 
der Einfluß der Arbeitslosigkeit bei den Leistungen der öffentlich-rechtlichen 
Krankenversicherung geltend. Die Ausgaben sind bei Mitgiieder- 
rückgang von 3600 für die Gesamtheit der Ortskrankenkassen um mnd 
660000 M. gestiegen; die auf 1 Mitglied berechnete Ausgabe erhöht sich 
von 20,70 M. im Jahre 1900 auf 28,60 M. im Jahre 1903, d. i. um 
7,90 M., d. h. 387o- Insbesondere beim Baugewerbe kommt die stärkere 
Inanspruchnachme der Ortskrankenkasse zur Geltung. Die Ausgaben 
erhöhen sich da von 22,30 M. auf 38,30 M. pro Kopf. Auf 100 Mit- 
glieder trefi'en Erkrankungen im Jahre 1900 49, im Jahre 1903 71, auf 
1 Mitglied Krankheitstage 9,6, bezw. 13,3. Nach dem Dafürhalten des 
Gutachtens wird die Situation der Gemeinde bei Einführung der Ver- 
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Sicherung eine bessere, da einmal die zweifellos eintretende Ausdehnung 
der Arbeitslosenversicherung den Kreis der auf Armenpflege und 
Exankenkassen Angewiesenen yermindem wird, da femer die Ausgaben 
der Gemeinde für eine prinzipiell richtige Lösung der Arbeits- 
losenfrage viel besser angewandt sein werden, als Ausgaben für Almosen, 
Notstandsarbeiten usw., und da die Gemeinde endlich darauf hinweisen 
kann, das Zweckmäßige und Mögliche zur Bekämpfung der nach- 
teiligen Folgen der Arbeitslosigkeit getan zu haben. 

Die finanzielle Belastung der Gemeinde München durch 
einen Zuschuß von 25 7o ^^ ^^^ Arbeitslosenunterstützungen der Berufs- 
vereine, ebenso zu den Abhebungen bei der Sparkasse wurde bei den 
ersten Verhandlungen zur Einführung eines Gemeindefonds auf 35000 M. 
yeranschlagt. Für den Zuschuß kommen 6 Gruppen in Betracht. An- 
genommen, daß die Arbeitslosenunterstützungen der freien Gewerkschaften 
YoU mit 25 7o zu rechnen wären, wäre der gemeindliche Zuschuß 20000 M. 
im Jahre; für die christlichen Gewerkschaften und die katholischen 
Gesellenvereine wären 2000 M., für die Hirsch-Dunkerscheu und kauf- 
männischen Organisationen wären 1000 M., für die Sparkasse 12000 M. 
zu rechnen. Nach Maßgabe der Einwohnerzahlen würde sich folgender 
Ansatz ergeben: 

Gent mit Vororten rund 190000 Einwohner, 

Bedarf 20000 Frs. = 16000 M.; 
München 600000 Einwohner, 

Bedarf rund .... 42000 M. 

Das Gutachten weist in der Schlußzusammenfassung nochmals auf 
die Hauptgesichtspunkte hin. Die Gemeinde hat ein großes moralisches 
und finanzielles Interesse, die Vorsorge der Arbeiter gegen die durch 
die Arbeitslosigkeit verursachten Notlagen tunlichst zu unterstützen. Von 
den verschiedeneu Formen ist die Leistung eines Zuschusses zu den von 
den Berufsvereinen gezahlten Arbeitslosenunterstützungen, verbunden mit 
gleichzeitiger Unterstützung sonstiger Bestrebungen zur Bekämpfung der 
Nachteile der Arbeitslosigkeit sowie der Gewährung von Zuschüssen an 
Sparkasseabhebungen unter denselben Voraussetzungen, entschieden die 
empfehlenswerteste. Diese Lösung schließt sich an das modifizierte 
Genter System an, welches in hohem Maße die Grundzüge der Selbst- 
hilfe und der Versicherung in sich vereinigt. 
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Die Armenpflege der nordischen Länder. 

Aus der Schrift: Om Fattigvard, studier och reformförslag. 234 S. 

Von Dr. A. 0. Stenkula, Maimö. 

Herr Dr. Stenkula hat im Auftrage der Stadt Malmö eine Studienreise durch 
Deutschland, die Schweiz, Dänemark, Norwegen und Schweden gemacht, um das 
Wesen und den heutigen Stand der Armenpflege in diesen Ländern zu studieren. 
In seinem Buch Om Fattigvard teilt er seine Erfahrungen mit, teils um die Ein- 
wohner der Stadt mit den leitenden Gedanken der modernen Armenpflege, und den 
Erfolgen, die schon erreicht worden sind, bekannt zu machen, teils um der Ver- 
waltung der Stadt direkte Vorschläge zu einer Reform ihres Armenwesens zu machen. 

Nach einer kurzen allgemeinen geschichtlichen Übersicht spricht Stenkula 
über die Armenpflege in einzelnen Städten Deutschlands (Elberfeld, Köbi, Hamburg) 
über England und die Schweiz. Hierauf folgt nach einer einleitenden Darstellung 
der nordischen Armenpflege eine genauere Besprechung der Armenpflege in einzelnen 
größeren nordischen Städten. Den Schluß seines Buches bilden eingehende Reform- 
Yorschläge für die Stadt Malmö. Nachdem Stenkula die Mängel der jetzigen 
Organisation klargelegt hat, entwirft er in 32 Paragraphen eine neue Armenordnung, 
in der er die Vorteile der deutschen und der englischen Systeme zu vereinigen sucht. 

Herr Dr. Stenkula bat uns freundlichst gestattet, das die Armenpflege der 
nordischen Länder einleitende Kapitel seines beachtenswerten Buches in der nach- 
folgenden Übersetzung wiederzugeben. 

Im ganzen ist die schwedische Armenpflege in ihren verschiedenen Ent- 
wicklungsstadien ziemlich genau der Spur der großen Kulturländer gefolgt 
Im Mittelalter war sie kirchlich-kollektiv, in der Reformationszeit repressiv, 
und in der neueren Zeit, besonders in der letzten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts war sie wenigstens bestrebt, immer mehr und mehr in- 
dividualisierend und rationell zu werden. Aber neben dieser Abhängig- 
keit von fremdem Muster in den großen, allgemeinen Zügen zeigt die 
Geschichte unserer Armenpflege zeitweise Ansätze zu einer selbständigeren 
Entwicklung, die, obgleich nicht kräftig genug im Streit mit den großen 
herrschenden Zeitgedanken ein ganz neues Werk zu schaffen, doch der 
schwedischen Armenpflege ein eigenartiges nationales Gepräge gaben und 
ihr auch einen ganz merkwürdigen und hervorragenden Platz in der Ge- 
schichte des allgemeinen Armenwesens verliehen. Solche, den allgemeinen 
Entwicklungsgang modifizierenden oder unterbrechenden Tendenzen finden 
wir teils im Mittelalter, teils in der Zeit der Größe. 

Schon im Mittelalter trat ein Bestreben hervor, neben der kirchlichen 
und privaten Wohltätigkeit eine Art gesetzlicher Armenpflege zu schaffen. 
Das geschah durch die Landschafts-Gesetze, die sehr genaue Bestimmungen 
enthielten über die Versorgungspflicht der Eander und Verwandten und 
über die Behandlung arbeitsfähiger Armer. So lag es den Kindern ob, 
ihre Eltern zu ernähren und zu unterhalten, wenn diese in Armut gerieten 
oder durch Alter oder Krankheit verhindert waren, für sich selbst zu 
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sorgen. Das Eigentum, das im letzteren Falle den Eltern gehörte, sollte 
anter die Kinder verteilt werden und diese im Verhältnis des erhaltenen 
Anteils zum Unterhalt der Eltern beitragen. Sohn oder Tochter, die Vater 
oder Mutter Tertrieben, sollten jährlich 3 M. Strafe zahlen. Waren keine 
Kinder vorhanden, so lag die Versorgungspflicht den nächsten Verwandten 
ob, mit dem Rechte das vorhandene Eigentum zu übernehmen, nach dem 
Grundsätze, daß der der Nächste zum Ernähren ist, der der Nächste zum 
Erben ist. Arbeitsfähige Personen, die nicht Teil an dem Eigentum 
des Dorfes hatten, sondern auf eines andern Hof oder Feld saßen, und 
an Vieh oder Gerät kein Vermögen von 3 M. besaßen, waren verpflichtet, 
Jahresdienst zu nehmen, wenn ihnen solcher geboten wurde; und wer 
sie beherbergte, nachdem sie sich geweigert hatten in Dienst zu gehen, 
verfiel einer Strafe von 3 M. Begingen solche nicht seßhaften, sich 
herumtreibenden Personen ein selbst geringes Verbrechen, so konnten 
sie sofort gefangen genommen werden. Sehr mild waren die Gesetze 
gegen eine bestimmte Art Armer. Niemand durfte bettelnde Wanderer 
vertreiben oder abweisen, die mit Stab und Sack im Lande umher- 
wanderten zwischen heiligen Männern (womit auf die Klöster und geist- 
lichen Stiftungen als Zufluchtsorte der Armen hingewiesen wird) oder 
andere umherwandernde Krüppel, Gebrechliche, unvermögende Leute, 
die keinen ständigen Wohnsitz hätten. Um dieser Art Armen ohne zu 
große Opfer helfen zu können, durfte der Bauer einen Teil des Armen- 
zehnten behalten, aber er mußte jeden Armen, zu welcher Tages- 
zeit er auch kam, aufnehmen, beherbergen und 24 Stunden unterhalten. 
Wurde er hinausgeworfen und fand dadurch den Tod oder erlitt andern 
Schaden, so mußte der Bauer Schadenersatz leisten. In den Gesetzen, 
bemerkt Strinnholm mit Recht, kommen Züge von Nachsicht und Gefällig- 
keit gegen arme und fahrende Leute vor: Nimmt ein armer Mann, heißt 
es, der wirklich Almosenempfänger ist, heimlich ein Laib Brot oder ein 
Gericht Essen, so ist er nicht strafbar, doch soll er nicht öfter als 
dreimal ungestraft stehlen. Kommt ein Wanderer durch eines andern 
Nuß- oder Eckernwald, so kann er ohne Gefahr seinen Hut bis zum 
Hutbande mit Nüssen oder Eckern füllen, und geht er durch eines andern 
Acker, wo Erbsen, Buben, Bohnen, Zwiebeln wachsen, und nimmt weniger 
als ein Bund, so ist er straflos. Ein fahrender Mann mit müdem Pferd 
kann aus eines andern Schober so viel Heu nehmen, wie das Pferd zu 
fressen vermag; kommt er durch eines andern Waide und will sein 
Pferd grasen lassen, so soll er einen Pflock mitten in den Weg schlagen, 
ein 5 Klafter langes Seil daran befestigen, und so weit kann er sein 
Pferd grasen lassen. Brach auf der Straße eine Achse oder anderes 
Beisezeug, so konnte er straflos auf fremdem Eigentum fallen so viel er 
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braachte nm dem Schaden abzuhelfen. Hier galt ofiPenbar der Grundsatz: 
Not kennt kein Gebot. 

Durch die Kirche wurde hier wie anderswo die Wohltätigkeit Tor 
allem in Anstalten geübt: Heiliggeisthaus, Hospital, Siechenhaus. S<dche 
fanden sich fast in jedem Bischofssitz und selbst in den meisten andern 
Städten. Arme und Kranke wurden im Heiliggeisthaus und Hospital 
aufgenommen und gepflegt; alle diese Anstalten waren Herbergen f%r 
fahrende Leute. Die Siechenhäuser waren nur fär Kranke bestimmt und 
Tor allem für solche mit schweren ansteckenden Krankheiten. Zur Unter- 
stützung der Armen sollten zwei Neuntel des Zehnten verwendet werden. 
Die Landschaftsgesetze bestimmten, daß das eine Neuntel dem Hospital 
zukommen sollte, das andere sollte der Bauer bebalten, um damit 
wandernden Armen beizustehen. Bald aber wurde ein Teil des Armen- 
zehnten für andere Zwecke verwendet. Außer durch Steuern wurden die 
kirchlichen Anstalten durch Geschenke und Stiftungen unterhalten. 

Wie wir gesehen haben, unterstützte die seßhafte Bevölkerung 
wandernde Arme unmittelbar. Die Form, wie diese ambulatorische Armen- 
pflege ausgeübt wurde, zeugt von Humanität und Mitgefühl mit den 
Armen und Schutzlosen, die, in gewisser Weise an die altchristliche 
Liebestätigkeit erinnernd, einer viel späteren Zeit zur Ehre gereicht 
Dies waren die Grundzüge der mittelalterlichen schwedischen Armenpflege. 

Aber veränderte Zeitverhältnisse forderten eine neue Ordnung, teils 
für die Pflege der Armen, teils und besonders, um einem Übel entgegen- 
zuwirken oder es zu unterdrücken, dessen Wurzel in den humanen Ge- 
setzen selbst lag. Gewiß kann als ein Gharakterzug der Armenpflege 
jener Zeit das in den Gesetzen vorherrschende Streben hervorgehoben 
werden, dem Müßiggange arbeitsfähiger Personen entgegenzutreten, denn 
sie wurden nach bestimmter Zeit angehalten, in festen Dienst zu gehen; 
auf der andern Seite wurde ein solches Leben in hohem Grade durch 
die Fürsorge bestärkt, die man auf den Unterhalt und die Beförderung 
wandernder Bettler von Ort zu Ort wendete. Es waren besondere Mafi- 
regeln zur Unterdrückung der Bettelei notwendig. 

Die strengere repressive Bichtung kam mit dem Anfang der neuen, 
der Beformationszeit, und wurde um so notwendiger, als hier wie in 
Deutschland und England die nächsten sozialen Folgen der Reformation 
eine Zunahme von Elend und Bettelei waren. 

Waren die menschenfreundlichen Gedanken, wie sie in den Land- 
schaftsgesetzen hervortraten, vom Volke selbst ausgegangen, dessen Auf- 
fassung von dem Becht der Armen und den Pflichten der Wohlhabenden 
sie ausdrückten, so nahmen seit der Beformationszeit die Herrscher die 
Sache in die Hand. Alle wichtigeren in dieser Zeit gemachten Versuche, 
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die Yerhäitnisse in der Armenpflege zn ordnen, die teils die Rechte der 
Armen stützten, teils dem Müßiggang und Yagabnndentnm entgegen 
arbeiteten, sind mit den Namen der Könige yerbunden, die auch sonst in 
hervorragender Weise als Förderer der schwedischen Kultur bekannt 
sind : Gustav Wasa, Gustav 11., Adolf und Carl XI. Aber auch bei uns 
war diese Periode eine Zeit des Suchens und Tastens. Viele Reformen 
wurden versucht, aber mit geringem Erfolge. 

Die repressive Tendenz in der Armenpflege dieses Zeitabschnitts 
tritt schon in der Regierungsform für Vestergötland vom Jahre 1540 
hervor, die ein strenges Verbot für „herrenlose Leute'* enthielt, im Lande 
umher zu streichen, und die Strafen für den, der Landstreicher be- 
herbergte, ohne davon bei der zuständigen Behörde Anzeige zu machen, 
wurden bis zu 40 Mk. erhöht. Im. übrigen zeigte Gustav I. in jeder 
Weise ein warmes Herz für die Kranken und Notleidenden. Verschiedene 
Klöster in den Provinzen wurden in Hospitäler verwandelt. In Stockholm 
wurde das Grauebrüderkloster ein Zentralhospital, in das arme Kranke 
ans allen Krankenhäusern der Stadt gebracht werden sollten. Es wurden 
Verordnungen erlassen, um für eine bessere Krankenpflege in den Städten 
zu sorgen. Die vielen kleinen Häuser sollten zu einem allgemeinen 
Heiliggeisthaus oder Hospital vereinigt werden. Bürgermeister und Rat 
sollten darüber wachen, daß die Verordnungen befolgt wurden. „Mehrere 
Briefe Gustavs, sagt Strinnholm, zeugen von der besonderen Für- 
sorge, die er den Armen, Gebrechlichen und Kranken widmete, weil,^ 
sagt der König, wir durch Gottes Gnade und durch sein Wort gelernt 
haben zu bedenken, daß vdr sowohl das Beste der Armen wünschen 
müssen, als das aller andern, über die uns die Herrschaft gegeben; wir 
zweifeln nicht, daß Gott es uns nicht zu Gute rechnen würde, wenn wir 
nur den Gesunden Beistand leisteten und ließen die Armen krank werden, 
die doch mehr Hilfe brauchen, da sie sich nicht selbst helfen können." 

In Zeiten allgemeiner Not ordnete Gustav Kornverteilungen im ganzen 
Reiche an und ermahnte die Adligen, den armen Bauern zu helfen. Nach 
dem Verzeichnis vom Jahre 1561 enthielt der Anschlag für den Unter- 
halt des Hospitals 7632 Tonnen Getreide. Lange Zeit war die Hospital- 
pflege die Form für die öffentliche Armenpflege. 

Aber an Stelle und neben die ambulatorische Armenversorgung des 
Mittelalters trat nun eine an die Provinz, den Kirchsprengel gebundene 
Gemeinde-Armenpflege, die sich bis in unsere Tage erhalten hat. 
Der Grund hierzu wurde in der Kirchenordnung gelegt, die wohl haupt- 
sächlich ein Werk der Geistlichkeit war. Noch eine andere Neuheit 
wurde durch dieses Gesetz eingeführt, oder wenigstens anerkannt. Es 
hieß darin, daß, da der armen Leute viele wären, und der Hospitäler 
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wenige und kleine, es gut und christlich wäre, in den Kirchspielen auch 
noch einige kleine Krankenhäuser für 4 his 6 Personen zu unterhalten. 
Die größeren Dom-Hospitäler sollten so mit Einkommen versehen sein, 
daß wenigstens 30 Personen darinnen verpflegt werden konnten. Deshalb 
sollten auch Bettler, wie schon immer Sitte gewesen war, im Bistum 
wandern, und wenn sie mit einem Bischofsbrief versehen waren, sollten 
die Prediger sie von der Kanzel aufbieten und die Leute ermahnen ihnen 
zu helfen. Außerdem sollte an jedem Feiertag eine Person mit Hut oder 
Büchse sammeln gehen, und die Beiträge die so zusammenkamen, sollten 
in einen Kasten gelegt und zum Besten der Armen verwendet werden. 

„Hier finden wir, bemerkt Bromme in seiner Abhandlung über 
die allgemeine schwedische Armen-Gesetzgebung, die Pflicht angedeutet, 
die Armen in der Gemeinde zu unterstützen, Armenhäuser in jeder Ge- 
meinde einzurichten, und größere Dom-Hospitäler zu unterhalten. Die 
Bettelei als herkömmlich anzusehen, war im allgemeinen noch zugelassen, 
aber es erscheint schon ein Vorläufer des später aufgekommenen und 
gesetzlich eingeführten Bettlerpasses, welcher durch strengere Kontrolle 
die unaufhörliche und nur durch Faulheit veranlaßte Herumstreiferei ein- 
zuschränken suchte." Das erstrebte Ziel wurde gewiß nicht erreicht 
ungefähr 50 Jahre später nötigte das verderbliche Betteln und Vagabun- 
dieren und die ungebührliche Art, wie die Armen selbst in den Hospitälern 
behandelt wurden König Gustav 11. Adolf eine „Verfügung betreffend 
Bettler und Tagediebe" auszuarbeiten. In diesem Vorschlag zu einem 
Armenpflegegesotz — denn etwas anderes als ein Vorschlag wurde diese 
Verfügung nicht — der in so hohem Grade sowohl von des Königs 
scharfem Blick für die Bedeutung der Frage als auch von seinem wannen 
Interesse für die Armen zeugt, und der, wenn er hätte durchgeführt werden 
können, Schweden zu einem vorbildlichen Lande auf dem Gebiet der 
Armengesetzgebung gemacht hätte, klagt der König, daß die Bettelei 
in allen Provinzen immer mehr und mehr überhand nehme, so daß, wenn 
nicht bald irgend eine Abhilfe geschaffen würde, das Land sich mit 
Faulenzern und vielem unnützen und schädlichen Volk füllen würde. 
Darum verordnet der König aus christlichem Mitleid mit den von 
Krankheit und Schwachheit Heimgesuchten und um die Jugend zu Arbeit, 
Ehre und Tugend zu leiten, vor allem eine allgemeine Reformation der 
Hospitäler im Reiche. Die schon in den Städten vorhandenen, welche 
von der Bürgerschaft wenig oder keine Hilfe erhalten, werden so schlecht 
verwaltet, daß das, was die Krone dazu beisteuert von den Vorstehern ver- 
zehrt wird, während die Armen solche Not leiden, daß niemand, wie 
elend er auch sei, im Hospital aufgenommen zu werden begehrt Künftig- 
hin soll in jedem Regierungsbezirk (Län) ein Zentral-Hospital sein, wozu 
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die Einkünfte der übrigen verwendet werden sollen. In den Hospitälern 
sollen keine gesunden Kinder aufgenommen werden, sondern diese sollen 
in Dienst gegeben werden, wenn sie ihr Brot verdienen können. Aber 
sind sie jung, ohne Vermögen und wohlwollende Verwandte, so sollen sie 
bis zum Alter von 8 Jahren in das Kinderhaus aufgenommen und danach 
in einen Dienst oder ein Handwerk geschickt werden, so daß keinem Kinde 
von diesem Tage an das Betteln erlaubt ist. Darum soll in jeder Provinz 
auch ein Kinderhaus für das Land errichtet werden, wohin arme Bauern- 
kinder gebracht werden können und in den Städten auf Stadtkosten ein 
Stadtkinderhaus für arme Bürgerkinder. Dagegen sollen alle Altweiber- 
häuser, welche zum Arger der Bauern neben der Kirche oder anderswo 
erbaut sind und die eigentliche Ursache des Müßiggangs und der Bettelei 
bilden, abgeschafft und eingerissen werden; die Verhältnisse der darin 
Wohnenden sollen untersucht werden, und allen die sich ohne Bettelei 
erhalten können, ein Dienst verschafft werden, die Kinder kommen in 
das Kinderhaus und die Invaliden in das nächste Hospital. Findet sich 
danach noch jemand auf dem Lande oder in den Städten, der sich nicht 
mit seiner Arbeit ernähren will, der soll, sei er Mann oder Frau vom 
Vogt, Länsmann oder Landprofoß ergriffen und in das Zuchthaus gesetzt 
werden, wo er arbeiten und mit seinen Händen seine Nahrung verdienen 
und dem Zuchthaus nützen soll, ,zu welchem Ende in einer Stadt jedes 
Regierungsbezirks ein Zuchthaus eingerichtet werden soll. 

Aber es blieb, wie gesagt, bei dem Vorschlage. Des Königs groß- 
artige Zentralisationsidee, die, merkwürdig genug, schon in des Groß- 
vaters Verordnungen für die Armenpflege zu Tage trat, in beiden Fällen 
der Ausdruck einer patriarchalischen Regierungsart, ist erst in unseren 
Tagen und nur teilweise durchgeführt worden durch die Einrichtung von 
Länlazaretten und Erziehungsanstalten für anormale Kinder. Sein eigenes 
Zeitalter war für die neuen, großen Gedanken noch nicht reif. Sie brachen 
zu plötzlich mit eingewurzelten alten Vorstellungen und Gewohnheiten, 
auch war wohl das Ganze zu kostspielig für das mit Steuern überlastete 
Volk. Weder die Geistlichkeit noch die Bauern billigten den Vorschlag. 
Die erstere fand es am besten, daß die Bauern ihre Armen unter den 
Augen behielten, und diese wollten ihre Altweiberhäuser neben den Kirchen 
nicht missen und meinten, wenn die alten Weiber und andere Aimen die 
jetzt je nach Gelegenheit mit etwas Speise versorgt werden, ins Hospital 
gebracht würden, würde das teuer und mächtig enge werden, das Essen 
könnte man so weit nicht schicken und die Abgaben, die der König für die 
Hospitäler festgesetzt hat, würden den Bauern schwer fallen. Barausgaben 
hätte man schon genug; am besten wäre es wenn kein Armer sein Kirch- 
spiel verließe, und alle Bettelei und Müßiggang abgeschafft würde. Es 
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blieb also beim Alten. Man sah die Ubelstände nnd litt darunter, Datan 
wünschte, daß sie abgeschafft wären, aber fand keine Auswege. 

Wie wir in dem Ausspruch der Bauern über des Königs Vorschlag 
sehen, war das Gemeindesystem schon durch die Sitte, wenn auch nicht 
durch das Gesetz, fest im Lande eingewurzelt. Gesetzlich festgelegt 
wurde dieses System durch Schwedens erste allgemeine Armenpflege- 
Verordnung, die Bettelordnung von 1642. Hier wurde nicht nur erlaubt, 
sondern befohlen, daß, wo es noch keine gab, Armenhäuser je nach Größe 
und Vermögen der Gemeinde errichtet, und alte und invalide Arme dort 
untergebracht werden sollten. Niemand durfte ohne bestimmten Grund und 
ohne Bettelpaß betteln gehen, und auch dann nur in der Propstei, höchstens 
im Bistum. Alle anderen Bettler sollten nach ihren Heimatorten verwiesen 
werden, aber Vagabunden und Landstreicher wurden aufgegriffen und zum 
nächsten Kronschloß gebracht, um dort in Eisen zu arbeiten. So ver- 
schärfte jede neue Verordnung die Strafbestimmungen gegen die Bettelei, 
aber ohne Erfolg. Das Übel blieb und wuchs. Am Schlüsse des Jahr- 
hunderts bemerkt Karl XI. nicht ohne große Unzufriedenheit, wie die 
Bettelei in den Städten und auf dem Lande, aber besonders in der 
Residenzstadt Stockholm immer mehr und mehr Wurzel faßt, ungeachtet 
vieler guter und nützlicher Verordnungen zu ihrer Einschränkung. 
Es sei beobachtet und gefunden worden, daß der kleinste Teil von allen, 
die Almosen suchen, durch wahre Armut, durch Not, Alter oder Ge- 
brechen veranlaßt worden sind zum Bettelstab zu greifen; die meisten 
unter ihnen haben entweder ihre gesunden Glieder und Kräfte oder sind 
doch nicht so krank und gebrechlich, daß sie nicht für ihren Unterhalt 
arbeiten könnten; aber sie ergeben sich der Bettelei nur aus Faulheit 
und Mutwillen und verüben dabei allerhand Streiche und Mutwillen. 

Dem Klagelied folgte bald eine neue königliche Verordnung und zu 
Anfang der Regierung Karls XII. (1698) wurde Schwedens zweite Bettel- 
ordnung ausgegeben, mit denselben Zielen wie die erste. Hierin wurde 
befohlen, ein Raspel- und Spinnhaus in Stockholm zu errichten, in das 
Unfug treibende Müßiggänger gebracht werden sollten, weil dei König 
glaubte, das vorgesetzte Ziel nicht erreichen und dem Unfug nicht steuern 
zu können, solange kein besonderes Zucht- und Arbeitshaus für sie ein- 
gerichtet wäre, in dem sie mit einigem Nutzen für ihren Unterhalt arbeiten 
und die Strafe erhalten könnten, die sie mit dem verübten Unfug ver- 
dient hätten. In dieser Bettelordnung wurde das Betteln außeriialb des 
Ejirchspiels verboten und das Ausfertigen von Bettelpässen für einen 
größeren Bezirk erlaubt. 

Werfen wir einen zusammenfassenden Blick auf die Armenpflege des 
großen Zeitalters im ganzen, so finden wir, daß sie auf der einen Seite 



— 245 — 

der GegeDstand disziplinarischen Eingreifens und patriarchalischer Fürsorge 
der Ilegiening war, auf der andern Seite eine sozusagen private Angelegen- 
heit der Gemeinde oder des Kirchspiels. In den Städten wurden die 
armen Kranken im Hospital gepflegt oder wenigstens beherbergt, die teils 
durch Schenkungen, teils durch Staatsmittel erhalten wurden. Wie es hier 
mit der Pflege bestellt war, zeigt am besten Gustav Adolfs Yerfassungs- 
Vorschlag. Auf dem Lande wohnten alle Arten von Armen, Alte, Kranke, 
Krüppel, Kinder, im Gemeinde- Armenhaus. Hier wurden sie teils durch 
Liebensmittel unterhalten, die von den ßauem in das Armenhaus geschickt 
wurden, teils durch Betteln auf den Höfen, und außerdem kam wohl 
durch Kollekten und andere Beiträge ein Teil der Mittel in die Armen- 
kasse. Von einer allgemeinen Armensteuer war in jener Zeit nicht die 
Rede; die Hilfe, die auf die eine oder andere Weise geleistet wurde, war 
vollkommen freiwillig und daher in vielen Fällen unzureichend, und die 
Wohnungen in denen die Armen untergebracht wurden, waren meistens 
in jeder Hinsicht unzweckmäßig und mangelhaft. Oft enthielten sie nur 
ein Zimmer, in denen Alte und Junge, Männer und Flauen, Gesunde 
und Kranke bei Tag und Nacht beherbergt wurden. 

Nicht bloß die eignen privilegierten Bettler der Gemeinde bevölkerten 
die Wege. In vielleicht noch höherem Grade und zum bei weitem 
größeren Schaden der seßhaften Bevölkerung taten es Vagabunden und 
Herumtreiber, oft verabschiedete Kriegsleute, Soldaten und Seeleute mit 
Frau und Kind. Das war das große Gebrechen der Zeit, das vor allem 
ein Eingreifen der Regierung erforderte. Ihre Maßregeln zur Ver- 
besserung der Gemeindepflege waren ziemlich bedeutungsloser Natur. 
Die Leitung der kommunalen Armenpflege wurde in der Kegel von der 
Geistlichkeit geübt, die die Sammlungen veranstaltete und die Armen- 
kasse verwaltete. Die Kontrolle über die Art, wie die Gesetze gegen 
die Landstreicher befolgt wurden, sollte vom Landeshauptmann und den 
unterstellten Beamten ausgeübt werden. 

Die Unterdrückung der Bettelei und des Vagabundentums war also 
in jener Zeit die Hauptaufgabe der schwedischen Armenpflege, aber diese 
Aufgabe konnte hier ebensowenig wie anderswo gelöst werden. Das 
Sein oder Nichtsein der Bettelei steht, wie schon an anderer Stelle 
bemerkt wurde, bei der großen Allgemeinheit. Wo diese sieht, daß die 
Armen, sobald keine Almosen gegeben werden, entweder gar keine Hilfe 
erhalten, oder solche, die das Gefühl der Bannherzigkeit verletzt, da 
fragt sie wenig nach repressiven Gesetzen. Ganz kann dieses Moment 
nicht entbehrt werden. Selbst die beste, rationell geordnete Armenpflege 
muß in gewissem Maße disziplinar, repressiv sein, aber sie darf es nur in 
beschränktem Maße sein. Die sorgfältige liebevolle, persönliche Pflege muß 
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als das Wesentliche, Prinzipielle vorgehen. Erst wenn diese nicht aus- 
reicht, nicht die Macht hat aufzuhauen und zu yerhessem, darf zum 
Schutze der Gesellschaft die Repression und Korrektion als zweites 
Moment dazutreten. Aber für ein solches Hin- und Herwenden der 
herrschenden Ideen war die Zeit nicht reif, und das war die Hauptursache, 
weshalb die fleißige, gesetzgeberische Arbeit auf dem Gebiete der 
Armenpflege zur Zeit der Größe keine Früchte trug. 

Aber wie die Zustände am Schlüsse dieser Zeit waren, so blieben 
sie in der Hauptsache während der ganzen Freiheitszeit und noch ein 
gutes Stück ins 19. Jahrhundert hinein. Auch während dieses ganzen 
Zeitraums gelang es nicht, zu einiger Klarheit über das wahre Wesen 
und die Aufgaben der Armenpflege zu kommen. Gewiß machte man 
auch jetzt fleißig Versuche, wenigstens eine vorläufige Linderung des 
Elends zu bewirken, aber alles geschah aufs Geratewohl ohne Sach- 
kenntnis und ohne Plan und Zusammenhang. So wurde in der Mitte 
des 18. Jahrhunderts bestimmt, daß die Abgaben für die Armenpflege 
sich auf die Gemeindemitglieder verteilen sollten, das heißt die Annen- 
pflege wurde obligatorisch; aber drei Jahre später wurde das Gesetz 
aufgehoben, und es wurde jeder Gemeinde überlassen für ihre Armen zu 
sorgen, wie sie es für das Beste hielt, — die Armenpflege wurde 
wieder freiwillig. Im Jahre 1809 wurde auf Wunsch der Stände ein 
Komitee eingesetzt, um einen Vorschlag zu einem allgemeinen Armen- 
pflegegesetz auszuarbeiten. Der Vorschlag des Komitees wurde dem 
Reichstag im Jahre 1823 vorgelegt, aber von den Ständen verworfen, 
weil „eine allgemeine Armenpflegebestimmung für das ganze Keich un- 
willkürlich Störungen in der herrschenden Ordnung verursachen und zum 
Teil in die Rechte und Pflichten eingreifen würde, die die Öffentlichkeit 
bis dahin gehabt hatte, um selbst ihre Armen zu pflegen und für ihren 
Unterhalt zu sorgen'^. 

Eine wirklich durchgreifende Reform unserer Armenpflege war nicht 
möglich, ehe ein neuer Geist der Liebe und Gerechtigkeit, gepaart mit 
einer ganz neuen Auffassung von Menschenrecht und Menschenwert in 
unser Volk gedrungen war. Der Weckruf kam von außen in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts. Der mit den Zuständen der englischen Armen- 
pflege sehr vertraute E. G. Geijer äußerte in seinem Artikel über die 
Armenfrage im Jahre 1839: „Unsere Zeit rechnet die Wohltätigkeit zu 
ihren Tugenden. Möge sie nicht vergessen, daß das bloße Geben die 
leichteste, vde die mißlichste Wohltätigkeit ist — daß es das Rechte, 
aber Schwerere ist, dem Bedürftigen Pflege zu schenken, die nicht ohne 
Mühe sein kann, — daß es, mit einem Worte, für den Gebenden wie für 
den Nehmenden gilt: „Arbeit ist die beste Gabel" Hier treffen wir, 
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rein und klar^ Gedanken einer neuen Zeit. Konkrete Form nahmen diese 
in dem Armenpflege-Gesetz vom Jahre 1843 an, welches dem Gesetze 
vom Jahre 1853 und dem jetzt gültigen yon 1871 zu Grunde liegt. 

Bezeichnend für dieses Gesetz ist es, daß es einige große, allgemeine 
Prinzipien festlegt, und zu gleicher Zeit den verschiedenen Armenpflege- 
Verbänden den freiesten Spielraum in der Frage läßt, auf welche Weise 
die Prinzipien anzuwenden sind. Es begnügt sich in der Eegel damit, 
Rat und Anweisung zu geben, eine Vorsicht, die übrigens für alle 
kulturelle Gesetzgebung in Schweden charakteristisch ist. Typisch in 
dieser Hinsicht ist § 9 Nr. 1 des Armenpflege-Gesetzes, in dem es heißt: 
Es hängt Yon jedem Armenpflege- Verband ab, in Übereinstimmung mit 
dieser Verordnung seine Armenpflege in einer Weise zu ordnen, wie sie 
für die jeweiligen Verhältnisse angemessen gefunden wird, 
doch so, daß dem Betteln entgegengetreten wird; die Armenpflege- 
Verbände sollen es sich angelegen sein lassen usw. 

Die natürliche Folge hiervon war, daß unser Land geradezu eine 
Musterkarte von allen denkbaren Organisationen für Armenpflege bietet. 
Bald hat man sich nach deutschem Muster gerichtet (Gefle), bald nach 
englischem (Stockholm), bald mehr oder weniger verschiedene Mischformen 
beider eingeführt (Gothenburg). An etlichen Stellen hat man etwas von 
dem ursprünglichen, kirchlichen Charakter der Armenpflege beibehalten, 
oder wo sie weggefallen war, wieder eingeführt, an andern ist sie rein 
bürgerlich usw. Das Gesetz ist ein weiter Rahmen, in dem alle möglichen 
„Systeme*' in bester Eintracht Platz finden. 

Die Armenpflege der übrigen nordischen Länder zeigt in ihrer Entwicklung 
mid Jetzigen Stellung ziemlich große Gleichlieit mit der schwedischen. Auch dort 
herrscht große Freiheit in bezug auf lokale Organisation; eine Freiheit von der in 
reichem Maße Gebrauch gemacht wird. 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung fUr Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

II. B. Armenverwaltung. 

Besoldete Armenpfleger. Die Frage, ob die ehrenamtlichen Organe der Armen- 
pflege dauernd in genügender Zahl zu gewinnen und ob sie ihrer Aufgabe in allen 
Stücken gewachsen sein werden, bildet den Gegenstand immer wiederkehrender 
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Erörterungen. Eine Anzahl Städte, in denen im übrigen das Elberfelder System 
eingeführt ist, haben zu den ehrenamtlichen Organen berufsamtliche Kräfte zugesellt, 
die eine ergänzende Tätigkeit üben sollen. Von Interesse ist namentlich die Em- 
richtung in Dortmund, das nach und nach die Zahl der Aufsichtsbeamten von 
einem im Jahre 18S1 auf 8 in 1887, 6 in 1899 vermehrt und nun, wie der neueste 
Verwaltungsbericht (für 1903/04) ergibt, 9 Ermittlungsbeamte angestellt hat. Ihre 
Tätigkeit hat sich nach Angabe des Berichtes bewährt; für die Tätigkeit gelten die 
folgenden Grundsätze: 

1. Innerhalb ihrer Bezirke ist eine laufende Aufsicht über die unterstützten 
Personen und deren Angehörige, namentlich in bezug auf die Arbeitsfähigkeit, die 
Erwerbsverhältnisse, die Beteiligung bei Kranken-, Unterstützungs- und Sterbekassen 
usw., Unterstützimg von Vereinen und Privaten, die Ermittlung von zur Unterstützung 
verpflichteten und fähigen Verwandten, Arbeitgebern usw. auszuüben, femer in Todes- 
fällen die Ermittlung und Sicherstellung der Nachlässe zu bewirken. — Die Er- 
mittlungsbeamten haben sich bei Ausübung ihrer Tätigkeit möglichst mit den Armen- 
vorstehern bezw. Armenpflegem in Verbindung zu setzen und vorgefundene Mißstände 
zur Sprache zu bringen. 

2. Die Verhältnisse der nach den Verhandlungen der Bezirksversammlung in 
Zugang gekommenen Unterstützten sind unter Berücksichtigung der unter 1 er- 
wähnten Punkte von den Ermittlungsbeamten an Ort und SteUe festzustellen und 
die eingereichten Personalbogen zu prüfen. Bei laufenden Unterstützungen ist ein 
zweiter Personalbogen für die Verwaltung aufzunehmen. 

U. G. PriYate WoUtätigkeit. 

Meoklenbiirgigoher Marien-Frauen- Yereln. XXV. Rechenschaftsbericht des Vor- 
standes für das Jahr 1904. 59 S. 

Der Mecklenburgische Marien-Frauen- Verein, der im Berichtsjahre auf ein 
25jähriges Bestehen zurückblickt, ist gleich dem Mecklenbui*gischen Landesverein 
zur HUfeleistung, Pflege und Unterbringung Verwundeter im Kriege bestimmt. In 
Friedenszeiten dient er der Ausbüdung von Krankenschwestern, der Herstellung 
neuer und Verbesserung bestehender Krankenhäuser, der Gemeindepflege usw. Der 
Verein hat in den 25 Jahren seines Bestehens 30 Zweigvereine begründet; 33 Beruf s- 
schwestem, 4 Kriegs- und 4 Probeschwestem sind in diesen Zweigvereinen, 14 Stationen 
imd einem dem Verein unterstehenden Krankenhause, dem »Marienhause'' tätig. Die 
Zahl der Vereinsmitglieder betrug im Berichtsjahre 3302, seine Einnahme 43666 M. 

II. D. Kirchliche Armenpflege. 

Rogers, Rev. Clement F., Charitable Relief. 175 p. London, Longmans, Green 
& Co. 1904. 

Das voriiegende Buch ist in einer von A. W. Robinson herausgegebenen 
Sammlung: Handbooks for the Clergy erschienen und ist in dem Bestreben 
geschrieben, die Kirche mehr zur Ausübung der Liebestätigkeit heranzuziehen. Es 
enthält in den Abschnitten über das Wesen des Elends, seine Abhilfe und seine 
Terhütung, über Lebenshaltung und Charakter beachtenswerte Hinweise für die 
praktische Tätigkeit, namentlich in bezug auf den persönlichen Verkehr zwischen 
Helfer und Hilfesuchenden. In der Hilfe von Mensch zu Mensch, in der sittlichen 
und moralischen Beeinflussung des Hilfesuchenden durch den Helfer sieht der Ver- 
fasser den größten Wert, aber auch die größte Schwierigkeit der Hilfstätigkeit. Mit 
Entschiedenheit fordert er eine gründliche soziale Ausbildung der mit der Armen- 
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pflege zu betrauenden kirchlichen Organe und schlägt für die Geistlichen während 
der Dauer ihres Diakonats eine mit praktischer Tätigkeit verbundene theoretische 
Unterweisung in sozialer Arbeit vor. Im weiteren Verlaufe seiner Arbeit geht der 
Verfasser auch auf die staatliche und private, von nichtkirchlichen Vereinen geübt& 
Fürsorgetätigkeit ein und hebt besonders die Notwendigkeit einer Verbindung der 
Wohltätigkeitsbestrebungen hervor, wie sie namentlich in den Gharity Organisation 
Societies zum Ausdruck kommt. — Den Schluß des Buches bilden Vorschläge für 
eine Neuorganisierung der kirchlichen Armenpflege, die in der Hauptsache auf die 
Errichtung besonderer Kommissionen hinauslaufen. Diesen solle die eigentliche 
Armenpflege übertragen werden, während die Tätigkeit der Geistlichkeit selbst mehr 
in vorbeugender Richtung liegen solle. 

Bas Gemeindehaus« Seine Bedeutung und Einrichtung und die Arbeit im Gemeinde- 
hause. — Mit einer Sammlung von Entwürfen und ausgeführten Plänen In 
81 Abb. Im Auftr. d. Engeren Ausschusses des Evangelisch-Kirchlichen 
Hilfsvereins herausgeg. von Pastor Crem er. Potsdam, Stiftungsverlag. 1906. 
Die vorliegende Schrift ist aus dem Bemühen erwachsen, den Gemeinden bei 
der Errichtung von Gemeindehäusern behilflich zu sein und ihnen die notwendigen 
Fingerzeige für Bau und Einrichtung zu geben. Sie wird eingeleitet durch einen 
von Pastor Schäfer-Altona verfaßten Aufsatz über die Bedeutung des Gemeinde- 
hauses, in dem der Verfasser darauf hinweist, wie sich aus dem Vereinshaus, dieser 
Gründung der Inneren Mission, nach und nach das Gemeindehaus entwickelt habe, 
das alle in der Einzelgemeinde wirksamen Bestrebungen der Inneren Mission unter 
einem Dache zusammenfassen soll. Es verdanke seine Entstehung der Erkenntnis, 
daß die Kirche und damit auch die Einzelgemeinde soziale Aufgaben habe, deren 
Pflege in einem Kirchengebäude immöglich sei, wie beispielsweise die Kinderfürsorge,, 
die Versorgung Kranker und Gebrechlicher usw. 

In der Beschreibung von Bau und Einrichtung der Gemeindehäuser liegt nun 
der Schwerpunkt des Buches; in über 80 Plänen und Abbildungen werden etwa 
25 bestehende Gemeindehäuser dargestellt und erläutert, so daß der Leser in der 
Tat wertvolle Anhaltspunkte für die bauliche Anordnung des Hauses gewinnen kann. 
In dem Gemeindehaus sollen alle Einrichtungen vereinigt sein, deren sich die Kirchen- 
gemeinde zur Ausübung ihrer Liebestätigkeit bedient. In erster Linie sind hier die 
der Kinderfürsorge dienenden Einrichtungen wie Krippe, Bewahranstalt und Kinder- 
hort zu nennen, in größeren Gemeinden sind auch Volksküche, Poliklinik, Siechen- 
und Krankenabteilung in dem Gemeindehause untergebracht, das außerdem noch 
Wohnräume für die Gemeindeschwestern und Vereinszwecken dienende Versammlungs- 
säle enthalten muß. — Der zweite Teil des Buches berichtet über die Arbeit im 
Gemeindehause, wie sie in der Einrichtung von Gemeindeabenden, in der Tätigkeit 
von Gemeindepflegem und Gemeindeschwestern, in der Organisierung der Evan- 
gelischen Frauenvereine, denen die freiwillige Mitarbeit an der Gemeindepflege 
obliegt, und schließlich in der Gründung von Jünglings- und Jungfrauenvereinen 
zum Ausdruck kommt. Besonders ausführlich wird die Stellung und Tätigkeit der 
Gemeindeschwester behandelt, die in der Hauptsache auf Armen- und Krankenpflege 
hinausläuft, daneben aber auch eine Mitarbeit an den von der Gemeinde gegründeten 
Vereinen, den Frauen- und Jungfrauenvereinen, Koch- und Flickvereinen usw. umfaßt. 

IT. Fürsorge für Kranke nnd Genesende. 

Gebhard, Das InTalidenheim (Isolieranstalt) für tiiberknlöse Männer bei Groß* 
Hansdorf (Hamburg). — Frennd, Das Invalidentaaas für Toberkulöse der 
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Landeg-Yersichenuigsanstalt Berlin. (Tuberkulosis. Monatsschrift des Inter- 
nationalen Zentralbureaus zur Bekämpfung der Tuberkulose. No. 6. 1905.) 
Die Juli-Nummer der Tuberkulosis enthält zwei Berichte der Direktoren der 
Landesversicherungs-Anstalten Hamburg und Berlin über die von diesen eingerichteten 
Invalidenhäuser für Tuberkulöse. Man hat sich bei der Gründung solcher Heime 
von dem zweifachen Bestreben leiten lassen, einmal denjenigen lungenkranken 
Personen, deren Leiden so vorgeschritten ist, daß eine Heilstättenbehandlung keine 
Aussicht auf Erfolg mehr bietet, einen Aufenthaltsort zu schaffen, der ihnen Ruhe 
und Pflege gewährt, andererseits aber auch dadurch, daß man sie ihrer Umgebung 
entzieht, die Ansteckungsgefahr zu beseitigen und so einer Weiterverbreitung der 
Krankheit entgegenzuarbeiten. — Beide Invalidenhäuser sind vorläufig auf männliche 
Personen beschränkt. 

Die Hamburger Anstalt, die im Jahre 1903 errichtet wurde, liegt in land- 
schaftlich reizvoller waldreicher Gegend und bietet augenblicklich für 30 Kranke 
Raum, sie soll nach der vollständigen Ausgestaltung etwa 200 Kranken Unterkunft 
gewähren. Für diese sollen nach und nach, verteilt auf dem Grundstück und jedes 
gleichsam für sich gelegen, mehrere — etwa sechs — Wohnhäuser für je 25 — 35 
Kranke errichtet werden. Zur Aufnahme kommen nur solche Personen, denen bereits 
Invalidenrente bewilligt ist, die Verpflegung in dem Heim tritt dann an die Stelle 
des Rentenbezuges. Im übrigen wird darauf Bedacht genommen, daß in erster Linie 
Personen aufgenommen werden, die der Fürsorge besonders bedürfen, also nament- 
lich alleinstehende, der Pflege in der Familie völlig entbehrende Personen, femer 
aber auch solche, von denen man eine Benachteiligung der Umgebung in besonders 
hohem Grade befürchten mußte, also Familienväter, die in enger Behausung mit 
zahlreichen kleinen Kindern zusamroenwohnen, und schließlich solche, deren An- 
gehörige ein Geschäft betreiben, das die Gefahr der Weiterverbreitung der Krankheit 
besonders groß erscheinen läßt. Um das Invalidenheim auch wirklich zu einem 
prophylaktisch wertvollen Mittel bei der Bekämpfung der Tuberkulose, nicht nur zu 
einem Versorgungshaus zu gestalten, wird das Hauptgewicht darauf gelegt, ihm den 
Charakter einer Isolieranstalt zu geben. Die Kranken dürfen weder auf ihren Spazier- 
gängen die Anstalt verlassen, noch dürfen sie sich ohne ausdrückliche Genehmigung, 
die nur in den allerdrlngendsten FäUen erteilt wird, auf Reisen begeben. Besuche 
der Familienangehörigen zu empfangen ist ihnen jedoch erlaubt. Außerdem wird 
bestimmt, daß der in ein Invalidenheim Aufgenommene für die Dauer seines Aufent- 
halts auf den Bezug der Rente verzichtet und an diesen Verzicht auf ein Vierteljahr 
gebunden ist. Die Kündigung muß einen Monat vor Ablauf dieses Vierte^ahres er- 
folgen. — Die Verwaltung des Heims und die Pflege der Kranken untersteht Schwestern 
aus dem Bremer Verein vom Roten Kreuz. Über die Beschäftigung der Pfleglinge 
bestimmt die Hausordnung, daß jeder Pflegling, soweit nicht von dem Anstaltsarzte 
ausnahmsweise Abweichungen angeordnet werden, sein Zimmer, abgesehen von den 
gröbsten Arbeiten, in Ordnung zu bringen und seine Kleidung selbst zu reinigen 
habe. Die Pfleglinge haben ferner für den Anstaltsbetrieb nötige leichte Arbeiten, 
wie Ausbesserungsarbeiten an Kleidungsstücken, Gartenarbeiten und dei^eichen 
auszuführen. Die Dauer der Beschäftigung soll 4 Stunden täglich nicht überschreiten. 
Um die Arbeitsfreudigkeit zu steigern, wurden Arbeitsprämien eingeführt, die viertel- 
jährlich verteilt werden und je nach den Leistungen 2 — 6 M. betragen. Auf seinen 
Wunsch wird jedem Pflegling ein Stück Gartenland überwiesen, das er zur Blumen- 
und Gemüsezucht verwenden kann; die Produkte werden, soweit sie verwertbar sind, 
für den Anstaltsbetrieb abgekauft. 



— 251 - 

Insgesamt wurden während des Bestehens der Anstalt 77 Personen aufgenommen, 
von denen 16 im Alter von 21—30, 30 Im Alter von 31—40, 23 im Alter von 41 bis 
50 Jahren standen und 12 über 50 Jalire alt waren. Von ihnen haben 33 die Anstalt 
freiwillig verlassen, 20 sind in der Anstalt gestorben. 

Das Invalidenhaus der Berliner Versicherungsanstalt in Lichten- 
berg, das seit dem Jahre 1901 besteht, ist vorläufig nur für 20 Betten eingerichtet; 
die Leitung liegt in den Händen des Heilstättenarztes. Das Prinzip der Isolierung 
wird in der Berliner Anstalt nicht so streng durchgeführt wie in Hamburg; man 
meint, den Verkehr mit Verwandten und Freunden, der psychisch aujBerordentlich 
günstig auf die Pfleglinge eüiwirke, nicht ganz unterbinden zu dürfen. So wird 
den Kranken auf ihren Wunsch zweimal wöchentlich Urlaub für einen halben Tag 
gewährt. Im übrigen weicht die Hausordnung, was Aufnahme und Beschäftigung 
anlangt, von der des Hamburger Hauses nicht wesentlich ab. Seit Bestehen der 
Anstalt sind insgesamt 52 Rentenempfänger aufgenommen worden, von denen 20 
verheiratet, 8 verwitwet und 24 ledig waren. Bemerkenswert ist hier wie auch in 
der Hamburger Anstalt der große Prozentsatz der Verheirateten, der beweist, daß 
auch für diese das InvaUdenhaus ein Bedürfnis ist. Von sämtlichen Insassen sind 
bis Jetzt 17 gestorben, 11 sind auf eigenen Wunsch, 5 strafweise entlassen, einer 
ist wieder arbeitsfähig geworden. Acht Pfleglinge standen im Alter von 20—30, 
17 im Alter von 80—40, 12 im Alter von 40—50, 9 im Alter von 50—60 Jahren und 
6 waren über 60 Jahre alt. Die Kosten der Unterhaltung belaufen sich bei der sehr 
geringen Anzahl von 20 Betten auf jährlich 28600 M., d. h. 1400 M. für Jedes Bett, 
ein Betrag, der die Höhe der Rente um etwa das Siebenfache übersteigt. Man hofft 
jedoch bei einer Vergrößerung der Anstalt auf 200 Betten für Männer und 200 für 
Frauen den Kostensatz auf die Hälfte herunterdrücken zu können. — Zum Schluß 
regt Freund noch die Begründung von besonderen ländlichen Kolonien an, auf 
denen die Rentenempfänger ihren Kräften entsprechend mit ländlichen und gärt- 
nerischen Arbeiten beschäftigt werden könnten. 

(Envre de la Mutnalit^ materneüe de l'Isöre k Yienne 1894 — 1904. Die 

Revue philanthropique vom Dezember 1904 bringt einen Bericht von Dr. Vivien 
über die 10jährige Tätigkeit der „mutualite matemelle" in Vienne (dept. de llsere). 

Der Verein wurde 1894 nach dem Muster der mutualite de Paris von Francisque 
ßonnier, einem Großindustriellen des Orts, gegründet. In bewundernswertem Eifer 
sammelte er bei 130 Privatwohltätera ein erstes Kapital von 30000 Francs und erwarb 
die Mitgliedschaft von 1000 Arbeitern. 

Die Einrichtung verfolgt in erster Linie den Zweck, den Wöchnerinnen einen 
vollen Monat Ruhe zu ermöglichen und sie, wenn irgend angängig, zum Selbstnähren 
zu veranlassen. Sie will Wohlfahrt üben und nicht Almosen spenden und zwar, 
indem sie ihren Schützlingen ein Recht gibt, ihre Wohltaten zu genießen. Dies 
geschieht durch Erwerbung der Mitgliedschaft mittels eines Jahresbeitrags von 
3 Francs. Dafür gewährt die Mutualite zweierlei Prämien: Wochenbettprämien 
<primes d*accouchement) und Nährprämien (primes d'allaitement). Erstere betragen 
12 Francs wöchentlich während eines Monats, letztere 20 Francs nach dem 3. Monat 
für die selbststillende Mutter und 5 Francs für die nach dem 6. Monat erfolgte 
Wägung des Kindes. Außerdem werden Milchmarken, Kinderzeug und dergleichen 
verabfolgt, wo es Not tut und Jedes Kind erhält ein Sparkassenbuch mit 2 Francs. 
Die Nährprämie ist den Müttern in 200 Fällen zuerkannt worden. 

Durch Spenden und Lotterien hat der Verein 10 Jahre seine Kosten gedeckt, 
ohne das erste Kapital anzurühren. Während dieser Zeit haben 700 Frauen die 
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Wohltaten des Vereins genossen und in ihrer Umgebung hat die bevorstehende 
Geburt alles schreckhafte, das sie üblicherweise in den Arbeiterkreisen bedeutet, 
verloren. 

Von wesentlichem Nutzen ist das zur Anstalt gehörige dispensaire, in dem 
seit der Begründung bis Ende 1903 zusammen 8711 Konsultationen gewährt und 
von 1899 bis einschl. 1903 285 Impfungen vorgenommen wurden. Die Konsultationen 
finden regelmäßig Sonntags und Donnerstags statt und werden ausschliefilich von 
Frauen und Kindern besucht. Die Statistik ergibt, daß in 8 Jahren 1556 Kinder- 
krankheiten, davon 1000 bei Kindern unter 6 Jahren, behandelt wurden. 

Auf die Flaschenkinder entfällt der bei weitem höchste Prozentsatz von Haut- 
krankheiten, im ganzen aber werden bedeutend mehr Brustkinder als Flaschenkinder 
der Anstalt zugeführt. Dies ist einmal dem stärkeren Interesse zuzuschreiben, das 
die selbststillende Mutter an der Entwicklung ihres Kindes nimmt, und zweitens der 
viel größeren Gefahr, welche darin liegt, Flaschenkinder der wechselnden Temperatur 
auszusetzen, die Brustkindern, sofern sie sorgfältig gekleidet sind, nichts schadet. 
Auch erlernen Brustkinder — laut Statistik — das Gehen früher als Flaschenkinder. 

Die Mutualit^ stellt im allgemeinen ein erhebliches Zunehmen des Selbstnährens 
fest, wodurch bewiesen wird, daß das Fabrik-, bezw. Arbeitswesen der Industrie- 
stadt kein Hindernis dafür bildet Sie bezeugt femer, daß diejenigen Mütter, die 
während ihrer Schwangerschaft die Fürsorge der Mutualit^ und nach der Entbindung 
einen Monat Ruhe genießen, zudem ihre Kinder stillen konnten, durchschnittlich 
die stärksten Kinder gebären und aufziehen. 

Schließlich ergibt Dr. Viviens Bericht die bedeutend herabgeminderte Sterb- 
lichkeit der der „mutualitö matemeUe" unterstehenden Säuglinge. Während der 
Prozentsatz im ersten Jahre noch 21,9 betrug, ist er 1902 auf 9,6 gefallen. 

V. Fürsorge für Gebrechliche. 

ZentralhilfsTerein zur BefOrdenmg der Bemfet&tigkeit der Biinden Dentsch- 
lands. Der neubegründete Verein stellt sich die Aufgabe, die deutschen Blinden- 
anstalten und Blinden-Fürsorgevereine in dem auf Erlangung und Erhaltung 
wirtschaftlicher Selbständigkeit gerichteten Streben nach Bedarf imd nach Möglich- 
keit ergänzend zu unterstützen. Ohne in das Wirken der einzelnen Blindenanstalten 
und Fürsorgevereine einzugreifen, will er Hand in Hand mit ihnen insbesondere 
den Arbeitsabsatz der handwerktreibenden Blinden zu fördern suchen, den musikalisch 
und wissenschaftlich gebildeten Blinden die Wege in das Berufsleben ebenen und 
sichern und sich auch solcher Blinder, die keine nähere Beziehung zu einer Blinden- 
anstalt haben, zur Verhütung ihrer Armut in geeigpieter Weise annehmen. Zu 
diesem Zweck wird er u. a. einen Zentralarbeitsnachweis und eine Stellenvermittlung 
für deutsche Blinde einrichten und einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage 
herbeizuführen suchen. Seine eigentliche Tätigkeit soll dort beginnen, wo die 
Leistungsfähigkeit der Anstalten und FUrsorgevereine aufhört. Ehemaligen Anstalts- 
zöglingen soll nur mit Zustimmung oder auf Antrag der Anstalten geholfen werden; 
die Geldunterstützung einzelner Blinder in Krankheits- imd Notfällen soll nicht im 
Bereich seiner Tätigkeit liegen. An Veröffentlichungen des Vereins liegen bisher 
vor: seine Satzungen, ein Aufruf : „Hilfe den deutschen Blinden ** und das Protokoll 
zu seiner Gründung. 

Rosenfeldy Leonhard, Krfippelschnlen. Vortrag, als offizielles Referat gehalten 
auf dem 1. internationalen Kongreß für Schulhygiene zu Nürnberg, 4. bis 
9. April 1904. 84 S. Druck von J. L. Stich in Nürnberg. 
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Die vorliegende Schrift knüpft an die auch von uns seiner Zeit angezeigten 
statistischen Erhebungen an, die in den Jahren 1897—1904 in einzelnen preußischen 
Regierungsbezirken durch Yermittelung der staatlichen Behörden aufgenommen 
wurden. Sie werden noch ergänzt durch eine im Jahre 1904 in Mittelfranken vor- 
genommene Zählung. Von den einzelnen Rubriken kommen für die vorliegende 
Arbeit namentlich die Nachweisungen betreffend die geistige Beschaffenheit, die 
Zahl derjenigen, die Unterricht genossen haben, und die Erwerbsfähigkeit der 
Krüppel in Betracht. Danach sind in Deutschland bei einer Bevölkerung von 
57 Millionen zurzeit 320000 Krüppel vorhanden, etwa 253000 Erwachsene und 
67000 Kinder unter 14 Jahren. Von den erwachsenen Krüppeln haben mindestens 
40000 nicht den ihnen zukommenden Unterricht erhalten; 100000 sind nicht* in der 
La.ge, sich auch nur notdürftig selbständig zu ernähren. Von diesen 100000 müssen 
etwa 80000 von ihren Angehörigen unterhalten werden, etwa 20000 fallen der 
öffentlichen Armenpflege zur Last. Von den 67000 KrUppelkindem sind etwa 58000 
im schulpflichtigen Alter, von diesen erhalteil nach Abzug von etwa 6000 geistig 
nicht gesunden Krüppeln mindestens 6700 geistig normale und bildungsfähige 
Krüppel keinen Unterricht. Alle diese Zahlen beweisen einen großen Notstand in 
der Erziehung der Krüppel. Im ganzen bestehen in Deutschland, abgesehen von 
solchen Anstalten, die lediglich die Versorgung der Krüppel bezwecken, 18 private 
Vollschulen, d. h. Schulen, die über den Rahmen einer gewöhnlichen Volksschule 
hinaus einen gewerblichen Fortbildungsunterricht geben, und eine staatliche Krüppel- 
schule, die königliche bayerische Zentralanstalt für Erziehung und Bildung krüppel- 
hafter Kinder in München, die älteste derartige Einrichtung überhaupt. Sie ist aus 
der im Jahre 1832 von einem Privatmanne, Nepomuk von Kurz, gegründeten Unter- 
richts- und Bildungsanstalt für krüppelhafte Knaben hervorgegangen und ist in 
ihrer Einrichtung als mustergültig zu bezeichnen. Sie bietet Platz für lüO ZögUnge; 
seit 1876 werden auch Mädchen aufgenommen. Die Aufnahme der Zöglinge erfolgt 
zwischen dem 11. und 14. Lebensjahr. Die Dauer des Aufenthaltes bleibt in der 
Regel auf drei Jahre festgesetzt, doch kann sie in besonderen Fällen verlängert 
oder verkürzt werden. 88 Freiplätze sind vorhanden, für einen zahlenden Zögling 
sind jährlich 360 M. Pflegegeld und B6 M. Kleid ungsgeld zu entrichten. Die Unter- 
richtsgegenstände sind die einer gehobenen Volksschule, zu denen dann der spezielle 
Krüppelunterricht in technischen Fächern tritt. Er gliedert sich für Knaben in drei 
Klassen, eine Schreiber-, Buchbinder- und Schneider-Abteilung. Für die Mädchen 
hesteht der technische Unterricht in der Erlernung der weiblichen Handarbeiten. 
Neben der pädagogischen Erziehung gewährt die Anstalt auch die entsprechende 
ärztliche und orthopädische Hilfe. 

Von privaten Schulen werden namentlich das Oberlinhaus in Nowawes 
und die Pfeifferschen Anstalten in Cracau bei Magdeburg erwälmt, nach deren 
Muster auch die übrigen privaten deutschen Krüppelerziehungsanstalten eingerichtet 
sind. Sie alle können jedoch nur ungefähr den dreißigsten Teil aller Unterrichts- 
bedürftigen Krüppel versorgen. — Ahnlich liegen die Verhältnisse auch im Ausland. 
Von den europäischen -Ländern werden nur Dänemark mit der mustergültigen Anstalt 
in Kopenhagen, Schweden mit vier Krüppelschulen, Norwegen mit einer und Finnland 
mit vier Vollschulen als ausreichend versorgt bezeichnet. Vollkommen unzulänglich 
sind dagegen die Einrichtungen in der Schweiz, Österreich, Ungarn, Holland und 
Rußland, und auch England deckt seinen Bedarf für 39000 Krüppel in den bestehenden 
sechs Anstalten nicht. In den romanischen und slavlschen Ländern fehlen derartige 
Anstalten ganz, nur Italien besitzt in den Sonderschulen für rachitische Kinder 
(scuole dei Rachitici) eine den KrOppelschulen ähnliche Einrichtung. 



— 254 — 

Daß aber eine gut geleitete Krüppelschule auch wirklich ihren Zweck erfüllt 
und die große Zahl der wirtschaftlich unselbständigen, auf Almosen und Unter- 
stützungen angewiesenen Krüppel yermindert. zeigen die günstigen Erfolge der 
Münchener Krüppel-Staatsschule. Eine Umfrage ergab, daß von 932 entlassenen 
Zöglingen sich 867 » 93% selbständig ernähren, während nach der oben erwähnten 
Statistik nur 67% aller erwachsenen Krüppel hierzu im stände waren. Durch einen 
geeigneten Sonderunterricht konnten also weitere 26% der Selbständigkeit zugeführt 
werden. Für Deutschland mit seinen 320000 Krüppeln bedeutet dies die wirtschaftr 
liehe Befreiung von 80000 bisher von Almosen lebenden Menschen. Hieraus geht 
hervor, daß der Staat das größte national-ökonomische Interesse an einer zweck- 
mäßigen Ausbildung der Krüppel hat; die Krüppelschule — folgert der Verfasser — 
muß daher vom Staate errichtet werden. Sie kann natürlich nicht in Jedem Orte an be- 
stehende Einrichtungen angegliedert werden, vielmehr genügen Zusammenschließungen 
nach Kreisen und Regierungsbezirken mit Schulen von 100—900 Schülern. Die 
Ausgestaltung der Krüppelschule soll ihrem dreifachen Berufe als Erziehungs-, 
Fortbildungs- und Heilanstalt entsprechen; der Hauptwert soll aber auf den gewerb- 
lich-technischen Unterricht gelegt werden, für den Jedoch nur solche Fertigkeiten 
iü Betracht kommen, die eine Gewähr dafür geben, daß das erlernte Gewerbe dem 
Krüppel späterhin ein ausreichendes Einkommen sichert. Die Aufnahme in die 
Krüppelschule soll möglichst früh, schon mit dem Eintritt in das schulpflichtige 
Alter erfolgen. Maßgebend für die Aufnahme ist die Bildungsfähigkeit. Die Krüppel- 
schule kann in Sonderklassen an die bestehende Schule angegliedert werden. 
Jedoch wird das Ideal einer Krüppelschule nur in einem Internat gesehen werden 
können, dessen Vorteile sowohl in der Möglichkeit besserer körperlicher Pflege und 
strengerer Beaufsichtigung, als auch namentlich in einer intensiveren Ausnützung 
der Zeit und in der Gewährung ärztlicher und orthopädischer Behandlung bestehen. 
— Auch nach der Entlassung soll die Krüppelschule sich die Fürsorge für ihre 
Zöglinge angelegen sein lassen, indem sie die erwerbsfähigen Schüler durch eine 
mit der Anstalt verbundene oder auch an bestehende städtische und staatliche 
Arbeitsnachweise angegliederte Stellenvermittelung in geeigneten Stellungen unter- 
brmgt. Für die nicht vollerwerbsfähigen kann sie nach der Entlassung selbst 
Arbeitgeber oder Arbeitsvermittler sein, indem sie den Zöglingen Materialien über- 
gibt und den Verkauf der fertigen Erzeugnisse übernimmt. 

Tl. Fürsorge für Kinder. 

Die Bekftmpfnng der Säuglingssterblichkeit in der Stadt Posen. Wie wir 

den Amtlichen Nachrichten der Posener Armen- und Waisenverwaltung vom Mai- 
Juni 1905 entnehmen, hat diese, dem Beispiele anderer Städte folgend, durchgreifende 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit getroffen. Sie hat zunächst 
in der Erkenntnis, daß der erste Schritt zu einer Herabminderung der Sterblichkeit 
in einer sorgfältigen und sachverständigen Aufsicht über die am meisten gefährdeten 
Zieh- und Haltekinder liegt, beschlossen, die Organisation der Waisenpflege in diesen 
Punkten abzuändern und die bisherigen Vorschriften durch schärfere zu ersetzen. 
Bisher wurde die Aufsicht über alle bevormundeten Kinder durch den Gemeinde- 
waisenrat und seine ehrenamtlichen Organe, Waisenräte und Helferinnen, ausgeübt. 
Zur Überwachung der Ziehkinder war außerdem ein besonderer Ziehkinderant 
angestellt, der die Ziehkinder in regelmäßigen Vorstellungsterminen zu untersuchen 
und auf Anrufen die ärztliche Behandlung zu veranlassen hatte. Die Helferinnen 
hatten die Kinder mindestens einmal monatlich in der Pflegestelle zu besuchen. 
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Während sich also die Aufsicht nur auf die Haitekinder und städtischen Waisen- 
Pfleglinge beschränkte, werden nach den neuen Bestimmungen in die Fürsorge auch 
diejenigen ehelichen Kinder der ärmeren Volksklassen mithineinbezogen, die gegen 
Entgelt oder unentgeltlich in fremder Pflege untergebracht sind. Die Aufsicht 
geschieht durch drei Kinderärzte und für die ersten beiden Lebensjahre durch 
besoldete geschulte Kinderpflegerinnen, später durch ehrenamtlich tätige Waisen- 
pfleger- und -Pflegerinnen. Über die Tätigkeit der Kinderärzte, der Kinderpflegerinnen 
und Waisenpflegerinnen sind besondere Dienstanweisungen erlassen. Spätestens 
am Tage nach Bingang der standesamtlichen Geburtsanzeige, bei zugezogenen 
Kindern sofort nach Eingang der polizeUichen Meldung, hat die Pflegerin den ersten 
Besuch in der Wohnung des Kindes zu machen und sich von dem Gesundheits- 
zustand und der Art der Unterbringung zu überzeugen. Jedes der Überwachung 
bedürftige Kind ist dem zuständigen Kinderarzte zu bezeichnen, der tunlichst gemein- 
sam mit der Pflegerin binnen kurzem einen weiteren Besuch zu machen, das Kind 
zu untersuchen, die Unterbringung zu begutachten und Ratschläge für die Ernährung 
und Pflege zu geben hat. Die weitere Beaufsichtigung erfolgt durch häufige 
Besuche der Pflegerin (im ersten Lebensjahre monatlich mindestens zweimal) und 
durch monatliche, später viertel- und halbjährliche Vorstellung in den Sprechstunden 
des Kinderarztes. Die Ausführung der ärztlichen Anordnungen hat die Pflegerin 
zu überwachen. Nach vollendetem zweiten Lebensjahre übernehmen die ehrenamt- 
lichen Waisenpflegerinnen die Aufsicht, und zwar werden in der Regel jeder Dame 
höchstens 5 Kinder überwiesen. Sie behalten die Aufsicht bis zum sechsten Lebens-^ 
jähre, bei weiblichen Mündebi bis zur Großjäbrigkeit. Die weitere Überwachung 
der Knaben geschieht durch die Waisenräte. — Ferner haben die städtischen 
Behörden die Einführung der Generalvormundschaft beschlossen, das diesbezügliche 
Ortsstatut liegt dem Bezirksausschuß zur Genehmigung vor. 

Neben diesen Bestimmungen, die sich nur auf die Beaufsichtigung beziehen, hat 
dann die Armenverwaltung noch folgende mehr allgemeine Maßnahmen angeordnet: 
1. Gewährung von Unterstützungen an solche Mütter, die ihr Kind selbst 
stillen wollen, dies jedoch nicht können, weil sie einem Erwerbe nach- 
gehen müssen; 
9. Gewährung von Beihilfen in Höhe von 6 M. und mehr an solche Mütter» 

welche ihre Kinder nicht bei sich behalten können; 
8. Zahlung von Pflegegeld und Verabfolgung von Naturalien an die Halte- 
frauen; 

4. Gewährung von SäuglingsmUch an Kinder unter einem Jahre; 

5. Verabfolgung von Nährmitteln an kranke Kinder; 

6. Ausleihung von Soxhletapparaten an Mütter und Pflegefrauen; 

7. Ausgabe eines kurzen Merkblattes, das die wichtigsten Ratschläge für die 
Ernährung der Säuglinge enthält; 

8. Gewährung von Geldprämien an Haltefrauen für besonders gute Erfolge 
in der Säuglingspflege. Prämien für stillende Mütter sind gleichfalls ins 
Auge gefaßt. 

Compassloiiy being the 35 th Annual Report (1904) of the Manchester and Salford 
Boys' and Girls' Refuges. 107 S. (36 S. Text). 
Wir haben auf die Tätigkeit dieser bedeutenden Kinderschutzgesellschaft im 
vorigen Jahre (1904, S. 255) näher hingewiesen und begnügen uns daher damit,, 
das Ergebnis ihrer Tätigkeit im Berichtsjahre kurz anzuzeigen. Die 16 verschiedenen 
Arbeitszweige — die mit 5 Arbeitswerkstätten verbundene Hauptanstalt, die Summer 
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Camps, die ZufluchtsstätteD, das Waisenhaus für kleine Mädchen, die Anstalt mit 
hauswirtschaftlicher Ausbildung für größere Mädchen, die Lehrllngsheirae, das 
Auswanderungswesen, die Gefangenenfürsorge usw. — wurden im Berichtsjahre in 
erhöhtem Maße in Anspruch genommen. Im ganzen standen 828 Kinder — 619 Knaben 
und 209 Mädchen — unter der Fürsorge der Gesellschaft. Davon wurden 88 in 
den Vereinigten Staaten, 66 in Kanada auf Farmen und in anderen Stellungen 
untergebracht, 111 wurden zu Freunden in Pflege gegeben, 160 wurden anderen 
Anstalten übergeben und 485 fanden in den Heimen und Anstalten der Gesellschaft 
Aufnahme. 

Im besonderen erreichte die Abteilung für Gefangenenfürsorge die Einrichtung 
eines Spezial-Klndergerichtshofes für Fälle von Kindern bis zu 14 Jahren, wodurch 
diese künftighin von demoralisierenden Einflüssen femgehalten werden. Für die 
66 in Amerika untergebrachten Kinder konnte eine sehr sorgfältige Auswahl getroffen 
werden, da 827 Gesuche um Kinder vorlagen. Ein im Berichtsjahre nach Kanada 
entsandter Inspektor, der alle von der Gesellschaft bisher dorthin entsandten 
Pfleglinge besuchte und ihre Verhältnisse prüfte, hat über das Ergebnis dieser 
Reise sehr befriedigt berichtet. 

Kongresse und TersammlimgeiL. 

25. JahresTersammlmig des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohl- 
tätigkeit in Mannheim am 21. und 22. September 1905. Verhandlungsgegenstände: 

1. Generalbericht über die 25Jährlge Tätigkeit des Vereins. 
Berichterstatter: Stadtrat Dr. Münsterberg (Berlin). 

2. Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. Berichterstatter: 
Beigeordneter Brugger (Köln); Dr. H. Fink eiste in, Arzt am städtischen 
Kinderasyl (Berlin); Dr. Marie Baum, Großh. Badische Fabriklnspektorin 
(Karlsruhe). 

8. Die heutigen Anforderungen an die Öffentliche Armenpflege 
im Verhältnis zu der bestehenden Armengesetzgebung. Bericht- 
erstatter: Senatssekretär Dr. Buehl (Hamburg); Beigeordneter Dr. 
Schwander (Straßburg i. E.); Rechtsrat Fleischmann (Nürnberg). 

Neue literarische Erscheinungen. 

ISt&dtisehe und priyate Wohlfahrtseinriehtnngen der Städte Köln, Mfllheim am 
Rhein und Kalk. Herausgegeben von der Vereinigung „Rechtsschutzstelle 
für Frauen, Köln*. Zusammengestellt von Mathilde Scholl. 180 S. Köln 1905. 

Tmxa, Hanns Maria, Bilder nnd Stadien ans dem Armenlehen der Groftstadt 
Wien. Mit 7 Abbildungen. 148 S. Wien u. Leipzig, Wllh. BraumüUer, 1905. 

Talasy Onni, Das Heimatrecht nach dem finnischen Gesets. In finnischer Sprache. 
187 S. Helsingfors, 1905. 

, Ein Blick auf die Heimatrechtstheorien. In finnischer Sprache. 15 S. 

Helsingfors, 1905. 

^ Die Erstattungsansprflche gegen die Heimatgemeinde. In finnischer Sprache. 

25 S. Helsingfors, 1905. 

Für die Redaktion yerantwortUoh: Stadtrat Dr. Mflnsterberg in BerUn, DömberastraAe T. — 
Carl Heymanni Verlag, Berlin W. — Gedruokt bei JalloB Sittenfeld, Berlin W. 
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ie offene Armenpflege der Stadt SträBburg. 

Sehwander, Berieht fiber die Neuordnung der Hausarmenpflege« Im Auftrage 
des Armenrats erstattet, 57 S. Straßburger Druckerei und Verlagsanstalt 
vorm. R. Schultz & Co. 1906. 

Wir haben wiederholt von neueren Bemiiliungen der Annenverwaltiing 
in Stra&burg berichten können, die eifrig bestrebt ist, ihr Armenwesen 
auf eine modernen sozialen Ansprüchen gerechte Höhe zu bringen. Wir 
erinnern namentlich an den von uns in No. 8, 1904 besproehenen Ver* 
such, die offene Krankenpflege durcb Regelung des aimenärztlichen 
Dienstes neu zu organisieren. Gegenwärtig beschäftigt man sich mit der 
Neuordnung der fiausarmenpflege, für die uns der technische Ausdruck 
„offene Armenpflege" geläufiger ist. Ein ausführlicher im Auftrage des 
Azmcmrats durch den Beigeordneten Dr. Schwander erstatteter Bericht 
erörtert nach einer kurzen geschichtlichen Einleitung die unter der bis* 
herigen Organisation gewonnenen Ergebnisse und schließt daran den 
Entwurf einer Neuordnung. Der Bericht ist mit reichem tabellarischen 
Beiwerk und ausführlichen Erläuterungen yersehen. Er zeichnet sich 
nicht allein durch sorgfältiges Eingehen auf die für Straßburg maß« 
gebenden Verhältnisse aus, sondern zeigte daß der Armenrat Straßburgs 
sich mit den gesamten Fragen der Armenpfl^e ernstlich beschäftigt und 
das ihm zur Verfügung stehende neue praktische und literarische Material 
wohl Terwertet hat. So enthält der Bericht eine ganze Beihe von 
Bemerkungen, die ganz allgemein für die Auffassung modemer Armen- 
pflege Ton Bedeutung sind. Beispielsweise heißt es in bezng ia^uf den 
erzieherischen Zweck der Armenpflege: „Das öffentliche ünterstützungs- 
wesen hat Pflichten nicht allein den Hilfsbedürftigen, sondern auch der 
gesamten Öffentlichkeit gegenüber, denn wenn es die Mittel der letzteren 
in Anspruch nimmt, um die ersteren zu stützen, so trägt es billig auch 
die Verantwortung dafür, daß diese Mittel nicht auf zwecklose oder gar 

17 
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schädliche Weise verwendet werden." Dann an anderer Stelle: „Die 
Stadtverwaltungen haben, wenn man die Sache recht besieht, kaum eine 
Aufgabe vor sich, die in ihrer Art interessanter wäre, als die Einrichtung 
und der Betrieb der öfifentlichen Fürsorge. Kaum gibt es sonst eine 
öffentliche Arbeit, die in gleichem Maße eng und beständig im Zusammen- 
hang mit dem originalsten und schwierigsten aller Stoffe, mit dem 
lebendigen Menschen und seiner Existenzfrage, stehen muß: hörend, 
beobachtend, abwägend, was hier, was dort notwendig sei, Gaben zuteilend 
und Einfluß darauf nehmend, wie sie verwendet werden, prüfend, daß 
keine falsche Verwendung geschehe, um in solchem Falle streng einzu- 
greifen, dem Mißbrauch zu wehren — und das unter sehr verschiedenen, 
wandelbaren Verhältnissen, wo kein Fall dem andern völlig gleicht — , in 
einer Form, die richterliche Klarheit und erzieherisches Wohlwollen ver- 
einigt, mit einem Geist, der noch aufbauen möchte, wo er nicht selten 
vor reinen Trümmern steht." 

Die bisherige Organisation der Armenpflege in Straßburg beruhte 
auf den deutschen Städten gemeinsamen Grundsätzen, obwohl Straßburg 
der alten französischen Tradition entsprechend eine eigentliche obligatorische 
Armenpflege nicht kennt. Zur Ausübung der Armenpflege ist die Innen- 
stadt in 174 Bezirke eingeteilt und für jeden Bezirk ein ehrenamtlicher 
Armenpfleger ernannt, der früher als Armen-Inspektor bezeichnet wurde. 
Die Vororte sind zunächst in 84 Quartiere eingeteilt und für jedes 
Quartier ist ein ehrenamtlicher Armenpfleger bestellt. Je 8 — 12 Armen- 
pfleger mit ihren Quartieren sind dann aber — zum Unterschied von der 
Innenstadt — in Bezirkskommissionen zusammengeschlossen, an deren 
Spitze ein Bezirksvorsteher steht Eigentümlich ist der Straßburger 
Armenpflege, daß zunächst jeder unterstützungbegehrende Arme sich auf 
das amtliche Bureau zu begeben hat, das seine Angaben aufnimmt, die 
in einem Fragebogen festgehalten werden. Die Fälle werden dann durch 
einen Erkundigungsbeamten festgestellt und schließlich an die ehrenamt- 
lichen Organe der Armenpflege geleitet. Der Unterschied zwischen der 
Innenstadt und den Vororten besteht darin, daß dort die Berichte sofort 
an den Armenrat gehen, während in den Vororten die Armenpfleger sich 
zur Bezirkssitzung vereinigen, in der sie über den einzelnen Fall beraten 
und ein Bezirksgutachten an den Armenrat abfassen. Es handelt sich 
also, wie der Bericht hervorhebt, um ein modifiziertes Elberfelder System. 
In der kritischen, auf zahlenmäßigen Erhebungen beruhenden Betrachtung 
wird bemerkt, daß nicht, wie von einigen Seiten behauptet wird, zu viel, 
sondern zu wenig unterstützt wird. »Wir geben dem Armen, daß er 
nicht gerade schreit und öffentlich Ärgernis macht, doch geben wir nicht 
so viel und derart, daß wir hoffen können, außer diesem negativen auch 
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ein positives Ziel mit unserm Tun zu erreichen.^ Dem Einwände, daß 
die Bedürftigen dennoch leben und bestehen könnten, wird erwidert: 
„Wie geschieht dieses Leben und Bestehen? Das Leihhaus wird, soweit 
es geht, in Anspruch genommen, und der etwa vorhandene Kredit bei 
Freunden und Verwandten wird aufs äußerste angestrengt, wofern nicht 
gar, wie sehr häufig bei verdienstunfahigen älteren Leuten, die Inanspruch- 
nahme der privaten Wohltätigkeit in der Form des offenen Betteins bis 
zum ärgerlichsten Übermaß sich breit macht. ^ Mit diesem Mangel hängt 
zusammen der Mangel an Lidividualisierung, die namentlich gegenüber 
der wechselnden Zahl der Familienangehörigen versagt. Ebenso wird die 
Langsamkeit der Erledigung der Gesuche, der Mangel erzieherischer Ein- 
wirkung auf die Unterstützten selbst beklagt. An diese Mängel soll nun 
die Reform anknüpfen. Bemerkenswert ist hierfür das eigentümliche 
Verhältnis, das der ehrenamtlichen und der berufsamtlichen Tätigkeit und 
ihrer wechselseitigen Ergänzung angewiesen wird, wobei im übrigen die 
ehrenamtliche Tätigkeit als wertvoll und unentbehrlich bezeichnet wird. 
Doch wird hierbei zwischen den entscheidenden Stellen und den Pflegern 
unterschieden. 

Wir lassen nunmehr einen Auszug aus den neuen Satzungen folgen 
und schließen daran einige Bemerkungen, die Herr Dr. Schwander uns 
in Ergänzung und Ausführung seines gedruckten Berichtes freundlichst 
hat zugehen lassen. 

Satzungen fOr die Yerwaltnng der Hausarmenpflege. 

A. Voraussetzungen der Unterstützung. 

§ 2. HUfsbedürftig ist, wer 1. infolge von Alter, Krankheit oder anderen 
körperlichen oder geistigen Gebrechen, 2. aus sozialen Ursachen (Arbeitslosigkeit), 
8. infolge Verlustes des Ernährers aufier stände ist, durch eigene Arbeit sich und 
seiner Familie das zum Lebensunterhalt UnentbehrUche zu verschaffen und kein 
eigenes Vermögen oder sonstige ausreichende Einnahmen hat. 

Aus anderen Gründen kann Hilfsbedürftigkeit nur ausnahmsweise und in 
dringenden Fällen anerkannt werden. 

§ 3. hl Fällen vorübergehender Hilfsbedürftigkeit erstreckt sich die Fürsorge 
der Hausarmenpflege gleichmäßig auf alle in der Stadt Strafiburg wohnenden 
Personen. 

In Fällen dauernder Hilfsbedürftigkeit werden diejenigen Personen, welche ihren 
Unterstützungswohnsitz nicht in Straßburg haben, nach ihren Heimatsgemeinden 
oder -Staaten zurückgewiesen, sofern diese nicht vorziehen, ihre in Straßburg 
wohnenden Armen durch Vermiftelung des Armenrats ausreichend zu unterstützen. 
Bis zur Erledigung der Rückweisungsverhandlungen werden solche Personen in 
gleicher Weise unterstützt wie die Hilfsbedürftigen, die ihren Unterstützungswohnsitz 
in Straßburg haben. 

B. Umfang und Art der Unterstützung. 

§ 4. Die Unterstützung wird so bemessen, daß dem Hilfsbedürftigen die 
Existenz ermöglicht wird. 

17* 
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Die Qrundlagen für die Bemessung der Höbie der Unterstützung sind dem- 
entsprechend: 

1. der ortsübliclie Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter unter Abrecimung 
von 140/0*). 

9. der auf Qrund von Haushaltungsrechnungen festgestellte verschiedene 
Bedarf der verschiedenen Familientypen. 

Der Betrag des ortsüblichen Tagelohns ist der von der Armenpflege anerkannte 
Bedarf einer Familie, bestehend aus Mann, Frau und 8—4 unerwachsenen Kindern 
(Normalfamilie). 

Die nach der Familienkopfzahl verschiedenen Bedürfnisse der Hilfsbedürftigen 
werden durch Zuschläge oder Abzüge berücksichtigt. 

Hiemach soll das Monatseinkommen in den verschiedenen Familientypen durch 
die Bewilligungen auf folgende Beträge gebracht werden: 

Alleinstehender Mann M. 87,50 

Alleinstehende Frau , 38,60 

Eheleute ohne Kinder „ 50,— 

Eheleute mit 1—2 Kindern 58,— 

Eheleute mit 8—4 Kindern (Normalfamiüe) „ 65,— 

Eheleute mit 5 — 6 Kindern „ 75,— 

Witwen oder Witwer mit 1 — 2 Kmdem . „ 46, — 
Witwen oder Witwer mit 3 — 4 Kindern . „ 54,— 
Witwen oder Witwer mit 5—6 Kindern . „ 65, — 
Die Sätze 87,50 und 83,50 gelten nur für solche Einzelstehende, die im all- 
gemeinen noch arbeitsfähig und infolgedessen nur vorübergehend zu unterstützen 
sind. Alte Leute und andere dauernd Erwerbsunfähige, welche ihre bisherig^e 
Lebensweise der Versorgung in einer Versorgungsanstalt vorziehen, erhalten eine 
monatliche Unterstützung nur in Höhe der Anstaltsverpflegungskosten. 

§ 5. Die Unterstützung erfolgt in: 1. barem Gelde; 2. Nahrungsmitteln; 
8. Gebrauchsgegenständen; 4. Feuerungsmaterial; 5. freier ärztlicher Behandlung 
und Arznei. 

Die Unterstützung in barem Gelde bUdet die Regel, zu der in geeigneter Weise 
Naturalunterstützung ergänzend hinzutritt. Falls eine unwirtschaftliche Verwendung 
von Geldunterstützung zu befürchten ist, erfolgt ausschließlich Naturalunterstützung. 

G. Organisation der Verwaltung. 

§ 7. Die Hausarmenpflege wird durch den Armenrat und seine Organe aus- 
geführt. Organe des Armenrats sind das Armenamt, die Bezirkskommissionen und 
die Armenpfleger und Armenpflegerinnen. 

L Der Armenrat. 

§ 8. Der Armenrat besteht aus dem Bürgermeister der Stadt Strafiburg und 
8 von dem Gemeinderat auf die Dauer von 4 Jahren ernannten Mitgliedern. 

§ 10. Ordentliche Sitzungen fmden in der Regel alle 14 Tage statt; außer- 
ordentliche, so oft der Geschäftsgang es erfordert.* 

§ 11. Dem Armenrat liegt die gesamte Verwaltung der Hausarmenpflege ob, 
soweit er nicht einzelne Geschäfte seinen Organen übertragen hat. 



*) Auf Grund der Haushaltungsrechnungen festgestellter wirtschaftlicher 
Minderbedarf des Unterstützten gegenüber dem voll in Arbeit stehenden Nicht- 
unterstützten. 
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§ 12. Entscheidungen über Unterstützungsfftlle trifft der Armenrat nur, wenn 
es sich handelt um: 

1. die BewiUigung von Unterstützungen aus Vermächtnissen und Mitteln mit 
besonderer Zweckbestimmung. 

2. die Entscheidung über von dem Vorsitzenden einer Bezirkskommission 
beanstandete (§ 27) oder mit Berufung angegriffene Beschlüsse oder Handlungen 
(§ 28) derselben. 

3. Ausübung der Oberaufsicht über die Geschäftsführung der untergeordneten 
Organe. 

§ 13. Der Armenrat hat das Zusammenwirken der öffentlichen und privaten 
Wohltätigkeit anzustreben. 

IT. Das Armenamt. 

§ 16. Zur Bearbeitung der laufenden Geschäfte ist beim Armenrat das Armen- 
amt errichtet, das aus einem Bureauvorsteher und dem erforderlichen Sekretariats-, 
Kanzlei- und Erkundigungspersonal besteht. 

Diese Beamten sind besoldete Beamte des Armenrats. Ihre Amtsführung wird 
durch eine allgemeine Dienstanweisung und die ihnen von dem Armenrat gegebenen 
weiteren Anweisungen geregelt. 

§ 17. Dem Armenamt liegen folgende Geschäfte ob: Entgegennahme der 
Unterstützungsgesuche und Erhebung von Auskünften, Vorbereitung der Fälle für 
die Bezirkskommissionen, Übermittlung von Unterstützungen und Überwachung der 
Unterstützten, Führung von Personalakten, Vermittlung des Verkehrs der Armen 
und der Armenpfleger mit den Bezirkskommissionen. 

III. Die Bezirkskommissionen. 

§ 18. Zur Ausübung der Armenpflege im einzelnen wird die Stadt Straßburg 
in örtlich abgegrenzte Armenbezirke zerlegt. Ein Armenbezirk soll in der Regel 
nicht mehr als 600 laufend Unterstützte enthalten. 

§ 19. Für Jeden Bezirk wird eine Bezirkskommission gebüdet. Den Bezirks- 
kommissionen liegt die Erledigung der Angelegenheiten ob, die mit der Ausübung 
der Hausarmenpflege in den Armenbezirken verbunden sind. 

§ 20. Insbesondere sind den Bezirkskommissionen folgende Obliegenheiten 
übertragen: 

1. die Entscheidung über die einzelnen Unterstützungsfälle des Bezirks nach 
Mafigabe der vom Armenrate gegebenen Vorschriften; 

2. die Bestellung von Armenpflegeschaf ten (§ 82); 

3. die gutachtliche Äußerung über alle Gegenstände, welche ihm zu diesem 
Zwecke vom Armenrate zugeschrieben werden. 

§ 21. Jede Bezirkskommission besteht aus dem Vorsitzenden und 8 Mitgliedern. 

§ 22. Zum Vorsitzenden bestellt der Armenrat eines seiner Mitglieder. Ein 
Mitglied der Bezirkskommission wird von dem Annenrat zum Stellvertreter ernannt. 

§ 23. Dem Vorsitzenden liegt die Leitung und Beaufsichtigung der Geschäfts- 
führung der Bezirkskommission ob. Er beruft und leitet die Sitzungen und vollzieht 
die Beschlüsse. 

Damit die Geschäftsführung der verschiedenen Bezirkskommissionen gleich- 
mäßig erfolgt, sollen die Vorsitzenden der einzelnen Bezirkskommissionen in der 
Regel alle Jahre wechseln. 

§ 24. Die Mitglieder der Bezirkskommission werden durch den Armenrat aus 
der Zahl der dem Armenbezirke zugewiesenen Armenpfleger und Armenpflegerinnen 
auf die Dauer von 4 Jahren ernannt. 
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§ 25. Über Unterstütziingsfälle und Bestellung von Armenpflegeschaften darf 
nur nach kollegialer Beratung in der Sitzung der Bezirkskommission Beschlufi 
gefaßt werden. 

Dringliche Unterstützungsfälle, mit welchen die Armenyerwaltung in der Zeit 
zwischen zwei Sitzungen befaßt wird, erledigt der Vorsitzende oder sein Stellvertreter 
vorläufig nach eigenem Ermessen. Für diese „Notunterstützuugen' ist die nach- 
trägliche Genehmigung in der nächsten Sitzung der Bezirkskommission einzuholen 
(s. auch § 36). 

§ 26. Die Bezirkskommission hält in der Regel wöchentlich eine Sitzung ab. 

§ 28. Gegen Handlungen und Beschlüsse der Bezirkskommission steht den 
beteiligten Armenpflegem und Armenpflegerinnen sowie den Armen Beschwerde 
an den Armenrat zu. 

§ 29. Der Armenrat ist allgemein — auf Berufung hin und von Amts wegen -- 
befugt, weitere Brmittelungen anzuordnen, Beschlüsse, welche den ermittelten Ver- 
hältnissen oder den von ihm erlassenen Bestimmungen nicht entsprechen, ganz 
oder teilweise aufzuheben, zur erneuten Beschlußfassung an die Bezirkskommission 
zurückzuweisen oder durch andere Bntschließungen zu ersetzen. 

IV. Die Armenpfleger und Armenpflegerinnen. 

§ 30. Bei der Ausübung der Armenpflege wirken Armenpfleger und Armen- 
pflegerinnen mit. Jeder Bezirkskommission werden soviel Armenpfleger und Armen- 
pflegerinnen überwiesen, daß auf den einzelnen Pfleger höchstens drei laufend 
unterstützte Arme kommen. Die Bezirkskommission überweist den einzelnen Pflegern 
geeignete Unterstützungsfälle zur Pflege. 

Die Armenpfleger und Armenpflegerinnen werden vom Armenrat ernannt. Ihr 
Amt ist ein unbesoldetes Ehrenamt. 

§ 81. Den Pflegern werden in der Regel nur diejenigen UnterstOtzungsfälle 
zur Behandlung überwiesen, in denen der Hilfsbedürftige mit der Armenpflege 
voraussichüich in ein längeres oder dauerndes Verhältnis treten wird. 

Fälle einmaliger oder kürzerer Unterstützungsbedürftigkeit werden durch die 
Bezirkskommission ohne Mitwirkung von Pflegern behandelt, sofern nicht in 
besonders gearteten Fällen aus armenpflegerischen Gründen deren Mitwirkung 
wünschenswert erscheint. 

§ 82. Für Jeden Fall von Hilfsbedürftigkeit, welcher sich nach den Be- 
stimmungen des § 81 zur Behandlung durch einen Armenpfleger oder eine Armen- 
Pflegerin eignet, wird durch Zuweisung des Hilfsbedürftigen an einen besonderen 
Pfleger eine Armenpflegschaft bestellt. Bei der Zuteilung sind sowohl die Verhält- 
nisse des Hilfsbedürftigen wie die der Pflegekräfte zu berücksichtigen. 

Der Zuweisungsbeschluß wird dem Pfleger und dem Pflegling mitgeteilt, dem 
Pfleger zugleich auch das Ergebnis der Erkundigung der Armenverwaltung. 

§ 38. Der Pfleger ist der Vermittler zwischen dem seiner Obhut und Aufsicht 
anvertrauten Hilfsbedürftigen und dem Armenrat. Der HUfsbedürftige hat in der 
Regel ausschließlich mit seinem Pfleger zu verkehren. 

§ 84. Der Pfleger hat folgende Aufgaben: 

1. Er hat sich zunächst durch eigene Nachforschungen (Besuch in der 
Wohnung des Armen, Nachfrage bei vertrauenswürdigen Personen, Erkundigungen 
bei den Arbeitgebern usw.) über die persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse seines Pfleglings Auskunft zu verschaffen und über das Ergebnis 
dieser Ermittelungen schriftlichen Bericht zu erstatten. In dem Berichte sind die 
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Ursachen und der Umfang der Not besonders hervorzuheben und die Unterstützungen 
oder sonstigen armenpflegerischen Maßnahmen, welche der Pfleger für erforderlich 
hält, der Bezirkskommission in Vorschlag zu bringen; 

2. er hat die Unterstützung dem Hilfsbedürftigen zu übermittehi und die 
Verwendung im Sinne der Beschlüsse der Bezirkskommission zu überwachen; 

3. er hat sich über die Verhältnisse seines Pfleglings, besonders dessen Erwerb 
und Führung dauernd genau unterrichtet zu halten, ihn regelmäßig zu besuchen, 
seine Angaben auf ihre Richtigkeit zu prüfen und die Erhöhung, Verminderung 
oder Einstellung der Unterstützung oder sonstige armenpflegerische Maßnahmen 
zur rechten Zeit zu beantragen. 

§ 85. Ist für einen Unterstützungsfall eine Armenpflegschaft bestellt, so 
beschließt die Bezirkskommission nur nach Anhörung des Armenpflegers. 

Der Pfleger hat die Pflicht, der Sitzung der Bezirkskommission, in welcher 
über seine Anträge entschieden werden soll, beizuwohnen und seine Vorschläge 
persönlich zu vertreten. Er wird zu der Sitzung eingeladen. 

§ 37. Jeder Pfleger behält den ihm einmal zugewiesenen Armen, so lange er 
in dem Armenbezirke wohnt und unterstützt wird, es sei denn, daß die Bezirks- 
kommission ihn einem anderen Pfleger zuweist. 

Die wesentlicheren Abweichungen von bisherigen Armenpflegebräuchen, 
die uns beim Durchlesen dieser Statuten auffallen, lassen sich ziemlich 
zwanglos unter zwei Hauptgesichtspunkte bringen: 

A. Die Stellung der ehrenamtlichen Armenpfleger ist eine 
andere. 

B. Das Bewilligungssystem ist ein anderes. 

Wir betrachten zunächst die veränderte Stellung der ehrenamtlichen 
Armenpäeger und fügen, soweit das Eingehen auf die Einzelheiten es 
erfordert, die im Bericht entwickelten Gründe hinzu, die zu diesen 
Änderungen führten: 

I. Der Pfleger behandelt nicht mehr den ganzen Armenfall mit der 
mehr oder minder völligen Selbständigkeit wie z. B. in den meisten 
Städten, die das Elberfelder System oder eine Abart davon haben, 
sondern der Arme hat sich zunächst an das Bureau des Armenrats zu 
wenden, von wo aus die Aufnahme des Falles bewerkstelligt wird, und 
zwar durch die Erkundigungsbeamten dieses Bureaus. — Die Zuteilung 
des Falles an einen Pfleger geschieht unter gewissen Voraussetzungen 
später durch die Bezirkskommission des Bezirks, dem der Fall angehört. 

II. Es werden nicht alle bei der Annenverwaltung vorkommenden 
Fälle einem ehrenamtlichen Pfleger zur Behandlung übergeben, sondern 
man unterscheidet zwischen Fällen, die der Pfiegerbehandlung bedürfen, 
und solchen, bei denen der Pfleger seine Mühe zwecklos aufwenden 
würde. 

Diese Unterscheidung deckt sich im allgemeinen mit der Unter- 
scheidung zwischen dauernd und vorübergehend Unterstützten, und zwar 
aus diesen Gründen : Es ist die Aufgabe des Pflegers, dauernde Kontrolle 
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und erzieherischen Einfloß auf den Unterstützten auszuüben. Dieser 
Zweck kann nur bei dauernd Unterstützten in Betracht kommen, viel 
seltener bei Torübergehend Unterstützten. Denn die letzteren sind fast 
durchweg wegen zeitlich begrenzter Unfälle, Erkrankung, Arbeitsmangel 
auf Grund von schlechter Lage des Arbeitsmarkts usw. bedürftig geworden. 
Sie sollen durch die Zuweisung an einen Pfleger nicht das Gefühl einer 
engeren Yerbindung mit der Armenverwaltung bekommen, umsoweniger, 
da in den zwei oder drei Monaten, in denen die letztere mit ihnen zu 
tun hat, nicht wohl von Kontrolle und erzieherischen Einflüssen die Bede 
sein kann, gesetzt auch, daß sie ihrer bedürften, was sich jedoch unter 
solchen Umständen im allgemeinen nicht annehmen läßt. 

TTT. Der Pfleger hat kein Entscheidungsrecht über die Höhe der 
Bewilligungen, sondern es bestimmt darüber die Bezirkskommission im 
Namen des Armenrats xmd zwar nach Maßgabe der bestehenden Skala, 
Ton der weiter unten die Bede sein wird. 

Die Zuständigkeit des Bewilligungsrechts ist eins der wichtigsten 
armentechnischen Momente. Vor allem ist bei der bewilligenden Instanz 
eine fachmäßige Vorbildung Yorauszusetzen, die sich bei den Pflegern in 
Anbetracht ihrer großen Zahl nicht erreichen läßt, während den weit 
weniger zahlreichen Mitgliedern der Bezirkskommissionen diese Vorbildung 
durch Kurse verschafft werden kann. 

IV. Abgeschafft ist das System der Pflegebezirke oder Quartiere, 
wonach der einzelne Pfleger alle in einem geographisch begrenzten 
Quartier vorkommenden Armenfälle in Behandlung zu nehmen hat. 

Statt dessen wird jeder einzelne Fall, wofern er für die pflegerische 
Behandlung überhaupt geeignet erscheint (s. tmter A. II), nach indivi- 
duellen Gesichtspunkten einem bestimmten Pfleger zugeteilt durch Aus- 
spruch der Bezirkskommission für den betreffenden Fall 

Gegen das Quartiersjstem wird eingewendet, daß es die Individnali* 
sierung der Armenfälle stört, weil dabei der Pfleger vielfach solche Fälle 
in die Hand bekommt, die sich für ihn nicht eignen. Auch wird bei 
diesem System die Arbeitslast der Pfleger zwecklos vermehrt durch den 
öfteren Wohnungswechsel der Unterstützten, durch das Umziehen von 
einem Quartier ins andere, wobei oft zwei oder mehr Pfleger zur 
Erforschung des gleichen Falles gezwungen werden. Auch bewirkt oft 
die Gutherzigkeit manches Pflegers, oder genauer gesagt, seine Geneigt- 
heit, schnell und ohne genügend strenge Prüfung der Verhältnisse zu 
unterstützen, einen verstärkten Zuzug von Unterstützungsbedürftigen nach 
seinem Quartier. 

Zudem läßt sich das Quartiersystem, gesetzt auch, daß es sonst keine 
Fehler hätte, in größeren Städten schon nicht mehr recht durchführen. 
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Die Forderung, daß der Pfleger in dem ihm unterstellten Quartier 
wohnen solle, tritt in Konflikt mit der Tatsache, daß die großstädtische 
Bau- und Wohnweise die ärmere BeTölkerung auf besondere Stadtteile 
zusammengedrängt hat, während die besser gestellten Leute, aus deren 
Kreisen die Pfleger genommen werden, in anderen Stadtteilen wohnen. 
Endlich ist die Ungleichheit der Pflegerbelastung, die sich aus dem 
Quartiersystem Ton selbst ergibt, ein durchaus auf der Hand liegender 
Nachteil dieses Systems, und zwar ein Nachteil, der nur vermieden 
werden kann durch die individuelle Zuteilung der Fürsorgefalle. 

B. Das Bewilligungssystem. 

L Wir erwähnten unter A. m bereits die Skala der Bewilligungs- 
sätze, oder genauer gesagt, das Verzeichnis der armenpflegerisch anerkannten 
Beträge des wirtschaftlichen Bedarfs bei den verschiedenen Familientypen. 
Die im Verzeichnis enthaltenen Beträge stellen die obere Grenze des 
Einkommens dar, welches die ünterstütztenparteien mit Hilfe der öffent- 
lichen Unterstützung erreichen sollen. Es liegt darin auch die Maßgabe 
für die Höhe der Bewilligungen von Fall zu Fall. Jeder Willkür in der 
Unterstützungsbemessung wird damit vorgebeugt. 

Die Bedarüsskala basiert auf dem ortsüblichen Tagelohn eines ge- 
wöhnlichen Tagearbeiters. Dieser Einkommensbetrag wird sozialpolitisch 
für hinreichend erachtet zur Ernährung einer normalen Familie (Mann, 
Frau und 3 — 4 Kinder), wo das Parteihaupt voll in Arbeit steht In 
Unterstütztenfamilien steht das Parteihaupt durchweg gar nicht oder nur 
beschränkterweise in Arbeit; der Verbrauch im Haushalt wird dadurch 
herabgesetzt und zwar durchschnittlich um 14%, wie eine Vergleichung 
der Haushaltungsbudgets von unterstützten und nichtunterstützten Familien 
zeigte. Der armenpflegerisch anerkannte Bedarf für eine normale Familie 
(Mann, Frau und 3 — 4 Kinder) ist also gleich dem ortsüblichen Tagelohn 
eines gewöhnlichen Tagearbeiters weniger 14 7o- JSine größere oder ge- 
ringere Kopfzahl in der unterstützten Familie steht mit prozentualen 
Zuschlägen oder Abzügen neben diesem Normalsatz, und zwar wurden 
die in Betracht kommenden Prozentsätze aus der Vergleichung von 
Haushaltungsbudgets für die verschiedenen Familientypen gewonnen. 

Das Einkommen der unterstützten Partei soU, wie wir schon sagten, 
mit Hilfe der Unterstützung auf die Höhe gebracht werden, die in der 
Skala für den betreffenden FamiMentjp angegeben ist; also das vorhandene 
Einkommen (aus Renten, Verdienst der Kinder usw.) ist auf dem Wege 
der Unterstützung um soviel zu ergänzen, als an jenem Betrage in der 
Skala fehlt. Im allgemeinen werden alle sonst vorhandenen Einkommens- 
teile zunächst nach dem ganzen Betrage aufgerechnet. Soweit sie jedoch 

18 
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aus Alters-, Inyallditäts- und Unfallrenten bestehen, geschieht ihre Auf- 
rechnung nur im Betrage von 75%, desgleichen auch soweit es sich um 
den Arbeitsverdienst der bei den Eltern lebenden Kinder handelt. 

Von den Maßgaben der Skala kann unter besonderen Umständen 
(z. B. Ejrankheit) abgegangen werden. Eine prinzipielle Ausnahme yon 
den Sätzen der Skala findet für Einzellebende statt, die dauernd 
erwerbsunfähig sind. Das Höchstmaß der ihnen zugestandenen Unter- 
stützung darf nicht die Höhe des Betrages übersteigen, der erforderlich 
wäre, um sie in Yersorgungshäusern unterzubringen. , 

n. Die Skala gilt jedoch nicht unterschiedslos ftir alle Unterstützten, 
sondern es wird unterschieden in a) solche, denen ein Hecht auf öffent- 
liche Unterstützung zuerkannt wird, und ß) solche, die nur unter dem 
Vorbehalt Unterstützung genießen, daß ihnen ein Brecht darauf nicht zusteht 

Für die unter a Bezeichneten allein gilt die Skala. Es sind das 
Leute, die durch körperliche oder geistige Schäden und durch soziale 
Mißstände, die weder sie selbst noch ihre soziale Klasse irgendwie ab- 
stellen können, gehindert sind, eine selbständige Existenz zu fuhren; 
Leute, bei denen also folgende Ursachen der Bedürftigkeit vorliegen: 

1. Krankheit. 2. Unfall. 3. Körperliches oder geistiges Gebrechen. 
4. Hohes Alter. 5. Tod. 6. Arbeitslosigkeit. 7. Gefangnishaft des 
Familienhauptes oder der Ehefrau. 8. Militärische Dienstleistungen. 
9. Verlassen durch den Ernährer. 

Die unter ß erscheinenden Bedürftigen sind nach Maßgabe dieser 
drei Unterstützungsursachen zu gliedern: 

1. Unzureichender Verdienst. 2. Hohe Kinderzahl. 3. Trunksucht, 
Liederlichkeit, UnWirtschaftlichkeit. 

Unter nicht genügendem Verdienst ist zu verstehen, daß der Unter- 
stützte den in seinem Gewerbe z. Zt. üblichen Lohnsatz zwar voll ver- 
dient, dieser Lohnsatz indessen so niedrig ist, daß er einer normalen 
Familie (Mann, Frau und 3 — 4 Kinder) nicht die Existenzmöglichkeit 
gewährt In diesem Fall kann es die Armen- Verwaltung nicht auf sich 
nehmen, durch Hilfszuwendungen die abnorme Niedrigkeit des üblichen 
Arbeitslohnes auszugleichen; da es nicht ihre Sache ist, störend in die 
Lohnpolitik einzugreifen. — Auf den gleichen Standpunkt stellt sich die 
Armen -Verwaltung gegenüber jenen Unterstützten, deren Bedürftigkeit 
durch eine besonders große Kinderzahl veranlaßt ist. Denn auch die 
Ausgleichung dieses Punktes mit der Einkommensfrage gehört am letzten 
Ende in die Lohnpolitik. 

Die Trunksüchtigen, Unwirtschaftlichen und Liederlichen werden 
endlich von selten der Armenverwaltung nur aus polizeilichen Gründen 
unterstützt. 
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Die Durchführung der neuen Satzungen wird einen Mehraufwand 
Ton rund 145 000 M. jährlich verursachen. 

Die Satzungen hahen bereits die Genehmigung des Armenrats ge- 
funden und liegen nunmehr dem Gemeinderat zur Beschlußfassung vor. 



Die Fürsorge für entlassene Strafgefangene. 

BoBenfeld, Ernst, Zweihundert Jahre Ffirgorge der preußischen Staatsregiemn^ 

für die entlassenen Gefangenen. Verl. J. Guttentag, Berlin 1906. 80 S. 
Bericht Aber die Wirksamkeit des Yereins inr Besserung der Strafgefangenen 

im Jahre 1904. 63 S. 
37. Jahresbericht der Rheinisch -Westfälischen GefSngnisgesellschaft Ober das 

Vereinsjahr 1903/04. 211 S. Düsseldorf. 
Dentscher Hilfsyerein für entlassene Gefangene zu Hamburg. Jahresbericht fOr 

die Zeit vom Juni 1903 bis Dezember 1904. 
K5hler, Die Fürsorge für die gebildeten Strafentlassenen. 20. Jahrbuch der 

Gefängnis-Gesellschaft für die Provinz Sachsen und das Herzogtum Anhalt 

1904. S. 41—63. 

Das Bemühen auf strafrechtlichem Gebiete, sich nicht lediglich auf 
den Vollzug der Strafe zn beschränken, sondern den Strafgefangenen als 
einen wichtigen Gegenstand vorbeugender Fürsorge zu betrachten, ist 
keineswegs neu. Immer hat sich die Erkenntnis den mit dem Strafvollzug 
betrauten Behörden und Persönlichkeiten aufgedrängt, daß jemand, der 
aus der Strafanstalt entlassen ist, wenn er auf sich selbst gestellt bleibt, 
notwendig auf die Yerbrecherlaufbahn zurückgedrängt wird, weil es ihm 
in der Kegel unmöglich ist, Arbeit und damit eine feste Grundlage seiner 
bürgerlichen Existenz zu gewinnen. Die von uns hier anzuzeigenden 
Schriften tmd Berichte beziehen sich zum Teil auf die geschichtliche 
Entwicklung dieser Eürsorgetätigkeit, zum Teil berichten sie über den 
gegenwärtigen Stand der Bestrebungen und neueren Beformversuche. 

Der Verfasser der an erster Stelle genannten Schrift ist durch seine 
Verdienste um den Verein zur Besserung der Strafgefangenen in Berlin 
auf diesem Gebiete bekannt. Er weist in einer Vorbemerkung darauf 
hin, daß die Arbeit des Staates auf dem Gebiete der Entlassenenfürsorge 
bisher noch nirgends zusammenfassend behandelt sei, und bezeichnet es 
als den Zweck seines Buches, diese Lücke für Preußen auszufüllen. 

Die mit großem Fleiß zusammengestellte interessante Arbeit zerfallt 

in 2 Teile, deren erster über die Jahre 1700 — 1835, der zweite über 

1835 — 1904 berichtet. Die Darstellung beginnt mit der Gründung der 

ersten Zucht- und Spinnhäuser, die in die Zeit fallt, als die Erkenntnis 

einer erziehlichen Einwirkung durch die Bestrafung sich Bahn zu brechen 

beginnt, und schließt mit den Erlassen von 1904 über Fürsorge statt 

korrektioneller Nachhaft und die Unterbringung Bestrafter in staatlichen 

18* 
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Betrieben, Maßnahmen, die in der Geschichte der staatlichen Entlassenen- 
fiirsorge so erhebliche Fortschritte bezeichnen. An Hand sämtlicher für 
die Geschichte dieses Ftirsorgezweiges in Betracht kommenden staatlichen 
Erlasse, Patente und sonstigen Bestimmungen, die zum großen Teil im 
Wortlaut wiedergegeben sind, entwirft der Verfasser ein anschauliches 
Bild von der historischen Entwicklung der staatlichen Entlassenenfursorge. 

Der erste Teil behandelt die staatliche Entlassenenfursorge vor der 
Gründung der Fürsorgevereine, den Beginn der fireien Liebestätigkeit, 
ihre Beeinflussung und schließliche Zurückdrängung der staatlichen Für- 
sorge. Mit besonderem Nachdruck weilt der Verfasser bei Schlesien, wo 
die Behörden am eifrigsten auf die Entlassenenfursorge bedacht sind. 
An wichtigen Daten der rein staatlichen Entlassenenfursorge seien er- 
wähnt: 1710: der Erlaß des ältesten staatlichen Dokuments, das den 
Behörden befiehlt, sich der Entlassenen anzunehmen; die Instruktion von 
1797, „wie es bei Entlassung der zur Festungs- oder Zuchthausarbeit 
yerurteilt gewesenen Personen nach ausgestandener Strafe künftig gehalten 
werden solle". Zu jener Zeit, ein Vierteljahrhundert vor der Mitarbeit der 
Fürsorgevereine finden wir Bestimmungen wie die folgende: „Das beste 
Gesetz wird den Zweck immer nur sehr unvollkonunen erreichen, wenn 
nicht durch zweckmäßige Anstalten für die Besserung solcher Verbrecher, 
die dazu noch Hoffnung geben, auch dafür gesorgt wird, daß die aus 
den Gefängnissen zu entlassenden Verbrecher Gelegenheit und Mittel er- 
halten, sich ihren Unterhalt auf eine redliche Weise zu erwerben." 

Von großer Wichtigkeit für die Bewegung ist ferner das 1783 für 
Schlesien erlassene Zirkular „betreffend die Modalitäten wegen der nach 
ausgestandener Strafe durch den Schub nach ihren Geburtsorten zu 
bringenden einländischen Züchtlinge", das nach Kamptz und Bösen- 
f eld den Ausgangspunkt der heutigen Entlassenenfursorge und der Polizei- 
aufsicht über Entlassene bildet. In einer Erweiterung der Bestimmungen 
im Jahre 1803 finden wir die Forderung an die Gerichtsobrigkeiten, über 
jeden entlassenen Sträfling ein Jahr lang eine spezielle Aufsicht zu führen 
imd vierteljährlich zu berichten, wie der Entlassene seinen Unterhalt er- 
wirbt und sich auffuhrt. Wie großen Wert man auf die Verschaffung 
einer Arbeitsstelle legte, erhellt aus der Bestimmung desselben Erlasses, daß 
der Korrigende vor Beschaffung einer solchen nicht entlassen werden durfte. 

Vom Jahre 1833 an tritt neben der staatlichen Sorge für die Straf- 
entlassenen die Tätigkeit der Fürsorgevereine in die Erscheinung, „an- 
fangs im Hintergrund, allmählich mehr und mehr hervortretend und die 
eigentliche Fürsorgearbeit der Behörden verdrängend". 

Zu den ältesten dieser Vereine gehören die unten angeführten, so 
die Rheinisch -Westfälische Gefängnisgesellschaft, Düsseldorf (gegr. 1826), 
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der Verein zur Besserung der Strafgefangenen, Berlin (1827) nsw. Ihre 
Tätigkeit und Bewegung war so intensiv, daß sie bald einen entscheidenden 
Einfluß auf die Maßnahmen der preußischen Begierung ausübten; bereits 
1835 gibt der Staat den seit 1783, also 50 Jahre lang festgehaltenen 
Grmndsatz, den Entlassenen per Schub auf kürzestem Wege nach seinem 
Domizil zu schaffen, endgültig auf, weil es dem Entlassenen, dank der 
an yielen Orten bestehenden Fürsorgevereine jetzt möglich ist, auch 
anderswo Arbeit zu finden. 

Die Anerkennung und Förderung der Vereinstätigkeit behandelt der 
die Jahre 1835—1904 umfassende 2. Teil. Ihre Mitarbeit in praktischer 
und theoretischer Hinsicht wird vom Staat immer mehr in Anspruch 
genommen, die Notwendigkeit eines engen Zusammenarbeitens immer 
klarer erkannt. Beihilfen werden gewährt, die Gründung neuer Vereine 
wird angeregt und ein Erlaß von 1900, der den Gefängnisvorstehern 
nahe legt, selbst die Gründung von Fürsorgevereinen in die Hand zu 
nehmen, hat zur Folge, daß die Zahl der Vereine für Entlassenenfürsorge 
in Preußen, die 1900: 203 betrug, im Jahre 1902 bereits auf 406 an- 
gewachsen ist. Es folgt die Organisation der Fürsorgevereine durch den 
Staat. Eine Summe von 24000 M. wird zu ihrer Unterstützung in den 
Staatshaushalt eingestellt; neuerdings ist ihre Erhöhung in Aussicht ge- 
nommen. Nachdem den Vereinen allmählich die Fürsorge für die Ent- 
lassenen, die Polizeiobservaten, die zu korrektioneller Nachhaft Verurteilten 
überlassen ist, steht za erwarten, daß auch die vorläufig Entlassenen und 
bedingt Begnadigten noch ihrer Fürsorge anvertraut werden. „Es liegt 
eigentlich nahe^, bemerkt Bosenfeld dazu, „daß das, was den Polizei- 
observaten recht ist, den vorläufig Entlassenen billig ist — und zwar 
das um so mehr, als es sich ja bei den letzteren um weit fügsamere und 
regelmäßig harmlosere Elemente handelt, welche überdies in der Straf- 
anstalt ernste Zeichen des Willens, nunmehr einen gesetzmäßigen Lebens- 
wandel zu führen, gegeben haben." 

Ein in diesem Sinne im Jahre 1904 vom Verein zur Besserung der 
Strafgefangenen eingereichtes Gesuch ist abschlägig beschieden worden 
mit der Begründung, daß es bedenklich sei, den Schutzvereinen die Auf- 
sicht über noch im Strafvollzug befindliche Personen zu übertragen. Die 
Zulassung von Vereinsmitgliedern zu den Strafanstalten, um sich schon 
vor der Entlassung mit ihren Schützlingen in Verbindung setzen zu 
können, gestattet für die Anstalten der Bheinprovinz schon eine Ver- 
fügung von 1890. Allgemein in Angriff genommen wird die Frage in den 
Bestimmungen von 1903 und 1904, in denen nachdrücklich ausgesprochen 
wird, daß es sich in Anbetracht der lediglich durch die freie Liebes- 
tätigkeit ausgeübten Nachfürsorge empfehle, „überall Privatpersonen und 
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nicht Gefangnisbeamte für den Verkehr mit den Gefangenen zu gewinnen^. 
„Die Erfahrung hat", wie der Verfasser hinzufügt und die folgenden 
Berichte illustrieren, „gezeigt, daß es außerordentlich schwer hält, die 
richtigen Persönlichkeiten, zumal die Vertrauensmänner zu finden und 
zu gewinnen, hat aber gleichzeitig dargetan, daß, wenn sie gewonnen 
sind, die Einrichtung überaus segensreich arbeitet." 

In allerneuester Zeit ist nun die preußische Begierung dazu über- 
gegangen, selbst Entlassenenfürsorge zu treiben, indem sie auf das nach- 
drückliche Ersuchen der Rheinisch- Westfälischen Gefängnisgesellschaft 
ihre grundsätzlich ablehnende Stellung hinsichtlich der BeschäfdguDg Be- 
strafter aufgegeben hat. Die hierauf bezüglichen Verfugungen sind in 
einer Anlage wörtlich wiedergegeben. Der Erlaß des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten yom August 1904 sagt darüber: „Gerichtliche Strafen, 
selbst Freiheitsstrafen, schließen von der Annahme der Beschäftigung 
im Eisenbahndienste nicht grundsätzlich aus; sie bilden nur dann ein 
Hindernis, wenn das äußere Ansehen des Bewerbers durch die Straftat 
eine Einbuße erlitten hat, namentlich, wenn das Vergehen einen Mangel 
an ehrliebeuder Gesinnung erkennen läßt, sodaß die amtliche oder dienst- 
liche Wirksamkeit einer solchen Person durch den auf ihrer Vergangen- 
heit lastenden Vorwurf auch für die Zukunft beeinträchtigt und überdies 
auch durch die Einstellung das berechtigte Ehrgefühl der Mitarbeiter 
verletzt werden würde. Dieselben Grundsätze gelten für die Wieder- 
annahme ehemaliger Beamten und Arbeiter, die eine Strafe verbüßt 
haben". Und im Erlaß des Ministers des Innern vom 6. Dezember 1904 
heißt es: „Im Interesse der Fürsorge für entlassene Strafgefangene können 
in nicht etatsmäßigen Schreiberstellen bei den Strafanstalten und Ge- 
fängnissen meines Geschäftsbereichs auch ehemalige Strafgefangene ein- 
gestellt werden, sofern sie für diese Stellen brauchbar und nach ihrem 
Vorleben geeignet sind. Die Einstellung darf jedoch nicht bei der An- 
stalt erfolgen, in welcher sie ihre Strafe verbüßt haben". Diese Schreiber 
sind indessen nur in der Verwaltung des Arbeitsbetriebs, der Ökonomie 
und der Kasse zu beschäftigen; Personalakten der Beamten und Gefangenen 
dürfen ihnen nicht zugänglich sein. 

Neue Aufgaben der staatlichen Entlassenenfürsorge sind die von 
der Brandenburgischen Zentralstelle angeregte obligatorische Invaliden- 
versicherung der Gefangenen, die Sorge für geistesschwache und limgen- 
kranke Entlassene und insbesondere die ofiGlzielle Übertragung der Schutz- 
fürsorge über Strafentlassene und bedingt begnadigte Jugendliche unter 
richterlicher Mitwirkung auf die Organe der Fürsorge für entlassene Ge- 
fangene. 

Die folgenden Berichte bekräftigen die Ausführungen des Verfassers. 
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Der Verein zur Besserung der Strafgefangenen, über 
dessen Tätigkeit wir im vorigen Jahre anläßlich seines 75 jährigen 
Bestehens ausführlich berichteten, betätigt sich auf dem Gebiete der 
Entlassenenfürsorge und der Fürsorge für die Familien Entlassener; als 
besondere Organe dienen ihm das Arbeitsnachweisbureau, die Abteilung 
zur Fürsorge für katholische Strafentlassene, die Abteilung für Familien- 
fürsorge und weibliche Strafentlassene. Neben der Arbeitsyerschaffdng 
und Yorläufigen Fürsorge (Unterbringung, Verpflegung usw.) besteht die 
Fürsorgetätigkeit für Entlassene in der Übernahme von Aufsicht über 
PoUzeiobseryate, der Verwaltung der aus den Strafanstalten ihm über- 
gebenen Arbeitsprämien und in der Erwirkung vorläufiger Entlassung in 
zulässigen Fällen auf G-rund von Arbeitsverschaffung. Die erwähnten 
drei Ministerialerlasse, die die Anstellung und Wiederanstellung Straf- 
entlassener in einigen Zweigen der staatlichen Betriebe zulassen, sind 
zum Teil auf die eifrige Arbeit des Vereins zurückzuführen. Dm dieser 
befriedigenden Regelung des Gegenstandes über Preußen hinaus Geltung 
zu verschaffen, hat der Verein auf der Versammlung des Verbandes 
deutscher Schutzvereine für entlassene Gefangene (21., 22. Sept. 1904 in 
Halle) folgende Thesen aufgestellt, die einstimmig angenommen wurden: 
1. Die staatlichen und kommunalen Behörden Deutschlands möchten 
Bestimmungen treffen, welche ähnliche Grundsätze, wie die oben er- 
wähnten Erlasse der preußischen Minister enthalten. 2. Die betr. Ge- 
suche der Strafentlassenen um Anstellung in staatlichen oder städtischen 
Betrieben sollen, um eine übermäßige oder unnötige Behelligung der Be- 
hörden zu vermeiden, stets durch die Hand der sie prüfenden Zentral- 
stellen für das Gefangenenfürsorgewesen, und wo solche nicht bestehen, 
durch die zuständigen Organe der Entlassenenfürsorge gehen. 

Durch den Erlaß vom 17. Mai 1904 über die bedingte Aussetzung 
der korrektioneilen Nachhaft ist dem Verein eine neue wichtige Arbeit 
erwachsen. In dem, im Bericht abgedruckten Erlaß ist die Absicht 
kundgegeben, über jede der Landespolizeibehörde überwiesene Person, 
welche der bedingten Aussetzung der Nachhaft würdig erscheint, 8 bis 
14 Tage vor der Entlassung dem Verein Nachricht zugehen zu lassen 
und der Wunsch ausgedrückt, daß eine Vertrauensperson des Vereins 
sich mit dem Verurteilten in Verbindung setze, um dessen Bereitwillig- 
keit zur Annahme der vorgeschriebenen Bedingungen, sowie der vom 
Verein ermittelten Arbeitsstelle festzustellen. Auch über die Führung 
wie über die etwa erforderlich werdende nachträgliche Unterbringung des 
Entlassenen im Arbeitshause soll das Gutachten des Vereins gehört 
werden, dem damit ein wertvolles Machtmittel bei der Beaufsichtigung 
dieser Schützlinge erwächst. Es sind daraufhin bereits 37 zum ersten 
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Male der Landesbehörde überwiesene Strafgefangene, 86 Männer und 
12 Frauen, durch Vermittlung von Arbeit und Unterkommen vor der 
derzeitigen Unterbringung im Arbeitshause bewahrt worden. Die neue 
Maßnahme hat sich bei den männlichen Bestraften durchaus bewährt; 
diese haben sämtlich ihre Arbeitsstellen angetreten und sind zum größten 
Teil dort yerblieben, während die Frauen die vermittelte Stellung erst 
gar nicht angetreten oder sehr bald verlassen haben. Eine weitere im 
Berichtsjahre vom Verein neu übernommene Aufgabe ist die Vornahme 
der erforderlichen Erkundigungen über die Würdigkeit und Bedürftigkeit 
von Familien, denen ihr in Haft befindlicher Ernährer einen Teil seiner 
Arbeitsprämie zuwenden will. Diese Maßnahme ist erforderlich, weil die 
Gefangenen häufig nur darum von der Erlaubnis, ihren Familien Geld 
zu überweisen Gebrauch machen, um das Geld der ihnen lästigen Kon- 
trolle durch den Fürsorgeverein zu entziehen. Die damit betraute Ab- 
teilung hat seit Oktober bereits 70 Fälle erledigt. Femer hat der 
Verein auch weiterhin angelegentlich die Durchführung derjenigen Maß- 
nahmen zu fördern gesucht, die Rosenfeld in seiner Schrift als dem 
Staate in der Entlassenenfürsorge neu erwachsende Aufgabe bezeichnet 
und die wir in diesem Zusanmienhange oben erwähnt haben. 

Der Bericht der Bheinisch-Westfälischen Gefängnis-Ge- 
sellschaft für 1903/04 enthält die Protokolle der Verhandlungen vom 
12. und 13. Oktober 1904, den Geschäftsbericht für das Jahr 1904 und 
7 Berichte. Auf die Berichte von Pfarrer Ammer: Unsere Brüder und 
Schwestern von der Landstraße; Hippel: Verhütung einer Bestrafung 
von Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu, sowie Greve: Der Kampf 
gegen Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu werden wir, da sie aus- 
schließlich das Vagabundentum zum Gegenstand haben, an anderer 
Stelle näher eingehen. Im übrigen bringt der Bericht Mitteilungen über 
eine Anzahl von Fachkonferenzen und freien Besprechungen zwischen 
Strafanstaltsbeamten und Mitgliedern der Vereinsfürsorge, eine Neuerung, 
die im beiderseitigen Interesse dankbar zu begrüßen ist Dem Geschäfts- 
bericht entnehmen wir, daß dem Verein gegenwärtig 76 Hilfs vereine an- 
geschlossen sind, von denen 4 im Berichtsjahre gegründet und hinzu- 
getreten sind; dennoch hat die Gesellschaft auch in diesem Jahre eine 
Anerkennung als „Zentralstelle^ für die Entlassenenfürsorge in Bheinland 
und Westfalen nicht erreicht. Besonders beschäftigte den Verein im 
Berichtsjahre die Ent^sendung von Vertrauensmännern in die Gefangnisse, 
die zmn Zwecke der Fürsorge mit dem Gefangenen schon während seiner 
Inhaftierung in Verkehr treten sollen. Wo sich diese Einrichtung bisher hat 
durchfuhren lassen, heißt es auch hier „hat sie durchwegs erfolgreich gewirkt; 
doch stößt sie noch vielfach auf Schwierigkeiten, und es ist namentlich 
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für die Strafanstalten kleinerer Orte schwer^ geeignete Pflegerpersönlich- 
keiten zu finden und festzuhalten". 

Von den Besprechungen heben wir hervor: „Der Verkehr der Straf- 
anstalten und G-efängnisvereine in Fürsorgesachen" und die „Fürsorge für 
Entlassene aus solchen Anstalten, die sich nicht auf Vereine am Orte 
stützen können". Die zu dem ersten Thema yon Direktor von Lepel 
zur Erörterung gestellten Thesen betonen im wesentlichen, daß den 
Fürsorgeorganen eingehende Mitteilungen über die Persönlichkeit des die 
Fürsorgen Suchenden zu machen sind, die sich hauptsächlich auf An- 
stelligkeit, Fleiß, Leistungen, Gesundheitszustand und den vor der Abbüßung 
der Strafe innegehabten Beruf auszusprechen haben. Die in Aussicht 
gestellten Vertrauensmänner mögen endlich ihre Tätigkeit aufnehmen, 
sich schon längere Zeit vor der Entlassung eines Bittstellers mit diesem 
in Verbindung setzen, ihn in der Anstalt besuchen und die Verbindung 
mit der Anstaltsleitung aufaehmen. Schon vor der Entlassung ist dem 
Fürsorge Suchenden, zum mindesten aber der Anstalt, das Ergebnis der 
Fürsorgebestrebungen für ihn mitzuteilen. Wir heben ferner den Vor- 
schlag hervor, die Sitzungen der Gefängnisvereine künftig in den Gefäng- 
nissen selbst abzuhalten, weil sich dort Gelegenheit bietet, mit den Bitt- 
stellern persönlich in Verbindung zu treten imd sie kennen zu lernen. 
Auch wird als wünschenswert bezeichnet, daß der Fürsorge suchende 
Gefangene sich direkt mit dem Verein, dessen Hilfe er in Anspruch 
nehmen will, in Verbindung setzt Die Leitsätze über die Fürsorge für 
Entlassene aus solchen Anstalten, die sich nicht auf Vereine am Orte 
stützen können, betonen die Notwendigkeit einer innigen Fühlung solcher 
Anstalten mit einem benachbarten Fürsorgeverein, und, in Provinzen wo 
eine Zentralstelle besteht, ihr besonderes Interesse für diese Anstalten. 
Sämtliche Fürsorgevereine sollen sich satzungsgemäß bereit erklären, so- 
fern Entlassene aus solchen Anstalten in dem Vereinsbezirke heimat- 
berechtigt sind oder dort vor der Bestrafung gewohnt haben oder wenn 
die Entlassenen aus andern Gründen dem Verein überwiesen werden, 
soweit angängig, Fürsorge eintreten zu lassen. 

Der Deutsche Hilfs-Verein für entlassene Gefangene, über 
dessen Gründung, Aiifgaben und Ziele wir in Heft 9 des vorigen Jahr- 
ganges ausführlich berichtet haben, veröffentlicht jetzt seinen ersten 
Tätigkeitsbericht. Im ganzen sind dem Verein während der Berichtszeit 
399 Gesuche zugegangen, von denen 124 sich als solche erwiesen, ftir die von 
anderer Seite die erforderliche Hilfe nicht geleistet werden konnte. Die 
Hilfe bezog sich in 30 Fällen auf die Ermöglichung der Auswanderung und 
Unterbringung in deutschen Gemeinden des außereuropäischen Auslandes, 
in 38 Fällen auf Vermittlung von Stellungen innerhalb Deutschlands, 
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in 56 Fällen auf Gewährung von Mitteln zur Neubegründung von Gre- 
schäften, die infolge der Bestrafung zurück oder ganz zugrunde gegangen 
waren. Dem Bildungsstande nach setzen sich diese 124 Schützlinge so 
zusammen, daß 19 von ihnen akademische oder volle Gymnasialbildung 
hatten, 8 seminaristisch gebildet, 59 Kauäeute und 38 Gewerbetreibende 
waren — ein Beweis, daß die Hilfe des Vereins, wie es auch in der 
Absicht seiner Begründer lag, hauptsächlich von Entlassenen gebildeter 
Kreise in Anspruch genommen wird. Alle Schützlinge, soweit sie nicht 
in der Form von Bargeld unterstützt werden, haben sich einer sechs- 
monatlichen Probezeit zu unterziehen, teils, wenn nicht die zuständigen 
Lokalvereine geeignete Einrichtungen besitzen, in der von dem Verein 
eingerichteten TJbergangsstation in Hamburg, teils in der Bodelschwingh- 
sehen Moorkolonie in Freistatt; die letztere ist namentlich für solche 
Leute bestimmt, die sich als Kolonisten im Auslande ansiedeln wollen. 
Die TJbergangsstation in Hamburg steht unter der Leitung einer Bürger- 
familie und hat Platz für 12 Personen; eine größere Zahl soll keines- 
falls aufgenommen werden, damit der Charakter der Familie erhalten 
bleibt. Die Schützlinge werden mit Schreibarbeit beschäftigt und im 
Maschinenschreiben und Stenographieren ausgebildet; sie finden auch 
Gelegenheit, sich in fremden Sprachen, die sie zu ihrem Fortkommen 
etwa gebrauchen, zu vervollkommnen. Sehr schwierig gestaltet sich die 
Arbeitsvermittlung innerhalb Deutschlands, da die Anstellung von Ent- 
lassenen überall sehr großen Vorurteilen begegnet. Hier soll nun durch 
ein gemeinsames Wirken aller bestehenden Fürsorgeorgane Besserung 
geschaffen werden; jeder Lokalverein soll versuchen, durch persönliche 
Beziehungen Stellungen zu ermitteln, in denen gebildete Entlassene auf- 
genommen werden ; und diese dem Hilfsverein mitteilen, der so nach und 
nach zu einer Arbeitsvermittelungszentrale für Entlassene ge- 
bildeterer Stände ausgestaltet werden soll. 

Im Anschluß hieran erwähnen wir noch ein im 20. Jahrbuch der 
Gefängnis-Gesellschaft für die Provinz Sachsen und das Herzogtum 
Anhalt abgedrucktes Beferat über die Fürsorge gebildeter Straf- 
entlassener von Pastor Köhler-Erfurt. Der Beferent, anscheinend 
Gefängnisgeistlicher in Erfurt, beruft sich auf die in Thüringen, ins* 
besondere Erfurt in der Fürsorge für gebildete Strafentlassene gemachten 
Erfahrungen. Seine Ausfuhrungen sind in Form von Leitsätzen dem 
Bericht angeschlossen. Er führt aus, daß alle bei der Unterbringung 
Strafentlassener sich bietenden Schwierigkeiten sich bei den gebildeten 
Strafentlassenen noch in erhöhtem Maße geltend machen und daß daher, 
„wenn es Aufgabe der Gefangnisvereine ist, die Folgen der Freiheits- 
strafe zu mildem und dem Entlassenen den Wiedereintritt ins bürger- 
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liehe Leben zu ermöglichen, sie sich der gebildeten Strafgefangenen in 
ganz besonderem Maße anzunehmen haben". Als wirksamstes Fürsorge- 
mittel bezeichnet er die Schreibstuben, die eine heilsame Ubergangs- 
station Yon der Strafanstalt zum Berufsleben bilden, den Entlassenen für 
eiaen Beruf vorbereiten und ihm in einer nicht festzulegenden Probezeit 
Gelegenheit geben, ein Becht auf Anstellung und Vertrauen zu verlangen. 
Köhler empfiehlt den Ausbau der Schreibstuben, nach innen durch 
Schaffung eines Heims, Anlage einer Bibliothek, Einrichtung von Fort- 
bildungskursen u. dergL; nach außen fordert er Organisation der Schreib- 
stuben untereinander. Das unternehmen des deutschen Hilfsvereins für 
entlassene Gefangene, gebildete Strafentlassene nach mehrmonatlicher 
Frobearbeit bei geeigneten Persönlichkeiten im Auslande unterzubringen, 
erkennt er als weitere Ausgestaltung dieses Fürsorgezweiges an; doch 
liege ein Bedenken darin, daß der vorher erforderliche mehrmonatliche 
Aufenthalt in der „Probestation" einen hohen Kostenaufwand erfordere 
und er schlägt vor, die Entlassenen ihre Probezeit in einer Schreibstube 
durchmachen zu lassen, wo sie sich ihren Unterhalt selbst verdienen, 
und zu diesem Zwecke lieber das Schreibstubengebiet zu vergrößern. 
Eine derartige auf mindestens 6 Monate anzusetzende Probezeit in einer 
Schreibstube würde den Verein wesentlich entlasten, die Kosten ver- 
mindern und die Zahl der Anträge auf ein Maß herabdrücken, das es dem 
Vorstande ermöglichen würde, jedem einzelnen näher zu treten. Zugleich 
würde dies die Förderung einer bestehenden bewährten Fürsorgeeinrichtung 
bedeuten. 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material steUt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteUten, 
den Sammlungen der AbteUung zu Grunde liegenden Qrundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

1. A. Armenwesen im allgemeinen. 

Fachs) Die Yerhältnisse der Industriearbeiter in 17 Landgemeinden bei Karlsruhe« 

272 S. Karlsruhe, G. Braun, 1904. 

Der Einfluß Friedrich Woerishoffers, unter dessen Leitung die Badische 
Fabrikinspektion zu der vorbUdlichen Einrichtimg geworden ist, als die wir sie 
heute kennen, scheint nach mehr als einer Richtung hin über sein Grab hinaus 
fortzuwirken. Seiner Anregung verdankt auch eine Untersuchung ihren Ursprung, 
die der jetzige grofiherzogliche Fabrikinspektor Dr. Fuchs über die Verhältnisse der 
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Industriearbeiter in 17 Landgemeinden bei Karlsruhe angestellt hat, und die vor 
kurzem als Bericht, erstattet an das Grofiherzogliche Ministerium des Innern und 
herausgegeben von der Badischen Fabrikinspektion, in Druck erschienen ist. 

Während die sozialen Zustandsbeschreibungen, soweit es sich um Schilderungen 
der Lage der Industriearbeiterschaft handelt, in der Regel Bilder aus dem Groß- 
stadtleben bringen, sind sie an dem auf dem Lande lebenden Industriearbeiter — 
sofern er nicht Heimarbeiter ist — bisher ziemlich achtlos vorübergegangen. Daß 
gerade der Badische Fabrikinspektor das bisher vernachlässigte Gebiet in Angriff 
nahm, ist aus der Tatsache erklärlich, daß für die Badische Industrie die Dezentra- 
lisation und das Wohnen der Arbeiter auf dem Lande charakteristisch ist. Einer 
der genauesten Kenner der dortigen Verhältnisse, Dr. M. Hecht, gibt an, daß von 
den im Jahre 1900 in Baden ermittelten 200000 Fabrikarbeitern etwa zwei Drittel 
auf dem Lande wohnen, von denen etwa 20000 täglich die Bahn zur Fahrt nach 
und von der Fabrik benutzen, während die große Mehrzahl den Weg nach dem 
Arbeitsort zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurücklegt. 

Das Untersuchungsgebiet, das von dem Gesichtspunkt aus gewählt wurde, daß 
die Lage der dort wohnenden Industriearbeiterschaft in sämtlichen dazu gehörigen 
Ortschaften ziemlich gleichartig ist, bildet ein Landstreifen entlang dem Rheinstrom 
oberhalb und unterhalb der Stadt Karlsruhe, welcher östlich vom Hardtwald begrenzt 
wird imd 17 Landgemeinden umfaßt. 

Von den 30060 in diesen Gemeinden wohnenden Personen arbeiten mehr als 
10 Prozent an einem anderen als ihrem Wohnort; von den 14740 männlichen sind 
es sogar 19,1 Prozent, und in einer der Ortschaften steigt dieses Verhältnis auf 
fast 30 Prozent. Unter den im Hauptberuf tätigen Personen entfiel nach der Be- 
rufszählung von 1695 die Mehrzahl auf Landwirtschaft und Industrie und zwar so, 
daß die Männer zu beiden Erwerbszweigen fast die gleiche Zahl stellten, während 
von den Frauen viermal so viel in der Landwirtschaft wie in der Industrie be- 
schäftigt waren. 

Diese Verteilung, die auf den ersten Blick seltsam erscheint, ist im wesent- 
lichen auf zwei Ursachen zurückzuführen. Einmal fehlen die Textil- und die Tabak- 
industrie, die man als spezifisch weibliche Industrien bezeichnen kann, im Unter- 
suchungsgebiet fast gänzlich — ja die beinahe ausschließlich männliche Maschinen- 
industrie nimmt sogar ein Drittel sämtlicher Arbeitskräfte in Anspruch — , und 
zweitens verfügen 90 Prozent aller vorhandenen Haushaltungen über landwirtschaftr 
liebes Gelände, das, soweit es im Nebenbetrieb steht, in der Hauptsache von den 
Frauen bewirtschaftet wird. Diese Tatsache ist es recht eigentlich, die der Wirt- 
schaft des ländlichen Industriearbeiters ihren besonderen Charakter aufprägt und 
eine eingehende Untersuchung der Verhältnisse vor allem rechtfertigt 

Der häiifig ausgesprochenen Befürchtung, die fortschreitende Industriealisierung 
des Gebiets könne der Landwirtschaft schaden, tritt Fuchs energisch entgegen. 
Die bescheidenen Besitzgrößen (auf eine Haushaltung entfallen durchschnittlich 
183 ar landwirtschaftlicher Fläche) weisen die Bevölkerung geradezu auf die ge- 
werbliche Tätigkeit hin. Ohne die industrielle Beschäftigung einiger Familienmit- 
glieder wäre den meisten Haushaltungen die geordnete Fortführung der Landwirt- 
schaft überhaupt unmöglich, und anstatt die Landwirtschaft zu gefährden, wird das 
Gedeihen der Industrie hier geradezu zu ihrer größesten Stütze. 

Interessant ist femer die Tatsache, daß ein Viertel der gesamten landwirt- 
schaftUch benutzten Fläche des Untersuchungsgebiets Allmendfeld ist Dies ist 
von besonderer Bedeutung für den Industriearbeiter, denn beinahe drei Viertel aller 
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von Arbeitern bewirtschafteten Fiachen stützen sicli auf die Ailmende, und 
16 Prozent bewirtschaften nur Allmendland. Fuchs schreibt es vor allem dem 
Allmendgenuß zu, daß die Industriearbeiter in ihrer Heimat wohnen bleiben und 
dem anderwärts so rasch um sich greifenden Zug in die Stadt nicht folgen. 

Liegen hierin nur Vorteile für den ländlichen Fabrikarbeiter, so ist er im 
Nachteil gegenüber seinem städtischen Kollegen, sobald man einen Vergleich der 
Löhne beider vornimmt. Nach den eingehenden Ermittelungen von Fuchs erhalten 
von den in den Erhebungsgemeinden wohnhaften Arbeitern niedrige Löhne (bis zu 
8 M. täglich) 41,1 Prozent, mittlere Löhne (von 8 — i,50 M.) 47,7 Prozent, hohe 
Löhne (über 4,50 M.) 11,2 Prozent. Die entsprechenden Zahlen für Karlsruhe sind: 
16,9 Prozent, 56,5 Prozent, 24,6 Prozent. Noch deutlicher tritt der Unterschied zu 
Tage, wenn man den Durchschnittstagesverdienst der landlichen und der Karlsruher 
Arbeiter vergleicht; ersterer beträgt 8,25 M., letzterer 8,65 M. Als Grund dieser 
Erscheinung führt Fuchs die Inferiorität der auf dem Lande wohnenden Arbeiter 
in bezug auf ihre qualitative Leistungsfähigkeit an. Die Arbeiterelite entstammt 
in den meisten Fällen der Stadt, und die Intelligenz vom Lande hat in der Regel 
die Tendenz, dorthin abzuwandern. So vollzieht sich allmählich eine Arbeitsteilung, 
indem die Städter die qualifizierte Arbeit übernehmen, die auf dem Lande ver- 
bleibenden Industriearbeiter dagegen sich mit der ungelernten Arbeit begnügen, 
aus der sie einen Verdienst ziehen, der groß genug ist, um sie und ihre Familie 
in Gemeinschaft mit dem landwirtschaftlichen Einkommen zu ernähren. 

Einen interessanten Einblick in die Wohnungsverhältnisse der ländlichen 
Industriearbeiter gewährt das Kapitel VI. Aus den hier gewonnenen Ergebnissen 
geht wiederum hervor, daß die ländliche Wohnung vor der städtischen nicht 
lediglich Vorteile besitzt. Allerdings ist infolge des niedrigen Bodenwertes ein Zu- 
sammendrängen zahlreicher Menschen in riesigen Mietskasernen und der damit in 
Zusammenhang stehende hohe Mietspreis vermieden. Zieht man aber in Betracht, 
daß der auf dem Lande wohnende Arbeiter täglich das Fahrgeld nach und von der 
Arbeitsstätte zu zahlen hat, so liegt klar auf der Hand, daß es nur bei sehr 
niedrigem Mietspreis für ihn von Vorieil sein kann, auf dem Lande zu wohnen; 
und diese Sachlage bedingt wiederum die Beschränkung auf möglichst wenige 
Räume und starke Ausnutzung der vorhandenen. So dienen z. B. die Schlafräume 
häufig als Unterschlupf für kleinere Haustiere. — In den meisten Erhebungsgemeinden 
werden die einzelnen Gebäude nur von einer Haushaltung bewohnt, in anderen 
fassen besonders neuere Häuser 2, 8, 4, Ja bis zu 8 Familien. Die Mehrzahl der 
Wohnungen haben aber trotzdem nur 2 Wohn- bezw. Schlafräume und eine häufig 
recht mangelhafte Küche, die noch dazu vielfach von zwei FamUien geteilt wird. 
Sehr rückständig sind die Wohnungen auch in bezug auf die Höhe der Räume, 
doch winden an sich gesundheitswidrige Verhältnisse kaum vorgefunden. Der 
Mietpreis für eine gute Zweizimmer- Wohnung beträgt durchschnittlich 90 M. 

Sehr lehrreich sind die Mitteilungen über die wirtschaftliche Bilanz der 
Arbeiter, die auf der Untersuchung von 14 Einzelhaushaltungen beruhen. Danach 
setzt sich das Einkommen der ländlichen Arbeiterfamilie in der Regel aus dem 
Oeldverdienst des Haushaltungsvorstandes an erster Stelle und dem landwirtschaft- 
lichen Erwerb an zweiter Stelle zusammen. Einnahmen durch Geldverdienst der 
Kinder finden sich nur zeitweilig und zwar häufiger und länger bei Töchtern, als 
bei Söhnen. Femer kommen gelegentliche Einnahmen durch Mietzinse aus ver- 
mieteten Wohnungen, durch Bezug von UnfaU- und Invalidenrenten u. a. m. in 
Betracht. Das Gesamtgeldeinkommen der untersuchten Arbeiter-Haushaltungen 
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schwankte zwischen 1060 und 2285 M. Dazu tritt noch der Wert der seihst er> 
zeugten und im Haushalt verhrauchten landwirtschaftlichen Produkte, der im Durch- 
schnitt auf 202 M. angegeben wird. Zeitlich wechseln die Verhaltnisse besonders 
bei Familien mit hoher Kinderzahl ganz außerordentlich. Auf den Kopf der Familie 
berechnet, werden in kinderreichen Haushaltungen die Einnahmen fast von Jahr 
zu Jahr geringer, und viele Familien geraten auf diese Weise in eine weit un- 
günstigere Lage, als man aus ihrem Gesamtgeldeinkommen schließen würde. Erst 
vom Zeitpunkt der Schulentlassung der ältesten Kinder beginnt sich die Lage dieser 
Familien allmählich wieder zu bessern, ja infolge der kindlichen Mitarbeit häufig 
sogar sehr schnell zu heben. Von der Anpassungsfähigkeit, die diese sich im 
Laufe weniger Jahre vollziehenden Schwankungen verlangen, kann sich der Un- 
beteiligte kaum einen Begriff machen. 

Von den Ausgaben entfallen auf Ernährung durchschnittlich 47 Prozent, 
auf die Wohnung 4,1 Prozent, wozu indes noch Fahrgeld mit 3,6 Prozent und 
Schuldzinsen mit 3,9 Prozent hinzugerechnet werden müssen. Die Ausgaben für 
Heizung und Beleuchtung betragen im Durchschnitt 4,1 Prozent, für Kleidung 
6,4 Prozent, Schuhwerk 3,9 Prozent, Wäsche, Bettzeug usw. 2,2 Prozent, für 
Steuern 1,7 Prozent, für Versicherungsbeiträge 2,7 Prozent Hierbei fallen 
die gegenüber städtischen Arbeiterhaushalten verhältnismäßig sehr geringen Aus- 
gaben für Wohnung und Kleidung auf. Die Erklärung für die niedrigen Mietspreise 
wurde oben bereits gegeben; die geringeren Ausgaben für Kleidung sind auf die 
größere Bedürfnislosigkeit des ländlichen Arbeiters zurückzuführen; nur an Schuh- 
werk gebraucht er bedeutend mehr, als seui städtischer Kollege. Absolut und 
relativ zu gering sind die Auslagen für Bildung: Schule, Zeitungen und Bücher, 
die im Durchschnitt nur 1 Prozent betragen. Eine erhebliche Höhe erreichen im 
Einzelfalle dagegen häufig die Ausgaben für Arzt imd Apotheke, durch die eine 
Familie bei langer Krankheit oft wirtschaftlich stark zurückkommt. 

Im ganzen aber besteht bei den Arbeiterfamilien des Untersuchungsgebiets 
ein entschiedenes Streben, vorwärts zu kommen. Die Ersparnisse, die hauptsächlich 
in Haus- und Grundbesitz angelegt werden, sind im Vergleich mit städtischen Ver- 
hältnissen beträchtlich, doch stehen sie, wie der Verfasser meint, keineswegs immer 
im angemessenen Verhältnis zu den gemachten Anstrengungen. 

Das letzte Kapitel bietet einen Überblick über das sittlich-geistige Leben in 
den Erhebungsgemeinden. Hier können natürlich nur einzelne besonders wichtige 
Züge hervorgehoben werden. Vor allem scheinen der Einfluß der landwirtschaft- 
lichen Arbeit und das Leben unter und mit den Bauern auch den Industriearbeitern 
ihren Stempel aufgedrückt zu haben. Diese unterscheiden sich in Sitte und Ge- 
wohnheiten kaum von ihren rein landwirtschaftlich beschäftigten Dorfgenossen und 
fühlen sich ihnen viel verwandter als den städtischen Kollegen. Das FamUlenleben 
wird fast ausnahmslos als ein geordnetes und gutes geschildert Die Frau nimmt 
eine geachtete Stellung ein, die wohl nicht zum wenigsten dem Umstand entspringt, 
daß sie eine erwerbende Tätigkeit entfaltet Die Kindererziehung läßt Jedoch gerade 
infolge der doppelten Pflicht der Mutt«r im Haus und auf dem Felde viel zu 
wünschen übrig. Auch fehlt noch fast gänzlich die in städtischen Arbeiterkreisen 
schon viel häufigere Opferfreudigkeit zu Gunsten des Fortkommens der Kinder. 
Diese werden vielfach nur als Kapital betrachtet, das Zinsen tragen soll. Eine Folge 
davon ist, wie bereits angedeutet, daß die Kinder, besonders die Söhne, ihrerseits 
die Kindespflicht gegen die Eltern vernachlässigen, sobald sie auf eigenen Füßen 
stehen können. Im ganzen gewinnt man den Eindruck, daß man es mit vorzüg- 
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lichem Material zu tun hat, und daß eine leider noch fehlende, gut organisierte 
ländliche Wohlfahrtspflege hier eine lohnende Aufgabe zu lösen haben >vürde. 

Eine sehr wertvolle Beigabe der Fuchsschen Arbeit bildet der in Abschnitt 10 
gegebene Anhang mit Einzeldarstellungen der Verhältnisse von 50 Arbeiterfamilien 
und 8 männlichen und 6 weiblichen ledigen Arbeitern. In diesen sehr ausführlichen 
Darstellungen ist Jedesmal angegeben, welche Art von Arbeit das betreffende 
Familienhaupt oder die ledige Persönlichkeit betreibt, wo sie wohnt, wie alt sie 
ist, ob und in welchem Umfange neben der Arbeit landwirtschaftliche Tätigkeit 
betrieben wird, wie groß und von welcher Beschaffenheit die Wohnung ist, wie 
weit der Weg von und zu der Fabrik, wie sich der Mann nach der Arbeit be- 
schäftigt, ob er Mitglied von Vereinen, insbesondere organisierten Vereinen ist, ob 
und wie weit er Zeitungen hält und liest und dergleichen mehr. Für den Einblick 
in die Emährungsverhältnisse der Familien ist die genaue Angabe über die Mahl- 
zeiten, die von der Familie bezw. vom Familienhaupt außerhalb der Wohnung ein- 
genommen werden, von Wert. — Wenn auch im ganzen individuelle Verhältnisse 
eine bedeutende Rolle spielen und gelegentlich die eine oder andere Familie durch 
kleine Erbschaften oder durch die Mitwirkung einer größeren Zahl von Familien- 
mitgliedern in etwas bessere Verhältnisse gekommen ist, so handelt es sich doch 
im ganzen um sehr ärmliche Zustände, in denen von der Hand in den Mund gelebt 
wird und Fleischnahrung verhältnismäßig selten ist. 

Fuchs* Untersuchung will nur ein Baustein sein für eine künftige zusammen- 
fassende Darstellung der Arbeiterverhältnisse auf dem Lande. Es ist ihm aber 
gelungen, ihr auch einen selbständigen Wert zu verleihen und einen wichtigen 
Beitrag zur Kenntnis der ländlichen Industriearbeiterschaft zu liefern. 

Dr. Elisabeth Gottheiner. 

n. G. Priyate WoUtätIgkeit. 

Preußischer Landesverein vom Boten Krens. Jahresbericht für die Zeit vom 
1. Juni 1908 bis 1. Juni 1904. Der Bericht enthält ausführliche Angaben über die 
Tätigkeit des Vereins namentlich auf dem Gebiete des Sanitätskolonnenwesens, das 
im letzten Jahre einen erheblichen Aufschwung genommen hat und einem wachsenden 
Interesse bei den Behörden und in den Kreisen der Bevölkerung begegnet. Dies 
zeigt sich namentlich in der häufigeren Heranziehung der Sanitätskolonnen zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Sicherheits- und Rettungsdienstes wie auch in der 
wachsenden Zahl der Mitglieder. Die Gesamtzahl der Kolonnen bezifferte sich zu 
Anfang des Jahres 1904 auf 788, ihre Gesamtmitgliederzahl betrug 20221. Für di& 
Gruppierung der Kolonnen ist die Einteilung Preußens in Provinzen, Regierungs- 
bezirke und Kreise maßgebend, die Kolonnen einer Provinz können sich zu Provinzial- 
verbänden zusanmienschließen. Zum Zwecke einer dauernden Überwachung des 
Kolonnenwesens sind im Berichtsjahre versuchsweise in einzelnen Provinzen Provinzial- 
inspeküonen eingesetzt worden, die sich gut bewährt haben und fortgeführt werden 
sollen. Einen bedeutsamen Fortschritt in ihrer inneren Entwicklung haben die 
Sanitätskolonnen hinsichtlich des Versorgungswesens getan: ein Statut über die 
Sicherstellung des Personals der Sanitätskolonnen vom Roten Kreuz bestimmt, daß* 
Mitglieder, die in Friedenszeiten infolge einer im Dienst erlittenen Beschädigung 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 20% erleiden, eine nach Tages- 
betragen zu berechnende Unterstützung oder eine Jahresrente erhalten sollen. Die 
Höhe der Unterstützung richtet sich nach dem Grade der Minderung der Erwerbs- 
^igkeit und schwankt zwischen 0,75 und 2,60 M. täglich; sie wird auf die Dauer 



— 280 — 

von höchstens 6 Wochen gewährt. Die Jahresrente beziffert sich auf den SOOfachen 
Betrag der nach dem Grade der Minderung der Brwerbsfähigkeit zu bewilligenden 
täglichen Unterstützung. Hat die Verletzung den Tod zur Folge und hinterläßt der 
Verstorbene eine Witwe oder Kinder unter 18 Jahren, so bezieht die Witwe die 
dem Ehemanne gewährte Unterstützung oder die Jahresrente bis zum Betrage von 
216 M. Jährlich weiter, die Kinder erhalten eine Rente von 44 M., die bei Voll- 
waisen auf 72 M. erhöht wird. — Besondere Aufmerksamkeit hat der Verein im 
Berichtsjahre den mit Gesuchen um Unterstützung an ihn herantretenden bedürftigen 
Kriegsinvaliden zugewendet. So hat er, da namentlich die Gesuche um Bewilligung 
von Badekuren immer häufiger wurden, an eine größere Anzahl von Badeverwaltungen« 
Badeärzte und Heilanstalten die Anfrage gerichtet, welche Vergünstigungen kranken 
Invaliden bewilligt werden könnten. Das Ergebnis der Umfrage war sehr günstig: 
mehr als 100 Orte erklärten sich zur Gewährung von Vergünstigungen aller Art 
(ermäßigte oder unentgeltliche Bäder, Befreiung von der Entrichtung der Kurtaxe, 
freie ärztliche Behandlung, ermäßigte Wohnungs- und Pensionspreise usw.) bereit. 
Die Namen der Orte und die Art der Vergünstigungen sind in einer in dem 
Bericht enthaltenen, nach Provinzen geordneten Zusammenstellung wiedergegeben. 

IL D. Kirchliche Armenpflege. 

Bericht ttber die 7« Jahresversammlung der Fraueahfllfe des Evang. Kirchlichen 
Hülfsvereins am 24., 25. und 26. Mai 1905 in Berlin. (Frauenhülfe. Juli- 
August 1905 8. 43^64). 

In der Versammlung erstattete Pastor Cremer den Jahresbericht über die 
Frauenhülfe, deren Arbeit auch im letzten Jahre erfreulich gewachsen ist. Dem 
Verbände gehören gegenwärtig 884 Vereine an, davon in der Provinz Brandenburg 
222, Rheinprovinz 202, Westfalen 80, Westpreußen 79, Schlesien 77, Posen und 
Hessen-Nassau 46, Ostpreußen 41, Sachsen 88, Pommern 35, Berlin 15, Schleswig- 
Holstein 7. Aus der Arbeit des abgelaufenen Jahres ist besonders bemerkenswert 
ein in der Provinz Posen abgehaltener Kursus zur Einführung in die Aufgabe der 
Frauenhülfe. Auch wurde erneut auf die in der Rheinprovinz veranstalteten Kurse 
zur Ausbildung von Helferinnen in der ländlichen Krankenpflege hingewiesen (vgl. 
Zeitschrift Jahrg. IV S. 282). — Auf der Tagesordnung der Versammlung standen 
femer folgende Themata: 

Was können die Vereine der Frauenhülfe tun, a) um die Familien in der Er- 
ziehung der heranwachsenden Jugend zu unterstützen? b) um in ihrem Kreis den 
Schäden des Alkohols zu begegnen? 

IL E. Terhlndung der Wohltätigkeits-Bestrebungen. 

Protokoll der I. dentsch-schwelzerischen Konferenz von Tertretem bllrger- 
licher und privater Armenpflegen. Der Armenpfleger, No. 9, 10, 1905. — Mit der 
am 17. Mai dieses Jahres in ßrugg abgehaltenen Konferenz ist zum erstenmal in 
der Schweiz der Versuch gemacht worden, eine Organisation nach dem Muster des 
Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit anzubahnen, die in Jährlich 
stattfindenden Zusammenkünften wichtige Fragen des Annenwesens behandeln und 
dadurch zur Aufklärung der auf diesem Gebiete tätigen Personen und einer immer 
vollkommeneren Ausgestaltung des Armenwesens beitragen soll. 

Auf der ersten Konferenz kamen folgende Gegenstände zur Verhandlung: 
Armenwesen und Versicherungsfrage. — Die Erhebung der Armensteuer von 
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den Niedergelassenen. — Die Unterstützung aus der Armenkasse in 
Streikfällen. — Die unentgeltliche Wiedereinbürgerung ehemaliger 
Schweizer durch Verfügung des Bundesrats und die daraus den Ge- 
meinden und Kantonen erwachsenden Lasten. — Freiwillige Unter- 
stützungsübereinkommen der betreffenden Gemeinden bei Bürgern 
verschiedener Kantone und Verbot des derartigen Doppelbürgerrechts. 
— Die Unterstützung notleidender Familien von Wehrmännern auf 
Rechnung des Bundes am bürgerlichen Wohnsitz. — 

Am Schlüsse der Verhandlungen regte der Einberuf er, Pfarrer Wild, die 
Gründung eines Vereins schweizerischer Armenpfleger an, dem in der Folge 
diese Konferenzen zu übertragen wären, und der sich namentlich die Vorbereitung 
einer Vereinheitlichimg des schweizerischen Armenwesens angelegen sein lassen 
solle. Jedoch wurde vorläufig von der Gründung eines solchen Vereins ab- 
gesehen. 

Belgiqae Charitable« Nouvelle edition refondue et completee par Mme. Ch. Vloe- 
berghs. Pr^face de M. Aug. Beemaert, Ministre d*£tat. 799 p. Bruxelles, 
Librairie Nationale. 1904. 

In dem vorliegenden Werk tritt uns eine Neuauflage des vor 10 Jahren er- 
schienenen, vonLudovic Saint-Vincent herausgegebenen Handbuches der Brüsseler 
Wohlfahrtseinrichtungen entgegen, das freilich, hiermit die Pläne der inzwischen 
verstorbenen Verfasserin verwirklichend, über das ursprüngliche Gebiet hinaus er- 
weitert worden ist und sich auf ganz Belgien erstreckt. Es ist von einer Freundin 
der Verfasserin, Mme. Ch. Vloeberghs, bearbeitet und enthält nach einer kurzen 
Darstellung der Organisation der öffentlichen und privaten Armenpflege eine nahezu 
800 Seiten umfassende Übersicht der belgischen Wohlfahrtseinrichtungen, deren im 
ganzen mehr als 6000 aufgeführt sind. Für die Anordnung des Stoffes ist die Ein- 
teilung nach Provinzen gewählt, die Jede für sich dann wieder den verschieden- 
artigen Bedürfnissen der Hilfesuchenden entsprechend in verschiedene Unterab- 
teilungen (Fürsorge für Wöchnerinnen, für Kinder und Jugendliche, für Kranke und 
Gebrechliche usw.) gegliedert sind. Zum Schluß werden noch in einem besonderen 
Anhang die Fürsorgeeinrichtungen für belgische Staatsangehörige im Auslande 
mitgeteilt. Der Gebrauch des Handbuchs wird durch eia sorgfältig zusammen- 
gestelltes Sachregister in Verbindung mit alphabetischen Verzeichnissen der Namen 
imd Ortschaften wesentlich erleichtert. — Wie wir einem Vorwort des Staats- 
ministers Beernaert entnehmen, sollen dem Werke in nächster Zeit zwei andere 
Teile: Belgique enseignante und Belgique sociale folgen, die das belgische 
Unterrichtswesen und die soziale Arbeit in Belgien behandeln werden. 

III. A. Offene Armenpflege. 

Stidtlsehe Brotbäekeref^ Leipzig. Dem Verwaltungsbericht der Stadt Leipzig 
über das Armenwesen im Jahre 1903 ist hierüber folgendes zu entnehmen: Gekauft 
wurden insgesamt 376 Wispel Roggen (1 Wispel ^ 1000 kg) für 51552 M.; diese 
ergaben 263200 kg backfähiges Mehl. Einschließlich des noch vorhandenen Be- 
standes wurden 264488 kg Mehl zu 359914 kg Brot verbacken. Zur Verteilung 
kamen 359477 kg Brot. Der Selbstkostenpreis des Brotes stellt sich einschließlich 
aller Unkosten und Abschreibungen nebst Verzinsung des Grundstücks und Betriebs- 
kapitals auf rund 177« Pfg. für das Kilogramm. 
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IT. Fürsorge f&r Kranke und Genesende. 

Erfolge und Ziele der Trinker-Heilbehandlnng. Bericht, erstattet bei der Er- 
öffnung der Erweiterungsbauten der Heilstätte Waldfrieden (Volksheilstätte 
für Alkoholkranke) von Dr. Waldschmidt. 

Nach dem in der Juli-No. 1905 der Amtlichen Nachrichten der Charlottenburger 
Armenverwaltung veröffentlichten Bericht sind in der Heilstätte Waldfrieden in den 
ersten 5 Jahren ihres Bestehens (13. Juli lÖOO — 1905) 882 Personen verpflegt worden. 
Hiervon befinden sich 26 noch in Behandlung, 74 sind aus verschiedenen Ursachen 
ausgeschieden, sodaß über die Erfolge bei 282 zu berichten ist. Nach genauer 
Durchsicht der Entlassenen und bei strenger Prüfung ergibt sich, dafi 92 » 32,6 % 
sich abstinent gehalten haben. Weitere 43 oder 15,4 % haben sich zwar nicht 
abstinent, aber mäßig gehalten und sind voll erwerbsfähig. Rund 50 % sind als 
unheilbar zu bezeichnen. Im ganzen ergibt sich, daß mindestens Vs aller Entlassenen 
Dauererfolg aufzuweisen haben, wenn man von einem solchen innerhalb der ver- 
hältnismäßig kurzen Zeit von 5 Jahren reden darf. Von den Kranken waren 65 
von Armenverwaltungen, 69 von Krankenkassen, 6 von Berufsgenossenschaften, 
14 von Behörden über\viesen; diesen 154 Kranken, für welche bezahlt wurde, stehen 
228 Selbstzahler gegenüber. 

Wald Schmidt geht in seinem Vortrag besonders auf den Übelstand ein, daß 
nach dem derzeitigen Stande der Gesetzgebung die Heilstätte nur solche Kranke 
aufnehmen darf, die entweder freiwillig sich hineinbegeben, oder aber durch ihren 
Vormund hineingebracht werden. Die Entmündigung wegen Trunksucht sei aber 
seit Einführung des B.G.B., also innerhalb 5 Jahren, noch außerordentlich wenig 
erfolgt. Auch würde die Handhabung der Entmündigung auf die Heilung von 
trunksüchtigen Personen keinen wesentlichen Einfluß haben, da ausdrücklich § 681 
C.P.O. vorschreibt, daß die Entmündigung ausgesetzt werden müsse, sofern Aussicht 
auf Besserung bestehe. Hier befinde sich eine Lücke in der Gesetzgebung, welche 
bisher nicht gestattet, Trunksüchtige gegen ihren Willen, ohne entmündigt zu sein, 
einer Anstalt überweisen zu können. Diese Lücke auszufüllen, strebe ein auf Ver- 
anlassung des Verbandes der Trinkerheilstätten des deutschen Sprachgebietes von 
Stadtrat Kapp el mann (Erfurt) verfaßter Entwurf zu einem Reichsgesetz betreffend 
die Fürsorge für Trunksüchtige an, der für Alkoholkranke dieselben Maßnahmen 
fordert, die durch das Gesetz vom 11. 7. 1892 betreffend die Unterbringung der 
Geisteskranken, EpUeptischen, Idioten, Blinden und Taubstummen vorhanden sind. 
Die Gewähr dafür, daß diese Forderung schon vor der Gesetzgebung so weit möglich 
verwirklicht werde, liegt in der Bereiterklärung der Landesdirektoren der Provinzen 
Brandenburg und Sachsen (neuerdings auch der Stadt Berlin), auf eine Reihe von 
Jahren solche Personen, die auf Grund von Trunksucht eine Geisteskrankheit er- 
worben haben und infolgedessen in Irrenanstalten untergebracht worden sind, der 
Trinkerheilstätte zu überweisen. Es solle hiermit zum ersten Male der Versuch im 
großen gemacht werden, eine Spezialanstalt, die weit über den Rahmen der bis- 
herigen Trinkerheilstätte hinausragt, mit Hilfe der Provinzialbehörden durchzuführen. 
Der große Wert dieses Vorgehens liege in der Trennung der trunksüchtigen Per- 
sonen von den eigentlichen Geisteskranken. 

Die Anstalt hat heute Platz für 120 Kranke, die je nach Art und Äußerung 
ihrer Krankheit getrennt gehalten werden können. 

Tl. Fürsorge für Kinder. 

Die Säagllngsschntsstelle des Tereing Sftuglingsschats in Wien. (Jahresbericht 
des Vereins SäugUngsschutz für 1904.) 
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Wie wir dem ersten Jahresbericht des Vereins entnehmen, ist im Januar dieses 
Jalires in Anlehnung an die französischen Einrichtungen der consultations de 
nourrissons und der gouttes de lait eine Säuglingsschutzstelle geschaffen worden. 
Sie ist einem Kinderkrankenhause, dem St. Annen-Kinderspital, angegliedert und 
soll in erster Linie eine Belehrungsstätte sein, die zu bestimmten täglichen Sprech- 
stunden bedürftigen Müttern in bezug auf die Ernährung und Pflege ihrer Kinder 
Rat erteilt, sie namentlich über den Wert der natürlichen Ernährung aufklärt und 
zum SelbststUlen anzuhalten sucht. Erst in zweiter Linie steht die Milchverteilung. 
Nur wenn die Mutter nicht im stände ist, ihr Kind selbst zu stillen, wird ihr die 
für den Säugling geeignete, in der Milchküche der Schutzstelle hergestellte Nahrung 
gegen Entrichtung des Einkaufspreises, zum Teil auch unentgeltlich verabfolgt. 
Die Bedürftigkeit muß in jedem Falle durch ein von der städtischen Armenbehörde 
ausgestelltes Attest nachgewiesen werden. — Die Mütter, die sich in der Schutz- 
stelle Rat holen, sind verpflichtet, ihr Kind mindestens einmal wöchentlich vor- 
zustellen; die Kinder werden allwöchentlich gewogen und auf ihren Gesundheits- 
zustand hin untersucht. Kranke Kinder sind von der Schutzstelle ausgeschlossen 
und werden der ärztlichen Behandlung von Polikliniken oder Armenärzten überwiesen. 

Besonderes Gewicht wird darauf gelegt, daß die Kinder möglichst bald nach 
der Geburt in der Schutzstelle vorgestellt werden. Um dies zu erreichen, ist der 
Verein mit den geburtshilflichen Kliniken, Findelhäusem, Armenärzten und Hebammen 
in Verbindung getreten und hat sie aufgefordert, alle ihnen anvertrauten Kinder 
Bedürftiger unmittelbar nach der Geburt der Schutzstelle zuzuweisen. Auch die 
städtischen Kostkinder, die in Wien bis Jetzt keiner ärztlichen Überwachung unter- 
stehen, sollen unter die Aufsicht der Schutzstelle gestellt werden; ein diesbezüglicher 
Antrag wird dem Magistrat überreicht werden. -- Die Einrichtung hat sich schon 
in dem ersten Vierteljahre ihres Bestehens sehr gut bewährt, der Andrang war 
namentUch in den ersten Wochen so stark, daß eine große Zahl von Parteien bis 
zur Beschaffung der notwendigen Gerätschaften vorgemerkt werden mußten. Am 
25. März 1905 standen bereits 245 Kinder in dauernder Überwachung des Vereins. 
— Der Verein will dieser ersten Schutzstello eine Reihe von Filialen in allen Stadt- 
bezirken folgen lassen, die Errichtung einer zweiten Stelle steht schon für die 
nächste Zeit bevor. — Aus dem sonstigen Programm des Vereins erwähnen wir 
noch die Verbreitung nützlicher Kenntnisse über Kinderpflege durch öffentliche 
Belehrung, Vorträge imd Broschüren sowie durch die Heranbildung geschulter 
Kinderpflegerinnen. Durch die Errichtung einer Pflegerinnenschule in der Säuglings- 
abteilung des St. Annen-Kinderspitals ist hiermit bereits der Anfang gemacht. 

Socl^M de Charit^ matemelle de Paris. Compte rendu pour 1904. 

Die 1784 begründete GeseUschaft ist eine der größten Pariser Wohlfahrtsein- 
richtungen. Ihr hauptsächliches Bestreben geht dahin, die Mutter bei ihrem Kinde 
festzuhalten, sie zum Selbstnähren zu veranlassen, um damit körperlich und geistig 
gesunde Verhältnisse zu zeitigen. Dem vorliegenden Bericht entnehmen wir, daß 
im Jahre 1904 2882 unbemittelte Wöchnerinnen mit 2936 Kindern mit einem Kosten- 
auf wände von 140446 Francs unterstützt wurden. Von den 2936 Kindern starben 
235 « 8 Prozent gegen 6,89 Prozent im Vorjahre. Der Grund dieser erhöhten Sterb- 
lichkeit wird der großen Hitze des letzten Sommers zugeschrieben. 

Im Anschluß an die Charit^ matemelle besteht die Soci6te des berceaux, die 
im Jahre 1904 473 Wiegen im Betrage von 2636 Francs spendete. 

Die Ergebnisse der Sommerpflege in Deutschland im Jahre 1908. 
Berielit der Zentralstelle der Tereinignngen fttr Sommerpflege in Deutschland. 
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Der vorliegende Bericht hat auch in diesem Jahre wieder eine Yergröfierung 
in den statistischen Aulstellungen zu verzeichnen; er weist im Berichtsjahre 
144 Städte mit 219 Vereinen nach gegen 119 Städte mit 190 Vereinen im Vorjahre. 
Im ganzen smd während dieses Jahres 43788 Kinder gegen 89004 in 1902 verpflegt 
worden, mithin 4779 Kinder mehr. Die Kosten betrugen 1266018 M., also 147902 M. 
mehr als im Voijahre. In Solbädern wurden 8478, in Seebädern 3436, auf dem 
Lande 17813 und in Stadticolonien 14056 Kinder verpflegt. In eigenen Anstalten 
waren 8092, in fremden Anstalten 7500, in fremden Häusern (bei Gastwirten) 11302 
und in Einzelpflege 3115 Kinder untergebracht. Hinzu kommen noch die in Heil- 
stätten verpflegten Kinder, deren Zahl 8622 beträgt. 

Von neuen Gründungen sind zu erwähnen: das im August 1903 begonnene 
Eiiiolungsheim des Stuttgarter Vereins ftkr Ferienkolonien, dessen Eröffnung fOr 
den 1. Oktober 1904 in Aussicht genommen war, zwei neue Pflegestätten der Kinder- 
heilstätte Lenzheim und ein von dem Charlottenburger Verein gegen Verarmung 
errichtetes Heim in Horst, das .Charlottenburger Kaiser Friedrich-Erholungsheim". 
— Über die im Berichtsjahre getroffene Vereinbarung des Berliner Vereins fOr 
Ferienkolonien mit dem Volksheilstättenverein vom Roten Kreuz, wonach in der 
Kinderheilstätte Hohen-Lychen besondere Baracken für Kinder aus lungenkranken 
Familien eingerichtet sind, haben wir schon bei Gelegenheit der Besprechung des 
Jubiläumsberichtes der Berliner Ferienkolonien berichtet (Heft 12, 1904). 

Eine Winterpflege wurde wieder wie im Vorjahre in acht Anstalten ausgeübt 
Über eine Nachpflege der im Sommer entsendet gewesenen Kinder berichten außer- 
dem 22 Vereine; die Nachpflege bestand in der Verabreichung von Milch und 
Stärkungsmitteln bei 3464 Kindern, von Frühstück bei 1321, von Mittagessen bei 
1744 und von Bädern bei 12 Kindern. 

Der Verein für Ferlenkolonten in Leipzig in seiner 25Jihrigen Tätigkeit. 

Bearbeitet von L. Eisenreich. 70 S. Leipzig 1905. 

Den Jubiläumsberichten des Berliner und des Barmer Vereins für Ferien- 
kolonien, die wir in Heft 12, 1904 und 5, 1905 angezeigt haben, folgt jetzt derjenige 
des Leipziger Vereins. — Die Anregung zur Gründung von Ferienkolonien g^ng in 
Leipzig gleichzeitig von zwei verschiedenen Seiten aus; es hatten sich unabhängig 
von einander zwei Komitees gebildet, die im März 1880 unter dem Namen: Komitee 
zur Bildung von Ferienkolonien vereinigt wurden und im selben Jahre den 
ersten Aufruf zur Sammlung von Beiträgen erließen. Im ersten Jahre wurden 
131 Kinder hinausgesendet, und im Laufe der Berichtszeit hat sich diese Zahl lun 
mehr als das Sechsfache vermehrt: sie betrug im Jahre 1904 826. Insgesamt wurden 
während der Berichtszeit 15165 Kinder verpflegt, und zwar 6644 im Kinderheim 
Grünhaide, 4878 in Gebirgsgasthöfen, 1561 in Solbädern, 1522 in Milchkolonien, 
306 in Familien auf dem Lande, 13 in Seebädern und 241 in Zahlkolonien. — Die 
Verpflegung geschah zunächst nur in der Form von geschlossenen Kolonien, doch 
wurden schon im zweiten Jahre 15 Kinder in Binzelpflege imtergebracht 1882 zeigt 
die höchste Zahl in offener Familienpflege, nämlich 104 von 305 Kindern. In diesem 
Jahre trat auch zum erstenmal die Form der Stadtkolonien (Halb- oder Milchkolonien) 
und eine besondere Kolonie für Bemittelte auf, die aus 14 Zahlschülem bestand. 
Hinzu kommt noch die Verpflegung in Solbädern, und zwar wurden in Franken- 
hausen, das in allen 25 Jahren Leipziger Ferienkolonisten aufnahm, insgesamt 563, 
in dem seit 1885 belegten Solbade Dürrenberg 937 und in Kosen, das nur in den 
Jahren 1890—92 belegt worden ist, 61 Kinder verpflegt. Neuerdings ist man in 
Leipzig, nachdem im Jahre 1885 die Form der Einzelpflege und 1892 auch die Form 
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der Halb- und Milchkolonien aufgehoben wurde, wieder ganz zu der gesclilossenen 
Kolonisierung zurückgekehrt. Die Milchkolonien wurden nach und nach von den 
sogenannten Schrebervereinen Übernommen, die im Jahre 1904 während der Sommer- 
ferien 1896 Kinder zweimal taglich mit Milch versorgt haben. — Im Jahre 1888 
konnte der Verein ein eigenes Heim erwerben, das noch in demselben Jahre mit 
24 Kindern belegt wurde; es wurde 1901 durch einen allen modernen hygienischen 
Forderungen entsprechenden Neubau ergänzt und bietet Jetzt gleichzeitig 4 Kolonien 
mit etwa 125 Kindern Raum. Eine Winterpflege besteht bei dem Leipziger Verein 
nicht, da diese von den Bezirksvereinen ausgeübt wird. Bemerkenswert ist noch, 
dafi man in Leipzig nach dem Muster amerikanischer ähnlicher Binrichtungen den 
Grundsatz befolgt, die Eltern, wenn irgend möglich, zu einer kleineren oder größeren 
Teilzahlung heranzuziehen, um ihnen dadurch das niederdrückende Gefühl des 
Aimosen-Bmpfangens zu ersparen. An Beiträgen von Teilzahlern werden schon 
1882 292 M. verzeichnet, die höchste Beitragssumme zeigt das Jahr 1904 mit 2829 M. 
Doch wurden besondere Kolonien für Bemittelte im Jahre 1885 wieder aufgehoben, 
um eine Trennung in Bemittelte und Unbemittelte zu vermeiden. 

Eriieliiings- und FttnorgeTerein ffir geistig Borttokg^bliebene (sehwaolisiB&tge) 
Kinder, Berlin. Jahresbericht 1904. Der im März 1908 gegründete Verein verfolgt 
den Zweck, Interesse und Verständnis für die Ausbildung und Erziehung geistig 
zurückgebliebener Kinder zu wecken und zu beleben und an ihrer geistigen, leib- 
lichen, sittlichen und wirtschaftlichen Förderung mitzuwirken. Die zu diesem Zwecke 
entfaltete praktische Fürsorgetätigkeit ist darauf gerichtet, den Kindern eine bessere 
Pflege, Kleidung und Nahrung zu verschaffen, Kinderhorte und Ferienkolonien zu 
begründen, geeignete Pflegestellen und Erziehungsanstalten auszusuchen, Fürsorger 
und fachmännische Beistände zu bestellen, den Schulentlassenen zuverlässige Lehr- 
herren und Arbeitgeber nachzuweisen, Fortbildungskurse, Lehrlings- und Mädchen- 
heime einzurichten und überhaupt in Jeder Weise den durch ihre geistige Minder- 
wertigkeit besonders gefährdeten Kindern Beistand und Unterstützung zu gewähren. 
Daneben sucht der Verein noch durch Vorträge und literarische Veröffentlichungen, 
durch Besichtigungen von in Betracht kommenden Musterstätten und durch Er- 
richtung einer Zentral- und Auskunftsstelle belehrend und propagandistisch zu 
wirken. — Für die praktische Tätigkeit ist eine Art Dezentralisationssystem durch- 
geführt: im Anscliluß an die einzelnen Schulkreise sind Schulausscfaüsse eingerichtet, 
die aus Lehrern und Lehrerinnen, Ärzten, Juristen, Kaufleuten und Handwerkern 
bestehen und in deren Händen die Fürsorge für die Schüler der Nebenklassen 
Uegt Bis Jetzt bestehen acht solcher Schulausschüsse, über deren Tätigkeit im 
einzelnen berichtet wird. Sie läuft in der Hauptsache auf Gewährung von Frühstück 
und Milch, in einigen Fällen auch Mittagessen, auf die Veranstaltung von Ferien- 
wanderungen und die Errichtung von Ferienkolonien hinaus; in einigen Schulen 
konnten auch besonders armen Eltern Nahrungsmittel zugewendet werden. Hand 
in Hand damit geht bei allen Schulausschüssen die Fürsorge für die Entlassenen, 
doch wird hervorgehoben, daß gerade diese Tätigkeit bei den Eltern häufig nicht 
das rechte Verständnis fand und die Unterbringung der Kinder in Lehr- und Dienst- 
stellen vielfach großen Schwierigkeiten begegnete. — Die nächste Aufgabe des 
Vereins soll die Gründung eines Tagesheims sein, das mit Lehrstätten verschiedener 
Art, Tischler- und Schuhmacherwerkstatt, Korbmacherei, Wäscherei, Nähstube usw. 
verbunden sein und auch Gelegenheit zu Foribildungskursen bieten soll. Wie not- 
wendig eine solche Einrichtimg gerade für die entlassenen Schüler der Nebenklassen 
ist, zeigt eine in dem Aufruf zur Gründung eines Heims abgedruckte Statistik, 
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deren MateriAl von den Lehrern, Lehrerinnen und Pflegern gesammelt worden ist 
Sie enthält die Schicksale von 185 ehemaligen Schülern und Schülerinnen der 
Nehenklassen und beweist, wie wenig die Schule im stände ist, diese Kinder aach 
nur einigermaßen widerstandsfähig zu machen und auszurüsten für den Kampf 
ums Dasein. 

Ffirsorge fBr Sehwaehbefthlgte, Insbegondere schw aehsiwdge Sehnlkinder. 

(Revue PhlL, Juillet 1905 p. 807—325.) Der von Dr. Jacquin am 15. Dezember 1904 
in einem Lelirerverein in Bordeaux gehaltene Vortrag erörtert die Ursachen und 
Formen des Schwachsinns und geht sodann auf die notwendigen Pürsorgemafiregeln 
ein. Aus den Ausführungen geht hervor, daß im Gegensatz zu der Mehrzahl der 
Kulturländer in Prankreich bisher in keiner Weise für schwachsinnige Kinder 
gesorgt wird, trotzdem unausgesetzt auf Kongressen und in Versammlungen die 
Fürsorge für diese Klasse von Bedürftigen als dringende Notwendigkeit hingestellt 
wird. Der einzige Erfolg, den die wiederholt erhobenen Forderungen gezeitigt 
haben, ist die Niedersetzung einer Kommission am 4. November 1904 zur Prüfung 
dieser Frage und die Ernennung eines auf diesem Gebiete besonders verdienten 
Arztes — Dr. Gauraud — zum Lehrer der geistigen Hygiene Schwachbegabter 
Kinder (professeur d'hygiene mentale des enfants arriöres) an einem Seminar: 
übrigens der erste Fall, daß ein Lehrstuhl dieser Art in Frankreich geschaffen wurde. 
Die Gründung von Hilfsklassen an den Volksschulen hält der Vortragende für 
eine Pflicht des Staates und der Departements. Um jedoch schon jetzt, wenn auch 
in bescheidenen Grenzen, die Fürsorge für die Schwachsinnigen in die Wege zu 
leiten, beabsichtigt er in Verbindung mit den Ärzten Dr. Regis und Dr. Delaye 
in Bordeaux eine öffentliche und unentgeltliche Sprechstunde einzurichten. Alle 
14 Tage wird in einem von der mairie des betreffenden Bezirks zur Verfügung 
gestellten Raum eine Sprechstunde stattfinden, in die Lehrer, Lehrerinnen imd 
Familien die nach irgend einer Richtung anormalen Kinder zur Untersudiung 
bringen. Man hofft, daß die Einrichtung für alle Beteiligten, Kinder, Eltern und 
Lehrer, von Vorteil sein wird. Der Gedanke ist in Frankreich übrigens nicht neu; 
in Paris bestehen schon seit längerer Zeit derartige Sprechstunden. 

Wolfriiig, Lydia von. Was ist Kindenehvti! Mit einem Anhange: Schutz des 
Kindes durch die österreichische Justizverwaltung. 59 S. \aen, Carl 
Fromme. 1905. 

Unter dem Titel «Rechtsschutz der Jugend* gibt der Pestalozzi-Verein zur 
Förderung des Kinderschutzes und der Jugendfürsorge in Wien eine Sanmilung 
«populärer Abhandlungen über die wichtigsten Punkte dieser neuen sozialen 
Bewegung'' heraus, deren erstes Heft uns voiüegt. Die Verfasserin, Lydia von 
Wolf ring, ist durch ihre mannigfachen Bemühungen auf dem Gebiete der Jugend- 
fürsorge bereits bekannt geworden; ihr Entwurf einer «landwirtschaftlich-gewerblichen 
Kinderkolonie* ist von uns in Heft 7 des vorigen Jahrgangs eingehend besprochen 
worden. — In der vorliegenden Schrift will sie nun in engem Rahmen eine Zu- 
sammenfassung aller unter den Begriff des Kinderschutzes fallenden Bestrebungen 
geben, einerseits, um dadurch einen möglichst einheitlichen Begriff des Kinder- 
schutzes zu schaffen und zu popularisieren, andererseits, um das große Publikum 
auf die wichtigen sozialen und wirtschaftlichen Momente aufmerksam zu machen, 
die mit der Ausübung des Kinderschutzes zusammenhängen, und damit einer 
menschenfreundlichen Sozialpolitik die Wege zu ebnen.* Die Schrift ist in der 
Form eines Katechismus in Fragen und Antworten abgefaßt. Wir halten diese Form 
der Darstellung nicht für glücklich gewählt, die Gefahr, daß die Fragen gequält 
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und gar zu gemeinverständlich und dadurch kindlich erscheinen, liegt sehr nahe 
und ist auch hier nicht vermieden. Fragen wie: „Können schlechte Menschen ihren 
Kindern gute Eltern sein — giht es in allen Schichten der Gesellschaft schlechte 
Eltern — werden Kinder auch von den eigenen Eltern gehafif* könnten in einer 
fortlaufenden Darstellung ganz nehenhei in einigen Worten erörtert werden, während 
sie hier durch die an sich anspruchsvolle Form der Frage sehr leicht komisch 
wirken können. Immerhin kann die kleine Schrift ihren Zweck als Propaganda- 
mittel wohl erfüllen und besonders Privatpersonen, Vereinen und städtischen Ver- 
waltungen eine Anregung zur Mitarbeit auf diesem Gebiete geben. Zur näheren 
Auskunft in allen Fragen des Kinderschutzes wird im übrigen auf den Pestalozzi- 
verein, Wien, Landesgerichtsstraße 15, hingewiesen, der unentgeltlich Rat erteilt 
und gedruckte Musterstatuten, Entwürfe für Eingaben usw. versendet. — Von 
Interesse sind die im Anhang abgedruckten Verordnungen des Justizministeriums, 
verschiedene Aufgaben des Kinderschutzes betreffend, die zeigen, wie sehr das 
österreichische Justizministerium bemüht ist, die Bewegung zugunsten der Jugend- 
fürsorge und des Kinderschutzes zu unterstützen. 

Tin. Yorbeugimg. 

Beehtsanskiinftsstellen in Köln, Magdeburg, Lflbeck. Wir haben in Heft 9 
des vorigen Jahrganges bei Gelegenheit des Berichts über die Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit die Referate von 
v. Frankenberg und Krug über die Beratung Bedürftiger in Rechtsangelegen- 
heiten auszugsweise abgedruckt und dadurch einen zusammenfassenden Überblick 
über die bestehenden Rechtsauskunftsstellen gegeben. Inzwischen hat die Be- 
wegung, wie die uns vorliegenden Satzungen der neuen Rechtsauskunftsstellen in 
Köln, Magdeburg und Lübeck beweisen, weitere Fortschritte gemacht. Zwei der 
neuen Stellen, die in Köln und Magdeburg, sind städtische Einrichtungen, während 
die Auskunftsstelle in Lübeck von mehreren Vereinen ins Leben gerufen ist. 

Die stadtkölnische Rechtsauskunftsstelle für Unbemittelte ist im 
Mai d. J. eröffnet worden; dem Vorstand gehören aufier dem Oberbürgermeister als 
Vorsitzenden vier Vertreter der Stadtverordnetenversammlung, fünf Arbeitnehmer 
und ein Arbeitgeber, sowie ein Vertreter des Rechtsschutzvereins für Frauen an. 
Der Staat, die Handelskammer und die Handwerkskammer sind, sofern sie einen 
Beitrag zu den Kosten leisten, berechtigt, einen Vertreter in den Vorstand zu ent- 
senden. Die Auskunftsstelle erteilt unentgeltlich Auskunft in allen Arbeiterversiche- 
nmgssachen und allen anderen Arbeiterangelegenheiten, femer in allen die öffentp> 
liehe Rechtsstellung betreffenden Fragen, in privatrechtlichen Angelegenheiten und 
in allen Fragen über die in Köln vorhandenen öffentlichen und privaten Wohl- 
fabrtseinrichtungen. 

Engere Grenzen sind der städtischen Rechtsauskunftsstelle in Magde- 
burg gezogen, die seit Mitte Juni besteht und von einem Magistratsmitgliede unter 
Mitwirkung der städtischen Arbeitsnachweis-Kommission geleitet wird. Sie erteUt, 
ebenfalls unentgeltlich, Rat und Auskunft nur über Versicherungsangelegenheiten, 
über Bestimmungen der Gewerbe- und Gesindeordnung und in Armenunterstützungs- 
und Steuersachen. 

In Lübeck ging, wie schon erwähnt, die Gründung der öffentlichen 
unentgeltlichen Rechtsauskunftsstelle von einer Reihe von politischen 
Vereinen aus. Bin kurzer Bericht über die ersten 21 Tage ihrer Wirksamkeit (vom. 
8. bis 31. Mai 1905) zeigt, daß sie in dieser Zeit von 265 Auskunftsuchenden in 
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Anspruch genommen wnrde. Die Auskünfte bezogen sich namentlich anf Dienst- 
nnd Mletsverträge, Versicherungsangelegenheiten, Schuldverhiltnisse und familien- 
rechtliche Angelegenheiten. Von den Auskunftsuchenden waren 87 Arbeiter, 37 
Handweiicer, 14 Gewerbetreibende, 17 Beamte, 41 Kaufledte,* 8 Landwirte; 46 ge- 
hörten anderen Perofen an. 

Neue literariflclie Ersehekumgen* 

La^er, B., Das Terhftltitls toh Trunksucht zn Armut und Terbreeheu In den 
Tereinigten Staaten. 9 S, Sonderabdruck aus der Zeitschrift „Der Alkoho- 
lismus*. Leipzig 1906. 

Proeeedings of the National Conference of Cliarttfes and Correetion at tbe 
thirty-flrst annual sessloa held in theCHty üf Portlmd, Haine. June 15. 
bis 22, 1904. Edited by Isabel C. Barröws. 682 p. 

Unsere Wohnungs-Enqn^te Im Jahre 1901. lin Auftrage des Vorstandes der Orts- 
Krankenkasse für den Gewerbebetrieb der Eanfleute, Handelsleute und Apotheker 
bearbeitet von Albert Kohn. 81 S. Berlin 1905. 

Engel) S., Grundfragen des Kinderschutses. Sonderabdruck a. d. Deutsch. Viertel- 
Jahrsschrift f. öffenü. Gesimdheitspüege. 86. Band, 8. Heft, S. 497—524. 
Braunschweig, Fr. Vieweg & Sohn ltW5. 

Beridit ttber den XL Blindenlehrerkongrefi an Halle a. 8. vom 1. bis 5. August 
1904. Nach stenographischen Aufzeichnungen zusammengestellt von den 
Schriftführern des Kongresses Inspektor Schwannecke und Lehrer Lepsien. 
Herausgegeben von dem Kongreß-Komitee. 845 S. Halle a. S., Buchdra^kerei 
des Waisenhauses. 1905. 

BBrIeht des Landesanssehusses des Erzherzogtums Österreich u. d. Enns über 
seine Amtswirksamkeit vom 1. Juli 1908 bis 80. Juni 1904. Via. Wohl- 
fahrtsangelegenheiten. Referent: Leopold Steiner. 707 S. Wien 1905. 

Baldwin, William H., Familj Desertion and Non-SuppiMrt Laws. A study of fhe 
laws of the various states made in connecüon with the Associated Charlties, 
186 p. Washington 1904. 

Brandt, Lilian, Five hnndred and seventy-fonr deserters and their familios. 
A descriptive study of their characterisücs and circumstances. 64 p. New- 
York, 1905. 

Kongresse und Tersammlungen. 

25. JahresTersanunlung des BeutscheB Vereins für Armenpflege und Wohl- 
t&tigkeit in Mannheim am 21. und 22. September 1905. Verhandlungsgegenstände: 

L Generalbericht über die 26Jährige Tätigkeit des Vereins. 

Berichterstatter: Stadtrat Dr. Münsterberg (Berlin). 

2. Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit Berichterstatter: 
Beigeordneter Brugger (Köhi); Dr. H. Finkelstein, Arzt am städtischen 
Kinderasyl (BerUn); Dr. Marie Baum, Qrofih. Badische Fabrikinspektorin 
(Karlsruhe). 

8. Die heutigen Anforderungen an die öffentliche Armenpflege 
im Verhältnis zu der bestehenden Armengesetzgebung. Bericht- 
erstatter: Senatssekretär Dr. Buehl (Hamburg); Beigeordneter Dr. 
Schwander (Straßburg i. E.); Rechtsrat Fleischmann (Nürnberg). 

FUr die Redaktion yenmtwortUoh: Stadtrat Dr. Mfinsteiberg in Berlin, Dömb e rggtraßt 7. — 
Carl Heymanns Verlag« BerUn W. — Oedruckt bei Jolins Sittenfeld, BerUn W. 
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Der deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit 

Zur Feier seines 25 Jährigen Besteliens« 

Zugleich Bericht über die 25. Jahresversammlung. Mannheim, September 1905. 

Generalberieht über die Tätigkeit des deutschen Yereins für Armenpflege und 
Wohltätigkeit während der ersten 25 Jahre seines Bestehens 1880—1905 

nebst Verzeichnissen der Vereinsschriften und alphabetischem Register zu den 
VereinsBchriften, erstattet im Auftrage des Vereins vonBmil Münsterberg. 
Heft 79 der Vereinsschriften. 247 S. 

Die hevtigen Anforderongen an die öffentliehe Armenpflege im Verhaltnisse zur 
bestehenden Armengesetzgebung. Hauptbericht, in Gemeinschaft mit Dr. Buehl 
vorgelegt von Rudolf Flemming. Mitberichte von Fleischmann und 
Dr. Schwander. Heft 78. 184 S. 

Die Belühnpftnig der Sänglingssterbliehkeit. Hauptbericht von Brugger, Mit- 
berichte von Dr. Finkelstein und Dr. Marie Baum. Heft 74. 125 S. 

I. 
Der deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit, über dessen 
Wirksamkeit die Zeitschrift, solange sie besteht, regelmäßig in ausführ- 
lichster Weise berichtet hat, konnte in diesem Jahre die Feier seines 
25 jährigen Bestehens begehen. Seine Gründung fallt in das Jahr 18S0, 
zehn Jahre nach der Gründung des Deutschen Reichs. Während des 
Torhergegangenen Jahrzehnts hatte die deutsche Wirtschaftsgesetzgebong 
nodt ihren wichtigen Errungenschaften der allgemeinen Freizügigkeit und 
der Gewerbefreiheit ihre erste Probe zu bestehen gehabt. Bei der engen 
Verbindung der Armengesetzgebnng mit der wirtschaftlichen Gesetzgebang 
konnte es nicht ausbleiben, daß die Bückwirkung jener auf diese vielfach 
erörtert wurde. Nachdem die ersten Jahre nach der Beichsgründung einen 
imerhörten wirtschaftlichen Aufschwung gebracht hatten, folgte eine wirt- 
schaftliche Depression, deren Ursachen zum großen Teil in der Wirtschafts- 
und Armengesetzgebung gesucht wurden. Damals wurde in den Paiia- 
menten und in der Tagespresse diese Frage vielfach, zum Teil mit leiden- 
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schaftlicher Polemik erörtert; man fand die Armenlasten nnerträglich, 
forderte die Rückkehr zu dem deutscher Gewohnheit entsprechenden 
Heimatprinzip, Beschränkung der Freizügigkeit usw. Im ganzen sind 
diese Erörterungen {aap durchweg von parteipolitischen Gesichtspunkten 
erfüllt, Yon Gegensätzen zwischen Osten und Westen, Norden und Süden, 
zwischen Industrie und Landwirtschaft und demgemäß zwischen konser- 
▼ativen und liberalen Parteien. Dieser mehr politisch gerichteten Stellung- 
nahme entsprach es, daß es mit der Prüfung der tatsächlichen Unterlagen 
nicht allzugenau genommen wurde und man für und gegen Einrichtungen 
sprach, deren Tragweite man in tatsächlicher Beziehung kaum übersehen 
konnte. Hier sich besser zu unterrichten, tatsächliches Material zu- 
sammenzubringen, die wirklichen Wirkungen der Armengesetzgebung zu 
prüfen, die Einrichtungen für Armenzwecke zu fördern, mußte als unab- 
weisbares Bedürfnis empfunden werden. Diesem Bedürfnis in erster 
Linie verdankt der Verein seine Entstehung. 

Er trat im November 1880 zum ersten Male in Berlin in der Gestalt 
einer freien Konferenz zusammen, an der sich Vertreter von Stadt- 
gemeinden und Armenverwaltungen, Volkswirte, Parlamentarier usw. be- 
teiligten. Gleich in dieser Konferenz wurde das Thema: „Der Einfluß 
der neuen Gesetzgebung auf die Armenpflege^ erörtert und im nächsten 
Jahre (wiederum in Berlin) beschlossen, die Konferenz zu einer ständigen 
Einrichtung zu machen und ihr den Namen eines deutschen Vereins 
für Armenpflege und Wohltätigkeit zu gehen. Sein Zweck sollte 
sein: „die zerstreuten Reformbestrebungen zusammenzufassen, die auf dem 
Gebiete der Armenpflege bereits hervortreten, und die auf diesem Gebiete 
tätigen Personen fortgesetzt gegenseitig aufzuklären. Diesem Zwecke soll 
als wesentliches Mittel die in jedem Jahre wiederkehrende öffentliche 
Versammlung der Vereinsmitglieder dienen''. Dieses Programm ist in 
der Folge sorgfältig innegehalten worden. Li 25 Jahresversammlungen, 
die in den verschiedensten deutschen Städten stattfanden, wurden nach 
und nach fast alle Gegenstände des Armenwesens erörtert. Was diesen 
Erörterungen zugleich praktischen und wissenschaftlichen Wert gab, war 
der umstand, daß die Berichte über die zur Verhandlung gesteUten 
Gegenstände durchweg auf Grund eines sehr sorgfaltig gesammelten, meist 
durch Umfrage bei den Armenverwaltungen gewonnenen Materials von 
Persönlichkeiten behandelt wurden, die den Bestrebungen von Armen- 
pflege und Wohltätigkeit praktisch nahe standen. Dasselbe gilt von den 
Verhandlungen, an denen nach und nach die Leiter aller größeren Armen- 
verwaltungen, Vertreter der Provinzialverbände, Vorsitzende von großen 
Wohltätigkeitsvereinen und ähnliche Persönlichkeiten sich beteiligten. 
Das Material an Berichten und Verhandlungen, das zuerst in zwanglosen. 
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dem größeren Publikum nicht zugänglichen^ daher leider jetzt sehr seltenen 
und vergriffenen Druckschriften niedergelegt wurde, wird seit 1886 in der 
Form regelmäßiger Yereinsschriften veröffentlicht und ist im Buchhandel 
(Verlag von Duncker & Humbio t in Leipzig) jedermann zugänglich. 
Seit diesem Zeitpunkte sind im ganzen 73 Hefte erschienen. 

Aus Anlaß des 25jährigen Bestehens des Vereins hat sein Schrift- 
führer den oben angezeigten Generalbericht erstattet. Im ersten 
Abschnitt ist die Entstehung und Wirksamkeit des Vereins dargestellt, 
der zweite enthält Verzeichnisse der Vereinsschriften und der Bericht- 
erstatter. Der Schwerpunkt liegt auf dem dritten Abschnitt, der 
eine systematische Übersicht des Inhalts der Vereinsschriften gibt. Da- 
durch, daß nahezu alle dem Gebiet angehörigen Gegenstände, viele 
mehrfach, behandelt worden sind, gewinnt der Bericht von selbst den 
Charakter einer Systematik des Armenwesens, die über den Zweck 
des Generalberichts hinaus eine gewisse Bedeutung als Grundlegung der 
Wissenschaft vom Armenwesen beanspruchen darf. Die Übersicht gliedert 
sich in einen allgemeinen und einen speziellen Teil. In dem ersten sind 
die allgemeinen Grundlagen, Armenstatistik, Armengesetzgebung, Armen- 
verwaltung behandelt; in den Abschnitt über die Armengesetzgebung 
gehören die mannigfachen Erörterungen der gesetzlichen Grundlagen 
des Armenwesens, die Behandlung des Betteins und dergl., während 
in dem Abschnitt über die Armen^erwaltung namentlich die ehrenamt- 
liche und berufsamtliche Tätigkeit in der Armenpflege, der Anteil der 
Frau an dieser Tätigkeit, vor allem aber das Elberfelder System behandelt 
sind. In dem speziellen Teil werden die einzelnen Zweige der Fürsorge, 
für Kinder, für Kranke, Gebrechliche, Arbeitslose, Obdachlose usw. er- 
örtert Mit Gegenständen der Wohlfahrtspflege hat der Verein sich 
verhältnismäßig selten beschäftigt, weil er von vornherein darauf hielt, 
das engere Fachgebiet zu bearbeiten, und im übrigen für die Behandlung 
dieser Gegenstände mannigfache andere Bildungen inzwischen entstanden 
waren, die dem Bedürfnis Rechnung trugen, so insbesondere der Deutsche 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege, der Verein gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke, der Verein für Volks- und Jugendspiele, die Zentral- 
stelle für Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen usw. 

n. 

Die diesjährige Tagung fand am 21. und 22. September in Mannheim 

statt. Ihr gab von vornherein die Tatsache des 25jährigen Bestehens 

des Vereins das entscheidende Gepräge. Nachdem der Vorsitzende, 

Stadtrat Ludwig-Wolf (Leipzig), am Morgen des 21. Septembers die 

Versammlung eröffnet hatte, widmeten der Vertreter der Landesmutter, 
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V. Chelius, der Vertreter der Regierung, Geheimrat Weingärtner, und 
der Leiter der gastgebenden Stadt Mannheim, Oberbürgermeister Beck, 
dem Verein begrüßende Ansprachen, die von der Schätzung seiner lang- 
jährigen Arbeit für Praxis und Wissenschaft Zeugnis ablegten. Der 
Wärme und Aufrichtigkeit dieser Begrüßungen entsprach der Empfang, 
den der Verein in Mannheim fand, in jeder Weise. Man hatte zu den 
Verhandlungen die prachtvollen Säle des Rosengartens zur Verfügung 
gestellt, eine festliche Zusammenkunft mit den sämtlichen Organen der 
Armenpflege von Mannheim veranstaltet und eine Reihe von Drucksachen 
mit besonderer Beziehung auf die Tagung des Vereins vorbereitet, die 
für die Entwicklung des Armenwesens im allgemeinen von Wert sind 
und speziell für die rege Entwicklung, die Mannheim auf dem Gebiete 
genommen hat, Zeugnis ablegen. So war eine besondere Festausgabe 
der Mitteilungen aus der Armen- und Waisenpflege der Stadt Mannheim 
erschienen, femer ein Druckheft: Die Armen- und Krankentürsorge 
in Mannheim im Jahre 1905 und eine Zusammenstellung der für die 
Armen- und Waisenpflege in Mannheim erlassenen Ortsstatuten und Dienst- 
anweisungen. 

Den erwähnten Begrüßungsansprachen folgten geschäftliche Mitteilungen , 
aus denen wir hervorheben, daß dem Verein zurzeit angehören 248 Gemeinden, 
48 Körperschaften, 59 Vereine, 192 Privatpersonen, zusammen 549 Mit- 
glieder. Den ersten Gegenstand der Tagesordnung bildete der oben ge- 
nannte Generalbericht Sein Verfasser führte in großen Zügen aus, unter 
welchen umständen der Verein entstanden sei imd wie er in dem verflossenen 
Vierteljahrhundert gewirkt habe, wobei er namentlich auf den Einfluß 
hinwies, den die Entwicklung des sozialen Gedankens auf die armen- 
pflegerische Tätigkeit gehabt habe. Die soziale Versichemngsgesetzgebung 
setzte 5 Jahre nach der Begründung des Vereins mit der Ejrankenver- 
sicherung ein und gewann mit ihren heute bis zu einer Jahressomme 
von einer halbe Milliarde gediehenen Leistungen naturgemäß einen ent- 
scheidenden Einfluß auf die Übung der Armenpflege. Merkwürdigerweise 
jedoch machte sich dieser Einfluß nur zum geringsten Teil in der Richtung 
geltend, daß die Armenpflege durch diese Leistungen entlastet wurde, 
sehr viel mehr in der Bichtung, daß das Gesamtniveau der Armenpfl^e 
sich erhöhte und die Armenverwaltungen von selbst dazu gedrängt wurden, 
in besserer, umfassenderer und namentlich in sozial-hygienisch wirksamerer 
Weise für die ihnen anvertrauten Armen, insbesondere auf dem Gebiete 
der Kinder- und Krankenfürsorge einzutreten. Wiederholt hat der Verein 
diesen Zusammenhang der sozialen Gesetzgebung mit der Armenpfl^ 
zum Gegenstande der Erörterungen gemacht und namentlich in den letzten 
Jahren die Fürsorge für Kranke und Genesende gerade aus sozialen 
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Gesichtspankten eingehender Erörterung unterzogen. So hat er mitgeholf en, 
den neuen Gedanken der Fürsorge für Genesende, der Hauspflege, der 
Fürsorgestellen, der Heilstätten, der Erholungsstätten in den ihm nahe- 
stehenden Kreisen weiteste Verbreitung zu geben. 

Einen Gesichtspunkt glaubte der Festredner besonders betonen zu 
müssen, den Wert der persönlichen Berührung zwischen den verschiedensten 
Trägern der Organe Ton Armenpflege und Wohltätigkeit aus dem gesamten 
Deutschland, so daß der Verein hierdurch in Verbindung mit den mannig- 
fachen andern deutschen Vereinen eine über das rein fachliche hinaus- 
gehende nationale Bedeutung gewonnen hätte. 

Dem Festbericht folgte die Erörterung des Themas: 

Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 

für das drei Berichterstatter bestellt waren, in erster Linie ein Ver- 
waltungsbeamter, der Beigeordnete Brugger (Köln), sodann ein Arzt, 
der Oberarzt des Kinderasyls in Berlin, Dr. Finkelstein, und eine 
Vertreterin des Fraueninteresses an dem Gegenstande, Dr. Marie Baum, 
großh. bad. Fabrikinspektorin in Karlsruhe. Der Gegenstand war schon 
wiederholt aber mehr beiläufig in dem Verein behandelt worden, namentlich 
bei Gelegenheit der Besprechung über die Kost- und Haltekinder. Bei 
der diesjährigen Verhandlung kamen alle Punkte, die für den Gegenstand 
Yon Bedeutimg sind, zur Sprache. Wir beabsichtigen über das Ergebnis 
der Berichte und Verhandlungen demnächst gesondert zu berichten und 
begnügen uns für heute mit der Mitteilung, daß der Angelegenheit ein 
sehr lebhaftes Interesse zugewendet und an die Berichte eine vielstündige 
Diskussion angeschlossen wurde, die mit der Annahme einer Beihe richtung- 
gebender Leitsätze abschloß. Vor allem trat hierbei in den Vordergrund 
die von allen Seiten aufs ernsteste betonte Notwendigkeit, die Brust- 
nahrung des Säuglings auf alle Weise zu fördern und alle übrigen Mittel, 
wie Beschaffung billiger Milch, Beschaffung von Unterkunftseinrichtungen, 
Yon Fürsorgestellen nur als die planmäßige Ergänzung jener Hauptforderung 
za betrachten. 

in. 

Der zweite Verhandlungstag wurde vollständig von dem dritten Gegen- 
stand in Anspruch genommen, für den das Thema lautete: 

Die heutigen Anforderungen an die öffentliche Armenpflege 
im Verhältnis zur bestehenden Armengesetzgebung. 

Seine Erörterung war vier Berichterstattern anvertraut, dem Senats- 
sekretär Dr. Buehl in Hamburg, dem Bat Budolf Flemming in Hamburg, 
dem Bechtsrat Fleischmann in Nürnberg und dem Beigeordneten 
Schwander in Straßburg. Nicht ohne Absicht war gerade dieses Thema 
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für die Yierteljahrhundertsfeier gewählt worden. Man wollte gewisser- 
maßen ein Facit der 26jährigen Bestrebungen ziehen und zur Klarheit 
zu gelangen versuchen, inwieweit die 25jährige Entwicklung die Übung 
der Armenpflege im Rahmen der bestehenden Gesetzgebung gefordert 
hätte, ob sie diesen Rahmen gesprengt, ob sie ihn noch nicht genügend 
ausgefüllt hätte. Dabei handelt es sich, wie bekannt, um verschiedene 
Rechtsgebiete, da Bayern seine von dem Reichsgesetz über den ünter- 
stützungswohnsitz verschiedene Heimatgesetzgebung anwendet, während in 
Elsaß-Lothringen noch immer das französische System des Voluntarismus 
herrscht und außer der Fürsorge für Eonder und Geisteskranke eine 
Verpflichtung zur öffentlichen Armenpflege noch nicht besteht. Speziell 
dieses Verhältnis war schon wiederholt im Verein erörtert worden; wieder- 
holt hatte man auf Grund dieser eingehenden, mit ausgiebigem statistischen 
Material begrtindeten Verhandlungen aussprechen müssen, daß das Armen- 
wesen in Elsaß-Lothringen dem wirklichen Bedürfhisse in keiner Weise 
genüge, während die bayrische Armengesetzgebung im großen ganzen 
dieselben EntwicklungsmögUchkeiten biete, wie die reichsdeutsche Gesetz- 
gebung, der sie sich auch tatsächlich trotz der trennenden Begriffe von 
Unterstützungswohnsitz und Heimat durch die Novelle von 1896 sehr 
erhebUch angenähert hat. Trotzdem bleibt die Verschiedenheit der Gesetz- 
gebung in deutschen Landen als ein Mangel zu beklagen. So konnte 
denn auch in diesem Jahre der Berichterstatter Schwander für Elsaß- 
Lothringen erneut die Unzulänglichkeit der Leistungen der Armenpflege 
hervorheben, wovon nur einige größere einsichtige Stadtverwaltungen wie 
namentlich Straßburg und Kolmar auszunehmen sind, und mußte wiederum 
zu der von der Versammlung durchaus geteilten Forderung gelangen, 
das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz auch auf 
Elsaß-Lothringen auszudehnen. Aber auch der Wunsch einer ein- 
heitlichen deutschen Armengesetzgebung wurde erneut und mit Wärme 
zum Ausdruck gebracht. 

Der Schwerpunkt der Berichterstattung und der Verhandlungen lag 
aber in denjenigen Erörterungen, die aus Anlaß des von Buehl und 
Flemming erstatteten Hauptberichts gepflogen wurden, den Erörterungen 
darüber, was das deutsche Armenwesen im Rahmen der geltenden Gesetz- 
gebung gegenwärtig leistet. Selbstverständlich gingen die Berichterstatter 
hierbei von der gesetzlichen Grundlage der öffentlichen Armenpflege aus, 
für die die Beschränkung auf das Notwendige, ihr subsidiärer und 
repressiver Charakter die grundlegende Voraussetzung bildet Über den 
Begriff des Notwendigen freilich gehen in der Praxis die Ansichten viel- 
fach auseinander. Von großem Interesse ist die Prüfung der Entscheidungen 
der höchsten armenrechtlichen Behörde, des Bundesamts für das Heimat- 



— 296 — 

wesen, um festzustellen, inwieweit durch diese Rechtsprechung die Entwick- 
lung der praktischen Armenpflege in der Absicht gefordert worden ist Die 
Berichterstatter kommen zu dem Ergebnis, daß durch diese Entscheidungen 
die an die Armenpflege gestellten Anforderungen eine bedeutsame Er- 
weiterung erfahren haben, namentlich in bezug auf die Krankenpflege 
und ihre Erweiterung auf die Fürsorge für Genesende und die Heil- 
stättenbehandlung, obwohl das Bundesamt den Boden der eigentlich 
armenrechtlichen Verpflichtungen nicht yerlassen hat Den springenden 
Punkt der Untersuchung von Buehl und Flemming bildet aber die 
Feststellung, wie weit die Armenverwaltungen der modernen Ent- 
wicklung in ihren Leistungen tatsächlich nachgefolgt sind. Es 
ist zu diesem Zweck yon den Berichterstattern ein Fragebogen an 143 
deutsche Städteverwaltungen versendet worden, in dem eine Beihe hierfür 
erheblicher Fragen gestellt werden. Das gilt namentlich von der Frage 
nach der Einführung von Tarifen, die das sogen. Existenzminimum 
festlegen, und der Frage, ob und inwieweit gegenwärtig Leistungen als 
Aufgaben der öfEentlichen Armenpflege anerkannt werden, die man früher 
als außerhalb des Existenzminimums liegend erachtete. Es zeigt sich, 
daß nur in verhältnismäßig wenigen Städten der Tarif für das Existenz- 
minimum im Laufe längerer Zeiträume erhöht worden ist und daß man 
im ganzen nicht aussprechen kann, daß diese Entwicklung den gesteigerten 
wirtschaftlichen Verhältnissen und Bedürfnissen gefolgt sei. Über die 
bestehenden Tarife ist eine spezielle Übersicht gegeben, der sich eine 
Übersicht über den Aufwand für die offene Armenpflege anschließt, bei 
der allerdings außerordentliche Verschiedenheiten obwalten, so daß das 
Zahlenergebnis nur mit großer Vorsicht verwertet werden kann. Dies 
eine aber, sprechen die Berichterstatter aus, ergebe sich unwiderleglich, 
daß die so viel gehörte Behauptung vom ständigen Wachsen des Armen- 
aufwandes, von der in erschreckender Zunahme begriffenen Neigung weiter 
Bevölkerungskreise, sich von der Gesamtheit ernähren zu lassen, jeder 
tatsächlichen Unterlage entbehre, ja, daß die überwiegende Mehrzahl der 
Armenverwaltungen in ihren Leistungen in offener Pflege an dem Existenz- 
minimimi im alten Sinne unbedingt fest halte und von einer grundsätz- 
lichen planvollen Erweiterung der Leistungen der Armenpflege auf diesem 
Gebiete im allgemeinen wohl nicht die Rede sein könne, und so kommen 
Baehl und Flemming zu der höchst bemerkenswerten und überraschenden 
Schlußfolgerung, daß im wesentlichen die Verwaltungspraxis über die 
Bechtsgrundlage, d. h. über den ihr offen stehenden Rahmen der Gesetz- 
gebung nicht hinausgewachsen ist, sondern daß die Praxis vielmehr hinter 
diesen Möglichkeiten zurückgeblieben und den ihr gezogenen BAum bei 
weitem noch nicht ausgefüllt hat. Indem sie die gegen eine etwaige 
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Enreitemng der Leistungen zu erhebenden Bedenken in zutreffender 
Weise charakterisieren, betrachten sie am Schlüsse die Möglichkeiten der 
Beform. Sie fordern, daß der Aufgabenkreis der Armenpflege fester und 
auch enger umgrenzt werde, namentlich gegenüber den Aufgaben der 
Sozialpolitik und sonstigen Wohlfahrtsmaßregeln, die ron andern öffent- 
lichen Körperschaften erfüllt werden müßten, wogegen die früher schon 
im Verein erörterte Forderung erneut wird, leistungsfähige Träger der 
Armenpflege zu schaffen, wobei namentlich an eine planvolle Erweiterung 
der Aufgaben der größeren Verbände gedacht wird. Vor allem 
sei es wichtig, die Erfüllung der tatsächlich vorhandenen gesetzlichen 
Anforderungen sicher zu stellen und hierzu neben eine bessere Organisation 
auch die Zentralisation der Aufsicht über die Ausübung der Armen- 
pflege zu stellen, an der es in Deutschland im Gegensatz zu vielfachen 
Einrichtungen des Auslandes namentlich Englands vollständig fehlt Für 
Bayern kommt Fleischmann, nachdem er die Entwicklung der bayrischen 
Gesetzgebung durch Beibringung interessanten historischen Materials und 
den gegenwärtigen Stand durch zahlreiches statistisches Material erläutert 
zu einer ähnlichen Schlußfolgerung, wie Buehl für das übrige Deutschland, 
daß an sich die Gesetzgebung dem Bedürfnisse genüge, daß aber bei 
weitem noch nicht das geleistet werde, was in ihrem Bahmen geleistec 
werden könne, wobei er ebenfalls die Frage der Organisation und die 
Stellung der größeren Verbände erörtert. 

Die Verhandlungen wurden im Anschluß an die Druckberichte 
(Heft 73 der Vereinsschriften) von den genannten Berichterstattern ein- 
geleitet. Es kann dem Verein zur Genugtuung gereichen, daß die Be- 
handlung durch die Berichterstatter sich durchaus auf einem sachlich 
und rednerisch gleich hohen Niveau bewegte und daß die anschließenden 
Erörterungen, an denen sich sehr zahlreiche Bedner beteiligten, auf der- 
selben Höhe blieben imd daß bei der Behandlung des Gregenstandes 
jedes Verlieren in kleinliches Detail vermieden und dadurch den Ver- 
handlungen jener Charakter der Großzügigkeit gewahrt blieb, der der 
Bedeutung des Gegenstandes allein entsprach. 

Der Schwerpunkt der Erörterungen lag naturgemäß in der Aussprache 
über die Grenzen der öffentlichen Armenpflege. Wohl konnte die Be- 
fürchtung ausgesprochen werden, daß die Erweiterung dieser Grenzen die 
Armenlast erheblich steigern, die private Liebestätigkeit zurückdrängen 
und so die ohnehin unsichem Grenzen zwischen dieser und der öffent- 
lichen Armenpflege verwischen müsse; aber man konnte sich doch der 
Beweiskraft des von den Berichterstattern beigebrachten Materials nicht 
entziehen, daß jene von dem Gesetze gesteckte und durch die Becht- 
sprechung gezogene Grenze im ganzen durchaus noch nicht erreicht sei 
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und daß die öffentliche Armenpflege noch im Bahmen des bestehenden 
Eechts unendlich viel leisten könne und müsse. Nur müsse man ihre 
Au%abe nicht im Sinne reralteter Anschauungen verstehen, sondern sie 
den sozialen, hygienischen und pädagogischen Anschauungen moderner 
Entwicklung anpassen, müsse yerstehen, daß eine Yorbeugende und ver- 
hütende Tätigkeit nicht nur wünschenswert, sondern geradezu notwendig 
und Yom Gesetze gefordert sei und daß endlich eine in diesem Sinne 
wohlverstandene öffentliche Armenpflege auch nach der rein materiellen 
Seite ihrer Aufgabe besser genüge, indem ein gegenwärtig etwas größerer 
Aufwand für völlige Wiederherstellung der Gesundheit, der Wiederauf- 
richtung der wirtschaftlichen Eidstenz wett gemacht werde durch Er- 
sparnisse an dem Aufwand für die Unterhaltung aller derer, die der 
Armenpflege sonst dauernd zur Last fielen. In diesem Sinne interessierten 
vor allem auch die Ausführungen über die Zustände in Elsaß-Lothringen, 
in denen trotz bedeutender Leistungen der Frivatwohltätigkeit im einzelnen 
die Armenpflege im allgemeinen durchaus unzulänglich sei. Zu einem 
wahren Zerrbild sei das Verhältnis zu den in Elsaß-Lothringen wohn- 
haften altdeutschen Bedürftigen geworden, seitdem diese auf Grund be- 
sonderer Abmachungen mit den nachbarlichen Bundesstaaten öffentlich 
sicher gestellte Armenpflege genießen, während die Einheimischen diese 
Wohltat entbehren. Sobald in Elsaß-Lothringen die geltende Armen- 
gesetzgebimg eine weitere Entwicklung in der oben angedeuteten 
Bichtung gestattet, ist die Verwirklichung selbstverständlich Sache der Aus- 
führung und der Organisation, und wenn die tatsächliche Leistungs- 
unfähigkeit vieler kleiner Annenverbände Schuld an dieser mangelhaften 
Armenpflege ist, war die oft vom Verein erhobene Forderung der 
Beteiligung größerer Verbände an der Armenlast zur Erzielung der 
Leistungsfähigkeit einfach zu wiederholen. Neu war dagegen die Forde- 
rung, durch Schaffung einer zentralen Aufsicht die Gewähr für die Aus- 
fühmng der vom Gesetz geforderten Leistungen sicher zu stellen, über 
Maß und Art dieser Aufsicht gingen die Meinungen noch sehr ausein- 
ander; man wird diesen Punkt jedenfalls im Schöße des Vereins ge- 
sonderter Betrachtung unterziehen müssen. 

Die Verhandlungen schlössen mit Annahme der nachstehenden Leit- 
sätze, zu denen bemerkt werden mag, daß der auf Elsaß-Lothringen sich 
beziehende Satz 2 mit Einstimmigkeit angenommen wurde, während Satz 1 
und 3 eine nicht ganz kleine Minderheit gegen sich hatten. 

1. Die öffentliche Armenpflege hat die Fürsorge für alle armen- 
rechtUch hilfsbedürftigen Personen unter Berücksichtigung der gesund- 
heitlichen und der Verarmung vorbeugenden Anforderungen der Gegen- 
wart sicherzustellen. Diese Fürsorge ist sowohl im Gesetz über den 

20 



— 298 — 

Unterstützungswohnsltz als auch im bayerischen Armenrecht begründet 
und tatsächlich durchführbar. 

2. Die Armenpflege in Elsaß-Lothringen entspricht — mit Ausnahme 
der Fürsorge für Kinder und Geisteskranke — nicht den obigen An- 
forderungen. Für sie ist dringend die Einführung des Reichsgesetzes 
über den Unterstützungswohnsitz zu fordern. 

3. Im übrigen wird eine künftige Reform der Armengesetzgebnng 
auf bessere Gewähr für die allseitige und gleichmäßige Erfüllung der aa 
die Armenpflege zu stellenden Anforderungen, insbesondere durch Schaffung 
leistungsfähiger Armenyerbände und durch Zentralisation der Aufsicht 
über die Ausübung der Armenpflege Bedacht zu nehmen haben. Als 
letztes Ziel ist eine einheitliche deutsche Armengesetzgebung ins Auge 
zu fassen. 

Jedenfalls hat der Verlauf der 25. Jahresversammlung gezeigt, daß 
der Aufgabenkreis des Vereins noch nicht erschöpft ist und er noch 
weiter die wichtige Pflicht zu erfüllen haben wird, die öffentliche Meinung 
über die Ausgestaltung der öffentlichen Armenpflege, ihre Verbindung 
mit der freien Liebestätigkeit und das Verhältnis beider zu den Forde- 
rungen modemer Sozialpolitik aufzuklären. 



Soziale Krankenpflege. 

I. 

Jesseii) F., Soziale Krankenpflege in Krankenhftnsem* Mit 14 Abb. im Text 
220 S. Abdruck a. d. Hdb. der Sozialen Medizin. Jena, Gustav Fischer. 1904. 

Ton Lindheiniy Alfred, Salnti aegrornm. Aufg-abe und Bedeutung der Kranken- 
pflege im modernen Staat« Eine sozial-statistische Untersuchung. 334 S. 
Leipzig u. Wien, Franz Deuticke. 1906. 

Die Entwicklung der sozialen Versicherungsgesetzgebung in Deutsch- 
land und Österreich hat dazu gefuhrt, die Fürsorge für die Kranken im 
Verhältnis zu früheren Zeiten sehr viel besser und heilsamer zu gestalten. 
Sie hat aber auch darüber hinaus ganz allgemein auf eine Erhöhung des 
Standes der offenen und geschlossenen Krankenpflege gewirkt und sich 
hierbei nicht nur auf die der Versicherung unterliegenden Bevölkerungs- 
klassen beschränkt, sondern auch die der Armenbevölkerung dienenden 
Maßregeln erheblich vermehrt und verbessert. Es ist daher keine Phrase, 
von der modernen Krankenpflege als einer sozialen Krankenpflege zu 
sprechen. Neben den speziellen Veranstaltungen auf einzelnen Gebieten 
der Krankenpflege wie der Bekämpfung der Lungentuberkulose, des 
Alkoholismus usw., die wir an dieser Stelle wiederholt ausfuhrlich be- 
sprochen haben, wird die Frage der allgemeinen Ejrankenpflege neuer- 
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dings in dem angedeuteten Sinne ausführlich in den beiden hier anzu- 
zeigenden Werken behandelt. 

Der Verfasser des ersten Werkes ist Krankenhausarzt und behandelt 
seinen Stoff in systematischer, streng wissenschaftlicher Weise, während 
der zweite, der österreichischer Landtagsabgeordneter ist, sich weniger 
an eine streng systematische Einteilung bindet und den Charakter all- 
gemeiner Menschenliebe und Barmherzigkeit erkennen läßt, ohne daß es 
an der Darbietung mannigfachen tatsächlichen Materials mangelt. 

Das Werk von Jessen bildet den 4. Band des an dieser Stelle 
früher schon mit Anerkennung besprochenen Handbuchs der sozialen 
Medizin. Als Ergänzung zu den bereits vorhandenen großen Spezialarbeiten 
über Bau und Einrichtung, Verwaltung und Betrieb von Krankenhäusern will 
der Verfasser, die Beziehungen der Gesetzgebung und der Sozialpolitik zum 
Krankenhauswesen zusammenfassend, in großen Zügen eine Darstellimg 
aller mit der Krankenhauspfiege in Verbindung stehenden Fragen geben. 
Seine Absicht, hiermit Ärzten, Eiankenhausbeamten, Sozialpolitiken! und 
gebildeten Laien eine Übersicht über die gegenwärtigen und früheren 
Formen dieses vielgestaltigen Organismus darzubieten, ist in klarer, wohl 
disponierter Weise, mit echt deutschem Fleiß und deutscher Gründlichkeit 
durchgeführt und als durchaus gelungen zu bezeichnen. 

Die den einzelnen Abschnitten des Buches angefügten Literatur- 
Verzeichnisse zeigen, in welchem Umfange der Verfasser die weite, von Jahr 
zu Jahr anwachsende Materie sich zu eigen gemacht hat, und wenn er 
naturgemäß den Hauptteil seiner Arbeit den deutschen Einrichtungen 
widmet, so soll es ihm doch zu besonderem Verdienst angerechnet werden, 
daß er in einem Anhang das £j*ankenhauswesen außerdeutscher Länder 
berücksichtigt und zwar nicht bloß der europäischen, sondern auch der 
in diesem Zweige der Kulturentwicklung mit ihnen wetteifernden Staaten 
von Gesamt-Amerika, der englischen Kolonien ebenso, wie von Japan 
und der Türkei. 

Während in früheren Zeiten Krankenhäuser fast ausschließlich als 
Zufluchtsorte für die pflegebedürftigen Armen und Elenden galten, ist es 
mit der außerordentlichen Weiterentwicklung der Medizin, namentlich der 
chirurgischen Technik, imd der Verbesserung der Elrankenhauszustände 
allmählich dahin gekommen, daß auch Kranke, die in besseren Verhält- 
nissen leben, die Vorteile der neuzeitlichen Krankenhäuser auszunutzen 
streben, sei es, daß sie der sorgfältigeren Pflege und der besseren Ein- 
richtungen dieser Anstalten, sei es, daß sie den an ihnen wirkenden 
Axzten mehr Vertrauen schenken. Nicht zuletzt ist hierbei die Aussicht 
auf kostenlose ärztliche Hufe mitwirkend, welche die öffentlichen Kranken- 
häuser „sehr zum Schaden des ärztlichen Standes auch Bemittelten bieten". 

20* 
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Indes hat die Benutzung der Krankenhäuser für die Pflege erkrankten 
unbemittelter oder wenig bemittelter Personen in gewaltigem MaBe zu- 
genommen, seitdem durch Weiterausbildung der Armenpflege und der 
gesamten sozialen Fürsorge seitens des Staates und der Gemeinden in 
außerordentlich gesteigerter Weise für die wirtschaftlich Schwächeren 
gesorgt ist. Die Krankenhauspflege ist somit als ein sehr starker Zweig 
der modernen sozialen Medizin anzusehen, um so mehr, als zunehmend 
sich die Erkenntnis Bahn gebrochen hat, daß Volksseuchen nur durch 
Isolierung der ersten Fälle unterdrückt werden können, was nur durch 
Errichtung allgemeiner und eigens für diesen Zweck gebauter Kranken- 
häuser vorbeugend zu bewerkstelligen ist. Erscheinen somit diese An- 
stalten als eine mächtige Waffe der Gesellschaft gegen die den Einzel- 
individuen und der Gesamtheit drohende Schädigung durch seucbenartig 
auftretende Krankheiten, so liegt ihre weitere Bedeutimg darin, daß viele 
von ihnen als Lehranstalten für Arzte und Pflegepersonal dazu beitragen, 
daß auch außerhalb der Krankenhäuser die Gesellschafl; über Kräfte ver- 
fügt, die geschult sind, „in ihr sozial helfend, pflegend und erziehend zu 
wirken". 

Die Ergebnisse der immer wirksamer fortschreitenden hygienischen 
Wissenschaft haben immer mehr dazu angeregt, Mängel der Eürankenhaus- 
hygiene den modernen Anforderungen entsprechend zu verbessern und es 
hat sich als Tatsache gezeigt, daß das Krankenhauswesen dort am meisten 
entwickelt ist, wo Hygiene und soziale Fürsorge den höchsten Einfluß 
gewonnen haben, gleichviel ob diese Fürsorge durch staatliche Gesetz- 
gebimg oder durch außerordentlich entwickelte Privatwohltätigkeit ge- 
ordnet ist 

In knapper anziehender Form bespricht Jessen die geschichtliche Ent- 
wicklung der Krankenpflege in Krankenhäusern, ihre ersten Anfange bei 
unzivilisierten Völkern (Gebärhütten), ihr Fehlen bei den Völkern 
ostasiatischer Kultur (Japan und China) bis zur Beeinflussung durch 
europäische Elemente, das Bestehen alter Hospitäler in Siam, Persie u, 
bei den Azteken, bei den Indiern, Ägyptern und Juden, die ohne 
wirkliche Krankenhauspflege doch Krankenhäuser zu Isolierzwecken für 
die vom Aussatz Betroffenen hatten, bei den Griechen und Römern, 
die „infolge ihrer egoistischen Lebensauffassung und ihrer Anschauung 
von dem geringen Werte des Einzelnen gegenüber dem Staate" keine 
eigentlichen Krankenpflegeanstalten, aber immerhin Anfange eines E^ranken- 
hauswesens darbieten. Erst die Einwirkung der ersten christlichen 
Gemeinden, deren Diakonen Armenpflege trieben, dann aber auch Vor- 
steher öffentlicher Anstalten wurden, in denen Arme und Gebrechliche, 
die vielfach ortsfremd waren, verpflegt wurden, läßt die Entwicklung dieser 
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Xenodochien (Eremdenherbergen) zu Krankdopflegeanstalten erkennen. 
Kaiser Julian der Abtrünnige, von dem das Wort stanunt: „wir sehen, 
was die Feinde der Götter so stark macht, ihre Menschenliebe gegen die 
Fremdlinge und die Armen'', befahl die Errichtung solcher Xenodochien 
in allen Städten. Nachdem auf dem Konzil zu Nicaea (325 n. Chr.) die 
Gründung solcher Xenodochien den Bischöfen ganz besonders ans Herz 
gelegt war, entstanden in allen Ländern der Christenheit unzählige solcher 
Anstalten, die bei größeren Klöstern häufig in ein Hospital im alten 
Sinne (Xenodochium) und in eine Krankenanstalt (infirmarium oder 
nosocomium) getrennt wurden. Zu besonderer Blüte gelangten diese An- 
stalten bei den Byzantinern, die Spezialinstitute — Altersversorgungs- 
anstalteo, Findelhäuser, Waisenhäuser, Aussatzhäuser, Bettlerhäuser — 
schufen. 

Neben bemerkenswerten Gründungen der frühchristlichen Zeit in 
Rom, Frankreich, Spanien, Deutschland gehen ähnliche der arabischen 
Khalifen einher. Erst im 11. Jahrhundert treffen wir auf Anstalten, 
deren vornehmster Zweck die Krankenaufnahme war: die Leproserien 
oder Aussatzhäuser, auch Lazarushäuser oder Lazarette genannt Mit 
dem Schwinden des Aussatzes wurden die Leproserien allmählich in 
Krankenhäuser und Isolierhäuser für Syphilis-, Pest- und Pockenkranke 
yerwandelt. 

In England ist die Mehrzahl der Krankenhäuser seit Beginn des 
18. Jahrhunderts durch Priyatwohltätigkeit entstanden und erhält sich 
auf diesem Wege. In Deutschland entstand unter dem Einflüsse auf-. 
geklärter philanthropischer Fürsten im 18. Jahrhundert eine Reihe großer 
öffentlicher Elrankenanstalten, so die Berliner Charit^ 1710, das allgemeine 
Krankenhaus in Wien 1784, die Krankenhäuser in Heidelberg, Bamberg, 
Kassel, Dresden, Mainz u. a. Nach einer Schilderung der Entstehung 
der Krankenhausanstalten in Italien, Spanien, Portugal, in den 
südamerikanischen und nordamerikanischen Bepubliken, in 
RuBland und der Türkei faßt Jessen seine Betrachtung der Ge- 
schichte der Krankenhäuser dahin zusammen, daß der Gedanke, Kranken 
und Elenden durch eigens für diesen Zweck errichtete Anstalten zu helfen, 
schon sehr alten Ursprungs ist, daß auch ohne Einwirkung der Elirche 
einem der schönsten menschlichen Gefühle, dem der barmherzigen Nächsten- 
liebe, in dieser Form Ausdruck gegeben wird, wenn auch für das Abend- 
land allerdings das Christentum den belebenden Hauch gab, von dem 
aus eine Weitenrerbreitung der Krankenhauspflege sich gestaltete. 

Überhaupt gibt dasjenige Element, welches den sozialen Verhältnissen 
eines Kulturabschnittes seinen Stempel aufdrückt, auch das Moment, 
welches Krankenhäuser schafft. Je nach dem Überwiegen des Einflusses 
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der Kirche oder der Fürsten, der lokalen Verwaltungen oder der freien 
Tätigkeit des Einzelindividuums sehen wir Krankenhäuser von kirchlichen 
Organisationen, von Fürsten, von Gemeinden und von Privaten gegründet 
werden, teils aus Nützlichkeitsgründen (Isolier- und Fflegeanstalten, Er- 
holungshäuser, Stiftungen als „gute Werke"), teils getragen von dem 
Verantwortlichkeitsgefühl, das sie den elenden und kranken Menschen 
gegenüber erfüllt. 

In systematischer Aufeinanderfolge führt uns der Verfasser nun den 
Stand der modernen Krankenhauspflege vor, zuvörderst in ihrer fortschreiten- 
den Gestaltung im Deutschen Reiche, dessen Bestrebungen sowohl in den 
Gebieten der öiSTentlichen Hygiene, als auch der sozialen Fürsorge 
mindestens von keinem andern Volke übertroffen werden. Aus dem 
älteren sogen. Korridorsystem — Gru{)pierung einer Reihe von 
Zimmern an einem Korridor, meistens in mehreren Geschossen — ent- 
wickelte sich nach den Erfahrungen, welche im amerikanischen Bürger- 
kriege, im Krimkriege, in den Feldzügen von 1866 und 1870/71 mit 
Barackenbauten gemacht waren, seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
das Favillonsystem — eine mehr oder minder große Zahl von Eranken- 
gebäuden und gesonderte Häuser für Verwaltung, Küche usw. Dieses 
Pavillon-Barackensystem, das die Musteranlagen in Berlin (Friedrichs- 
hain, Urban) und Hamburg-Eppendorf geschafifen hat, wird bis zum 
heutigen Tage als das vollkommenste angesehen, während für kleinere 
Orte mit geringerer Krankenzahl das Korridorsystem immer noch prakti- 
scher sein mag. Hygienisch ist das Pavillonsystem als das bessere, ver- 
waltungstechnisch als das schwerer zu leitende zu betrachten. Es wird 
gemahnt, größere Städte lieber mit mehreren Häusern von 500 Betten 
als mit einem ganz großen Krankenhause zu versehen und auf den Vor- 
schlag V. Ziemssens hingewiesen, überhaupt eine Dezentralisation der 
Krankenhäuser derart eintreten zu lassen, daß das eigentliche Ejranken- 
haus nur zur Aufnahme akuter und subakuter Fälle dienen soll, während 
chronische Formen Filialstationen, Genesungsheimen, Siechenabteilungen 
und ev. Spezialkrankenhäusern überwiesen würden. 

Größe, Lage, Räumlichkeiten, Anordnung der einzelnen Bestandteile, 
Einrichtung der Krankenräume (Wände, Fußböden ,Türen, Fenster, Lüftung, 
Heizung, Beleuchtung, Wasserversorgung, Bett, Betttisch, Bettschinn, 
üutersuchungstisch, Instrumenten- und Verbandmaterialschrank), sowie 
der Nebenräume (Tagesräume, Badeeinrichtungen, Aborte, Wärterzimmer, 
Behandlung reiner und schmutziger Wäsche, Schutz gegen Feuersgefahr) 
finden ebenso eingehende Besprechung, wie der Operationsraum und das 
mediko-mechanische Institut, eine allermodern ste Errungenschaft. Als 
dringend wünschenswert wird es bezeichnet, daß auch für weniger bemittelte. 
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aber gebildeten Ständen angehörige Kranke gesonderte Käume vorhanden 
sind, in denen sie zwar unter einfachen Bedingungen, aber doch geschieden 
von der ihren Lebensgewohnheiten und ihrer Unterhaltung nach ganz 
anders gearteten allgemeinen Klasse von Kranken, verpflegt werden können. 
Eine unbedingte Trennung des für die Kranken bestimmten Teils von 
den wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und Yerwaltungszwecken dienenden 
Teilen des Krankenhauses ist für Neubauten scharf zu fordern. 

Die Unterbringung gewisser Kranken in gesonderten Räumen wird 
besonders erwähnt (Infektionskranke, Wöchnerinnen, Deliranten, Irre, 
Kis.tZ' und Geschlechtskranke); die Einrichtung der Leichenhalle, 
der Desinfektionsvorrichtungen, der für Verwaltung und wirtschaftlichen 
Betrieb dienenden Bäume (Kochküche, Waschanstalt, Eishaus, Maschinen- 
haus), endlich des Gartens finden gebührende Beachtung. Auf einen 
Überblick über die Kosten der Herstellung und die Einrichtung der 
Krankenhäuser folgt die Darstellung ihrer Verwaltung und ihres Be- 
triebes. Hierbei werden mit erschöpfender Sorgfalt die einschlägigen 
Gesetze aufgeführt, sowohl die, welche die Verwaltung betreffen (Gewerbe- 
ordnung vom 1. Juli 1883 — preuß. Bunderlaß vom 19. August 1895 
über Anlage, Bau und Einrichtung von öffentlichen und Privatkranken- 
Entbindungs- und Irrenanstalten — Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Beich — Bürgerliches Gesetzbuch), als die auf die gesamte Tätigkeit 
der Arzte und des Krankenpflegepersonals bezüglichen. Es folgen die 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der Aufnahme nicht zahlender 
Patienten in Krankenhauspflege: der Armen (Unterstützungswohnsitz, 
Armenverbände, hilfsbedürftige Ausländer), der Dienstboten (Bürger- 
liches Gesetzbuch, Gesindeordnung), der Mitglieder von Krankenkassen 
(Krankenversicherungsgesetz nebst Novellen, — Gesetz über die ein- 
geschriebenen Hilfskassen, — Beichsgesetz betr. die Verbindlichkeit zum 
Schadenersatz für die beim Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken usw. 
herbeigeführten Tötungen und Körperverletzungen, — Allgem. Berggesetz 
1865, — Deutsche Seemannsordnung 1902, — Einführungsgesetz zum 
Bürgerl. Gesetzbuch, — Gewerbeunfallversicherungsgesetz 1884 u. 1900, 
— Invalidenversicherungsgesetz 1889), femer der aus Gründen des Schutzes 
für die gesunden Gesellschaftsglieder wegen ansteckender Krank- 
heiten zwangsweise in Krankenhäuser Überzuführenden (Reichsgesetz 
betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten 1900). Hieran 
schließt sich die Darstellung der Maßnahmen für den Transport der 
Kranken in die Anstalten, für deren rasches, exaktes und billiges 
Funktionieren einheitliche, möglichst ortsbehördliche Leitung empfohlen wird. 

Bei der Erörterung der Verwaltungs-Organisation spricht der Ver- 
fasser sich dahin aus, daß der Oberleitung des Krankenhauses, das in erster 
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Linie eine Stätte ärztlicher Tätigkeit ist, der ärztliche Direktor mit be- 
schließender Stimme angehört Im übrigen würde es für die Anstalt Ton 
Nutzen sein, wenn an leitender Stelle möglichst Angehörige yerschiedener 
Lebensbemfe, Männer mit praktischem Blick und reinem Wollen tätig sind. 

Der Aufnahme und Entlassung der Ejranken, ihrer Versorgung mit 
Kleidung und Wäsche, ihrer Ernährung in den üblichen Verpflegungs- 
formen sind ausführliche, durch tabellarische Beispiele ausgestattete 
Erläuterungen gewidmet. Weitere Auseinandersetzungen beziehen sich 
auf den ärztlichen Dienst und die Krankenpflege. Es werden 
besonders die Schwierigkeiten für Beschaffung einwandfreien Pflegepersonals 
betont, Yor Aufuahme „gescheiterter Existenzen" gewarnt und die wichtige 
Frage, ob Frauen oder Männer sich besser zur Krankenpflege eignen, 
erörtert Prinzipiell erklärt sich Jessen für Zulassung weiblicher Pflege 
auf Männerstationen, trotz unleugbarer Mißstände, welche sich hier und 
da geltend gemacht haben. In gleichem Sinne haben sich Konferenzen, 
denen in Berlin 34, in Hamburg 24 dirigierende Arzte angehörten, aus- 
gesprochen, unter gleichzeitiger Feststellung der Ansicht, daß neben den 
Fflegeschwestem immer männliche Hilfskräfte nötig seien. 

Einer Schilderung des täglichen Lebens der Kranken im Kranken- 
hause und ihres Verkehrs mit der Außenwelt schließt sich die Fürsorge 
für die Entlassenen an, wie sie in weiterer ärztlicher Beaufsichtigung, 
in Genesungsheimen und Erholungsstätten, Rekonvaleszenten-An- 
stalten sich ausgebildet hat. 

Eine Beihe von Krankheitszuständen eignet sich nicht für eine 
längere Behandlung in allgemeinen Krankenanstalten, andererseits gibt 
es solche, welche von vornherein in allgemeinen Krankenhäusern nicht 
aufgenommen werden dürfen. Zu der ersten Gruppe gehören Sieche, 
Krüppel, Irre, Idioten, Trinker, Blinde, zu der zweiten manche Infektions- 
krankheiten. Der Betrachtung der für diese Arten von Kranken ge- 
schaffenen oder zu schaffenden Sonderanstalten gilt ein besonderer 
Abschnitt des Buches. Isolierspitäler, Epidemiespitäler, Zelt- 
baracken werden in ihren Vorteilen und Nachteilen ebenso erwogen, 
wie die neuerdings besonderer Ausbildung sich erfreuenden Lungen- 
heilstätten (Ausbildung der Freiluftliegekur) und Invalidenheim- 
stätten, die Sonderanstalten für Syphilis und Lepra werden natur- 
gemäß nicht umgangen. Bei der Besprechung der Entbindungsan- 
stalten und Wöchnerinnenheime wird der Wunsch ausgesprochen, 
an allgemeinen Krankenhäusern gynäkologische Abteilungen unter spe- 
zialistischer Leitung einzuführen; für die Erfolge der Behandlung in 
Kinderkrankenhäusern und Anstalten für Säuglinge wird ein 
Hauptgewicht auf Zahl und Qualität des Pflegepersonals gelegt, als Haupt- 
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• 

Ursache der HausepidemieD in diesen Anstalten werden nicht die schon 
infiziert hereingekommenen Kinder angesehen, sondern die Einschleppnng 
dnrch die besuchenden Mütter und Angehörigen.! 

Während der Verfasser die geistig Siechen, Schwachsinnigen — als in 
den Bereich der Irrenfursorge gehörig — nnerörtert läßt, bespricht er die 
Sonderkrankenanstalten für jene unglücklichen, welche unfähig, ihren 
Unterhalt zu erwerben, durch die Art ihres Leidens ihrer Umgebung 
oftmals derartig zur Last fallen, daß sie in ihrem Heim nicht bleiben 
können und für eine Verpflegung in den üblichen Anstalten sich nicht eignen. 
Es kommen in Betracht die Gelähmten, die mit angeborenen oder 
erworbenen Bewegungsstörungen befallenen Eaüppel, die durch Alter 
hilflosen, die an unheilbaren (schwerster Tuberkulose, Krebs), oftmals 
mit ekelerregenden Erscheinungen verbundenen Leiden Erkrankten, für 
welche (Lupus, Krebs, bösartige SyphUis) bei uns Kirchner die Isolierung 
in besonderen Anstalten vorgeschlagen hat. Eine derartige Anstalt ist 
von der fienriettenstiftung in Kirchrode bei Hannover errichtet, eine 
andere ftir nicht operierbare Krebskranke in der Berliner Charit^. 
Schließlich wird noch der Sonderanstalten für Augenkranke und 
Blinde, für Ohrenkranke und Taubstumme gedacht. 

Aus statistischen .Feststellungen des italienischen Ministeriums, 
aus Arbeiten von Guttstadt u. Bahts wird als bemerkenswert hervor- 
gehoben, daß in Deutschland sowohl die meisten Krankenhäuser 
vorhanden sind, als auch die meisten Kranken verpflegt und 
nahezu die wenigsten Verpflegten gestorben sind. Aus den letzten 
beiden Tatsachen kann man zunächst nur folgern, daß in Deutschland 
die Krankenanstalten im Durchschnitt häufiger und von weniger Schwer- 
kranken aufgesucht werden, wenn sie auch selbstverständlich den hygie- 
nischen Verhältnissen der deutschen Krankenhäuser ein gutes Zeugnis 
ausstellen. 

Für Arme und Angehörige der sozialpolitischen Versicherung ist in 
größtem Maße Krankenhauspfiege bereit, auch Wohlhabende können 
sie sich jederzeit verschaffen, aber die Angehörigen des Mittel- 
standes entbehren, wie überhaupt der Hilfe in Notlagen des Lebens, 
so auch der Möglichkeit einer entsprechenden Krankenhauspflege, da sie 
Kostgängerpreise nicht zahlen können und der Aufenthalt in den Sälen 
der allgemeinen Verpflegungsklasse ihnen nicht zusagen kann. 

Als Unterrichtsanstalten zur Ausbildung jüngerer Arzte kommen 
außer den in 20 deutschen Städten vorhandenen Universitätskliniken viele 
größere Krankenhäuser in Betracht, zumal nach der neuen ärztlichen 
Prüfungsordnung von 1901 alle jungen Arzte gezwungen sind, nach ab- 
gelegter Staatsprüfung ein Jahr, das „praktische Jahr" an Kranken- 
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häasern tätig zu sein^ ehe sie die Approbation erhaltoD. Weiterhin 
geben die großen deutschen Krankenhäuser das Fundament ab für die 
Abhaltung von sogenannten Ferienkursen für solche Arzte, die im 
Laufe der praktischen Tätigkeit Lücken in ihrem Können fühlen und 
sie auszufüllen oder die neuen Errungenschaften der theoretischen und 
praktischen Medizin persönlich kennen zu lernen wünschen. 

Diese reichhaltige, mit systematischem Geschick angelegte und durch 
zahlreiche Beispiele und Einzelausführungen wesentlich gewinnende Be- 
trachtung schließt der Verfasser mit Vorschlägen zu weiterer Verbesserung 
und Ausgestaltung des Erankenhauswesens, die ihm trotz des berechtigten 
Stolzes auf das bisher Erreichte wünschenswert erscheinen. Hieraus 
möge hervorgehoben werden: 

Erweiterte Sorge für Isoliereinrichtungen für ansteckende Krankheiten, 
auch in kleineren Orten (nach englischem, dänischem und schwedischem 
Muster); vermehrte Schaffung kleinerer Bezirkskrankenhäuser, welche 
gleichzeitig als Zentralen für das Desinfektionswesen des Bezirks dienen 
können ; Errichtung von Säuglingsspitälem, evenü. Findelanstalten, in 
denen (wie in Moskau) mit den Kindern Mütter oder Ammen aufgenonunen 
werden; Zerlegung der Krankenanstalten in zentral gelegene Abteilungen 
für akute und operative Fälle, und außerhalb der Städte gelegene Sana- 
torien für Bekonvaleszenten und chronische Kranke; Errichtung spe- 
zialistischer Abteilungen, namentlich für Augen-, Ohren- und Frauen- 
krankheiten; Schaffung einer Verpflegungsklasse, in welcher wenig 
bemittelte, aber gebildete Personen unter einfachen Bedingungen, aber 
getrennt von den Insassen der Säle, behandelt werden. 

„Nicht dem Mitleid oder der Sucht, durch Wohltun zu glänzen, 
welche den Einzelnen erfüllen, sondern der fürsorgenden Überlegung des 
Gemeinwesens verdankt das deutsche Krankenhauswesen seine Existenz 
und Blüte. Das ist echte soziale Tätigkeit." 

Auf die, den außerdeutschen Ländern eigentümlichen Ein- 
richtungen und Bestrebungen im Krankenhauswesen naher einzugehen, 
verbietet der Baum, zumal diese bei Erörterungen über das ausländische 
Armenwesen wiederholt vom Herausgeber dieser Zeitschrift besprochen 
worden sind. 

In der zweiten hier anzuzeigenden Schrift ^Saluti aegrorum^ betont 
der Verfasser die Bedeutung der Krankenpflege. Als eine der inneren 
Medizin, Chirurgie und Hygiene ebenbürtige Disziplin der Medizin 
sieht er mit Dietrich („Geschichtliche Entwicklung der Kranken- 
pflege") die Krankenpflege an, welche im 19. Jahrhundert alle Kultur- 
völker in den Bestrebungen des roten Kreuzes zusammengeführt hat. 
vereinigt in dem Gedanken der selbstlosen Menschenliebe und dem 
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Zeichen der Barmherzigkeit. Die Grundsätze der allgemeinen Gesund- 
heitspflege heherrschen nunmehr die ganze kultivierte Welt und es ist 
als eine yollkommen erwiesene Tatsache anzusehen, daß hierdurch 
die Sterblichkeit — wenigstens in Europa — wesentlich verringert und 
die Lebenserwartung eine bedeutend größere geworden ist, als in früheren 
Jahihunderten. Dem Staate und der Gesellschaft erwächst schon wegen 
der Armenversorgung und der Gemeindewohlfahrt die Verpflichtung, 
der Wissenschaft der Krankenpflege Würdigung und Beachtung zu schenken. 
Erst wenn der Arme darauf rechnen kann, „in der Krankheit die mög- 
liche Heilung, im Unfall die Entschädigung, in der Invalidität 
wenigstens den notdürftigsten Lebensunterhalt zu finden'^; erst dann 
werden die Pflichten des Staates in der Elrankenfursorge richtig gewürdigt 
werden. So haben auch in Deutschland die Versicherungsanstalten, da 
sie in Fällen, welche Invalidität befürchten lassen, das Recht haben, das Heil- 
verfahren zu übernehmen, die Führung und Förderung in der Kranken- 
fürsorge, in der Errichtung von Heilanstalten für Tuberkulöse usw. über- 
nommen. 

Verfasser zollt der Entwicklung, welche die Statistik im Sanitätswesen 
Österreichs und Deutschlands in den letzten Jahrzehnten genommen hat, 
volle Anerkennung. Erschien es indes bisher als oberste Aufgabe sanitäts- 
statistischer Arbeit, die Sterblichkeit in ihrem Zusammenhange mit der 
Todesursache, dem Alter und dem Familienstande zu erfassen, so tritt 
nunmehr an uns die Aufgabe heran, den Zusammenhang der Erkrankung 
und Sterblichkeit mit dem Berufe des Menschen festzustellen. 

In ausgedehnter Weise schildert der Verfasser den Umfang der 
Krankenfürsorge und Krankenpflege in Osterreich und Deutsch- 
land im Vergleich mit andern Kulturländern (Krankenanstalten, 
Bettenzahl, Wartepersonal, gesetzliche Regelung der Spitalbauten, Kranken- 
kassen, Arbeiterversicherung, Übersicht der Krankenpflegepersonen, Heil- 
stätten für Lungenkranke und deren Ergebnisse, Rückgang der Tuber- 
kulose). Diese Betrachtung führt ihn zu dem Schluß, daß die 
Krankenfürsorge fast überall noch ungenügend sei und daß sie um so 
energischer wird ergänzt werden müssen, je mehr die Armenversorgung 
die Unterstützung des Staates beanspruchen wird. Die Erziehung der 
Krankenpflegepersonen in der einst notwendigen Anzahl bleibe eine 
schwere Aufgabe für den Staat. 

Im Anschluß hieran bespricht der Verfasser die Sterblichkeits- und 
Erkrankungsverhältnisse in der Krankenpflege, wobei er es sich 
zur Hauptaufgabe stellt, den Beweis dafür zu erbringen, daß Leben und 
Gesundheit dieser wichtigen Berufsklasse bei der gebührenden Vorsicht 
keineswegs in besonderer Weise gefährdet werden. Die überaus große 
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Sterblichkeit der vortrefflichen kstholischen barmherzigen Schwestern 
(63 Prozent der Fäüe an Tabedralose, in andern Krankenpflegeorden 
noch mehr!) wird mit Hecht zurückgeführt auf die (ohne ärztlidie unter- 
snchnng stattfindende) An&ahme junger, schwächlicher, oft erblich be> 
lasteter Schwestern, auf die ungünstigen Lebensbedingungen, die ungünstige 
Tracht und die aufopfernde, anstrengende Tätigkeit Ahnliches gUt für 
die barmherzigen Brüder, deren Todesursachen hauptsächlich Tuber- 
kulose, sowie Herz- und OefiLBkrankheiten sind, erstere wesentlich begünstigt 
durch mangelnde prophylaktische Maßregeln, wenig Bewegung und körper- 
liehe Übungen im Freien bei minderwertiger Ernährung, die andern haupt- 
sächlich durch Überanstrengung. Auch bei katholischen Orden, welche 
andere Bemfszweige yerfolgen als Krankenpflege, ist die Tuberkulose- 
Sterblichkeit sehr groß. 

Im Gegensatz hierzu betont der Verfasser die auffallend kleine Morbidität 
und Mortalität der Wärter und Wärterinnen in Lungenheilstätten. Dank 
der Beobachtung der prophylaktischen Maßnahmen, der guten Luft und 
Ernährung, der Bewegung und mäßigen Turnübungen im Freien kam 
kein Fall von in der Heilstätte erworbener Tuberkulose Tor. Die auf- 
fallend geringe Sterblichkeit der englischen Krankenpflegerinnen erklärt 
Dr. Potter in London durch die strenge ärztliche Untersuchung, welche 
der Zulassung zur Ausbildung Torangeht. In fast allen Fällen you Tuber- 
kulose der Krankenpfl^erinnen stellte er entweder erbliche Belastung 
mit deutlich phtisischem Habitus fest oder Spuren in der E^indhdt durch- 
gemachter Anfälle dieses Leidens (Narben, Drüsen), so daß der neuer- 
liche Ausbruch der Krankheit nicht auf eine unmittelbar Tor an- 
gegangene Neuinfektion zurückzuführen war. Die ^eich günstigen 
SterblichkeitsTerhältnisse in den Vereinen für jüdischeKrankenpflegerinnen 
in Berlin und Frankfurt (in 11 Jahren kein Todesfall) beruhen ebenfiEdls 
auf der Yorsichtigen Auslese bei der Aufiaahme. Bei aller Anerkennung 
der großen Entwicklung des evangelischen Diakonissenwesens (im 
Jahre 1901 waren über 14000 Schwestern tätig) wird dann auch hier 
eine übermäßige Anspannung der Kräfte hervorgehoben. 

Der großartigen Institution, welche unter dem Zeichen des Boten 
Kreuzes ihre Tätigkeit entfaltet, besonders der immer weiter und segens- 
reicher sich entwickelnden krankenpflegerischen Wirksamkeit im Frieden 
wird gebührend gedacht, nicht minder der sonstigen interkonfessionellen 
humanitären Verbindungen. Für die freien, weltlichen Privatkranken- 
pfleger und Pflegerinnen fordert der Verfasser mit Dr. Paul Jacobsohn 
(Berlin) eine von Staats wegen zu überwachende allgemeine, dann bei 
besonderer Eignung auch spezialistische Ausbildung, die in einer staat- 
lichen Diplomsprüfung ihren Abschluß finden soll. 
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In dankenswerter Weise hat der Verfasser aus möglichst zuverlässigen 
Quellen (Verwaltungen und Arzte) die Gesundheits- und Sterblichkeits- 
yerhältnisse der Kurorte und Lungenheilstätten Österreichs, Deutsch- 
lands, der Riyiera und der Schweiz zusammengestellt, um deren Gefahr- 
losigkeit zu beweisen und — was ihm besonders am Herzen liegt — klar 
zu legen, daß die Furcht vor der Ansteckung durch die Tuber- 
kulose weitaus übertrieben ist. 

Aus dem Gesamt-Ergebnisse der Anschauungen des warmherzigen 
Verfassers seien folgende Forderungen und Wünsche herrorgehoben: 

* 

Verpflichtung des Staates, eine allgemeine Kranken-, Unfall- und 
Inyaliditätsversicherung für diejenigen zu schaffen, welche nicht imstande 
sind, aus eigenen Kräften hierfür zu sorgen; ausgedehntere Mitwirkung 
des Staates für Schaffung öffentlicher Heilanstalten (für Orte von mindestens 
10000 Einwohnern je ein Krankenbett auf 200 Einwohner, für das flache 
Land für 400 Einwohner); Hebung der sozialen Stellung und der 
materiellen Lage der Arzte; Schaffung genügender Pflegekräfte für 
die öffentlichen Heilanstalten, sowie für die Distrikts- und Privatpflege, 
Vereinbarungen zwischen den bestehenden konfessionellen Genossenschaften 
und den interkonfessionellen Pflegegesellschaften; gründliche theoretische 
und praktische Ausbildung mit folgender staatlicher Abschlußprüfung 
für alle Krankenpflegepersonen; tunlichste Fürsorge des Staates für 
Krankenpflegepersonen im Falle eintretender Krankheit oder Inyalidität. 

Es hat sich gezeigt, daß der ärztliche Beruf, dank Wissenschaft und 
Prophylaxe in bezug auf Lifektion, namentlich bei Tuberkulose, günstiger 
gestellt ist, als fast alle übrigen Lebensberufe. Durch Aufregungen, An- 
strengungen und teilweise auch durch mißliche materielle Verhältnisse 
treten bei Ärzten häufiger Erkrankungen des Herzens und der Nerven auf. 

Die eigentlichen Ejrankenpflegepersonen, in Morbidität und Mortalität 
zwar weniger günstig gestellt, als die Arzte, unterliegen doch nicht größerer 
Infektionsgefahr (namentlich bei Tuberkulose) als die gesamte Bevölkerung 
der gleichen Altei'sstufe. Die ungünstigen Ausnahmen (siehe oben) be- 
ruhen nicht in der Ansteckung am Krankenbette, nicht im andauernden 
Verkehr mit den Kranken. 

Die Errichtung von Sonderkrankenhäusem und Heilstätten, namentUch 
soweit sie der Bekämpfung der Tuberkulose gewidmet sind, ist tunlichst 
zu fordern; der Einfluß Lungenkranker in offenen Kurorten und Sanatorien 
ist — wie umfassende Untersuchung gelehrt hat — für Krankenpflege- 
personen und für die einheimische Bevölkerung im allgemeinen nicht nur 
kein ungünstiger, sondern er hat sich infolge der verschärften Prophylaxe 
und besseren sanitären Einrichtungen als ein durchaus wohltätiger gezeigt. 
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Einheitliche Vereinbarungen der Kultnrstaaten über yerbesserte Mor- 
talitäts- und Morbiditätsstatistik, namentlich mit Rücksicht auf die Berufs- 
arten, ist der letzte der zahlreichen Wünsche des Verfassers. 

Für eine Neu-Auflage empfehlen wir eine genauere Ausführung der 
Literatur-Angaben, Sanitätsrat Dr. Stern (Berlin). 

n. 

Die Ausbildung und Organisation des Krankenpflegepergonals« Punkt 5 der 
Tagesordnung auf der 29. Versammlung des Deutschen Vereins für Öffentliche 
Gesundheitspflege zu Danzig, 14. und 16. September 1904. Referenten: 
Dr. Otto Mugd an -Berlin, Prof. Dr. Georg Meyer-Berlin. 

Halle^ Ernst von, Sozialpolitisehe Aufgaben gegenüber dem Krankenpflegerinnen- 
Btande. Soziale Praxis No. 86 und 37, 1905. 

Die Frage der Entwicklung und Organisation des Personals für die 
Krankenpflege beschäftigt neuerdings alle Kreise, die mit dieser Tätigkeit 
direkt oder indirekt zu tun haben. Namentlich werden hierbei die Fragen 
der Berufsbildung, der Kranken- und Altersversorgung und des Urlaubs 
behandelt. 

Wir zeigen im folgenden zwei Arbeiten an, von denen die erste 
einen Einblick in die gesamte Bewegung gibt, während die zweite sich 
ausschließlich mit dem weiblichen Ejrankenpflegepersonal beschäftigt. 
Eine Übersicht dessen, was im allgemeinen für die Entwicklimg und 
Organisation des Kxankenpflegepersonals gegenwärtig gefordert wird, ent- 
halten die den Beferaten von Mugdan und Meyer vorausgeschickten 
16 Leitsätze, auf deren Inhalt im folgenden noch näher einzugehen ist. 

Das erste Beferat von Dr. Mugdan (Berlin) beleuchtet die Frage 
hauptsächlich vom Standpunkt der sozialen Fürsorge aus. Der Vor- 
tragende geht von der Ansicht aus, daß es undurchführbar sei, von jeder 
sich mit der Krankenpflege befassenden Persönlichkeit einen Befähigungs- 
nachweis zu verlangen; seines Erachtens genüge es, wenn die approbierten 
Pfleger und Pflegerinnen durch die Bezeichnung „geprüfte" kenntlich 
gemacht, und wenn sämtliche Krankenanstalten verpflichtet würden, stets 
eine genügende Anzahl dieses geprüften Personals zur Verfügung zu 
haben. Zur Begelung der Approbation sowie des Versicherungswesens 
für das Pflegepersonal hält Mugdan den Erlaß eines Beichsgesetzes für 
durchaus erforderlich. 

Bezüglich der Krankenversicherung müssen die Krankenpflegepersonen 
in § 1 des bestehenden Gesetzes eingereiht werden, eine Befreiung davon 
darf nur dann erfolgen, wenn die versicherungspflichtigen Faktoren einen 
gleichwertigen Ersatz garantieren, wie dies seitens der geistlichen Orden 
häufig der Fall ist. Ferner muß die freie Schwester die Möglichkeit 
haben, die Versicherung fortzusetzen, eventuell müssen Einrichtungen ge- 
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schaffen werden, die 26 Wochen hindurch Kurkosten gewähren. Auch 
die ünfallgefahr muß in dem Versicherungswesen genau geregelt sein und 
sich ebenso auf die Gemeindepflegerinnen erstrecken, die besonders häufig 
der Ansteckung ausgesetzt sind. 

Viele öffentliche Krankenhäuser betreiben bereits in dieser Weise 
ein eigenes Fürsorgewesen; abgesehen von den geistlichen Pflegerinnen 
besteht ganz allgemein die nach 200 Wochen eintretende Invaliden- 
versicherung. Es liegt aber noch da^ dringende Bedür&is vor, für nicht 
völb'g arbeitsunfähige, aber doch für ihren Dienst untaugliche Pflegerinnen 
ein Rnhegehalt auszusetzen, wobei eine 10jährige Dienstzeit in nicht ein- 
und demselben Krankenhause Vorbedingung sein müsse. 

Der Keferent schlägt die Gründung einer Krankenhausgenossen- 
schaft Yor, der sämtliche Mittel für das Versicherungs- und Pensionierungs- 
wesen zu übertragen wären. Er bedauert, daß seit 1898 eine amtliche 
Statistik über die Zahl der Pflegepersonen fehle, meint aber, daß eine 
Krankenanstalt bei einer Preiserhöhung von 5 Pf. pro Bett, und eines 
durch die Pflegepersonen zu entrichtenden Beitrags von 30 Pf. wöchentlich, 
ihre hieraus erwachsenden Kosten decken würde. Bei den geistlichen 
Schwestern wäre das so erzielte Ruhegehalt dem Orden zu übergeben, dem 
auch der wöchentliche Beitrag zur Last gelegt werden müßte. Alle diese 
Vorschläge sollen nur für öffentliche £[rankenhäuser und solche Privat- 
anstalten, deren Finanzen absolut gesichert sind, in Betracht kommen. 

Der Korreferent, Prof. Dr. Georg Meyer, schließt sich dem Vor- 
redner in den wesentlichen Punkten an und legt seinerseits ein Haupt- 
gewicht auf die gründliche Reform in der Ausbildung männlicher Pfleger; 
er bittet, bezüglich der vielfach erörterten Frage, ob weibliche, ob 
männliche Pfleger, die goldene Mitte zu behaupten und keinesfalls das 
Bedürfnis nach letzteren zu verneinen. 

Im übrigen preist Meyer vor allem den zumeist durch Leyden 
bewirkten Fortschritt, daß man heutzutage nicht die Krankheit, sondern 
den kranken Menschen in den Vordergrund stellt. Er zitiert ein Werk 
von 1746, „Die wolunterrichtete Krankenwärterin" von Joh. Storch, 
aus dem hervorgeht, daß schon damals „die Obrigkeit" angerufen wnrde, 
um ein planmäßiges Unterrichten der Pflegepersonen in die Wege zu 
leiten. Meyer hält eine theoretische und praktische Ausbildung von 
zusammen zwei Jahren für angemessen, sie müsse namentlich den Komfort 
der Patienten, auch Massage, Wasserheilkunde, Eingreifen bei plötzlichen 
Zufallen, Beförderung und Lagerung der Kranken berücksichtigen. Er 
betont, daß die Wochenpflege sowie die Pflege von Gemütskranken den 
übrigen durchaus gleichwertig seien und entsprechend gehandhabt werden 
müßten. 
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Geb. BegieruDgsrat Pütt er, Verwaltungsdirektor der Charit^, eröffnet 
die Diskussion durch eine Darlegung seiner Erfahrungen. Zunächst habe er 
die bei Übernahme seines Amtes herrschenden Zustände teilweise geändert. 
Die in der Charit^ diensttuenden Diakonissen und Klementinerinnen konnten 
von ihren Mutterhäusern nach Belieben fortgenommen werden; nach dem 
Stadium ihrer Ausbildung durfte nicht gefragt werden. Die Schwestern 
aus Priyatverbänden waren Yon sehr ungleichem Wert, die sogenannten 
Charit§schwestern aber wurden behandelt wie Wärterinnen. An der be- 
stehenden Krankenwartschule konnten alle Schwestern und Wärter der 
Anstalt und auch aushäusige Frivatschwestern teilnehmen; diese wurden 
dann stets zu niederen Diensten herangezogen, so daß ihre sachgemäße, 
allgemeine Ausbildung unmöglich wurde. Pütter hat zunächst die Charite- 
Schwestern der Obergewalt der Stationsinspektoren entnommen und sie ab 
besondere Schwesternschaft mit eigener Tracht und Abzeichen organisiert 
Wegen der herrschenden Abneigung gegen eine dreijährige Bindung und 
Kautionsstellung wurde Abstand von der Kaution genommen und nur 
zwei Jahre Bindung verlangt Trotz mangelnder Altersyersorgung hatte 
dies in wenigen Monaten einen Zuzug von 28 Schwestern aus guter 
Familie und Schule zur Folge. Vielleicht bildet auch die Abwesenheit 
einer Oberin einen Anziehungspunkt. Das Amt der Oberin eignet sich 
nicht für den Charit6betrieb und in jeder der Kliniken bewährt sich die 
Leitung der Oberschwestern. In dem Lehrschwestemhaus, das nebst 
einer besonderen Krankenpflegerschule erbaut werden soll, wird das Amt 
der Oberin und ein Schwesternrat vorgesehen; eine Satzung über die 
Ausbildung ist in Vorbereitung. Was die Pensionsfrage betrifft, so hält 
Pütt er ebenfalls die Freizügigkeit der Schwestern für nötig; die Art der 
Pension für die CharitSpflegerinnen ist Boch nicht entschieden. 

Der Redner bemerkt noch, daß in Dänemark, Schweden und Norwegen 
Schwestern, Pflegerinnen und Wärterinnen unterschieden werden. Das 
Sophienheim in Stockholm ist dort die bekannteste Ausbildirngs-Anstalt 
für Schwestern; Pütt er erläutert das Programm im einzelnen. Pension 
wird nach 25 Jahren gewährt, sie beträgt 500 — 560 Elronen und 
mehr. Die nordischen Länder üben außer bei Tobsüchtigen und Ge- 
schlechtskranken nur weibliche Krankenpflege zur allseitigen Zufirieden- 
heit; dennoch stimmt Pütt er durchaus für Aufbesserung der männlichen 
Pflege bei uns, vor allem müsse sie in System gebracht werden. Bezüglich 
der Pension erwähnt er den Übelstand, daß bei den Schwestern die freie 
Station nicht als Einkommen mit in Rechnung gezogen werde. 

Dr. Jacobsohn, Herausgeber der Deutschen Krankenpflegezeitung, 
betont seine umfassende Erfahrung auf dem Gebiet. Er tritt für die 
soziale Fürsorge ein, rühmt den Vorschlag einer Krankenhausgenossen- 
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Schaft TOD Mugdan, die auch eine Versorgung der Pflegepersonen in 
kleinen Städten bedeuten würde und stimmt ftir Vermehrung der männ- 
lichen Pfleger. Hierfür spreche allein schon die Statistik der Nachfragen 
beim Zentral-Krankenpflegenachweis. 

Prof. Petersen, leitender Arzt der Krankenpflegeanstalten Tom Roten 
Exeuz in Kiel, äußert sich gegen eine Staatsprüfung. Seines Er- 
achtens seien weibliche Examinanden viel zu leicht befangen; auch komme 
es hier keineswegs wesentlich auf das Wissen an. Er erstrebt eine Ein- 
schränkung der „wilden" Schwestern und die Organisierung in Verbände, 
wo die Oberinnen für ihr Personal zu garantieren hätten. Das sogenannte 
Diplom könne, nach seiner Meinung, sogar gefahrlich wirken. Von den 
Leitsätzen hält er Punkt 12, der die Ausbildung in sämtlichen Sonder- 
fachem der Heilkunde verlangt, für unvereinbar mit Punkt 9, der bereits 
einem Krankenhaus mit 20 Betten das Kecht der Ausbildung zuspricht. 

Sanitätsrat Dr. Ereymuth (Danzig) meint, daß die Frage in zwei 
Unterfragen zu teilen sei: was soll man 1. gegenüber der organi- 
sierten, 2. gegenüber der unorganisierten Krankenpflege tun? Betreffs 
der ersteren handelt es sich hauptsächlich nur noch um Verwaltungs- 
d^tails, während die nichtorganisierte Krankenpflege völliger Wandlung 
bedarf. Der Bedner stimmt für eine Giündung nach dem Beispiel des 
Hebammen- Pro vinzialkrankenhauses mit langer Ausbildung und staat- 
lichem Diplom. 

In der kleinen Schrift von Halle wird zunächst auf einige dem 
Guttstadtschen Kraukenhauslexikon des Deutschen Beichs entnommene 
Zahlen hingewiesen, die von der wesentlich gehobenen Bedeutung und 
Vertiefung hygienischer Vorkehrungen zeugen und auf Errungenschaften 
der medizinischen Wissenschaft im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts 
zurückzuführen sind. Z. B. sind die Krankenhäuser des Deutschen 
Reichs von 3000 mit 141000 Betten im Jahre 1876 auf 6300 mit 
370 000 Betten im Jahre 1900 vermehrt, was eine Vermehrung von 160 7o 
bedeutet, während die Bevölkerung in der gleichen Zeit nur um 30 7o 
gestiegen ist. Daneben haben sich Erholungsstätten, Privatkrankenpflege- 
anstalten entsprechend entwickelt. Naturgemäß hat eine angemessene 
Steigerung des Bedürfnisses nach Pflegepersonal stattgefunden. Nach den 
Berufszählungen von 1882 und 1895 vermehrte sich die Zahl der Pfleger 
von 73000 auf 122000, also um */,, das Wartepersonal von 5000 auf 
9000 = */jj. Im Jahre 1882 bestand mehr als V^ 1895 weniger als V^ 
des Warte- und Dienstpersonals aus Männern. Von den 1895 in Kranken- 
pflege, Hilfstätigkeit und Gesundheitsdienst tätigen 79000 Frauen standen 
allein 38000 in der Krankenpflege, 5500 in der Armen- und Waisen- 



— 314 — 

pflege; femer waren 26000 Hebammen und Masseusen, 9000 Dienstpersonal, 
2500 YerwaltungspersonaL Bei entsprechender Weitenrermehrung 
wären heute 140000 Personen, davon 90000 Frauen, im engeren 
Sinne der Krankenpflege 44000 Frauen tätig. Darin sind nicht inbe- 
griffen Anstalten für religiöse Zwecke, Unterrichts- und Erziehungswesen, 
Nonnen usw. Die Schätzung einer Gesamtzahl von 60000 könnte wohl zu 
niedrig, nicht zu hoch gegriffen sein. 

Der größte Teil der Pflegepersonen setzt sich aus 3 Gruppen yon 
Verbänden zusammen: 1. aus rein religiösen, 2. aus religiös-weltlichen, 
3. aus weltlichen. In die erste Gruppe gehören die ältesten Organisationen: 
die katholischen Orden und die vor etwa 75 Jahren entstandene 
evangelische Diakonie; daneben einzelne Sekten. Zur zweiten Gruppe 
gehören die Roten Kreuz-Schwestern und die Johanniterinnen. 
Der dritte Typus wird durch das nach englischem Muster gebildete 
Viktoriahaus repräsentiert, sodann durch die neueren städtischen Be- 
strebungen, eigne Schwesternverbände zu bilden. Dies ist in Hamburg, 
Leipzig, Frankfurt, Magdeburg, jetzt auch in Berlin und Charlottenburg 
geschehen. Daneben laufen die Versuche, größere Schwesterngenossenschaften 
ins Leben zu rufen, wie z. B. die Berufsorganisation der Kranken- 
pflegerinnen Deutschlands, deren zweiter Jahresbericht vor kurzem 
ausgegeben wurde. Den organisierten Gruppen gegenüber stehen, nament- 
lich in größeren Städten, Scharen der sogen, wilden Schwestern. 

Nach Kuhn waren zu Ende der 90er Jahre 18000 ausgebildete 
katholische Schwestern und Novizen in 1791 Niederlassungen tätig, da- 
neben 4000 weibliche Ordensangehörige in Schul- und anderen Diensten. 
Heute wird die Zahl auf 22 — 24000 angegeben. Nach dem Jahres- 
bericht der Diakonissenanstalten von 1904 gehörten 79 Mutterhäusern 
16100 Diakonissen und Probeschwestern an auf 6800 Arbeitsgebieten, 
wovon etwa 2000 im Auslände tätig sind. Es werden 8000 eigentliche 
Krankenpflegerinnen, 4000 Gemeindepflegerinnen gezählt, so daß sich die 
Zahl der in Deutschland in der Krankenpflege tätigen Diakonissen auf 
10—12000 beläuft. 

Die Boten Kreuz-Schwestern werden nach dem letzten Bericht auf 
rund 2000, die Johanniterinnen auf 1036 angegeben. Der Zimmersche 
Diakonieverein zählt über 800, die Berufsorganisation nahe an 600 
Pflegerinnen; im Viktoriahaus, städtischen Diensten und anderen Verbänden 
sind es etwa 2000. Das Gesamtergebnis für Deutschland ist, daß mehr 
als ^1^ der Pflegerinnen größeren Verbänden, mehr als ^ö religiösen 
Gemeinschaften angehören. Die Wahrscheinlichkeit spricht jedoch dafür, 
daß mit der Zeit die Steigerung in der Zahl der weltlichen Pflegerinnen 
die der geistlichen immer mehr übertreffen wird. 
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Halle führt weiter ans, dafi, wenn auch die Ejrankenpflege stets ein 
Beruf bleiben wird und bleiben muß, der einen wesentlichen Teil seines 
Lohnes in sich selbst zu suchen hat, das Bedürfnis doch mehr und mehr 
zutage tritt, die Interessen der Fflegepersonen mehr zu betonen, während 
bisher im wesentlichen nur das Interesse des Kranken im Vordergründe 
gestanden habe. Der Verfasser geht auf Einzelheiten ein, wie wir sie in 
ähnlichen Besprechungen bereits erörtert haben. Er weist nachdrücklich 
auf die Ungerechtigkeit des zeitweilig 13 — 15 stündigen Arbeitstages der Pfle- 
gerinnen hin und fordert einheitliche Bestimmungen in bezug auf Vor- 
kehrungen zur Erhaltung der Gesundheit, da es sich hier entschieden auch um 
einen der sogen, „gefahrlichen Großbetriebe" handele. Außerdem finde man 
im Gewerbe wohl ausdrückliche Verbote yon Lohnzahlung in natura oder 
Materiallieferungen, aber keinerlei Bestimmung über die zu beanspruchende 
Qualität des Gebotenen. Ein individuelles Eingehen auf das Schicksal 
mancher Krankenpflegerin, die ihren Beruf gesimd und frisch angetreten, 
würde zu ernstesten Bedenken Anlaß geben, y. Halle nennt die Regelung, 
deren Erfordernisse er nochmals zusammenfaßt, teils Orgauisationsproblem, 
teils Geldfrage und ist sich der ihr entgegentretenden Schwierigkeiten 
voU bewußt. In erster Beihe wäre eine erhebliche Vermehrung des 
Pflegepersonals in fast allen Krankenanstalten erforderlich, damit auch 
für besondere Fälle die nötigen Reservekräfte zur Verfügung seien. 

Für die Ausgabesteigerungen müßten Gemeinde oder Staat aufkommen; 
dazu stellt der Verfasser die Forderung einer allgemeinen Aufsicht über 
das Krankenpflegewesen von Staatswegen, etwa durch den Physikus, andere 
Sachverständige oder Sachrerständigen-Kommissionen, denen auch die 
Aufsicht über alle im Interesse des Schwesternberufs erlassenen Vor- 
schriften zustände. 

Die letzte Gruppe der von Halle aufgestellten notwendigen Reformen 
betri£Et die Sicherung der Existenz von dienstunföhigen Pflegepersonen 
sowie die durchgreifende Fürsorge für Invalidität und Alter. Der Ver- 
fasser hält die Zubilligung von Ruhegeldern in verhältnismäßig frühen 
Jahren (etwa nach Mitte der 30 er Jahre) als eine angemessene Ent- 
schädigung dafür, daß die Schwestern während der Dienstzeit richtigerweise 
keine Einnahmen erzielen, wie sie bei anderen Erwerbszweigen üblich sind. 

Die staatliche Organisation des Krankenpflegewesens, der Arbeitnehmer 
einerseits, der Arbeitgeber andrerseits, muß als Endziel die Entwicklung 
eines Oberbaues in Aussicht nehmen, durch welchen beide Teile sich in 
einem großen Verbände vereinigt finden. 

Ferner bedingt das gesamte Reformwesen den Ausbau eines sozialen 
Rechts für die immer zahlreicher werdenden und auf eine höhere Kultur- 
stufe als früher gerückten Mitglieder des Pflegerinnenstandes. Mit mehr 
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als 6000 Betrieben und mehr als 50000 yersicherten Personen würde eine 
Berufsorganisation, umfassend einen Zwangsverband der Krankenanstalten 
und einen Verbandszwang für die arbeitenden Pflegerinnen, yiele der 
bestehenden Berufsgenossenschaften numerisch bedeutend überragen. 
Dieses Versuchsfeld, bei dem nicht die Befürchtung beeinträchtigter 
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt mitspielt, würde auch für andere 
Gebiete des Weiterausbaues unseres sozialen B.echts Yorbildlich wirken 
können. Anna L. Friedmann (Berlin). 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Gnmdplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern irnd Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

I. A. Armenwesen im allgemeinen. 

Der Begriff der Wohlt&tigkeitsaiistalten« Im Preußischen Verwaltungsblatt 
No. 48 (26. August 1905) ist eine Entscheidung des preußischen Oberverwaltungs- 
gerichts vom 13. Januar 1905 abgedruckt, in der es sich um die Feststellung des 
Begriffs der Wohltätigkeitsanstalt handelt. Die in Posen befindliche Herberge zur 
Heimat betreibt in einem ihr gehörigen Hause neben der eigentlichen Herberge zur 
Heimat ein Hospiz für Reisende des Mittelstandes und eine Speise- und Eaffee- 
wirtschaft, überlafit auch gelegentlich einen größeren Saal und zwei Vereinszimmer 
an Vereine zur Abhaltung religiöser Versammlungen gegen Miete. Sie ¥rurde 
hierfür zur Gemeindegrundsteuer veranlagt, wogegen sie mit der Behauptimg Einspruch 
einlegte, daß sie den Charakter einer milden Stiftung und einer Wohltätigkeits- 
anstalt besitze. Der Bezirksausschuß hat die Forderung als berechtigt anerkannt. 
Er ging dabei von der Auffassung aus. daß die Herberge zur Heimat in Posen zu den 
im § 24 des Kommunalabgabengesetzes aufgeführten Bewahr- und Wohltäiigkeitsan- 
stalten gehöre, indem sie bezwecke, jüngere Personen des Arbeiter- und Handwerkerstan- 
des vor den Versuchungen und verderblichen Einflüssen schlechter Herbergen zu be- 
wahren. Gegen diese Entscheidimg legte die Stadtgemeinde Revision ein, die jedoch 
vom Oberverwaltungsgericht zurückgewiesen wurde. Für uns ist der folgende Teil 
der Entscheidung von Interesse: 

In der Sache war dem Vorderrichter beizutreten, wenn auch nicht zuzugeben 
ist, daß die klagende Anstalt unter den Begriff der Bewahranstalten fällt. Der 

§ 24 lit. h des Kommunalabgabengesetzes gewährt die Steuerfreiheit »den 

Bewahr- und denjenigen Wohltätigkeitsanstalten, welche die Bewahrung vor Schutz- 
losigkeit oder sittlicher Gefahr bezwecken (Mägdehäuser und dergl.)". Aus dieser 
Zusammenstellung geht unzweifelhaft hervor, daß Wohltätigkeitsanstalten, welche 
die Bewahrung vor sittlicher Gefahr bezwecken, nicht ohne weiteres Bewahranstalten 
sein können, denn wenn beide im Sinne des Gesetzes dasselbe wären, würden sie 
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nicht getrennt aufgeführt worden sehi. In der Tat werden gewöhnlich unter Be- 
wahranstalten schlechthin nur Anstalten zur Bewahrung von Kindern oder von 
solchen erwachsenen Personen, die auch äußeren Schutzes bedürfen, z. B. Idioten, 
Schwachsinnige imd dergl. verstanden. Dagegen ist eine Anstalt, welche wie die 
Klägerin nach § 1 ihrer Satzungen zureisenden Handwerksgesellen und sonstigen 
Arbeitnehmern Nachtlager, Kost und Arbeitsnachweis gewährt, noch keine Bewahr- 
anstalt. Um die Voraussetzungen der mehrerwähnten gesetzlichen Bestimmung zu 
erfüllen, mu8 demnach zu dem Zwecke rein sittlicher Bewahrung noch das weitere 
Moment der Wohltätigkeit hinzukommen. Der Gerichtshof hat aber stets daran 
festgehalten, namentlich auch in den bereits in der Vorinstanz in bezug genommenen 
Entscheidungen vom 7. Mai 1897, vom 21. Januar 1899 und vom 10. Mai 1901 
(Sammlung Bd. XXXU S. 165ff., Bd. XXXIV S. llOff. und Bd. XXXX S. 195). daß, 
wo es sich um die Entscheidung der Frage handelt, ob eine Stiftung, eine Anstalt 
als eine wohltätige anzusehen sei, der Begriff der Wohltätigkeit im weitesten Sinne 
zu fassen ist. Es ist nicht nötig, daß die Wohltat nur der Armut erwiesen wird 
und daß sie stets und unter allen Umständen eine materielle Unterstützung enthält. 
So ist in dem zuerst angeführten Erkenntnis eine Hilfsbedürfti^eit solcher Damen 
anerkannt, die ledigen Standes imd ohne Familienanschluß sind, und in der Ge- 
währung eines Heims wird eine Mildtätigkeit gefunden. Allerdings ist in diesem 
wie in allen anderen Fällen die Bedürftigkeit, ganz gleich auf welchem Gebiete sie 
liegen mag, für die Erweisung einer Wohltat die unentbehrliche Voraussetzung. 
An dieser aber fehlt es im vorliegenden Falle nicht. Es ist eine Erfahrung, die in 
jeder Stadt und an jedem Tage gemacht werden kann, daß es nur äußerst wenige 
Gastwirte gibt, die sich des Erwerbes halber bemühen, Reisenden mit geringen und 
geringsten Mitteln ein Unterkommen zu gewähren, welches auch nur den aller- 
geringsten berechtigten Ansprüchen genügt. In der Regel sind solche Reisende, 
wo ihnen keine Herberge zur Heimat offen steht, auf eine Unterkunft angewiesen, 
in der weder äußere Sauberkeit gepflegt, noch schlechte und anrüchige Gesellschaft 
fem gehalten wird. Unter diesen Umständen muß anericannt werden, daß die 
Herbergen zur Heimat, die überdies ihren Gästen noch einen sicheren und zuver- 
lässigen Arbeitsnachweis liefern, einem sehr dringenden und sehr weit verbreiteten 
Bedürfnisse, Ja geradezu einem Notstande abhelfen und damit Wohltätigkeit üben. 
Selbst wenn die Klägerin bei ihrem Betriebe einen geringen Überschuß erzielen 
sollte, so ändert dies an dem Wesen der Sache nichts. Der geringe, über die 
Selbstkosten etwa hinausgehende Preis bedrückt den zahlenden Gast, der für den 
gleichen Preis nirgends eine bessere Befriedigung seiner Bedürfnisse findet, in 
keiner Weise und anderseits wird der geringe Überschuß nur für Zwecke verwendet, 
die denen der Klägerin ^eich oder verwandt sind. Er ist dazu bestimmt, die Zahl 
deijenigen zu vermehren, denen eine gleiche Wohltat erwiesen werden kann. 
Hiemach ist nicht anzuerkennen, daß die Entscheidung des Vorderrichters auf einer 
unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechtes bemht. 

n. E. Yerbindang der Wohltätigkeitsbestrebongen. 

Ingtitat für Gemeinwohl zu Frankftirt am Main. Bericht über das neunte 
Geschäftsjahr 1904/05. 

In dem vorliegenden Bericht, der entsprechend der Eigenart des Instituts für 
Gemeinwohl aus einer Reihe von Binzelberichten besteht, ist für uns namentlich 
der Bericht der Zentrale für private Fürsorge von Interesse, über die wir 
mehrfach, zuletzt im Hinblick auf die von ihr veranstalteten Ausbildungskurse in 
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der Pürsorgearbeit (Heft 12, 1904) berichtet haben. Neben einer rein theoretischen, 
propagandistischen Tätigkeit, wie sie außer in den genannten Kursen auch in den 
an der Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften veranstalteten Vorlesungen 
und wertvollen literarischen Veröffentlichungen zum Ausdruck kommt» entfaltet die 
Zentrale auch eine rege praktische Wirksamkeit, die hauptsäciüich in einer Ver- 
mittelungstatigkeit zwischen den einzehien Wohltätigkeitsorganisationen, zwischen 
Helfern und Hilfesuchenden, besteht. — Im ganzen kamen im Berichtsjahre 
11421 UnterstützuDgsgesuche zur Erledigung (gegen 6000 im Jahre 1900), die Höhe 
der Unterstützungen, die durch die Vermittelung der Zentrale gewährt wurden, 
betrug 76697 M. — Bine eigenartige und interessante Aufgabe erwuchs der Zentrale 
durch einen von der Diakonie der deutsch-reformierten Gemeinde erteilten Auftrag, 
sämtliche Unterstützungsfälle der Diakonie nachzuprüfen. Hiermit wurde der 
Sekretär der Zentrale beauftragt, der in dreimonatiger Tätigkeit sämtliche Armen 
der Diakonie besuchte und auf Grund dieser Besuche der Diakonie vollständig neue 
Akten über alle Pfleglinge anlegte. Dies hatte zur Folge, daß eine große Anzahl 
unwürdiger Unterstützter ausgeschieden und die freiwerdenden Gelder anderen zu- 
gewandt werden konnten. Mit Recht hebt der Bericht den großen Wert dieser von 
einer geschulten Kraft geleisteten Arbeit hervor, deren Kosten noch nicht so groß 
waren, wie der Betrag an monatlichen Unterstützungen, der daraufhin anders ver- 
teilt werden konnte: „es sei dies ein Beweis, wie die Ausgaben für gründliche 
Prüfung und Beratung der Bedürftigen keine Verschwendung seien, sondern erst 
einer vernünftigen Fürsorge die richtige Grundlage gäben''. — Eine sehr günstige 
Entwicklung nahm die der Zentrale angegliederte Abteilung für Kinderfürsorge, die 
im Laufe des Berichtsjahrs auf einen besonderen Verein .Kinderschutz" übertragen 
wurde. Zweck des Vereins ist, im Anschluß an die in Frankfurt bestehenden 
Einrichtungen der Kinderfürsorge sich hilfsbedürftiger Kinder anzunehmen imd 
namentlich die von der Zentrale geschaffenen Einrichtungen für eine Berufs- 
vormundschaft, eine Pflegestellenvermittelung und -beaufsichtigung fortzuführen. 
Die Zahl der von der AbteUung für Kinderfürsorge geführten Vormundschaften und 
Pflegschaften stieg im Berichtsjahre von 60 auf 172; von diesen 172 Mündeln waren 
113 unehelich, 8 Ganzwaisen, 28 Halbwaisen, 28 gefährdet. In 31 Fällen, in denen 
die Gefahr der Verwahrlosung der Kinder und infolgedessen die Notwendigkeit ihrer 
Erziehung unter öffentlicher Aufsicht vorlag, sind Kinder durch die Vermittelung 
der Abteilung in Anstalten oder Famiüen untergebracht worden. Besondere Auf- 
merksamkeit wird der Fürsorge für Säuglinge zugewendet, mit der außer einem 
Arzt drei besoldete Kinderpflegerinnen betraut sind; den letzteren liegt namentlich 
die Vermittelung und Beaufsichtigung der Pflegestellen ob. — Wie in früheren 
Jahren wurde durch die Zentrale auch die gesamte Geschäftsverwaltung mehrerer 
Vereine, des Vereins für Rekonvaleszentenanstalten, der Walderholungsstätten« des 
Ausschusses für Ferienwanderungen, des Ausschusses zur Fürsorge für minder- 
wertige Kinder u. a. geführt 

Von den übrigen Einrichtungen des Instituts für Gemeinwohl erwähnen wir 
noch die Rechtsauskunftsstelle für Arbeiterangelegenheiten, die im Bericht^ahre in 
9990 Fällen Auskunft. erteUt hat. 

m. E. Geschlossene Armenpflege. 

Das Sleohenhans Bethesda in Berlin, 185i— 1904. Das Siechenhaus Bethesda, 
dessen Jubiläumsbericht uns vorliegt, wurde im Oktober 1854 als erstes Siechenhaus 
in Berlin mit drei Kranken eröffnet Schon am Ende des GrOndung^ahres stl^ 
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die Zahl der Insassen auf sechs, und als im Jahre 1856 die Anstalt aus dem 
Elisabeth-Erankenhause, in dem sie zuerst untergebracht war, in ein eigenes Haus 
übersiedelte, waren bereits 18 Kranke im Siechenhause untergebracht. So konnte 
nach und nach der Belegraum beträchtlich vergrößert werden, und gegenwärtig 
kann die Anstalt, die nur für Pereonen weiblichen Geschlechts bestimmt ist, 
150 Personen aufnehmen. Im Jahre 1873 wurde sie durch einen Anbau für 
epileptische Kranke erweitert, für die .damals eine Fürsorge nur in sehr geringem 
Maße bestand, doch wurde schon 1887, als es an Anstalten für Epileptische nicht 
mehr fehlte, dieser Sonderzweig der Siechenpflege wieder verlassen und die hier- 
durch frei werdenden Plätze wurden mit anderen Siechen belegt. Im ganzen sind 
in der Anstalt während der Zeit ihres Bestehens 1414 Kranke verpflegt worden, 
von denen 868 in der Anstalt gestorben sind, 384 konnten teils als geheilt oder 
gebessert entlassen, teils mußten sie anderen Anstalten, Kranken- oder Irrenanstalten 
zugeführt werden. Der Bericht hebt hervor, daß die Zahl der Geheilten sich nach 
und nach sehr vermindert habe, weil man bei der Aufnahme Jetzt immer mehr 
darauf Bedacht nehme, hauptsächlich die Elendesten und Schwerkranken zu berück- 
sichtigen. Durchschnittlich beträgt die Aufenthaltsdauer der Kranken in der Anstalt 
4 Jahre 5 Monate. Die große Mehrzahl der Insassen ist in Berlin ortsangehörig, 
doch wird stets auch nicht hier ansässigen Kranken, soweit es der Raum gestattet, 
Aufnahme gewährt. Mit der städtischen Armenverwaltung trat das Siechenhaus 
schon bald nach seiner Gründung in eine bis Jetzt aufrecht erhaltene Verbindung, 
indem es für die von der Stadt überwiesenen Siechen einen festen auf 15 M. 
monatlich bemessenen Pflegesatz vereinbarte; für mehr als ein Drittel sämtlicher 
Siechen trägt die Armenverwaltung die Verpflegungskosten. Auch die Domgemeinde 
zu Berlin sicherte sich für Sieche aus ihrer Mitte fünf Stellen, deren Pflegekosten 
sie übernahm mit der besonderen Bestimmung, daß ihren Siechen ein gewisses 
Vorzugsrecht inbetreff der Aufnahme gewährleistet würde. Daneben machte sich 
immer dringlicher die Notwendigkeit geltend, auch sieche Personen aus den höheren 
Gesellschaftskreisen aufzunehmen, und gegenwärtig sind eine erhebliche Anzahl 
solcher Pensionärinnen vorhanden, die selbstverständlich bei höheren Pflegegeldem 
ein eigenes Zimmer bewohnen und auch in der Beköstigung besondere Berück- 
sichtigung ihrer Bedürfnisse erfahren. 

Tl. Fürsorge für Kinder. 

Dinlseheg Gesetz zurBehandlang Terbreeherisoher und Tenrahrloster Kinder and 
Jagendlioher Personen (Lov om Behandling af forbryderske og forsemte 
Bern og unge Personer). 

Am 14. April 1905 ist in Dänemark das obige Gesetz erlassen, dessen Haupt- 
bestimmungen wir nachstehend wiedergeben. 
Das Gesetz findet Anwendung auf: 

1. Personen unter 18 Jahren, die eine strafbare Handlung begangen haben, 
die von sittUcher Verderbnis oder Vernachlässigung zeugt, und mindeijährige 
Personen, die eine solche Handlung begangen haben, die nur auf Grund ihres Alters 
straffrei ist. 

2. Kinder unter 15 Jahren, die in der Gefahr sittlicher Verwahrlosung stehen, 
teils infolge der Vernachlässigung oder des Mangels erzieherischer Eigenschaften 
bei Eltern oder andern Erziehern. Unter besonderen Verhältnissen kann diese 
Vorschrift auf Jugendliche von 15—18 Jahren ausgedehnt werden. 
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8. Kinder unier 15 Jahren, die von ihren Eitern oder Brziehem mißhandelt 
werden, oder deren Gesundheit und normale Entwicklung gef&hrdet ist 

Wegen häufiger Schulversäumnis, fortgesetzter Faulheit oder sehr schiechter 
Führung können schulpflichtige Kinder, wenn Ermahnungen erfolglos geblieben 
sind, bis zu 6 Monaten außerhalb des Hauses, besonders in Zwangsschulen unter- 
gebracht werden. 

In allen Stadt- und Landgemeinden mU weniger als 10000 Einwohnern wird 
ein Vormundschaftsrat gebildet. Er besteht aus fünf Mitgliedern und zwar: einem 
von der Kommissions Verwaltung aus ihrer Mitte gewählten Miigliede; einem Pfanrw; 
einem Lehrer oder einer Lehrerin; zwei in der Kommission ansässigen Männern 
oder Frauen. 

In allen Städten mit mehr als 10000 Einwohnern werden so viel Vormund- 
schaftsräte gebildet, wie der Justizminister bestimmt. Sie bestehen aus einem vom 
Justizminister gewählten Obmann, der im Richteramt tätig ist oder tätig gewesen 
ist; einem Arzt; einem Pfarrer; einem Lehrer oder einer Lehrerin; zwei im Kreise 
ansässigen Männern und einer im Kreise ansässigen Frau. 

Sobald Anlaß zum Einschreiten auf Grund des Gesetzes vorliegt, kann der 
Vormundschaftsrat dem Kinde sowohl wie dessen Eltern eine Vermahnung zuteil 
werden lassen. Nötigenfalls kann für das Kind ein Vormund bestellt werden (bei 
Mädchen und Kindern unter 7 Jahren in der Regel eine Frau). Der Vormund- 
schaftsrat kann femer den Eltern oder Erziehern nähere Anweisungen betreffs der 
Erziehung geben, z. B. bestimmen, ob ein schulpflichtiges Kind eme Tag-Arbeits- 
schule, eine Arbeitsstube, eine Fortbildungsanstalt oder dergl. besuchen solL 

Der Vormundschaftsrat soll die Armenverwaltung oder Behörde benachrichtigen, 
sofern die Ursache der Vernachlässigung des Kindes in schlechten häuslichen 
Verhältnissen zu suchen ist, damit die nötigen Maßregeln getroffen werden können. 
Den Eltern oder Erziehern kann das Kind bei Nichtbefolgung der Anweisungen 
fortgenommen werden. 

Ist im Interesse des Kindes dessen Unterbringung außer dem Hause notwendig, 
so beschließt der Vormundschaftsrat, ob es in einer Familie, einem Kinderheim 
oder einer Erziehungsanstalt untergebracht werden soll. Überhaupt kann der 
Vormundschaftsrat in dringenden Fällen alle notwendigen Maßregeln ergreifen, auch 
wenn der Beschluß des Obervormundschaftsrats noch nicht vorliegt. Desgleichen 
trifft der Vormundschaftsrat Bestimmungen über die elterliche Gewalt. Er kann 
sie selbst übernehmen, kann sie dem an der notwendigen Entfernung des Kindes 
unschuldigen Eltemteil übertragen, kann sie einer einzekien Person oder dem 
Verein übertragen, unter dessen Aufsicht die Unterbringung stattfindet 

Die Verhandlungen des Vormundschaftsrats finden unter Ausschluß der Öffent- 
lichkeit statt Vor der Beschlußfassung werden die Eltern unter entsprechender 
Verwarnung aufgefordert, sich mündlich oder schriftlich zu äußern. Jeder öffent- 
lichen Autorität, der die Verhältnisse möglicherweise bekannt sind, kann eine 
Erklärung abverlangt werden; ebenso können Zeugen vernommen werden. 

Nene literarisclie Erscheinnngeii. 

Stiftongsbnch der Stadt Leipzig^ im Auftr. des Rates auf Grund der Urkunden 
und Akten des Ratsarchivs verfaßt von H. Geffcken u. H. Tykocinski. 
LVf. u. 735 S. Leipzig 1905. 

Die Wohlfalirtsehiriehtangen in Leipslg. 104 S. Leipzig, Hinrichs'sche Buchh., 1905. 

Pur die Redaktion venntwortUeh: Stadtrat Dr. Mflnatertierg in Berlin, DömbexgttraSe f. ^ 
Carl Heymanna Verlag, Berlin W. — Oedmekt bei Jolins Sittenfeld, Berlin W. 
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Beschreibung sozialer Zustände. 

Unter den Mitteln, die Zustände der ärmeren Klassen zu erkennen, 
nimmt die soziale Beschreibung einen breiteren Kaum ein, als zu irgend 
einer Zeit vorher. Man bemüht sich, den Haushalt der ärmeren Klassen 
und ihre Lebensweise auf Grund Ton Haushaltsrechnungen zu prüfen, 
die Art ihrer Lebenshaltung darzustellen und in einer gemeinverständlichen 
und volkstümlichen Sprache sie uns in Sitte und Gewohnheiten naher zu 
bringen. Dies Bestreben wird man nur gut heißen können, weil im großen 
ganzen unsere Gesetzgeber und Menschenfreunde von der unmittelbaren 
Kenntnis der Verhältnisse vielfach weit entfernt sind und unsere Gesetze 
wohl auf Grund von statistischem und sonstigem Beobachtungsmaterial 
gemacht, die Wohltätigkeits- und Wohlfahrtsmaßregeln dem dargestellten 
Bedürfnis angepaßt werden, im allgemeinen aber doch mehr von oben 
nach unten regiert und verwaltet wird und die mit der Gesetzgebung und 
Verwaltung betrauten Organe den Verhältnissen nicht unmittelbar nahe 
stehen. Darin hat gerade eine Bewegung wie die der Heilsarmee and 
der Abstinenzvereine ihre große Bedeutung, weil hier die Helfenden zum 
großen Teil derselben Bevölkerungsklasse angehören wie die Hilfesuchenden 
und daher mit viel besserem menschlichen Verständnis auf deren Bedürf- 
nisse eingehen. Wir zeigen im folgenden eine Beihe von Schriften an, 
die dem Gebiet der sozialen Beschreibung angehören. 

I. 

Lohnemiittelangen and Haushaltreohnungren der minder bemittelten Bevölkemng 

im Jahre 1903. Berlin, Stankiewicz' Buchdruckerei, 1904. 

Die unter diesem Titel vom Statistischen Amt der Stadt Berlin als 
Heft 3 der Berliner Statistik herausgegebene Veröffentlichung zerfallt in 
zwei hinsichtlich der Beschaffung des Materials voneinander unabhängige, 
hingegen dem Stoffe nach miteinander eng verknüpfte Teile. Der erste 

21 



— 322 — 

behandelt die in einzelnen Berofsaxten in Berlin gezaJilten Löhne, der 
zweite Haushaltrechnnngen der Arbeiter. 

Der erste die Lohnermittelungen umfassende Teil reiht sich an 
die bereits im Jahre 1879 von dem Berliner Statistischen Amt begonnenen 
und seit 1881 alljährlich fortgesetzten Veröffentlichungen an und ist doch 
in seiner Anlage von diesen grundverschieden. Es gelangen diesmal 
nicht die aus Lohnlisten ersichtlichen wirklich gezahlten Löhne zur Er- 
hebung, sondern grundsätzlich nur gutachtliche Äußerungen der befragten 
zahlreichen sachverständigen Stellen. Dadurch war man, wie der Heraus- 
geber, Prof. Hirschberg, der Direktor des Statistischen Amts der Stadt 
Berlin, in der Einleitung näher ausführt, „nicht wie bei der Statistik genötigt 
jeden einzelnen Beteiligten über den von ihm verdienten Lohn zu befragen, 
sondern man richtete diese Frage an einen begrenzten ü^reis von Sach- 
verständigen^^ Mußte damit auf die nur ungern vermißte Beantwortung 
der Frage verzichtet werden: „wieviel Arbeiter erhalten denn den in der 
einzelnen Berufskategorie gezahlten Lohn?", so ist andererseits auf diesem 
Wege eine nie zuvor erreichte Vollständigkeit in den verschiedenen 
Berufen und Berufsarten erreicht worden: Nicht weniger als 387 Berufs- 
bezeicbnungen werden aufgeführt, von denen über 200 auf „beruflieb 
ausgebildete Gesellen und Gehilfen" und etwa je 80 auf >,Facharbeiter*' 
und „Facharbeiterinnen" entfallen. Die um Auskunft angegangenen 
Sachverständigen waren Linungen (54), Gewerkvereine (35), Gewerk- 
schaften (60), Innungskrankenkassen (8), gewerbliche Ortskrankenkassen (37), 
Arbeiter- (6) und Unternehmerverbände (27) verschiedener Art, femer 
die städtischen Werke. Die eingeklammerten Zahlen geben die Anzahl 
der von den einzelnen Stellen ausgefüllt zurückgesandten Fragebogen an, 
insgesamt 227. Trotz gewissenhafter Beantwortung der gestellten Fragen 
seitens der Verbände, die ihre Eintragungen in die verteilten Fragebogen 
zum Teil erst nach vorangegangener Beratung in ihren Vereinsversamm- 
lungen machten und trotz der auf dem Amt zur Aufklärung widersprechender 
Angaben vorgenommenen mündlichen Befragungen stellt Prof. Hirschberg 
das Ergebnis nicht in allen seinen Teilen als einwandsfrei hin: „Um all 
diese Zweifel zu beheben^ müßten die mündlichen Vernehmungen zu 
Konfrontationen und förmlichen Verhandlungen der Parteien nach Art 
der Kommission für Arbeiterstatistik ausgedehnt werden; und dies ist 
wohl der Weg, den künftige Aufnahmen werden beschreiten müssen". 

Zahlreich sind die Punkte, auf die sich die Lohnermittelungen 
erstrecken: Höhe des Wochen-, Tage-, Stunden- und Überstunden- 
Verdienstes, zum Teil geschieden nach Zeit- und Stücklohn. Femer ist 
gefragt nach der täglichen Arbeitszeit, der Dauer der Pausen und der 
jährlichen Arbeitsmenge unter dem Einfluß des Saisoncharakters der 



— 323 — 

einzelnen Gewerbszweige; die letzterwähnten Erhebungen geben Aufschluß 
über „die Zahl der Tage im Jahre, an denen Arbeit vorhanden zu sein", 
sowie über „die Zahl der Arbeitstage im Jahr, an denen Arbeit zu fehlen 
pflegt". Bei jeder Erwerbsgruppe sind die Angaben der yerschiedenen 
Verbände und Kassen im Tabellenwerk hintereinander aufgeführt, wodurch 
hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Angaben eine Kontrolle ermöglicht ist. 

unter den gelernten Arbeitern beziehen die höchsten Jahreslöhne, 
nämlich 1700 — 2000 M., die Maßschneider, Maurer- und Zimmerpoliere, 
Putzer, Steinbildhauer, Steinsetzpoliere und Ofensetzer; an zweiter Stelle 
stehen mit einem Einkommen von 1500 — 1760 M. die Brauer, Tabak- 
schneider und Damenmäntelzuschneider, Bleiglaser, Baustukkateure, 
Maschinenmeister in Buchdruckereien, Schriftsetzer, Stereotypeure, Stein- 
drucker, Lithographen, Kupferdrucker, Chemigraphen, Lichtdrucker und 
Stempelschneider. Die große Masse der Gelernten hat einen Jahres- 
verdienst von 1000 — 1500 M. Auf der niedrigsten Stufe stehen die 
Handweber und -wirker und die Damenhutmacher (unter 500 M.), sowie 
die Trittweber auf Chales und Plüsch, Fabrikweber, Korbmacher, Pfeffer- 
küchler, Marzipanarbeiter (Zuckerbäcker) und Dekorateure (500 — 750 M.). 

Für die Ungelernten, die sogen. „Facharbeiter", ist die untere 
Grenze 750 M. und die obere 1250 M.; nur in wenigen Fällen, haupt- 
sächlich in Druckereien, steigt das Einkommen bis 1500 M.; bis 1750 M. 
verdient nur der Maschinist in Kupferschmieden. Die unterste Stelle 
nehmen die Wickelmacher und Anfeuchter mit einem Einkommen von 
noch nicht 500 und die Yersilberer und Elistenkleber mit einem Eiokommen 
von noch nicht 750 M. ein. 

Die weiblichen Facharbeiter bleiben mit ihrem Jahresverdienst 
hinter ihren männlichen Kollegen zurück. Während die letzteren nur in 
je zwei Arbeitskategorien unter 500 bezw. 500 — 750 M. jährlich verdienen, 
sind es bei den Facharbeiterinnen 26 bezw. 37 Berufsarten mit einem 
derartig geringen Einkommen. Am besten gestellt sind die Kranz- 
binderinnen, Kurbelstickerinnen, Maßzuschneiderinnen und Stickerei- 
zeichnerinnen; sie haben einen Jahresverdienst von über 1000 M., die 
letztgenannten sogar von über 1500 M. 

Eine wichtige Ergänzung zu den Mitteilungen über den jährlichen 
bieten die über den wöchentlichen Verdienst gemachten Angaben; 
erst diese lassen deutlich erkennen, wie die Arbeit in einem einzelnen 
Beruf gelohnt wird; denn die Jahresverdienstsumme gibt wohl an, wieviel 
im Verlauf eines Jahres im Durchschnitt aus einer bestimmten Tätigkeit 
erzielt ist, sie berücksichtigt aber nicht, ob in diesem Zeitraum auch tat- 
sächlich ununterbrochen gearbeitet worden ist bezw. wie lange die Arbeit 

wegen der durch die verschiedensten umstände bedingten regelmäßig 
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eintretenden „stillen Zeit" gernht hat. Hierdurch erscheint naturgemäß 
in den einen mehr oder minder auegesprochenen Saisoncharakter tragenden 
Erwerbszweigen die Jahreslohnsumme trotz hohen Wochenlohns teilweise 
recht gering. Bei den Damenhntmachern z. B. steht dem Jahreseinkommen 
Ton nur 600 M. ein Wochenlohn von 32 M. gegenüber, der im Jahre 
bei voller Beschäftigung 1600—1700 M. ergeben würde. In solchen 
Fällen wird indes der Lohn durch Arbeit in einer anderen meist ver- 
wandten Berufsart zu ergänzen gesucht. So sind die letztgenannten 
Arbeiter in der stillen Zeit ihrer Branche in der (Herren-) Hutmacherei 
tätiff Diese Doppelbeschäftigung verschwindet leicht im Eahmen einer 
Lohnstatistik* um so deutlicher tritt sie hervor bei der Aufstellung von 
Haushaltungsbudgets, wie wir weiter unten sehen werden. Hinsichtlich 
der Höhe der Wochenlöhne im allgemeinen sei bemerkt, daß sie sich 
hei den gelernten Arbeitern überwiegend zwischen 22 und 32 M., bei 
d Facharbeitern zvrischen 20 und 25 M. und bei den Facharbeiterinnen 
zachen 10 und 17 M. bewegt 

Die Dauer der täglichen Arbeitszeit beträgt durchschnittlich 

^1 ^2 Stunden, einschließlich l^t bis 2 Stunden Pause. Die niedrigste 

A beitszeit haben Wäsche-, Blusen- und Kravattenzuschneider mit S^^ 
d die Druckereien, photographischen Anstalten, Schriftgießereien und 
7 lluloidbieger mit 8 Stunden wirklicher Arbeitszeit In der Metall- und 
Maschinen-, in ^^^ Papier-, Leder- und Gummi-Industrie und bei den 
rrjoehlern und Juwelieren wird 97t Stunden einschließlich der Pausen 
gearbeitet Die längste Arbeitszeit haben die Kellner, Köche, das 
Küchenpersonal (sämtlich im sogen. Beherbungs- und Erquickungsgewerbe) 
mit einer Arbeitsdauer von 14, 16 und 18 Stunden, femer die Angestellten 
der Omnibusgesellschaften, deren Kutscher und Schafiher 16 — 19 Stunden 
täirlich in Anspruch genommen werden. 

Der zweite Teil des Heftes, der sich mit den Haushaltungsbudgets 
oder Haushaltrechnungen der Arbeiter befaßt, übertrifft den ersten 
durch die Mannigfaltigkeit des Gebotenen; man erfahrt hier näheres über 
die Art und Weise, wie die minder bemittelte Bevölkerung lebt, wie sie 
ihr Einkommen verwendet, ob sie damit die notwendigen Bedürfnisse zu 
decken vermag und in welchem Umfang neben dem Lohn anderweitige 
Einnahmequellen vorhanden sind. Diese Haushaltungsbudgets stellen 
einen bedeutenden Beitrag zum Kapitel der Konsumtionsstatistik dar, 
Qber die sich der Statistiker Ernst Engel folgendermaßen auslaßt: 

«Ich stehe unter dem Bann einer bestimmten Idee, der nämlich, daß von den 
mannigfachen Lehrgegenständen der Nationalökonomie und Zweigen der Statistik 
der der menschlichen Konsumtion sehr dürftig ausgebildet ist, wahrend er verdient, 

'"^Ikommenste ausgebUdet zu werden. Denn alles, was die Menschen tun, 
der Konsumtion wegen und läßt sich unter den Qesichtspimkt der Kon- 
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sumtion biingen ....** „Nun unterliegt es wobl keinem Zweifel, dafi alle, welche 
es mit dem Staate wohl meinen, insbesondere aber die Staats- und Gemeinde- 
verwaltungen, ein Interesse daran haben, in fortlaufender Kenntnis darüber zu sein, 
ob das jährliche Einkommen, namentlich der minder gut situierten Klassen der 
Bevölkerung, so groß ist, daß diese davon ihre Lebensbedürfnisse bestreiten können, 
und ob diese Bestreitung für die Gesamtheit oder nur einzelne Schichten der 
Bevölkerung leichter oder schwerer geworden ist. Je nachdem die Bedürfnisse imd 
die Kosten ihrer Befriedigung innerhalb gewisser Zeiträume die nämlichen geblieben 
oder in der einen oder anderen Hinsicht gestiegen oder gefallen sind/ 

Zur Erlangung statistischen Materials über die Konsumtion gibt es 
verschiedene Methoden. Das Korrekteste wäre, aus tatsächlich im Laufe 
eines Jahres in Haushalten geführten Büchern die Angaben über Ein- 
nahmen und Ausgaben zu entnehmen; auf diese Weise ging in früheren 
Jahren das Berliner Amt vor, indem die an Arbeiter verteilten Haus- 
haltungsbücher nach Ablauf eines Jahres wieder eingesammelt wurden. 
Es stellte sich jedoch dieser seit Anfang der achtziger Jahre gewählte 
Weg auf die Dauer als imgangbar heraus, da die verschwindende Zahl 
der zur Ablieferung gelangenden Bücher eine Verwertung verbot. Es wurden 
daher, wie es auf Vorschlag von Prof. Hirschberg schon für das 
Jahr 1900 geschehen war, auch für die vorliegenden Ermittelungen den 
Arbeitern am Jahresschluß Formulare zur Ausfüllung vorgelegt, gleich- 
gültig, ob hierfür die Unterlage von Haushaltungsbüchem vorhanden war 
oder nicht. Durch die Fülle des nunmehr eingehenden Materials ist 
gegenüber der früher angewandten Methode der Bücherverteilung eine 
bessere Kontrolle und Vergleichbarkeit der Angaben erreicht, wenn auch 
die Zuverlässigkeit der Berichte über die einzelnen Haushalte gelitten 
hat, ein Umstand, dessen sich der Herausgeber wohl bewußt ist: 

.Selbstverständlich hat die Angabe über die einzelnen Haushaltungskosten, 
wo sie sich nicht auf Haushaltungsrechnungen stützen kann, nur einen bedingten 
Wert . . . Aber einerseits stand in Frage, ob man wirklich auf diesen wichtigen 
Teil der Statistik, welcher schon seit 25 Jahren zu der in Aussicht genommenen 
Aufgabe des Amts gehört, verzichten, oder ob man — vielleicht unter Hintansetzung 
der Genauigkeit — versuchen müßte, durch eine größere Anzahl von Schätzungen das 
zu erreichen, was durch wirkliche Zählung versagt blieb." 

Von mehreren tausend Fragebogen, die durch Vermittlung von 
Gewerkschaften, Grewerkvereinen und ähnlichen Verbänden an die Arbeiter 
gelangt waren, gingen 1155 beantwortet ein, von denen 908 zur Bearbeitung 
kommen konnten. Die betreffenden Haushaltungen umfassen 1 — 13 Per- 
sonen, insgesamt 3828; neben 908 Haushaltungsvorständen sind es 
865 Ehefrauen, 1641 Kinder unter und 308 Kinder über 14 Jahren, 
ferner 106 sonstige Personen. Dem Berufe nach gehörten von den 
Haushaltungsvorständen 175 der Holz-, 143 der Metallindustrie, 115 dem 
Baugewerbe, 79 der Papier- und Leder-Industrie, 68 den Druckereien 
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und künstlerischen Betrieben, 45 dem Bekleidungs-, 24 dem Nahnmgs- 
mittelgewerbe an, 22 gehörten zur Straßenreinigung, 11 zum Handel, 
37 HaushaltungsYorstände waren Hausdiener, 18 Subaltembeamte, 74 nicht 
näher bezeichnete Arbeiter usw. 

Die jährlichen Einnahmen einer Haushaltung belaufen sich im 
Durchschnitt auf 1751 M., eine Summe, die keineswegs allein das Resultat der 
im ersten Teil behandelten Lohnarbeit darstellt, sondern auch das aus 
den Nebeneinnahmen fließende Einkommen enthält, über deren Ver- 
breitung wie auch über deren wichtige Rolle in den Haushaltungen der 
Minderbemittelten näheren Aufschluß zu geben, war den Arbeiterhaushalt^ 
rechnungen Yorbehalten. Von den 908 hier behandelten Haushaltungen 
haben nicht weniger als 690 (76%) Nebeneinnahmen, deren Höhe sich 
im Durchschnitt auf etwa 300 M., also 17^0 <l6r Gresamteinnahmen 
beläuft. Die Gesamtsumme der Nebeneinnahmen (275035 M.) setzt sich 
zusammen zu 71^0 &^s den Einkünften von Angehörigen, darunter sind 
einige Falle Altersrenten, Krankengeld und Armenunterstützung, und zu 
1,5 ®/o aus Vermieten von Teilen der Wohnungen (meist an Schlaf ganger). 
Nebenverdienst des Haushaltungsvorstandes in einem anderen als dem 
Hauptberuf ergaben in 60 Fällen 11386 M., der Rest der Nebeneinnahmen 
entfällt auf Arbeitslosen- und E^rankenunterstützung, Zinsen, Dividenden, 
Erbschaften, Lotteriegewinne, Spargelder, Zuschüsse von Verwandten, 
Eingänge ausgeliehener Gelder, Aufnahme von Darlehen, Haltung von 
Pflegekindern und ähnlichem. Aber hiermit sind die Einnahmequellen 
noch nicht erschöpft: die von dem Brotherrn gewährte freie Wohnung, 
Heizung, Beleuchtung und E^leidung sind ebensowenig berücksichtigt, wie 
die aus der Beköstigung von Einmietern, aus Geschenken und dergleichen 
erzielten Gewinne, über die Hälfte der Haushaltungen, 464 von 908, 
verzeichnet ein Defizit, 399 Haushaltungen schließen mit einem Überschuß 
ab. Dort belief sich der Fehlbetrag auf durchschnittlich 79, hier der 
Überschuß auf 53 M., das sind etwa 4^2 bezw. 3^0 der Ausgaben. Diese 
ünregehnäßigkeiten erklären sich daraus, „daß das Jahr eine zu kurze 
Spanne Zeit ist und unvorhergesehene Mehrausgaben oder unvorhergesehene 
Mindereinnahmen für eine Jahresrechnung von noch nicht 1800 M. im 
Durchschnitt eine verhältnismäßig höhere Bedeutung als bei höheren 
Etats haben, ferner auch daraus, daß die mitgeteilten Haushaltrechnungen 
gar nicht oder doch nur zu einem sehr geringen Teil auf wirklicher Buch- 
fuhrung beruhen." 

Stärker wie bei den Einnahmen tritt dieser Mangel bei der Angabe 
der Ausgaben hervor. Jenen wird, da sie in größeren Beträgen und 
Zwischenräumen einlaufen, mehr Aufmerksamkeit geschenkt, und man 
erinnert sich ihrer infolgedessen auch leichter; die kleinen Beträge für 



327 — 



die täglichen Ausgaben hingegen bleiben nnbeachtet, sie rollen wie selbst- 
yerständlich durch die Hände und kurze Zeit darauf weiß niemand mehr, 
„wo das Geld geblieben ist". 

Die Höhe der Ausgaben entspricht mit wenigen Ausnahmen natur- 
gemäß derjenigen der Einnahmen, beträgt also im Durchschnitt 1751 M. 
Zur Erleichterung des Überblickes über die mannigfachen Ausgabeposten 
und deren Höhe geben wir nachstehend eine Zusammenstellung der unter- 
schiedenen 6 Hauptgrappen wieder: 



Art der Ausgaben 



Durchschnittlich entfielen 
. . . M. der Ausgaben auf 



100 M. 



den Kopf 




I. Bxistenznotwendige Ausgaben .... 

II. Gesetzlich pflichtmäßige Ausgaben . . 
ni. Für geistige und körperliche Erholung 
IV. Freiwillige Beiträge 

V. Sonstige regelmäßige Ausgaben 
VI. Außerordentliche Ausgaben 



419,6 



zusammen 

Hier wird ersichtlich, daß nach dem allgemeinen Durchschnitt auf 
den Kopf 420 M. ausgegeben werden und daß den Hauptanteil (^5) der 
Ausgaben die zur Befriedigung der existenznotwendigen Bedürfnisse 
erforderlichen mit 80% oder 337 M. pro Kopf verschlingen. Diese 
setzen sich zusammen aus 85 M. für Wohnung (einschl. Heizung und 
Beleuchtung), 34 M. für Bekleidung, 8,3 M. für Verkehr (Straßenbahn, 
Omnibus u. ähnl.), 1,2 M. für Instandhaltung you Handwerkszeug und 
dem weitaus größten Teil, 208,3 M., für Nahrung einschl. Essen im 
Wirtshaus (6,8 M). Diese letztere beansprucht in einem Haushalt Yon 
2 Personen 43,6 7o> i° einem solchen von 12 Personen dagegen '/g (ß^ 7o) 
aller Ausgaben. 

Unter den einzelnen Nahrungsmitteln stehen an erster Stelle die für 
Fleisch und Brot mit je etwas über 30 M. und für Fleisch einschL 
Speck und Wurst in Höhe von 60 M. pro Kopf aufgewandten Beträge. 
Bei den stark voneinander abweichenden Fleisch- und Brotpreisen 
leuchtet es ein, daß das für den Arbeiterhaushalt weitaus wichtigere 
Nahrungsmittel das Brot ist. Denn bei einer fast gleich großen Ausgabe- 
summe werden von diesem 133 kg, vom Fleisch hingegen nicht ganz 
50 kg pro Kopf verzehrt, und zwar unter Zugrundelegung des niedrigsten 
.Fleischpreises von 1,24 M. per kg (Binderbauchfleisch). Um die Hälfte 
höher, nämlich auf 75 bis 80 kg, stellte sich nach den Berechnungen 
des Berliner Statistischen Amts der jährliche Kopfverbrauch an Fleisch 
für die Einwohner Berlins. Weitere wichtige Nahrungsmittel sind 
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Kartoffeln, Mühlenfabrikate, Batter, Margarine, Schmalz und Fett Für 
Milch wurden pro Kopf 17 M. ausgegeben; hier ist der unterschied 
zwischen dem Konsum des Arbeiters (96 I) und dem der gesamten Be- 
Yölkemng (110 1) kein so großer wie bei dem FleischverbraucL Diese 
Erscheinung dürfte mit in der groSen Zahl der unter 14 Jahre alten 
Kinder begründet liegen, wie diese überhaupt durch ihre mehr oder 
minder starke Vertretung in einem Haushalt dessen Budgetgestaltung 
insbesondere bei den Nahrungsmitteln beeinflussen. Als Beispiel sei der 
Verbrauch Ton Schwarz- und Weißbrot bei den Haushaltungen mit 
2 Personen und denen mit 9 Personen (über 50^0 Kinder) angeführt: 
dort 4,9, hier 13,4 ^/^ der Ausgaben. Auf die übrigen Nahrungsmitte) 
entfielen noch eine Reihe kleinerer Beträge, darunter auf Branntwein und 
Likör 1,9 und auf Bier 10 M. pro Kopf im Durchschnitt 

Diesen für die Ernährung erforderlichen Ausgaben reihen sich die- 
jenigen für die Wohnungsbedürfiiisse an. Hierfür wurden auf 100 M. 
yerausgabt bei Haushaltungen mit 2 und 9 Personen 17,7 bezw. 14,2 M. 
für Miete, 2,8 bezw. 2,6 fiir Heizung und 1,1 bezw. 0,9 für Beleuchtung, 
also insgesamt durchschnittlich der fünfte Teil der Ausgaben. Während 
Heizung und Beleuchtung bei Terschiedener Kopfzahl des Haushalts nur 
wenig yeränderliche Quoten der Ausgaben bilden, geht in stärkerem 
Maße die aufgewandte Miete bei höherer Kopfzahl zurück. Im Durch- 
schnitt bewohnten etwas über 3 Personen ein Zimmer; bei den zwei- 
köpfigen Haushalten ging die BelegungszifFer bis 1,6 Personen herab und 
bei den neunköpfigen stieg sie auf 6,1. Der Mietpreis einer Wohnung 
bewegte sich zwischen 281 M. bei Haushaltungen mit 4 und 334 M. bei 
Haushaltungen mit 7 Personen. Der Mietwert des Zimmers war 182 M. 
bei 8 und 238 M. bei 2 Personen, im Durchschnitt 208 M., also niedriger 
als der Berliner Durchschnitt, der für leerstehende Wohnungen Ton einem 
Zimmer Anfang 1904 etwa 220 M. betrug. Durch das bereits erwähnte 
Weitervermieten an Dritte gingen 9,2% der Miete wieder ein; nach 
einer derartigen mit der Volkszahlung verbundenen E!rhebung waren es 

6,9 7.. 

Eng verknüpft mit den Wohnungsausgaben sind diejenigen für die 

Verkehrsmittel, da hier die Beförderung zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte die HauptroUe spielt. Konnten die Haushaltungen mit 

2 — 3 Personen 2,4 bis 1,6% der Ausgaben für den Verkehr erübrigen, 

so war dies bei denen mit 9 Personen nur noch mit 0,7 % der Pall. In 

wie hohem Maße bei den Bekleidungskosten mit durchschnittlich 8% 

der Ausgaben die Art des Berufes in Betracht konunt, zeigt die Angabe 

eines Glasmachers, der von 3138 M! Ausgaben 600 M. gleich 19% auf 

Ergänzung, Beinigung und dergl. von Bekleidungsstücken verwendet hat 
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Znr zweiten Hauptgruppe, den gesetzlich-pflichtmäßigen Aus- 
gaben, sind die Beiträge zur Kranken- und Invalidenversicherung, die 
Steuern und die Schulgelder zusammengefaßt. Sie belasten den Haushalt 
im Durchschnitt mit 3,4 ®^ der Ausgaben oder 14,3 M. pro Kopf. Den 
größten Teil hiervon beanspruchte die Versicherung, nämlich 2,2^0 
oder 9,2 M. pro Kopf. Ihr Prozentanteil ist unabhängig von der Größe 
der Familie in zwei- wie in zehnköpfigen Haushalten gleich groß, dagegen 
ist der pro Kopf entfallende Betrag bei jenen 18 M., bei diesen aber nur 
3,7 M., also etwa der vierte Teil. Ahnlich ist es bei den Steuern, die 
in kleinen Haushalten (2 Personen) 9,4 M., in großen (10 Personen) 
1,2 M. pro Kopf betragen. Schulgeld und Schulbedarf kosteten den 
Haushalt pro Kopf 1,3 M. im Jahre. 

Von nicht zu unterschätzender Bedeutung gerade in einer Stadt wie 
Berlin mit seinen mangelhaften Wohnungsverhältnissen ist der für die 
geistige und körperliche Erholung zur Verfügung stehende Betrag 
(Gruppe ni). Bedauerlicherweise sinkt er, wie es schon mit dem 
Wohnungsetat der Fall war, mit zunehmender Kopfzahl in schneller 
Folge herab; vermochte die Haushaltung mit zwei Personen für Erholungs- 
zwecke 106 M. pro Kopf (12,8 ^/^j der Ausgaben) zu verwenden, so konnte 
die neunköpfige hierfür nur 11 M. (ö^o) ausgeben. Ein ansehnlicher 
Teil (^5) dieser Summen wird im Wirtshaus vertrunken. Bei 
den Haushalten mit zwei Personen wurde ein Kopfverbrauch von 41 M. 
festgestellt, der bei den Haushalten mit 13 Personen auf 0,9 M. sank. 
Der Gesamtverbrauch für Spirituosen (Bier und Branntwein) 
einschließlich des erwähnten Hausverbrauchs belief sich auf 
6,6% der Ausgaben oder auf 28 M. pro Kopf, erreichte also 
ziffernmäßig annähernd die Höhe des Brot- und Fleisch- 
verbrauchs, bezw. ein Drittel des Gesamtverbrauchs von Brot und 
Fleisch einschließlich Speck und Wurst. Aber wenn man in Bücksicht 
zieht, daß ein großer Teil der noch nicht 14 Jahre alten Kinder als 
Konsumenten von Spirituosen nicht in Betracht kommt, so erscheint 
diese Angabe als zu niedrig. Das Gleiche gilt für die auf Bäder ent- 
fallenden Ausgaben, da die Badeanstalten nur von den Erwachsenen und 
größeren Kindern benutzt werden, die kleineren hingegen zu Hause ge- 
badet werden. Auf den Kopf entfielen für Bäder bei den Haushaltungen 
mit 2 bis 9 Personen bezgl. 6,2, 3,9, 2,9, 2,0, 1,7, 2,3, 1,1, 1,1 M 
Für Bücher und Zeitungen wurden 0,9 und 10,7 M. und für Ver- 
gnügungen 0,2 und 23,6 M. pro Kopf in den Haushaltungen mit 10 
bezw. 2 Personen ausgegeben; 18 Familien hatten für Vergnügungen 
angeblich nichts übrig. Der Genuß von Tabak und Zigarren ergab pro 

Kopf über 7 M. Die Gruppe (IV) der freiwilligen Beiträge bilden 

22 
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die Privatversicherungs- und Vereinsbeiträge mit durchschnittlich 4,7 
bezw. 5,8 M. pro Kopf. Arzt-, Medizin- und andere Krankheitskoeten, 
die mit den Ausgaben für Möbeln, Umzug und Deckung oder Verringerung 
Yon Schulden als außerordentliche Ausgaben (VI) bezeichnet sind, 
durften, abgesehen von den Beiträgen zur E^rankenversicherung, bei den 
Haushalten mit 1 bis 3 Personen einen Kopfanteil von über 5 M. er- 
fordern. Nachdem er allmählich sinkend bei 11 Personen auf 0,6 M. 
angelangt ist, verschwindet er bei 12 und 13 Personen gänzlich. Tilgung 
der Schulden beanspruchte durchschnittlich 1,1 %, es sind aber auch Fälle 
verzeichnet, in denen hierfür 8, 13 und 17®/© verwendet werden mußten. 

£s erübrigt sich noch, auf eine beigegebene graphische Darstellung 
hinzuweisen; dort finden wir die Prozentanteile der einzelnen Ausgabe- 
gruppen in drei gleich große Rechtecke, die je 100 M. Ausgaben der 
Haushaltungen mit 2 bezw. 4 bezw. 6 Personen darstellen, verschieden 
schraffiert eingetragen. Auf diese Weise tritt deutlich hervor, wie bei 
steigender Kopfzahl einzelne Ausgabeposten, insbesondere die für Nahrung 
im Hause, andere, wie für Wirtshaus, Vergnügen, Verkehr usw., ver- 
drängen. So wird im Bilde das Engeische Gesetz ,Je ärmer . . ." mit 
der Variation „je zahlreicher eine Familie ist, ein desto größerer Anteü 
von den Gesamtausgaben muß zur Beschaffung der Nahrung aufgewendet 
werden", bestätigt. 

Wir stimmen überein mit dem Herausgeber der vorliegenden Unter- 
suchung, daß „der hier betretene Weg der Enquete über die Einnahmen 
und Ausgaben der arbeitenden Erlassen sich als wohl gangbar erwiesen 
hat und zu einer Wiederholung ermutigt". Der Wert derartiger Aufnahmen 
von Arbeiterlöhnen und Arbeiterhaushaltrechnungen ist nicht allein ein 
unmittelbarer, indem damit eine Grundlage und ein Anhalt für sozial- 
xmd wirtschaftspolitische Maßnahmen verschiedenster Art geschaffen wird, 
sondern es dürfte nichts anderes so geeignet sein, soziales Verständnis 
und Empfinden in weitere Ejreise zu tragen, als ein Einblick in die 
Lebensbedingungen der arbeitenden Klassen, zumal wenn er von einer 
amtlichen Stelle gewährt wird. 

Dr. Hellmut Rahlson (Berlin). 

n. 

Auf der Fahrt mit Landstreichern« Aus dem Englischen Tramping wlth Tramps 
von Josiah Flynt von Lili du Bois-Reymond. 969 S. Berlin, J. Guttentag. 
1904. 

Esche, F. A., Bitter der Landstraße. Nach den Tagebuchblättem eines Handwerks- 
burschen. 182 S. Kiel, Robert Kordes. 1905. 

Kolby Alfred, Als Arbeiter in Amerika« Unter deutsch-amerikanischen Großstadt 
Proletariern. 141 S. Berlin, Karl Sigismund. 1904. 
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Oroßgtadt-Doknmente« Herausgegeben von Hans Oswald. Berlin und Leipzig, 
Herrn. Seemann Nachf. 
1. Ostwald, Hans. Dunkle Winkel in Berlin. 103 S. 

3. Hirschfeld, Magnus. Berlins drittes Geschlecht. 77 S. 

4. Ostwald, Berliner Tanzlokale. 92 S. 

5. „ Das Zuhältertum in Berlin. 86 S. 
7. „ Berliner Kaffeehäuser. 86 S. 

9. Weidner, Albert. Aus den Tiefen der Berliner Arbeiterbewegung. 

11. Winter, Max. Das goldne Wiener Herz. 96 S. 

18. „ „Im unterirdischen Wien. 77 S. 

Die sämtlichen hier anzuzeigenden Schriften haben den Vorzug, daß 
ihre Verfasser selbst mit den Verhältnissen genau vertraut sind. Plynt 
hat als Landstreicher und Bettler mit den Bettlern und Landstreichern 
gelebt. Esche schöpft aus den Tagebuchblättern eines Handwerksburschen. 
Begierungsrat Kolb hat eine amtliche Muße benutzt, um als Arbeiter 
unter Arbeitern zu leben, und auch den Verfassern der Großstadt-Doku- 
mente kann nicht abgesprochen werden, daß sie durch eigene Anschauung 
von den Dingen, die sie beschreiben, etwas wissen. Alle diese Dar- 
stellungen sind von einer Frische und Unmittelbarkeit der Anschauung 
durchdrungen, die dem Leser die Überzeugung gewährt, daß er das 
wirkliche Leben vor sich sieht. Vor allem aber ist die Lektüre derartiger 
Schriften geeignet, mit den allgemeinen Schlagworten wie gut oder schlecht, 
anständig oder nicht anständig, ehrbar oder ehrlos aufzuräumen und daran 
zu erinnern, wie alle menschlichen Zustände tausendfach bedingt sind 
durch Geburt, Erziehung, £[lima, wirtschaftliche Verhältnisse, Gesetz- 
gebung usw. imd wie das einzelne Menschenschicksal im Grunde genonmien 
sehr selten das Produkt einer bestimmten Willensrichtung ist, die mit 
Klarheit erkannt und verfolgt wird. Aber freilich werden gerade der- 
artige Darstellungen den Leser auch in der Überzeugung befestigen, daß 
das Schicksal und die umgebenden Verhältnisse nicht alles vermögen und 
daß die moderne Neigung, die Verantwortlichkeit auszuschalten und die 
Lebensführung vorwiegend auf Bechnung krankhafter Anlagen und wirt- 
schaftUcher Not zu setzen, ebenso irrig ist Vielleicht enthält solche 
Darstellung wirklichen Lebens die starke Mahnung, sich weder hochmütig 
ablehnend, noch auch weichlich sentimental zu den Verbrechern, Land- 
streichern, den Dirnen usw. zu verhalten, sondern die Zustände zu be- 
greifen zu suchen, unter denen sie geworden sind was sie wurden. Vor 
allem wird man auch daraus immer wieder lernen, daß die meisten 
Kampfmittel gegen diese Übel, wie namentlich Strafen und Ahnosen- 
gewährung, ihre Wirkung verfehlen, weil die Strafe den Verbrecher nicht 
bessert, das Almosen den Bedürftigen nicht wieder aufrichtet. Selbst- 
verständlich kann man weder das eine noch das andere entbehren, aber 

die Aufmerksamkeit wird vor allem immer wieder auf die vorbeugenden 

2a* 
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i Maßregeln gerichtet werden müssen, unter denen Erziehung, Hebung der 

•' Volkswohlfahrt, Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs die erste Stelle ein- 

nehmen. Auch treten immer wieder rassenhygienische Gesichtspunkte in 
den Vordergrund, wenn wir in den hier beschriebenen BeTÖlkerungsklassen 
die Folgen der Degeneration beobachten. 

Gerade das zuerst hier angezeigte Buch „Auf der Fahrt mit Land- 
streichern" von Flynt,*) das bedeutendste der hier angezeigten Literatur, 
bietet mannigfache Beispiele für die vorstehenden Andeutungen. Flynt 
ist selbst als Landstreicher gewandert und hat in dieser Maske Europa 
und Amerika bereist. So schildert er neben dem amerikanischen Land- 
I Streicher auch den russischen, den deutschen und den englischen, spricht 

I von dem Verbrecher in Freiheit, von den Kindern der Landstraße, fuhrt 

uns überall lebendig in ihre Lebensweise ein und macht uns vor allem 
auch die Grundlagen und Motive dazu verständlich. Es finden sich sehr 
feine Bemerkungen hierüber; so sagt er beispielsweise bei Besprechung 
der vagabondierenden Kinder: „Die Wanderlust wird chronisch, und wird 
es nur, weil sie in den Anfangsstadien nicht richtig behandelt worden 
ist. Es nützt nichts, solche Kinder zu prügeln, sie können nichts dafür; 
alles was man tun kann, ist, ihre Phantasie in verständige Bahnen zu 
leiten, sie sorgfaltig zu überwachen und, wenn sie durchaus wandern müssen, 
ihre Wanderungen selbst zu leiten. Ich betrachte dieses Reisefieber von 
ganz demselben Gesichtspunkte, wie die krankhafte Neigung zu stehlen, die 
sich bei manchen Kindern findet, und es erheischt dieselbe sorgfaltige 
Behandlung. Strafen verschlimmern es nur und nähren in dem Knaben 
ein Gefühl des Hasses gegen seine ganze Umgebung". Das Buch ist 
von Frau Lili du Bois-Reymond ins Deutsche übersetzt. Die Lektüre 
bietet, ganz abgesehen von dem Inhalt, einen besonderen Genuß infolge 
der ganz vorzüglichen Übersetzung, die sich mit außerordentlich feinem 
Verständnis der Ausdrucksweise, ja auch dem Jargon der Landstreicher 
anpaßt. Mit besonderem Geschick sind die Ausdrücke der englischen 
Kundensprache analog den entsprechenden deutschen Ausdrücken übersetzt. 
Das Buch von Kolb ist dadurch besonders interessant, daß er zu- 
nächst als Angehöriger der besten Gesellschaftsklasse beobachteto und 
dabei erkannte^ daß er mit derartigen Beobachtungen nicht weiter käme. 
„Ich war — sagt er — die ausgetretenen Wege des Globetrotters ge- 
wandelt und was mir dabei zu Gesicht kam, haben Hunderte vor mir 
geschildert; doch keiner kam aus seiner Haut heraus". Um das zu 
können, hielt er nur einen Weg für gangbar, nämlich selber Arbeiter zu 
werden. So steckt er sich in den Arbeiteranzug, geht ohne alle Mittel 

*) Wir haben die Originalausgabe: „Tramping with Tramps* in No. 7(8 des 
1. Jahrgangs (1900) angezeigt. 
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auf Arbeitsuche, beschreibt die Stellen, an denen er Arbeit suchte und 
die Mühen und Qualen, die er dabei auszustehen hatte. Hier kommt er 
auch mit den Landstreichern und Bettlern in Berührung, die er auch 
nicht mit einem gut oder schlecht abtut, sondern in ihrer psychologischen 
Eigenart zu ergründen sucht. Das Buch ist gut und lebendig geschrieben 
und trägt unzweifelhaft zur Kenntnis der sozialen Verhältnisse bei. Doch 
wird man sagen müssen, daß die individuellen Erfahrungen des Verfassers 
nicht ausreichen, um ein einigermaßen vollständiges Bild des amerikanischen 
Arbeiters oder der amerikanischen Arbeiterverhältnisse zu geben. Man 
kann sie nur als einen interessanten Beitrag dazu betrachten. 

Die Schrift von Esche ist ohne besondere Bedeutung; sie steht 
hinter den Darstellungen von Ostwald, Vagabunden, und Bocholl, 
Dunkle Bilder aus dem Wanderleben, zurück. Immerhin ist auch hier 
von Interesse zu bemerken, wie ein junger Mensch durch die Verhältnisse 
nach und nach auf die Landstraße gefuhrt wird und nun die Sorgen und 
Ängste des Landstreichers kennen lernt, mit den verschiedenen Ver- 
anstaltungen wie Arbeiterkolonie, Herberge, Naturalverpflegungsstation, 
bekannt wird, um schließlich als wohlbestallter Bäckermeister zu enden. 

Die Großstadt-Dokumente bilden eine ganz eigne Art modemer 
Literatur, der man doch nicht ganz ohne Bedenken gegenüberstehen 
kann. Unzweifelhaft hat das Bedürfnis nach Sensation an der Ent- 
stehung dieser Dokumente ihren sehr erheblichen Anteil. Von den dunklen 
Winkeln in Berlin, von dem Zuhältertum, von den Tanzlokalen und 
Kaffeehäusern zu hören, reizt viele, die nicht im mindesten daran denken, 
durch die Lektüre solcher Schriften sich sozial oder menschlich anregen 
zu lassen. Auch ist die Darstellung vielfach feuilletonistisch und ober- 
flächlich; schnell hingeworfene Angenblicksbilder wechseln mit ernsthafteren 
Betrachtungen. Doch soll nicht geleugnet werden, daß die Verfasser, 
unter denen Ostwald mit 4 Heften erscheint, die Gabe guter Auffassung 
und leichter und lesbarer Darstellung besitzen. Namentlich hat Ostwald, 
dessen Schriften wir in unserer Zeitschrift schon öfters angezeigt haben, 
eine eindringende Kenntnis dieser Verhältnisse und ein gutes psycho- 
logisches Verständnis dafür. So ist es gewiß von Interesse zu hören, 
wie er das eigentümliche Verhältnis des Zuhälters aus besonderen psycho- 
logischen Voraussetzungen der mit ihnen in Verbindung lebenden Mädchen 
ans dem Bedürfnis folgert, irgend jemanden zu haben, dem sie rein 
menschlich nahe stehen, und dem sie das zuwenden können, was von ehr- 
lichem Liebesbedürfhis in ihnen geblieben ist. — Während die vier 
Schriften von Ostwald im wesentlichen das Milieu der Berliner Prostitution 
behandeln, gibt Weidner einen interessanten Einblick in einen Ausschnitt 
der Berliner Arbeiterbewegung, namentlich der anarchistischen Bewegung. 
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Hirschfeld behandelt in seiner Schrift die Zunft der Homosexaellen, 
die, wenn die Angaben dieses guten Sachkenners zutreffend sind, einen 
erschreckenden umfang gewonnen hat 

Das goldne Wiener Herz von Max Winter fuhrt uns in das Elend 
derjenigen, die die Wiener Armen- und Wohltätigkeitsanstalten auf- 
zusuchen genötigt sind. Seine Tendenz ist, an Beispielen, die aus dem 
Leben gegriffen sind, zu zeigen, wie das Wort vom goldnen Wiener 
Herzen längst zum inhaltlosen Schlagwort geworden ist und daß keines- 
wegs in ausreichender Weise für die Armen in Wien gesorgt sei. Zum 
Teil seien die Einrichtungen an und für sich nicht ausreichend, zum 
Teil sei auch die starke Zersplitterung der Armenfursorge daran schuld. 
Noch stärker tritt diese Tendenz in der Schrift „Im unterirdischen 
Wien" zutage, in der die zum Teil grauenhaften Umstände beschrieben 
werden, unter denen ein Teil der Wiener Obdachlosen ein Nachtquartier 
in den Anlagen der Wiener Wasserleitung und in den Ziegelöfen der 
Wiener Umgegend finden. Die Persönlichkeiten der Obdachlosen sind 
sehr genau charakterisiert, die Ortlichkeiten mit bemerkenswerter An- 
schaulichkeit geschildert. Hervorzuheben ist auch die Aktion, die der 
Verfasser zu Gunsten der Obdachlosen eingeleitet hat. Nur wird doch 
auch hier daran erinnert werden können, daß man bei der Betrachtung 
dieser Dinge nicht eben jede Verantwortlichkeit der Hilfsbedürftigen aus- 
schalten kann. Wenn der Wiener Gemeinde der Vorwurf mangelhafter 
Fürsorge gemacht wird, so muß doch dem gegenüber gehalten werden, 
daß es sich um zahllose vagierende und auch zuchtlose Elemente handelt, 
die von auswärts nach der Großstadt hereindrängen und denen gegenüber 
zulängliche Einrichtungen zu schaffen absolut unmöglich ist. Auch wird, 
je besser die Einrichtungen sind, der Zuzug um so mehr befördert. Im 
Grunde würde zu der Darstellung der unterirdischen Bewohner auch eine 
Darstellung der Einzelheiten ihrer Vergangenheit, ihres Herkonmiens, ihres 
Berufes und der Gründe gehören, aus denen sie arbeits- und obdachlos 
geworden sind. Im übrigen sind gerade die beiden Winterschen Schriften 
wohl geeignet, die Aufmerksamkeit der Gemeindeverwaltung auf die darin 
dargestellten Zustände zu lenken. 



Weibliche Liebestatigiceit. 

von der Goltz, Lic. Ed. Prh., Der Dienst der Frau in der chrlstUehen Kirehe« 

Geschichtlicher Überblick mit einer Sammlung von Urkunden. 216 S. Potsdam, 
Stiftungsverlag. 1905. 

Angezeigt vom Verfasser. 

Auf dem Gebiet des Armenwesens und der Wohlfahrtspflege gehört 
heute die Frage nach der angemessenen Form der Mitwirkung der Frauen 
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za den wichtigsten. Hat doch die Frau auf diesem Gebiet dnrch frei- 
willige Leistungen sich bereits ein Anrecht auf Mitarbeit erworben und 
nicht erst seit gestern oder heute ihre Leistungsfähigkeit und besondere 
Begabung erwiesen, sodaß nicht mehr ihr Becht auf Mitwirkung, sondern 
nur die zweckdienlichste Form ihrer Beteiligung an diesen Aufgaben in 
Frage steht. Der Dienst der Frau in der christlichen Kirche ist 
es, in dem das weibliche Geschlecht seinen Befähigungsnachweis für Mit- 
wirkung in Fragen der öffentlichen Wohlfahrt seit Jahrhunderten erbracht 
hat. Die Geschichte dieses Dienstes hat daher nicht nur Interesse für 
den Earchenhistoriker oder für einzelne konfessionelle Vereinsbestrebungen, 
sondern ist ein Stück der allgemeinen Kulturgeschichte. Bestimmt sich 
aber auch die Antwort auf die Frage nach der angemessenen Form der 
Mitwirkung der Frauen sowohl durch die Eigentümlichkeit weiblicher 
Naturanlage wie durch die jeweiligen wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnisse in Familie, Staat und Gesellschaft, so hat auch nach dieser 
Seite hin die Geschichte des christlichen Frauendienstes die wesentlichen 
Formen yorgebildet, die unter mannigfacher Variation im einzelnen in 
allen Kultuiperioden sich wiederholen Verden. Unter diesem Gesichts- 
punkt habe ich Yor Jahresfrist in der „Frauenhülfe^^ (Blätter für Frauen- 
arbeit in der evangelischen Gemeinde) in einigen Aufsätzen eine Skizze 
dieser Geschichte des christlichen Frauendienstes zu entwerfen gesucht^ 
die nun in erweiterter Form unter Beigabe von Illustrationen und einer 
ca. 100 Druckseiten umfassenden Urkundensammlung in Buchform er- 
schienen ist. 

Es ist nicht meine Absicht gewesen, eine neue Geschichte der weib- 
lichen Diakonie zu schreiben — sie hätte wenigstens dreimal so umfang- 
reich werden müssen; noch viel weniger erstrebte ich Vollständigkeit im 
biographischen Material oder für die neueste Zeit eine Übersicht aller 
Yorhandenen Bestrebungen der christlichen Frauenwelt. Worauf es mir 
allein ankam, das war, für jede Kulturperiode die Lebensbedingungen, 
Arten und Formen sowie die treibenden geistigen Kräfte zu charakterisieren, 
welche den Charakter und die Grenzen des Frauendienstes bestimmten. 
Die im zweiten Teil abgedruckten Uikunden, die sämtlich nach dem 
Original in Yerständliches Deutsch übertragen sind, wollen dieser allgemeinen 
Charakteristik zur lebendigen Illustration dienen. Im ersten Kapitel über 
den Dienst der Frau in den christlichen Gemeinden mußte die 
Persönlichkeit Jesu Christi als der Quellpunkt aller dienenden Frauen- 
liebe in den Vordergrund gestellt werden, wie denn überhaupt das lebendige 
Christentum allein den Frauen Kecht und Ejraft zum Liebesdienst ge- 
geben hat Andererseits bestimmt der familienartige Charakter der 
urchristlichen Gemeinden die Art des Frauendienstes: freiwillige Hilfe, 
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WO und wie es die Not erforderte, ohne bestimmte Amter und Regeln^ 
Anteilnahme aller christlicher Frauen und Jungfrauen an solchem Dienst, 
Beteiligung an Krankenpflege, Gastfreundschaft und Erziehung sind die 
wichtigsten Momente. — Die 1. Tim. 5, 3 — 16 gegebenen Anweisungen 
über die Versorgung der Witwen und über die Anstellung einzelner 
Witwen im Gemeindedienst stellen die älteste Urkunde organisierten 
christUchen Frauendienstes dar (S. 107 — 108). 

Das zweite Kapitel behandelt den kirchlichen Frauendienst 
vom zweiten bis zum fünften Jahrhundert, die Zeit der Heldinnen 
christlicher Liebe und Märtyrerinnen christlichen Glaubens, aber auch 
die Zeit der Entwicklung bestimmter Amter, des kirchlichen Witwen- 
und Diakonisseninstituts. Gerade die Geschichte des letzteren zeigt, 
wie die Entwicklung der klerikalen Herrschaft ebenso wie die Zerstörung 
christlichen Familienlebens durch die Verbreitung des katholischen Virginitäts- 
Ideals zu dem Verfall des Frauendienstes in der Kirche wesentlich mit- 
wirkten, obwohl auch Erbschwächen des weiblichen Geschlechts (Zungen- 
sünden u. dergl.) und Überschreitungen der gebotenen Grenze das ihrige 
beigetragen haben. — Die Auszüge aus der syrischen Didaskalia, einer 
Kirchenordnung des dritten Jahrhunderts, bieten dazu eine sehr an- 
schauliche Illustration (vgl. S. 108 — 116). 

Für das dritte Kapitel (Christlicher Frauendienst im Mittel- 
alter) war es nicht ganz leicht das Material kurz zusammenzustellen. 
Der Kampf zwischen dem asketischen und dem praktisch-weltlichen 
Lebensideal zieht sich durch die ganze Epoche hindurch. Der Natur- 
boden aller christlichen Frauenarbeit, die Familie, wurde gerade den 
innerlichen Naturen entzogen oder verleidet, aber auch die allgemeinen 
Bildungs- und Kulturverhältnisse ließen eine umfangreichere Betätigung 
der Frauen nicht aufkommen. Trotzdem haben eine Reihe hervorragender 
Frauen, Fürstinnen und Nonnen, hervorragendes in persönlicher Liebes- 
tätigkeit geleistet — Die in der ürkundensammlung S. 117 — 128 mit- 
geteilten Bestimmungen aus mittelalterlichen Kloster- und Spital- 
ordnungen enthalten alles, was sich in diesen enggesteckten Grenzen an 
organisierter Frauenarbeit hat entwickeln können und ich darf darauf hin- 
weisen, daß solche Zusammenstellung für das Mittelalter bisher noch nicht 
existierte. 

Für die B.ef ormationszeit (viertes Kapitel) war zunächst auf die neue 
prinzipielle Grundlage hinzuweisen, die in der evangelischen Reformation 
gegeben war: die Anerkennung gleicher Glaubens- und Lebenspflichten 
aller Gläubigen ohne Unterschied und die Wiederherstellung des Ideals 
der christlichen Familie, für welche das evangelische Pfarrhaus zunächst 
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das erste praktische Vorbild lieferte. Zugleich aber zeigt es sich, wie ! 

die allgemeinen Bildungs- nnd Knltnrverhältnisse die Entwicklung des 
christlichen Frauendienstes über einige bemerkenswerte Ansätze in den 
städtischen Ordnungen noch nicht hinauskommen lassen. Nur in Holland 
und Eriesland (Emden) finden sich Organisationen in reformierten Ge- 
meinden, die weit über ihre Zeit hinaus als mustergültige Organisation 
weiblicher Mitarbeit in der öffentlichen Wohlfahrtspflege anerkannt werden 
können. Auf das Emdener Beispiel (S. 135) sei deshalb besonders hin- 
gewiesen. Doch enthält auch die Braunschweiger Hebammenordnung 
(S. 129 ff.) noch für heute beachtenswerte Gesichtspunkte. 

Je fester meine persönliche Überzeugung ist, daß eine freie frucht- 
bare Entfaltung des christlichen Frauendienstes auf die Dauer nur auf 
evangelischem Boden möglich ist, um so rückhaltloser ist anzuerkennen, 
was die französische katholische Kirche des siebzehnten Jahr- 
hunderts auf diesem Gebiete geleistet hat infolge der glücklichen Verbindung 
der vorzüglichen geistigen Bildung des ganzen Volkes als auch der besonderen 
persönlichen Organisationsgabe des Vincenz von Faul (fünftes Kapitel). 
Die Begeln seines Vereins der Barmherzigkeit, die ich in deutscher 
Übersetzung vollständig wiedergegeben habe (S. 137 — 146), verdienen die 
Aufmerksamkeit eines Jeden, der an Frauenvereinen irgend welcher Art 
beteiligt ist. Es ist auch die vorbildliche Bedeutung der aus diesen Ver- 
einen des heiligen Vincenz hervorgegangenen Organisation der barmherzigen 
Schwestern ohne Dmschweif anerkannt worden. 

Das letzte Kapitel behandelt in drei Abschnitten die Erneuerung der 
organisierten weiblichen Liebestätigkeit in der evangelischen 
Kirche. Zunächst ist die vorbereitende Entwicklung im siebzehnten und 
achzehnten Jahrhundert geschildert, wie sie unter dem Einfluß des 
Pietismus einerseits und der Aufklärung andererseits zu den ersten vor- 
wiegend pädagogisch interessierten Bestrebungen selbständiger weiblicher 
Tätigkeit in der Wohlfahrtspflege geführt hat. Die Schwestern der Brüder- 
gemeinde und die moralische Hebung der weiblichen Bildung und Er- 
ziehung in philantropischen Zeitschriften sind die wichtigsten Erscheinungen. 
Letztere ist besonders charakteristisch repräsentiert durch eine von 
Amalie Richard in Leipzig 1766 — 57 herausgegebene sittliche Wochen- 
schrift („Die Frau"), aus der ich einen Vorschlag zur Errichtung von 
Magdalenenasylen zum Abdruck gebracht habe (vgl. S. 148 — 152). 
Auch die Bekämpfung des Spielteufels und des Alkoholmißbrauchs ist 
von der tapferen Frau schon in Aussicht genommen. Besonders treffliche 
philantropische Mustereinrichtungen in Armenpflege, Kinderfürsorge und 
Mädchenerziehung finden wir dann bei der Fürstin Pauline von Idppe- 
Detmold, deren Vorschlag, eine Pariser Mode nach Detmold zu verpflanzen, 
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d. h. Kleinkinderschulen einzurichten, ich auch wörtlich in die ürkunden- 
sammlung aufgenommen habe (S. 162 — 154). 

Im folgenden Abschnitt war es mir dann darum zu tun, die Ent- 
stehung der weiblichen Diakonie in der evangelischen Kirche aus der 
Wiedererweckung des nationalen und religiösen Lebens in Deutschland 
auch in allen Yorstadien genau darzustellen. Ich brachte deshalb auch 
den fast yergessenen Aufsatz des Pfarrers Eiönne Yon 1820 wieder voll- 
ständig zum Abdruck (S. 168 — 175) und konnte nach einer von mir auf 
der Berliner KgL Bibliothek entdeckten kleinen Flugschrift auch sehr 
interessante „Vorschläge zur Errichtung eines allgemeinen Jung- 
frauenstifts in Preußen*' vom Jahre 1814 bekannt geben, welche 
schon die Grundgedanken einer umfassenden Organisation deutscher Frauen- 
arbeit enthalten (S. 156 — 160), und auf die ich besonders die allgemeine 
Aufmerksamkeit richten möchte. Diese und andere Urkunden jener Zeit 
(S. 165 — 200) lassen aufs Deutlichste erkennen, wie die nationale und 
geistige Wiedergeburt des Vaterlandes ebenso wie die Urkräfte lebendigen 
evangelischen Christentums zusammen gewirkt haben, um die großen 
Werke der Barmherzigkeit zu schaffen, in denen wir heute den Beweis 
weiblicher Leistungsfähigkeit erbracht sehen. Es sollte auch nicht ver- 
gessen werden, daß hierfür das von Fliedner ausgegangene Diakonissen- 
werk die Bahn gebrochen hat. 

Die große Geschichte weiblicher Liebesarbeit im neunzehnten Jahr- 
hundert genau zu erzählen und ihr nach ihren verschiedenen konfessionellen 
und interkonfessionellen Verzweigungen gerecht zu werden, wäre eine 
besondere Aufgabe für sich gewesen. Ich habe deshalb vorgezogen, nur 
die Entwicklungslinie bis zur Gegenwart zu skizzieren, die zur Einzel- 
arbeit in der evangelischen Kirchengemeinde führt, die ich 
allerdings für die wichtigste und segensreichste halte. In den enger 
abgegrenzten Wirkungskreisen der Familie, sowie der Orts- und Kirchen- 
gemeinde wird die Frau auch für die Gesamtheit immer das beste leisten, 
weil die persönliche Auffassung und Anteilnahme immer ihre besondere 
Begabung ist. Zu dieser persönlichen Art des Wirkens muß ihr in 
Krankenpflege, Armenpflege, Unterricht und Erziehung sowie im Hause 
angemessene freie Bewegung gewährt werden. Wenn ich dabei mit 
Nachdruck hervorgehoben habe, daß christlicher Frauendienst immer 
selbstloses Dienen um des Herrn willen ohne wirtschaftliche oder 
soziale Selbstbefriedigungsabsicht sein müsse, so soll damit nur der 
Grundcharakter spezifisch christlicher Arbeit gewahrt bleiben. Die Be- 
rechtigung der auf wirtschaftliche soziale und geistige Hebung des weibUchen 
Geschlechts gerichteten Bestrebungen soll damit gewiß nicht im geringsten 
bestritten sein. Ist es doch gerade die Absicht meiner Skizze der 
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Geschichte des Franendienstes, den inneren Znsammenhang der Arten 
nnd Formen der Frauenarbeit mit den allgemeinen kulturellen und sozialen 
Verhältnissen nachzuweisen. Auch die praktische Ausgestaltung der 
christlichen Frauenarbeit in der Gegenwart wird der heutigen sozialen 
und wirtschaftlichen Stellung der Frauen immer mehr Rechnung tragen 
müssen. Aber man soll sich darüber klar sein, was dazu dient, um 
wirtschaftliche und soziale Verhältnisse zu bessern oder um neue 
weibliche Berufe zu schaffen, und was allein um selbstloser Liebe 
willen geschieht, die nicht für sich Fortschritte erkämpfen, sondern sich 
für andere aufopfern will. Eines schließt das andere nicht aus, aber 
die prinzipielle Verknüpfung beider Gesichtspunkte in einer Organisation 
und bei einer Arbeit läßt nur zu leicht beide Ziele zu kurz kommen. 
Es ist daher nicht Mangel an Verständnis oder Achtung für die Be- 
strebungen der modernen Frauenbewegung, sondern der Wunsch reinlicher 
Scheidung der Gesichtspunkte, der mich auf ein näheres Eingehen auf 
das weite Gebiet der interkonfessionellen und lediglich humanitär gerichteten 
Frauenarbeit in diesem Zusammenhang verzichten ließ. 

Es würde aber sehr meinen Wünschen entsprechen,, könnte mein 
Buch dazu helfen, in den Kreisen kirchlicher Frauenarbeit und christlicher 
Vereine mehr geschichtliches Verständnis für die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Vorbedingungen einer das Gesamtwohl fordernden Frauen- 
arbeit zu wecken, andrerseits aber auch unter den mehr humanitär oder 
sozial gerichteten Frauen die Kenntnis und damit die Hochachtung 
vor dem zu mehren, was innerhalb der christlichen Kirche und 
nur auf Grund persönlichen lebendigen Christentums zu allen Zeiten Yon 
selbstlosen Frauen geleistet worden ist. 

um jedem ein gründlicheres Studium der Geschichte des Frauen- 
dienstes oder wenigstens einer Epoche desselben zu erleichtern, habe ich 
ein ausfuhrliches Literaturverzeichnis, nach Zeitepochen geordnet, meinem 
Buche beigegeben. Die Illustrationen sind meist seltener zugänglichen 
Werken entnommen und stammen größtenteils aus der Zeit der dadurch 
charakterisierten Perioden. Die Urkundensammlung aber bitte ich als 
wichtigsten Teil meiner Arbeit ansehen zu wollen, da die mitgeteilten, dem 
Leben unmittelbar entnommenen Sätze besser als alle charakterisierenden 
Ausführungen das Bild der Geschichte wiederspiegeln. 



Die Frage der Mietsunterstutzungen in Franicreich. 

Wir haben seinerzeit über die am 23. Oktober 1903 von der Soci6t6 
internationale pour l'^tude des questions d'assistance abgehaltene Sitzung 
über die Frage der Mietsunterstützung berichtet (H. 2, 1904) und erwähnt, 
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daß am Schlüsse der Sitzung Arthur Delpy mit einer genauen Umfrage 
über den Gegenstand betraut wurde. Der Bericht hierüber liegt nunmehr 
vor; er ist in der Bevue Phil. Jan vier 1905 abgedruckt und umfaßt 
83 Seiten. Auf 40 Seiten berichtet Delpy in ausführlicher Weise 
über alle auf diesem Gebiet vorbeugend und abhelfend, unmittelbar und 
mittelbar tätigen öffentlichen und privaten Einrichtungen von Paris und 
anderen bedeutenderen Städten Frankreichs. Es folgt auf weiteren 
11 Seiten ein kurzer Überblick über die diesbezüglichen Verhältnisse im 
Auslande (Deutschland, England, Schweiz, Vereinigte Staaten usw.). 
Betreffs Deutschlands ist unsere Mitteilung im Jahrgang 1904 No. 2 zu 
vergleichen. Wir heben aus der Fülle des zusammengetragenen Materials 
an dieser Stelle das Folgende hervor: 

Die Zusammenstellung beginnt mit den von der Stadt Paris imd 
privaten Stiftungen Frankreichs gewährten Fonds für Mietsunterstützungen. 
Wir haben über die von der Stadt aufgewendeten Summen gelegeatlich 
der vorerwähnten Sitzung der Gesellschaft (H. 2, 1904) näheres berichtet 
und wiederholen kurz, daß die Stadt jährlich einen Fond von 300000 Fr. 
für Mietsunterstützungen einstellt, der durch die Bureaux de bienfaisance 
zur Verteilung gelangt und im Bahmen eines Kredits von 250000 Fr. 
Gutscheine für Herbergen ausgibt. An Privatstiftungen sei noch hervor- 
gehoben die James-Botschild-Stiftung, die den Bureaux de bienfaisance 
jährlich 100000 Fr. zu Mietehilfsgeldern zuweist, die ohne Unterschied 
der Konfession für solche würdige, bedürftige Familien bestimmt sind, 
deren Miete 400 Fr. jährlich nicht übersteigt. Dieser Zuschuß darf 
nicht unter 20 Fr. und nicht über ein Drittel der Jahresmiete betragen. 
Die andern derartigen Stiftungen gewähren in der Begel je nach den 
Verhältnissen 10 — 20 Fr. jährlichen Mietszuschuß. Der Berichterstatter 
unterscheidet zwischen dauernd und zeitweise Unterstützten und hebt 
hervor, daß die 300000 Fr. der Stadt vorzüglich für plötzlich oder 
vorübergehend in Not geratene Familien bestimmt sind. Im allgemeinen 
werden von den für diesen Zweck aufgewendeten Summen Zuschüsse von 
10—20 Fr. gewährt. 

Es folgt eine Zusammenstellung der städtischen und privaten Obdach- 
losenasyle und anderen Einrichtungen, die Obdach und Arbeit gewähren. 
Demnach besitzt Paris 2 städtische Männerasyle mit je etwa 210 Betten, 
2 städtische Asyle für Frauen und Eander, das eine mit 116, das andere 
mit 238 Betten, an privaten Einrichtungen u. a. die Colonie Agricole de 
la Chalmelle, die ländliche, in die Stadt verzogene Arbeiter auf un- 
bestimmte Zeit (durchschnittlich 4 Monate) aufnimmt und beschäftigt und 
ihnen so die Mittel zur Verfügung stellt, aufs Land zurückzukehren. 
Obdach und Beschäftigung gewähren ferner das Oeuvre de Thospitalitö 



— 341 — 

de travail für Männer und Frauen, die drei Obdachlosenasyle für Frauen 
und Kinder mit insgesamt 240 Betten, die 4 Asyle des Oeuvre de 
rhospitalitS de nuit mit insgesamt 909 Betten, die Heime der Heils- 
armee usw. 

Ganz besonderen Nachdruck legt der Verfasser auf die Einrichtung 
der Mietszinssparkassen, die in fast allen bedeutenderen Städten 
Frankreichs bestehen. Diese Mietszinssparkassen nehmen Mietsgelder in 
festgesetzten Raten in Empfang, vermehren sie durch einen ziemlich hohen 
Prozentsatz, der in den verschiedenen Kassen etwa zwischen 5 — 20 ^'/^j 
schwankt und in der Regel je nach der Pünktlichkeit der Einzahlung 
höher oder geringer bemessen wird. Sie sind durchgehends in den Händen 
der privaten Fürsorge. Die einzige Ausnahme bildet die Stadt Nantes, 
die in dieser Beziehung Hervorragendes leistet und in der die Mietszins- 
sparkasse dem Bureaux de bienfaisance untersteht. Diese 1896 begründete 
Kasse verzinste anfänglich die eingezahlten Beträge mit 50^0 ^^d zahlte 
die fälligen Sunmien den Mietern aus. Um Mißbräuchen zu steuern, 
mußten jedoch 1900 die Bedingungen verschärft werden. Die Zinsen 
wurden auf die Hälfte herabgesetzt und die Miete dem Hauswirt direkt 
eingehändigt; doch bewährt sich, abgesehen von einer aus diesen Ver- 
hältnissen leicht zu erklärenden Verminderung der Beiträge in 1900, die 
Einrichtung sehr gut, erfreut sich reger Inanspruchnahme und hat gute 
Erfolge zu verzeichnen. Im Gründungsjahre 1896 verfügte sie über einen 
Bestand von 1665 Fr., der 1900 auf 19296 Fr. stieg, 1902 auf 13545 Fr. 
gefallen und 1904 wieder auf 14208 Fr. gestiegen ist. Eine Einzel- 
stellung nimmt durch seine Rührigkeit auf diesem Gebiete ferner das 
Bureau de bienfaisance in Nancy ein. Es ist das einzige, das bisher 
von dem § 6 des Gesetzes Gebrauch gemacht hat, der den Bureaux de 
bienfaisance, Hospizen und Krankenhäusern das Recht einräumt, bis zu 
einem Fünftel ihres Vermögens zur Errichtung billiger, gesunder Wohnungen 
zu verwenden oder bei Gesellschaften zur Errichtung oder Förderung 
solcher Wohnungen anzulegen. Das Bureau de bienfaisance in Nancy 
hat in hierzu geeigneter Gegend 3 ha 62 a Land angekauft und dort 
das Oeuvre Nanceenne d'assistance par l'habitation begründet, 
d. h. Arbeiterwohnungen mit Gärten errichtet, und anstatt seine Bedürftigen 
durch Mietehilfsgelder zu unterstützen, beschafft es ihnen billige und 
gesunde Wohnungen, die nach sorgfaltiger Prüfung nur an durchaus 
würdige und kinderreiche FamiUen abgegeben werden und deren Miets- 
preis 4^0 des aufgewendeten Kapitals nicht überschreiten darf. Bisher 
wurden versuchsweise 10 Wohnstätten mit je 3 Zimmern, Küche, Keller 
und Boden errichtet und zu einem Preise von 240 Fr. jährlich vermietet, 
mit einem Zuschlage von 6 — 12 Fr. für die Beifügung eines Gärtchens 
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Yon 2 — 4 a Größe. In einigen Städten, wie in Lyon und Marseille^ läßt 
sich dieser Zweig der Fürsorge von der Alters- und Arbeitslosenfürsorge 
nicht trennen, es sind daher über diese Städte keine genaueren Angaben 
Torhanden. Jn Ronen werden Wohnungsznschüsse für Arme und Kranke 
gewährt. Die Stadt wendet femer jährlich 7000 Fr. zu Gutscheinen für 
Herbergen auf; weitere 12000 Fr. sind jährlich zur Beschaffung billiger 
gesunder Wohnungen ausgesetzt worden. Eine zu diesem Zweck zusammen- 
getretene Gesellschaft soll ihre Tätigkeit im Januar d. J. begonnen haben. I 
Die Städte Reims und Grenoble haben Summen Ton 24200 und 28000 Fr. I 
als Mieteunterstützungen zur Verfügung gestellt, die durch die Bureaux 
de bienfaisance zur Verteilung gelangen. Unter den zahlreichen privaten 
Gesellschaften, die sich in Paris die Verteilung von Mietehilfsgeldem , 
angelegen sein lassen, ist eine der bedeutendsten l'Abri; diese im Jahre 
1900 begründete Gesellschaft zählt 2060 Mitglieder, hat in den einzelnen 
Stadtteilen 13 Komitees und hat seit ihrer Begründung 3784 Familien 
mit insgesamt 160065 Fr. unterstützt. Ahnliche Einrichtungen sind in 
Paris la Solidarit6, in Paris und Lille l'oeuvre des loyers Orville- 
Legrand usw. Interessant ist u. a. die Tätigkeit des Comit6 de bien- 
faisance isra61ite auf diesem Gebiete, einmal wegen seiner großen 
Ausdehnung — es hat im Jahre 1901/02 3829 Familien mit 58683 Fr. 
MietszuschuB unterstützt — und ferner, weil es die verschiedenen Klassen 
der Bedürftigen in verschiedene Kategorien teilt und zwischen der Miets- 
unterstützung ganzer Familien, einzelner Personen, Witwen, Greise und 
Lungenleidender unterscheidet. Als interessant und ausbaufähig vrird 
ferner ein unternehmen hingestellt, in dem die Hauswirte selbst die 
Führung und Verwaltung der Mietskasse für ihre kleinen Mieter über- 
nehmen. Einmal ist es ganz natürlich, daß an einem solchen Unternehmen 
beide Interessenten beteiligt sind, außerdem legt Delpy der dadurch 
bevrirkten Annäherung beider Klassen eine große soziale Bedeutung bei. 
Eine wesentliche Förderung der Bewegung sieht er ferner in den Ver- 
sicherungskassen, die in Frankreich noch wenig eingeführt und daher 
noch sehr ausbildungsfahig sind. 

Als wirksames Mittel der Mietsunterstützung betrachtet Delpy femer 
das zinsfreie Darlehen, das dem durch Krankheit oder Arbeitslosigkeit 
in Not geratenen Arbeiter hilft, ihm die Demütigung des Almosens erspart 
und durch Erziehung zur Ordnung und Sparsamkeit einen starken 
moralischen Einfluß auf ihn ausübt. 

Aus der Zahl der angeführten Einrichtungen für gesunde billige 
Wohnungen sei noch kurz hervorgehoben l'oeuvre de la Gitk Rambaud, 
das seinen Mietern in Fällen von Krankheit oder Arbeitslosigkeit die 
Miete ganz oder teilweise erläßt, ihnen nötigenfalls kleine Vorschüsse 
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zinsfrei gewährt und während eines längeren Aufenthalts im Krankenhause 
für die Möbel der Mieter Sorge trägt. 

Sehr interessant ist auch die Einrichtung der Cit6 d'ouvriers agricoles 
de Champigny-en-Beauce, die nach dem Kriege 1871 in der Absicht 
eingerichtet wurde, arbeitslose Leute unterzubringen und zu beschäfdgen. 
Die Kolonie zählt heute 40 Häuser, die, den Bedürfnissen des Landlebens 
entsprechend, verschieden eingerichtet sind. So sind vorhanden Häuser 
für kleine Farmer mit Scheunen, Stallungen, Geflügelhof usw., Häuser 
für Landarbeiter mit den erforderlichen Nebenbauten und Häuser für 
alte Eheleute oder Witwen. Zu jedem Hause gehört ein Obstgarten. 
Die Miete beträgt 50 — 120 Fr. jährlich. Arme Mieter können den Betrag 
der Miete abarbeiten. Steht die Miete aus, so werden die Ursachen 
davon geprüft. Liegt Notstand, Krankheit usw. vor, so wird die Miete 
gestundet; sind Müßiggang oder schlechter Wille die Ursache, so wird 
der Mieter hinausgesetzt und nicht wieder aufgenommen. Derartige Fälle 
sind im Laufe von 32 Jahren nur zweimal vorgekommen. Die Auf- 
zählung und Beschreibung zahlreicher Sparkassen, Darlehnskassen, Ver- 
sicherungsgesellschaften und verwandter Bestrebungen vervollständigen die 
Zusammenstellung der französischen Einrichtungen. Von besonderer Aus- 
dehnung ist noch die Caisse d'Economie de la Soci^tS St. Vincent de 
Paul und schließlich sei noch die Caisse d'Economie des oeuvres de 
Valentin Haüy pour le bien des aveugles erwähnt, die ausschließlich zur 
Mietsunterstützung bedürftiger Blinder bestimmt ist. 

Über das Ausland sind nur einige kurze Angaben vorhanden, die 
ein klares Bild der Bewegung nicht ergeben, da auf die in den einzelnen 
Ländern in Frage kommenden Verhältnisse und Gesichtspunkte nicht wohl 
eingegangen werden konnte. Wir entnehmen den Angaben, daß in den Nieder- 
landen, Belgien und Italien eine besondere Mieteunterstützung nicht besteht. 
In den Niederlanden ist bisher weder die öffentliche noch die private Wohl- 
tätigkeit der Frage näher getreten; in Belgien entsprechen einige Asyle 
dem vorhandenen Bedürfnis; in Italien haben die Privatwohltätigkeits- 
vereine diesen Zweig der Fürsorge in ihr Programm aufgenonunen. Auch 
ist hier eine Bewegung zur Errichtung gesunder billiger Arbeiterwohnungen 
im Gange. In England ist der öffentlichen Armenpflege eine Spezial- 
Mieteunterstützung statutenmäßig untersagt. In der offenen Armenpflege 
ist dieser Zweig der Fürsorge zulässig, doch ist die Miete dem Bedürftigen 
selbst, niemals dem Hauswirt direkt einzuhändigen. Dasselbe gilt für 
Schottland und Irland. Exmittierte finden in den Asylen und Arbeits- 
häusern Unterkunft, ihre Möbel werden ihnen bis zur Erlangung eines 
eigenen Heims verwahrt. Bezüglich der Einrichtungen in Deutschland 
hatte sich der Berichterstatter mit einer Anfrage an uns gewandt, die wir 
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beantwortet und in Heft 2, 1904 im Wortlaut wiedergegeben haben. Ahnlich 
wie bei uns liegen die Verhältnisse auch in Osterreich. In Norwegen und 
Schweden, wo in bezug auf Exmittierung, Unterbringung von Obdachlosen, 
helfende und vorbeugende Unterstützung dieselben Maßnahmen getroffen 
werden, hat sich in den letzten Jahren der Mangel billiger Arbeiterwohnungen 
fühlbar gemacht. Es haben sich daher viele Wohlfahrtseinrichtungen die 
Errichtung billiger gesunder Wohnungen zur Aufgabe gemacht. Die be- 
deutendste ist die „Manheim et Stockholm Arbetarkam^ in Stockholm, 
die eine Zahl von Häusern errichtet hat, in denen Arbeiter mit großen 
Familien billige, gesunde, ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnungen 
finden. Die Mieter müssen sich verpflichten, keine Aftermieter auf- 
zunehmen, ein regelmäßiges, arbeitsames Leben zu führen, sich des Trinkens 
zu enthalten und ihre Miete regelmäßig zu zahlen. Die erzielten Erfolge 
sind namentlich in erziehlicher Hinsicht bemerkenswert. In Gothenburg 
ist die Frage der Mietunterstützung und Beschaffung von Wohnungen 
lediglich Sache der Privatwohltätigkeit. 

In der Schweiz ist die Mieteunterstützung sehr gebräuchlich; sie 
wird bei der offenen Unterstützung kinderreicher Familien durchaus be- 
vorzugt und in den einzelnen Kantonen verschieden gehandhabt. In 
Luzern, Uri, St. Gallen, Neuchätel ist sie gesetzlich geregelt. Auch die 
übrigen Kantone besitzen mehr oder weniger feststehende Bestimmungen. 
Interessant ist dort das Vorgehen einiger Privatgesellschaften, die armen 
Familien gesunde Wohnungen verschaffen, indem sie für die Miete gut- 
sagen; sie stehen mit ihren Schützlingen in persönlicher Verbindung, er- 
mutigen sie zum Sparen, ergänzen nötigenfalls die Mieten, und erziehen 
ihre Schützlinge zur Beobachtung hygienischer Maßregeln, zur Ordnung 
und Sauberkeit. Es kommt in der Schweiz sehr selten zu Exmittierungen, 
weil die öffentliche oder private Armenpflege fast immer vorbeugend eingreift. 

Schließlich sind noch die Vereinigten Staaten angeführt, wo dieser 
Zweig der Fürsorge von den großen Privatwohltätigkeitsgesellschaften 
ausgeübt wird. In den großen Städten bestehen städtische Heime für 
Obdachlose. In New- York und Boston ist die öffentliche Armenpflege nicht 
berechtigt, spezielle Mieteunterstützungen auszuzahlen. Auch private 
SpezialeinrichtuDgen sind dort unbekannt. 

Delpy kommt zu dem Schlüsse, daß in Frankreich die von der öffentl. 
Armenpflege für Mieteunterstützungen aufgewendeten Mittel völlig un- 
zureichend sind und beruft sich dabei auf die Pariser Bureaux de bienfaisance 
die einstimmig bestätigen, daß die Gesuche um Mieteunterstützung derartig 
zahlreich sind, daß im einzelnen immer nur sehr geringe Unterstützungen 
gewährt werden können, und das Geld auf diese Weise in kleinen Be- 
trägen verzettelt wird, ohne daß damit eine wirklich praktische Hilfe 
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erzielt würde. So hat z. B. das Bureau de bieufaisaoce von Pantin bei 
Paris 1903 2979 Fr. an 340 bedürftige Familien und Einzelpersonen 
yerteilt, das von St,-Ouen (36436 Einw.) 2100 Fr. unter 360 Personen, 
das von Clichj (39 521 Einw.) 4600 Fr. unter 613 Familien usw. 

An der Hand seiner Berichterstattung stellt Delpy eine Reihe Ton 
Vorschlägen zur Abhilfe des Wohnungselends auf, die von der Gesells^aft 
lebhaft diskutiert und schließlich einem Ausschuß zu genauerer Prüfung 
übergeben wurden, Yon dem sie in ungefähr folgender Fassung einstimmig 
angenommen wurden: 

1. Die Frage der Mieteunterstützung soll von der der Unterstützung 
alter, kranker und unheilbarer Personen gesondert behandelt werden. 

2. Sie soll auch gesondert werden yon der Frage der Unterstützung 
der Kinder bedürftiger Familien. 

3. Um der Exmittierung vorzubeugen, sollen die Bureaux de bien- 
faisance sich die Anregungen der Privatwohltäügkeit zu nutze machen, 
und, dem Vorgehen des Bureau de bienfaisance in Nantes folgend, Miets- 
zinssparkassen einrichten, in denen die eingezahlten Beträge mit 16 — 30% 
Terzinst werden. 

4. Den Inhabern billiger Wohnungen soll die Zahlung der Miete 
dadurch erleichtert werden, daß ihnen yon den Wirten das Recht zu- 
gestanden wird, ihre Miete im Laufe des ersten Drittels des Monats zu 
entrichten. 

6. Ist die Exmittierung unvermeidlich, so sollen Behörden und Bureaux 
de bienfaisance, dem Beispiel von Nantes folgend, den ihres Heims be- 
raubten Bedürftigen Bäume zur Unterbringung ihrer Möbel unentgeltlich 
zur Verfügung stellen. Die öffenüiche oder private Wohltätigkeit soll 
ihnen yorübergehend Unterkommen und nötigenfalls auch Verpflegung in 
städtischen oder privaten Anstalten, Herbergen oder in zu diesem Zweck 
gemieteten Häusern gewähren. 

6. Zur Wiedererlangung eines eigenen Heims soll die öffentliche oder 
private Wohltätigkeit nach eingehender Prüfung den Obdachlosen durch 
teilweise oder gänzliche Zahlung der ersten Miete in Stand setzen, eine 
passende gesunde Wohnung zu finden und wenn kein Mobiliar vorhanden 
ist, durch Darlehen oder Schenkung die Mittel zur Anschaffung der er- 
forderlichen Einrichtung gewähren. 

7. Sollen die öffentlichen Gewalten die Gesellschaften zur Errichtung 
von Häusern mit billigen gesunden Arbeiterwohnungen fordern und er- 
mutigen. 

Diese von dem Ausschuß angenommenen Forderungen Delpys 
worden in der Sitzung der Gesellschaft am 22. Februar d. J. verlesen 
(Rev. Phil. Avril 1906) und gaben zu einer lebhaften Diskussion Ver- 
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anlassung. Eingeleitet wurde die Sitzung durch eine Erörterung des Ton 
Lucipia am Schlüsse seines Berichts angeregten Gedankens, daß die 
Behörden zur vorläufigen Unterbringung Obdachloser, insbesondere obdach- 
loser Familien, ermächtigt werden sollten, leerstehende Wohnungen zu 
belegen. Delpy hält eine derartige Ermächtigung der Behörden nur im 
Kriegsfalle oder in Zeiten allgemeinen Notstandes für berechtigt. 

Sämtliche Forderungen JDelpy's werden angenommen. Nach der 
dritten Forderung, betreffend die Einführung der Mietszinssparkassen in 
die Bureaux de bienfaisance, entspinnt sich eine lebhafte Diskussion. 
Es wird zugegeben, daß diese Kassen wichtige Förderer der Bewegung 
seien, doch eingewendet, daß sie dies auch in den Händen der privaten 
Fürsorge bleiben könnten, daß die lokalen Verhältnisse in Nantes die 
dortige Einrichtung begünstigten, und daß sich ihrer Übertragung auf 
andere Städte, besonders auf Paris, große Schwierigkeiten entgegenstellen 
würden. Schließlich wird die Forderung mit dem verallgemeinernden 
Zusatz angenommen, daß die Bureaux de bienfaisance nötigenfalls aus 
dem Vorgehen der Stadt Nancy Anregung schöpfen sollten. Im Anschluß 
an die letzte Forderung, Unterstützung der Errichtung guter billiger 
Wohnungen für kinderreiche Familien durch die öffentlichen Gewalten, 
fügt Delpy einige Mitteilungen aus einer Arbeit Bertillons: „Über 
die Notwendigkeit, kinderreichen Familien billige Wohnungen 
zu beschaffen^ an, aus denen hervorgeht, daß in Paris 1901 341000 
Personen = 14,4 ^/^ in durchaus unzureichenden und unzuträglichen 

Wohnungen lebten, die sich wie folgt verteilen: 

Im Zentrum In der Peripherie 

Überfüllte Wohnungen 20 055 49 846 

mit Insassen 95491 245 550 

34 600 Wohnungen von den 49 846 sind von 3 — 5 Personen, 15 246 
von 6 und mehr Personen bewohnt. Bertillon kommt zu dem Schlüsse, 
daß kinderreiche Familien das erste Recht und den ersten Anspruch auf 
öffentlichen Schutz hätten und verlangt, daß für bedürftige Familien 
mit mehr als 3 £andem geeignete billige Wohnungen beschafft werden. 
Ahnliche Forderungen stellt auch die Alliance Nationale pour Taccroisse- 
ment de la population fran^aise auf. 

Zum Schlüsse der Sitzung regt der Präsident den Vorschlag an, bei 
einem Bureau de bienfaisance in Paris genaue Erkundigungen über seine 
allgemeine Tätigkeit und seine spezielle Fürsorge auf diesem Gebiete ein^ 
zuziehen und eine Umfrage an einige andere Städte zu richten, um in 
Erfahrung zu bringen, in welchem Verhältnis dieser Zweig der Fürsorge 
zu ihrer Gesamttätigkeit steht. 
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Nachweis von 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material steUt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet. 

L A. Armenwesen Im allgemeinen. 

Soiiale Angbildnng. 

mdehen- und Franengnippen fttr soziale Hilfsarbeit sn Berlin. Jahresbericht 
und Programm für das Arbeitsjahr 1905/1906. 

Die Gruppen, über deren Tätigkeit wir wiederholt, zuletzt ausführlich aus 
Anla0 ihres zehnjährigen Bestehens, 1908, H. 12, berichtet haben, entwickeln sich 
in zufriedenstellender Weise unter Leitung von Fräulein Alice Salomon, die sowohl 
theoretisch wie praktisch zu den hervorragendsten Kennerinnen der modernen 
sozialen Bewegung gehört. Der Hauptwert der Tätigkeit der Gruppen liegt in der 
angemessenen Verbindung von Belehrung und praktischer Tätigkeit. Immer wieder 
werden die Mitglieder auf die Bedeutung theoretischer Unterweisung hingewiesen, 
die in der Form von Kursen geboten wird. So wurden im Berichtsjahre behandelt: 
Soziale Erziehungsfragen, Armenpflege, Bürgerkunde, Krankenpflege und volks- 
wirtschaftliche Theorien, während für das neue Jahr angekündigt sind : Einführung 
In die Theorie und Praxis des Armenwesens mit besonderer Beziehung auf die 
weibliche Hilfstätigkeit. — Besprechung volkswirtschaftlicher Zeltfragen. — Überblick 
über die für soziale Hilfsarbeit wichtigsten Rechtsgebiete. — Anleitung zur Betätigung 
in Kindergärten und Horten. — Soziale Pädagogik. — Ausgewählte Kapitel aus der 
Hygiene. Hierbei sind Unter- und Oberstufe geschieden, um den schon mehr er- 
fahrenen Mtgliedem eine etwas weiter gehende Ausbildung zu bieten. Daneben 
wird die praktische Anschauung durch Besichtigung wichtiger Anstalten gestärkt. 

Die praktische Tätigkeit besteht darin, daß die Mitglieder nach Alter, Befähigung, 
Vorbildung usw. den in Berlin bestehenden wohltätigen Einrichtungen und Anstalten 
zugewiesen werden, um dort als Helferinnen zu arbeiten. In erster Linie stehen 
hierbei die Kinderhorte und Helme, dann die Bllndenpflege, die Mitarbeit In den 
Volksküchen und Arbeiterinnenheimen. Eine besonders wertvolle Schule bildet die 
Beschäftigung in der Auskunftsstelle der deutschen Gesellschaft für ethische Kultur, 
wo die Helferinnen sehr methodisch in der Bearbeitung einzelner Pflegefälle geschult 
werden. — Die Gesamtzahl der Im Berichtsjahre beschäftigten Helferinnen betrug 188, 
die Gesamtzahl der Mitglieder ist auf 727 gestiegen. (Adresse der Schriftführerin 
für alle Anfragen: Frl. Marie Badt, BerUn W., Habsburgers tr. 13.) 

n. C. Priyate Wohltätigkeit. 

Terein gegen Terarmnng und Bettelei, Wien. Generalversammlung und Jubiläums- 
feier am 15. Mal 1905. 

Die Vereine gegen Verarmung und Bettelei sind aus der Erkenntnis entstanden, 
daß die planlose und vereinzelte Hergabe von Almosen an unbekannte Personen 
der Feind Jeder gesunden Armenpflege und Wohltätigkeit sei. Man wünschte daher 
an ihre Stelle eine zielbewußte Tätigkeit zu setzen, die durch rechtzeitige Hilfe- 
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leistung der Verarmung vorbeugen und dem Hilfsbedürftigen die Unterstützung in 
einer seinen individuellen Verhältnissen entsprechenden Weise gewähren sollte. 
Vor allem aber soUte die Planlosigkeit des Almosengebens durch die Binrichtung 
einer Zentralstelle ausgeschaltet werden, die, mit geeigneten Organen und Helfern 
besetzt, imstande sein konnte, als VertrauenssteUe der Privatwohltätigkeit eine 
gründliche Prüfung der einzelnen Fälle und eine richtige Anwendung der zur Ver- 
fügung gestellten Mittel zu sichern. Es gibt gegenwärtig keine Qroflstadt» in der 
nicht eine solche Einrichtimg der einen oder anderen Art besteht. In Wien ist 
es der Verein gegen Verarmung und Bettelei, der, 1880 begründet, im Mai 
d. J. sein 26Jähriges Bestehen feiern könnt«. Die Feier bestand in einer festlichen 
Sitzung der Generalversammlung, in der der Vorsitzende Wirkliche Geheime Rat 
von Jnama-Sternegg und der seit 25 Jahren die Geschäfte führende General* 
Sekretär Dr. Ludwig Kunwald über die Vereinsgeschäfte berichteten und neben 
dem Bericht für das laufende Jahr die Ergebnisse der 26jährigen Tätigkeit hervor- 
hoben. Außerdem hatte man den Herausgeber dieser Zeitschrift gebeten, einen 
Festvortrag zu halten, der in Beziehung zu den Bestrebungen und Leistungen des 
Vereins stehen sollte. Er hatte dazu das Thema gewählt: Das Armenwesen der 
Großstadt. Er berührte darin die Verhältnisse von Paris, London, New-York, 
Chicago, Rom, Berlin und an letzter Stelle auch Wien und versuchte die besonderen 
EigentOmlichkeiten, die in Jeder dieser Großstädte die Armenpflege beeinflussen» 
nachzuweisen, wobei die Lage der Armengesetzgebung, der Gegensatz von frei- 
williger und gesetzlicher Armenpflege in den romanischen und germanischen 
Ländern sowie besondere wirtschaftliche Momente, wie beispielsweise in den amerika- 
nischen Großstädten die außerordenüich starke Einwanderung, von besonderer 
Bedeutung sind. Immerhin zeigen die Verhältnisse selbst unter den verschiedensten 
äußeren Bedingungen eine gewisse innere Verwandtschaft. Ob die Armenpflege 
auf öffentlicher Grundlage beruht oder zum großen Teil an die private Betätigung 
gewiesen ist, immer müssen die Grundsätze individualisierender Fürsorge hoch- 
gehalten werden. 

Die Tätigkeit des Wiener Vereins umfaßte im Jahre 1904 19421 Gesuche, von 
denen die größere Hälfte von BittsteUem herrührte, die sich zum ersten Mal an 
den Verein wendeten. Die Prüfung wurde von 127 Pflegern und Pflegerinnen vor- 
genommen. In Erledigung der Gesuche wurden 1098 Bittstellern Darlehen im 
Gesamtbetrage von 62000 Kronen und 4286 schenkungsweise Unterstützungen im 
Betrage von 54000 Kr. gewährt. Die entsprechenden Ziffern, die fOr die gesamte 
25jährige Tätigkeit gegeben wurden, sind: Eingereicht wurden 279686 Gesuche; 
19884 Bittsteller erhielten Darlehen im Gesamtbetrage von 991800 Kr., ferner 
46890 Personen schenkungs weise Unterstützungen im Betrage von 572690 Kr. 
Einschließlich der Beiträge für Arbeitsbeschaffung, an Vereine u. a. wurden während 
der 25 Jahre im ganzen 1678815 Kr. für Wohltätigkeitszwecke ausgegeben. Aus 
dem Bericht erhellt auch, in welchem Umfange sich die private Wohltätigkeit an 
der Gewährung von den zur Übung der Vereinstätigkeit notwendigen Mitteln beteiligt 
hat; im ganzen umfaßt die Geschäftsgebahrung in den 25 Jahren 3Vt Millionen 
Kronen, wovon auf das letzte Jahr ein Betrag von nahe an 800000 Kr. fällt Von 
besonderer Bedeutung ist die Tätigkeit auf dem Gebiete der Darlehnsgewährung. 
Wir haben hierüber seinerzeit in No. 7/8, 1902, berichtet und heben kurz hervor, 
daß sich die Summe der gesamten Darlehne in den 25 Jahren auf nahe eine Million 
Kronen stellt, von denen 484000 Kr., also ungefähr 44%, zurückgezahlt worden 
sind, was in der Tat als ein durchaus günstiges Ergebnis bezeichnet werden muß. 
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Man geht nicht fehl, wenn man einen sehr wesentlichen Teil des Erfolges 
der von dem Verein geleisteten Arbeit, wie es auch der Präsident von Jnama in 
seiner Ansprache mit Wärme hervorhob, dem Generalsekretär Dr. Kunwald zuschreibt, 
der von Anfang an an der Spitze der Geschäfte gestanden hat Kunwald geniefit 
in den Kreisen der Fachgenossen eines guten Namens und hat von Jeher mit dem 
im gleichen Jahre begründeten Deutschen Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit 
und seinen Mitgliedern in nahen freundschaftlichen Beziehungen gestanden. Die 
Entwicklung auf diesem Gebiet hat er st^ts mit lebhaftem Anteil verfolgt» durch 
eigene Arbeiten gefördert und auch auf die Gestaltung der Armenpflege in 
Österreich und insbesondere in Wien als Helfer und Beurteiler eingewirkt 

TL Fürsorge für Kinder. 

Anstalts- oder Familieiipflegel Die oft behandelte Frage, ob für die städtischen 
Waisenkinder Anstalts- oder Familienpflege vorzuziehen sei, war in der Sitzung der 
Berliner Stadtverordneten-Versammlung vom 22. Juni 1905 der Gegenstand lebhafter 
Erörterungen. Anlafi dazu bot ein von dem Magistrat eingebrachter Antrag, in der 
Benutzung des Rummelsburger Waisenhauses eine Änderung in der Weise eintreten 
zu lassen, daß ein Teil des Waisenhauses andern Zwecken nutzbar gemacht, nämlich 
in ein Säuglingsheim, ein Siechenhaus und ein Tuberkulosenheim umgewandelt würde. 
Gegen die hieraus folgende Verkleinerung des Waisenhauses wurden von sozial- 
demokratischer Seite lebhafte Einwendungen erhoben, die darauf hinzielten, die Vor- 
züge der Anstaltspflege gegenüber der Familienpflege zu betonen. Man sei, so 
wurde ausgeführt, auch innerhalb der Waisenverwaltung nicht immer der Ansicht 
gewesen, daß das System der Familienpflege das wünschenswertere Prinzip in der 
Waisenerziehung sei, in dem Bericht aus den Jahren 1896 — 1900 sei vielmehr die 
Anstaltspflege in ein sehr günstiges Licht gestellt worden. Was die Verwaltung 
dazu bestimme, von der Anstaltspflege mehr und mehr abzugehen, läge hauptsächlich 
auf fiskalischem Gebiete, es sei aber durchaus zu verwerfen, daß bei so wichtigen 
sozialen Aufgaben fiskalische Gründe maßgebend seien. Die Anstaltserziehung habe 
vor der Familienerziehung vor aUem den Vorzug einer besseren, modernen Anforde- 
rungen entsprechenden Schulbildung, bei den in Außenpflege gegebenen Kindern 
käme es dagegen vielfach vor, daß sie in kleinen Orten mit einklassigem Schul- 
system untergebracht würden. In den Anstaltszöglingen würde das Genossenschafts- 
gefühl gepflegt das Waisenhaus sei ihr zweites Vaterhaus, an das sie sich in des 
Lebens Nöten Jederzeit wenden könnten und auch tatsächlich wendeten. Von den 
ehemaligen Zöglingen selbst sei daher auch der dringende Wunsch laut geworden, 
die Anstalt zu erhalten. — Daß es um die gesundheitlichen Zustände in den Pflege- 
steilen und um die körperliche Pflege der Kinder nicht sehr gut bestellt sei, ergäben 
die Berichte der Waiseninspektorinnen, die von denen der Waisenpfleger sehr ef^ 
heblich abwichen. Es sei auch klar, daß wer mit Pfennigen rechnen müsse, wie 
dies bei den Pflegefamilien fast durchweg der Fall sei, auch bei der Erziehung eines 
Waisenkindes seinen Vorteil zu erzielen suche; man brauche die Pflegeeltern des- 
halb nicht von vornherein für schlecht zu halten, sie seien nur ein Opfer der ge- 
samten sozialen Verhältnisse und müßten deshalb bei der Waisenpflege ihren VorteU 
wahrnehmen. In dem Bericht aus dem Jahre 1902/08 würde mehrfach über die 
Behandlung der Kinder durch die Pflegeeltern geklagt, in zwei Fällen seien Schul- 
versäumnisse gerügt worden, 28 Pflegestellen seien wegen Überbürdung der Pfleg- 
linge mit Landarbeit zur Aufhebung empfohlen worden. — Diesen Klagen und Vor- 
würfen gegenüber wurde von selten des Magistrats entgegengehalten, daß es von 
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vornherein bei der großen Zahl der Waisenkinder ausgeschlossen sei, sämtliche 
Kinder in Anstaltspflege zu bringen; man sei immer darauf angewiesen, einen großen 
Teil in Familienpflege zu geben. Was die Schulverhältnisse anbetreffe, so habe 
gerade die Rummeisburger Anstalt in den letzten Jahren keine besonders guten 
Leistungen erzielt. Bezeichnend sei hierfür, daß die Handwerksmeister lieber Knaben 
aus der Familienpflege als aus der Anstalt wünschten. Übrigens sei die Verwaltung 
immer mehr bemüht, Mittelstädte mit mehrklassigem Schulsystem zu finden und 
eine gründlichere Kontrolle zu üben. Neben einem Waisenvater, der in Jedem Orte, 
in dem Kinder untergebracht sind, die ständige Kontrolle ausübe, seien noch ein 
Inspektor und zwei Inspektorinnen angestellt, die nur umherzureisen und die Pflege- 
stellen überraschend zu revidieren hätten. Die Berichte dieser Inspektoren sprächen 
auch von einer ständigen Besserung der Pflegestellen, im ganzen seien etwa 8% 
zu beanstanden gewesen. Wenn man auch die Anstaltspflege nicht ganz entbehren 
könne, so müsse doch einer guten und sorgfältig beaufsichtigten Familienerziehung 
der Vorzug gegeben werden, nicht aus fiskalischen Gründen sondern weil das Kind 
in den Anstalten nicht so gut wie in der Familie an den Gebrauch seiner natür- 
lichen Freiheit zu gewöhnen sei. Eine Anstalt müsse der Natur der Sache nach 
eine Anstaltsdisziplin einführen, eine Art Kasernenerziehung, die nicht imstande sei, 
den Kindern die notwendige Grundlage und die Sicherheit zu gewähren, sich nach 
Abschluß der Erziehung in geeigneter Weise in Freiheit zu bewegen. Die FamiÜen- 
erziehung gewähre, was die Anstalt nicht geben könne, das Zusammenleben mit 
Bltem und Geschwistern, gemeinschaftliche wirtschaftliche Interessen und die An- 
teilnahme an Freuden und Leiden der Familie. Was Vater und Mutter einem Kinde 
seien, könne nie und nimmer die geschlossene Pflege, und sei es auch die beste, 
einem Kinde ersetzen. Daß der größte Teil der Pflegeeltern auch nicht um des 
Gewinnes willen, sondern aus Liebe zu den Kindern Pfleglinge annehme, bewiesen 
zahlreiche Erfahrungen, man habe unzählige Beweise für die Liebe und Treue, mit 
der Pflegeltem sich der Kinder angenommen haben. Die Anstaltspflege würde 
immer nötig bleiben für kranke und schwer zu erziehende Kinder und für solche, 
die nur vorübergehend der öffentlichen Pflege anheimfallen, für alle andern müsse 
man aber der Familienpflege den Vorzug geben. 

Spann, Othmar, Untersnehnngen Aber die uneheliche Beyölkerang in Frankfürt 
am Main. 178 S. Dresden, 0. V. Böhmert, 1905. 

Wir haben in Heft 2 dieses Jahrgangs eine Broschüre von Spann: Die Stief- 
vaterfamilie unehelichen Ursprungs angezeigt, in der auf Grund einer 
statistischen Untersuchung an etwa 2000 militärpflichtigen Unehelichen festgestellt 
Mdrd, inwiefern und in welchem Maße die körperlichen, geistigen und sittlichen Bnt- 
Wicklungsbedingungen für uneheliche Kinder ungünstiger sind als für eheliche. Der 
praktische Zweck der Arbeit war, die Kenntnisse über die Lage der unehelichen 
Kinder zu erweitem und auf Grund dieser Kenntnis neue Anhaltspunkte für die 
Verbesserung der staatlichen Schutzmaßnahmen für Uneheliche zu gewinnen. In- 
zwischen sind die Untersuchungen weiter fortgeführt imd insbesondere auch auf 
die Unehelichen schulpflichtigen Alters ausgedehnt worden. Sie sind unter der 
oben wiedergegebenen Überschrift zu einem Bande vereinigt, der als Band n der von 
der Zentrale für private Fürsorge in Frankfurt a/M. herausgegebenen „Probleme der 
Fürsorge" erschienen ist. Die überaus fleißige und verständnisvolle Arbeit läßt 
nur bedauern, daß es sich doch um ein verhältnismäßig geringes und vielfach nicht 
zulängliches Material handelt; doch ist anzuerkennen, daß der Verfasser selbst mit 
großer Vorsicht seine Schlüsse da zieht» wo das Material zu Bedenken Anlaß gibt 
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« 

Der Abschnitt über die militärpflichtigen Unehelichen enth&lt in etwas er- 
weiterter Form das seinerzeit von uns besprochene Material ; neu ist der Abschnitt 
über die Kriminalitäts Verhältnisse der Unehelichen, in dem Spann zu dem wichtigen 
Ergebnisse gelangt, daß die Kriminalität bei den Unehelichen wesentlich höher ist 
als bei den Ehelichen. Dies zeigt sich sowohl in dem Prozentsatz der Bestraften 
unter der Gesamtmasse, der bei den Unehelichen 10,9, bei den Ehelichen 7,7 ^/^ 
beträgt, als auch an der Anzahl der Straftaten, die auf Jeden Bestraften entfällt — 
bei den Unehelichen 3,3, bei den Ehelichen 2,3. Dabei sei noch in Betracht zu 
ziehen, dtiß die Zwangs^ und Fürsorgeerziehung, die über Uneheliche viel häufiger 
verhängt werde als über Eheliche, die Möglichkeit, strafbare Handlungen zu begehen, 
in ziemlich erheblichem Grade einschränke. Mit Recht hebt der Verfasser hervor, 
daß dieses Ergebnis in engem Zusammenhange mit den für die andern Fragen ge- 
wonnenen Ergebnissen stehe, namentlich müsse man die mangelhafte Berufsaus- 
bildung der Unehelichen, wie sie hauptsächlich in dem Verhältnis der ungelernten 
zur gelernten Arbeit zum Ausdruck komme, für die Höhe der Kriminalität verant- 
wortlich machen. 

Nur wenig brauchbares imd überzeugendes Material für die Beurteilung der 
körperUchen und geistigen Beschaffenheit der Unehelichen enthalten die Unter- 
suchungen über das schulpflichtige Alter, obwohl gerade diese an sich viel mehr 
geeignet wären, über die Formen der Erziehungsbedingungon der Unehelichen Auf- 
schluß zu geben als die Untersuchungen an den Militärpflichtigen, bei denen bereits 
eine starke, die ungünstigen Formen zurückdrängende Auslese stattgefunden hat. 
Jedoch wird der Wert der Untersuchungen, abgesehen davon, daß das gesammelte 
Material, wie der Verfasser selbst betont, ziemlich mangelhaft und unvollständig 
ist, namentlich dadurch erheblich herabgesetzt, daß eine Vergleichung mit den ehe- 
lichen Kindern nur teilweise möglich ist. Es erscheint daher auch ziemlich gewagt 
und wenig überzeugend, wenn der Verfasser die merkwürdige Tatsache, daß die 
ehelichen Kinder zwar einen größeren Prozentsatz an mittleren, dagegen einen er- 
heblich kleineren an guten Körperkonstitutionen aufweisen als die unehelichen, da- 
durch zu erklären sucht, daß bei den unehelichen die sozialen Verhältnisse zwar 
schlechter, die Rassenverhältnisse aber besser seien als bei den ehelichen, und daß 
infolgedessen leicht mittlere Konstitutionen zu schlechten herabsinken, gute da- 
gegen sich auch unter den schlechten Bedingungen halten könnten. — Wertvoll 
sind die Nachweisungen über den Einfluß der Körperbeschaffenheit auf die Leistungen 
der Kinder. Hier ergibt sich, daß bei den Kindern mit guten Schulleistungen be- 
deutend mehr gute KOrperkonstitutionen zu finden sind, als bei den Kindern mit 
mittleren und schlechten Leistungen (67:57:48%). Ein Einfluß der körperlichen 
Beschaffenheit auf die Leistungen ist also unverkennbar. Unter den übrigen An- 
gaben, die sich auf die Unterbringung der Kinder, auf den Beruf der Eltern, 
Alimentenzahlung usw. beziehen, ist noch besonders die Angabe des Vormundes von 
Wichtigkeit; es geht daraus hervor, daß in mehr als der Hälfte der Fälle die un- 
eheliche Mutter selbst die Vormundschaft führt. — Das Schlußkapitel beschäftigt 
sich mit den imehelichen Geburten überhaupt und enthält statistisches Material 
betreffend den Beruf der unehelichen Eltern, die Anerkennung der Vaterschaft und 
den Ort der Niederkunft (ob in öffentlichen, in privaten Anstalten oder Privat- 
wohnungen). 

VIII. Yorbeagnng. 

Arbeitsversohafflnng durch die AasknnftBstelle fttr Wohltätigkeit in Bremen. 

(7. Jahresbericht, 1906.) Die Auskunftsstelle hat sich neben ihrer eigentlichen 
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Tätigkeit der Auskunftserteilung und der Vermittlung zwischen Helfern und Hilfe- 
suchenden namentlich auch die Verschaffung von Arheit an Bedürftige zur Aufgabe 
gestellt. Sie hat zu diesem Zwecke bald nach ihrer Gründung eine besondere 
Abteilung Frauenarbeit ins Leben gerufen, die bedürftige Frauen mit Arbeit aller 
Art, hauptsächlich Näh* und Strickarbeit versorgt. Die Zahl der von ihr beschäftigten 
Frauen ist im Laufe der Jahre beständig gewachsen und schwankt Jetzt zwischen 
120 und 150, an Lohn wurden im Berichtsjahr 10500 M. ausgezahlt. Doch wird 
betont, daß die Nachfrage nach Arbeit noch immer bedeutend höher ist als der 
Absatz imd daß zahlreiche Bitten um Arbeit unberücksichtigt bleiben müssen, um 
nicht den bereits beschäftigten Frauen den Verdienst allzu sehr zu schmälern. 
Man hat aus diesem Gründe neuerdings eine besondere Verkaufsstelle für die 
angefertigten Sachen eröffnet, in der neben dem Ladenverkauf auch Bestellungen 
zur Anfertigung von Wäsche, Kleidern usw. angenommen werden und die nament- 
lich vor Weihnachten einen regen Besuch zu verzeichnen hatte. — Eine neuere 
Binrichtung der Auskunftsstelle ist die im März des Berichtsjahres eröffnete 
Schreibstube für Stellenlose. Sie hat während der kurzen Zeit ihres Bestehens 
84 Personen an zusammen 2778 Tagen teils im Bureau der Schreibstube, teils durch 
ihre Vermittlung vorübergehend in Geschäften und Bureaus beschäftigt, 25 Personen 
konnten außerdem durch ihre Vermittlung in feste Stellungen gebracht werden. 
An Lohn sind im ganzen 6376 M. ausgezahlt worden. 

Nene litenrisehe Erseheinungen. 

Oesehlchtlicher Überblick Aber die Kranken-^ Irren- und Siedienfllrsorge Im 
Herzogtum Sachsen- Altenburg« Zum lOOJährigen Jubiläum des Herzoglichen 
Landes-Krankenhauses und zur Eröffnung des Altersheims, Herzog Ernst* 
Jubiläumsstiftung, herausgegeben von Medizinalrat Dr. NützenadeL 60 S. 
Altenburg, S.-A. 1905. 

StatiBtik der Heilbehandlung bei den Versicherungsanstalten und zugelassenen 
Easseneinrichtungen der Invalidenversicherung für die Jahre 1900, 1901, 
1902, 1903, 1904. Bearbeitet im Reichsversicherungsamt. 147 S. 1. Beiheft 
der Amtlichen Nachrichten des Reichs-Versicherungamts 1905. Berlin, 
A. Asher & Co. 1905. 

FeiSy Oswald, Die Walderholungsstätten und ihre volkshygienische Bedeutung. 
81 S. Berlin, Oskar Coblentz. 1905. 

Gaitpar, Gutachten über die Sehnlarztfrage in Stuttgart^ zugleich Bericht Ober 
die informatorische Untersuchung der Schulkinder im Jahre 1904, erstattet 
im Auf trag des Gemeinderats Stuttgart. 82 Sl Stuttgart, W. Kohlhammer. 1904. 

Ritter^ Über die Notwendigkeit zahnärztlicher HilfeleistDsgen bei unseren 
sozialen sanitären Wohlfahrtseinrichtungen. Separat-Abdruck aus dem 
Korrespondenz-Blatt für Zahnärzte, Band XXXIV, Heft 8. 87 S. Berlin 1905. 

Die Begelang der Notstandsarbeiten in deutschen Städten. Bearbeitet im Kaiser- 
lichen Statistischen Amt, Abteilung für Arbeiterstatistik. 181 S. Berlin, 
Carl Heymanns Verlag. 1905. 

Alden, Percy, The Unemplojed^ a national question. With a preface by Sir John 
Gorst. 199 p. London, P. S. King & Son. 1905. 

Ferdlnand-DreyfüSy L'assittance song la legislative et la Convention (1791—1795). 
180 p. Paris, Societ6 nouveUe de übrairie et d'edition. 1905. 

Bilr die RedAktion yerantwortUch: Stadtrat Dr. MtLnsterbers in Berlin, DömbergstraSe 7. — 
Carl Heymanne Verlag, Berlin W. — Oedniekt bei ;mUas Sittenfeld, Berlin W. 
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Zusammenfassende Uebersicht über neuere Erfahrungen auf dem 

Gebiete der Tuberkulosebekämpfung. 

Von Dr. A. Kayserling^ Berlin. 

1. Der Stand der Toberknlosebekampftanir in Frflhjahr 1905. Geschäftsbericht 
für die Generalversammlung des Zentralkomitees am 9. Juni 1905 im Reichs* 
tagsgebäude zu Berlin. Von Oberstabsarzt a. D. Dr. Nietner, Generalsekretär 
des Zentralkomitees. 183 S. 

S. Zur Tnberkulosebekimpfong 190& Verhandlungen des Deutschen Zentral- 
komitees zur Errichtung von Heilstätten für Lungenkranke in der 9. General- 
versammlung am 9. Juni 1905. Redigiert von Oberstabsarzt a. D. Dr. Nietner. 
56 S. 

8. Pfltter, Kajserlingy Die Errichtnng und Yerwaltnng von Ansknnfts- nnd 
Fflrsorgestellen für Tuberkulöse. 63 8. Berlin, Aug. Hirschwald. 1905. 

4. Blnnenthaly Philipp M., Die soziale Beklnpftng der Tiiberknlose als Volks- 

krankheit in Buropa und Amerika. 192. 8. Berlin, Aug. Hirschwald. 1905. 

5. Der Stand der Toberknlosebeklmprnng In Dentsehland 1905. Denkschrift 

dem Internationalen Tuberkulose-Kongrefi in Paris 1905 vorgelegt vom Deutschen 
Zentralkomitee. Hausgegeben von Prof. B. Fränkel. 430 8. Berlin 1905. 

6. Das Deutsche Rote Kreuz und die Tuberkulosebekftmpfting. Denkschrift für 

den internationalen Tuberkulosekongreß, Paris, 9. bis 7. Oktober 1905. Ge- 
widmet vom Volksheilstätten verein vom Roten Kreuz. Herausgeber B. von 
dem Knesebeck und Prof. Dr. Pannwitz. 220 8. Beriin 1905. 

7. L'oenvre de PAssisiance Publique k Paris contre la tubereulose. (1896—1905.) 

69 p. Paris, Beiger-Lievrault & Cie. 1905. 

Wir haben im IV. Jahrg. 8. 225 und im V. Jahrg. S. 178 nnd 
321 zusammenfassend über den Stand der Tuberkulosebekämpfung be- 
richtet. Der vorliegende Geschäftsbericht des Deutschen Zentralkomitees 
zur Errichtung von Lungenheilstätten ist nach den Mitteilungen zu- 
flammengestellt, die von den Landesversicherungsanstalten, den zu- 
gelassenen Kassen, sowie von den Gemeinden und E^reisverwaltungen, 

23 
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von den Chefärzten der Lungenheilstätten, von den größeren Vereinen 
und Krankenkassen auf Ersuchen eingesandt sind. Danach Terfugt 
Deutschland zur Zeit im ganzen üher 75 Yolksheilstätten mit etwa 
7000 Betten, 31 Privatanstalten mit 2028 Betten und außerdem über 
13 Anstalten für tuberkulöse Kinder mit etwa 600 Betten. Für die 
Tersicherungspflichtige Bevölkerung ist dadurch dem Bedürfnis nach 
Heilstätten genügt; ein Mangel besteht jetzt noch für die Nichtversicherten. 

Die Mitarbeit der verschiedenen Vereine und Körperschaften an der Be- 
kämpfung der Tuberkulose hat in den letzten Jahren in erfreulicher Weise zu- 
genommen. Charakteristisch für die gegenwärtige Phase der Tuberkulose- 
bekämpfung ist das zunehmende Bestreben der Vereinsorganisationen, sich zu 
gemeinnütziger Arbeit sowohl untereinander, wie mit den Organen der öffent- 
lichen Wohlfahrtspflege zusammenzuschließen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Gründung des Hauptvereins für Volkswohlfahrt in Hannover, welcher ^eigt, 
wie sich die sämtlichen Faktoren der privaten und öffentlichen Wohlfahrts- 
pflege zu einheitlichem Vorgehen in größeren Bezirken vereinigen können. 
Dieser Verein hat den Zweck, einen Mittelpunkt für die Wohlfahrts- 
bestrebungen in der Provinz Hannover zu bilden, die verschiedenen Zweige 
der Wohlfahrtspflege in eine gemeinsame Organisation zusammenzufassen 
und miteinander in Fühlung zu bringen. Insbesondere setzt er sich zur 
Aufgabe die Bekämpfung der Lungenschwindsucht und die Förderung 
des Kleinwohnungsbaus. 

Auch die Landesversicherungsanstalten haben während des letzten 
Jahres in weiterem Umfange an der Tuberkulosebekämpfung teilgenommen 
und namentlich sich derjenigen Kranken angenommen, welche nicht in 
Heilstätten untergebracht werden können, teils durch planmäßige Er- 
richtung von Pflegestätten, teils durch eine vermehrte Familienfürsorge 
und durch Hergabe von Mitteln zur Errichtung von Fürsorgestellen. 
Hinsichtlich der Bedingungen, welche von den einzelnen Versicherungs- 
anstalten für die Übernahme von Heilverfahren aufgestellt sind, 
besteht eine weitgehende Verschiedenheit. Die Versicherungsanstalt 
Rheinprovinz überweist nur solche Mitglieder zum Heilverfahren, welche 
wenigstens für 148 Beitragswochen gezahlt, also in der Regel die 
dritte Qnittungskarte geklebt haben. Schleswig-Holstein dagegen fordert 
die Beibringung einer bestimmten Anzahl von Beitragsmarken überhaupt 
nicht, und sieht insbesondere bei jungen Personen auch schon eine geringe 
Markenverwendung als ausreichend an. In welchem umfange und mit 
welchem Kostenaufwand die Versicherungsanstalten Heilverfahren bei ihren 
Mitgliedern eingeleitet haben, ergibt die folgende Übersicht: 

Es sind wegen Lungentuberkulose in ständige Heilbehandlung ge- 
nommen : 
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im Jahre 


Männer 


an Ver- 
pflegungstagen 


Frauen 


an Ver- 
pflegungstagen 


1897 
1899 
1901 
1903 


2698 

6032 

10812 

14937 


189218 

440871 

781200 

1107793 


736 
1666 
3844 
5211 


63678 
131343 
314207 
431115 


1897—1903 zusammen 


58814 


4806618 


19515 


1595251 



Danach ist in den letzten sieben Jahren und zwar stetig zunehmend 
insgesamt 78 329 tuberkulösen Personen eine sachgemäße, umfang- 
reiche Krankenfursorge zu teil geworden. Es entfallen in den einzelnen 
Jahren auf den Mann durchschnittlich 72 bis 74 Verpflegungstage und 
auf die Frau 79 bis 87 Yerpflegungstage. Die Gesamtausgaben für Tuber- 
kulöse haben sich in der gleichen Zeit auf über 27 Millionen M. belaufen 
mit Durchschnittsbeträgen von 295 M. für den Mann in 1897 und von 350 M. 
für die Frau; die erste Summe ist inzwischen auf 374 M. gestiegen, 
während sie für Frauen unverändert geblieben ist. Die Kosten des Ver- 
pflegungstages sind von 4,05 auf 5,04, bezw. 4,04 auf 4,23 M. gestiegen. 

Die Mitwirkung der Krankenkassen bei den Aufgaben der Lungen- 
fiirsorge hat sich im letzten Jahre besonders in der Wohnungspflege 
betätigt In erster Linie ist hier die Ortskrankenkasse fiir den Gewerbe- 
betrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker in Berlin zu nennen, 
welche durch ihre Wohnungsenqu§ten die Wohnungsnot aufdeckt und 
nach Kräften zu heben sucht. Diese Krankenkasse plant auch 
den Bau einer eigenen Heilstätte. Die Ortskrankenkasse für Leipzig 
betreibt neben einer systematischen Auslese der. Tuberkulosekranken und 
Überweisung an die Versicherungsanstalten — im Jahre 1904 wurden 
1300 Lungenkranke zur Einleitung des Heilyerfahrens der Versicherung 
überwiesen — seit längerer Zeit die Rekonvaleszentenfürsorge in 4 eigenen 
Genesungshäusem. 

Aus den Kreisen der Arbeitgeber ist in dem Bericht besonders 
auf die systematische Tuberkulosefürsorge von Sei ve- Bonn hingewiesen. 

Sie umfaßt folgende Maßnahmen: 

1. Untersuchung jedes neu Eintretenden, speziell auf Lungenkrankheiten, Ein- 
richtung von Revierkrankenstuben. 

2. Anlegung einer Loste aller lungenkranken Arbeiter und deren Angehörigen 
mit ständiger Kontrolle und Zuschreibung neuer Fälle. 

8. Zuweisung von entsprechender Arbeit und Offenhalten der Arbeitsstellen 
bei zeitweiser Arbeitsunfähigkeit. 

4. Unterbringung in die für Lungenkranke in sonniger Lage und alleinstehend 
besonders errichteten Wohnungen, Isolierung von den übrigen Angehörigen durch 
Überweisung eines besonderen Zimmers mit Liegehalle, Lieferung von Spuckflaschen. 
Besonderes Efi- und Trinkgeschirr. 

28* 
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5. Überwachung der getroffenen Anordnungen durch viertelJShrliche Revisionen 
der Wohnungs-RevlBionskommission. Ständige Überwachung der Kranken durch 
den Kassenarzt und die Krankenschwester. 

6. Brleichterung der Lebensbedingungen durch geringere Wohnungsmiete, Zu- 
weisung von Gartenbeeten. Finanzielle Unterstützung bei Arbeitsunfähigkeit, sowie 
Zuweisung des ganzen Krankengeldes an die Familie bei Aufnahme des Famiüen- 
vaters in die Krankenhausbehandlung. 

7. Verschickung der Kranken in Lungenheilstätten und Bäder auf Kosten der 
Krankenkasse, soweit die Invaliditäts- und Unfallversicherung die Kosten nicht tragt. 

8. Periodische Desinfektion der Wohnungen, namentlich bei Wohnungswechsel 
und Todesfällen. 

9. Vertrag mit dem hiesigen St Vincenzkrankenhaus über Aufnahme und 
Verpflegung von Lungenkranken. Daselbst Station für weibliche Lungenkranke mit 
4 Betten, sowie ein Asyl mit 8 Betten für Aufnahme von vorgeschrittenen Fällen. 

10. Ärztliche Untersuchung der Kinder in den beiden Kinderschulen der Firma 
auf Tuberkulose und Skrofulöse. 

11. Solbadekuren (12 Bäder mit nachfolgender Beköstigung mit Milch, belegten 
Butterbroten und Tropon) in mehreren Kursen für skrofulöse Kinder. 

12. Milchkuren für tuberkulöse Arbeiter oder deren Angehörige auf Kosten 
der Krankenkasse. 

Staatlicherseits wird die Tuberkulosebekämpfung auf den ver- 
schiedensten Gebieten unterstützt. In Sachsen und Baden wird die 
Anzeige- und Desinfektionspflicht erfolgreich durchgeführt Das Preußische 
Kultusministerium hat auf den Bericht des Medizinalreferenten Kirchner 
die Errichtung von üntersuchungs- und Wohlfahrtsstellen im Gebiete der 
Monarchie wesentlich gefordert. Auch das Eürsorgeerziehungsgesetz bietet^ 
worauf neuerdings der Landesdirektor der Prorinz Brandenburg aufinerksam 
gemacht hat, eine wertvolle Handhabe, um tuberkulös gefährdeten oder 
erkrankten Kindern die Aufnahme in Anstaltshehandlung zu ermöglichen. 
Der Landesdirektor weist darauf hin, daB die Vorstände der Heilstätten 
fiir Lungenkranke vielfach Bedenken tragen, den Anträgen auf Aufnahme 
lungenkranker Fürsorgezöglinge stattzugeben, weil sie den verderblichen 
Einfluß auf die übrigen jugendlichen Kranken befurchten. Diese Be- 
denken beruhen auf der irrigen Vorstellung, daß Fürsor^zöglinge immer 
bösartigen Charakters sind. Nachdem das neue Fürsorgegesetz in erster 
Linie die drohende Verwahrlosung verhüten will, ist der Kreis der der 
Fürsorgeerziehung zu überweisenden Kinder so weit gezogen, daß vielfach 
gutgeartete Eander der Fürsorgeerziehung überwiesen werden, nur um 
sie dem nachteiligen Einflüsse des Elternhauses zu entziehen. 

Der Verbreitung des Verständnisses für Tuberkulosefragen ist eben- 
falls von Seiten des Deutschen Zentralkomitees im abgelaufenen Jahr 
besonderes Interesse geschenkt. Es verteilt neuerdings eine kurze Be- 
leb ruug „Das Wesen und die Bekämpfung der Tuberkulose" von 
C. Fr an kel- Halle. Regelmäßige Tuberkulosekurse sind abgehalten 
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worden, damnter 4 für die Berliner Schntzmannschaft, an welchen etwa 
1000 Beamte teilgenommen haben. In der Methodik des Heilyerfahrens 
ist keine Nenerong zn verzeichnen. Die Grundlage des Heilverfahrens 
bildet nach wie vor die hygienische-diätetische Behandlung, welche in dem 
ausgiebigen Genuß der frischen Luft, unterstützt durch die Liegekur, dem 
richtigen Maß von Buhe und körperlicher Bewegung, einer systematischen 
Hautpflege durch Wasserbehandlung und einer reichlichen, dem Ejranken 
angepaßten Ernährung beruht. Die Verwendung des Tuberkulins zu 
therapeutischen Zwecken nimmt von Jahr zu Jahr zu und zwar mit un- 
leugbarem Erfolg. 

Die Unterbringung Lungenkranker im vorgeschrittenen Stadium bietet 
Tor der Hand noch die größten Schwierigkeiten. Es wird empfohlen, 
mit Rücksicht auf die Abneigung der Exanken in Siechenhäuser zu gehen, 
an die bestehenden Krankenhäuser besondere Pavillons anzugliedern, 
welche in ihrer Ausstattung und im Betriebe den Charakter von Heil- 
stätten haben. Auch die private Wohltätigkeit hat sich den Bau von 
Pflegestätten für schwerkranke Tuberkulöse angelegen sein lassen. So 
hat Pastor von Bodelschwingh in Wilhelmsdorf-Senne ein Haus 
für 30 Lungenkranke errichtet, welches mehr den Charakter eines 
größeren Wohnhauses hat, und in dem die £[ranken unter Aufsicht von 
Brüdern in familiärer Weise untereinander verkehren können. Ein ver- 
heirateter Hausvater leitet die Anstalt unter Aufsicht eines Arztes. 
Der Wohnungsfürsorge, welche eine der wichtigsten Maßnahmen im Kampfe 
gegen die Tuberkulose bildet, wird erhöhte Aufinerksamkeit geschenkt 

La steter Zunahme befindet sich die Zahl der ausgeführten Wohnungs- 
desinfektionen. Aus Hamburg werden 1446 Desinfektionen im Berichts- 
jahre gemeldet, aus Leipzig 1906, aus Eael 1167. Die Gemeinden haben 
sich in steigendem Maße bereit gefunden, die Desinfektionskosten aus 
eigenen Mitteln zu bestreiten oder sie zu ermäßigen. Vielfach werden 
die Einwohner bis zu einem gewissen Steuersatz oder bis zu einer gewissen 
Aufwendung für Wohnungsmiete von den Kosten befreit. 

Eine bedeutsame Maßnahme in der Wohnungsfrage enthält das 
Begulativ der Stadt Leipzig über Aftervermietung. In den Wohnungen, 
die nur aus Stube, Kammer und Küche bestehen, ist Teilvermietung ver- 
boten. Dieses Verbot bezieht sich nicht auf Blutsverwandte des Wohnungs- 
inhabers und seiner Frau und nicht auf Kinder unter 14 Jahren; auch 
dürfen einzelne Personen, die solche Wohnung allein oder mit An- 
gehörigen desselben Geschlechts innehaben, Personen desselben Geschlechts 
in ihren Bäumen aufnehmen; Teilvermietung an Familien mit Kindern 
ist nur dann gestattet, wenn jede der die Wohnung teilenden Familien 
mindestens eine Stube und eine Kammer erhält. Küche, Keller und 
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Böden, Eäume ohne Luft dürfen zu Wohn- und Schlafzwecken überhaupt 
nicht benutzt werden, ebenso Räume, deren Benutzung aus wohlfahrts- 
polizeilichen Gründen untersagt ist. 

Am Schluß des Berichtes des Zentralkomitees ist eine Übersicht 
über die Mitgliederzahl gegeben, die auf 1569 gestiegen ist; darunter 
befinden sich 8 Ministerien, 305 Gemeinden, 66 Gemeindeverbände, 
28 Landesversicherungsanstalten, 69 Vereine mit Heilstätten, 48 Standes- 
herren, 175 Verwaltungsbeamte, 142 Arzte, 503 Industrielle, 50 Geschäfts- 
firmen, 4 Handelskammern, 7 Krankenkassen, 164 Privatpersonen. 

Das Zentralkomitee hat im abgelaufenen Jahr wieder erhebliche 
Zuschüsse bewilligt; es wurde dabei an dem Grundsatz festgehalten, daß 
es sich immer nur um einmalige Beihilfen zum Bau und zur Errichtung 
von Tuberkuloseanstalten handelt, deren Betrieb im übrigen sichergestellt 
ist. Etwa eine viertel Million Mark sind auf diese Weise an Zuschüssen 
geleistet, 21 Döckersche Baracken sind im abgelaufenen Jahr zur Unter- 
bringung Tuberkulöser abgegeben worden. Das Vermögen des Zentral- 
komitees beläuft sich auf etwa 363000 M. 

* 

Das für die gegenwärtige Phase der Tuberkulosebekämpfung 
charakteristische Kennzeichen, nämlich der Zusammenschluß aller an der 
Tuberkulosebekämpfung teilnehmenden Faktoren, tritt besonders deutlich 
in der Errichtung von Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungen- 
kranke hervor. 

Nach den von Pütter und Kayserling für die Errichtung und 
Verwaltung von Fürsorgestellen aufgestellten Grundsätzen sollen die 
Auskunfts- und Fürsorgestellen der Mittelpunkt der gesamten Tuber- 
kulosebekämpfung sein, von welchem aus eine systematische Be- 
kämpfung der Seuche geleitet wird; sie sollen im öffentlichen Interesse 
und zwar sowohl im Interesse des Kranken, wie des Gesunden, die best- 
mögliche Ausnützung sämtlicher der Tuberkulosebekämpfung gewidmeten 
Einrichtungen gewährleisten. In welchem Umfange dieses bisher ge- 
schehen ist, wird in dem von Pütter und Kayserling verfaßten Buch dar- 
zulegen versucht. Danach bestehen zur Zeit in Berlin drei verschiedene 
Fürsorgestellen, und zwar in der Königlichen Charit^ (NW), in der 
Pallisadenstraße (NO)' und Neuenburgerstraße (SW). 

Von besonderem Interesse sind die Beziehungen der Armenpflege 
zur Fürsorgestelle. Die Entscheidung des Bundesamts fiir das Heimat- 
wesen, wonach die Unterbringung in einer Heilstätte zu den pflichtmäßigen 
Aufgaben der öffentlichen Armenpflege gehört, wenn eine solche Unter- 
bringung nach ärztlichem Gutachten das einzige einen wesentlichen Heilerfolg 
versprechende Mittel ist, beginnt ihre segensreichen Früchte zu tragen. 
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Es wird mit besonderer Genugtuung hervorgehoben, daß die Berliner 
Armenpflege im Laufe von sechs Monaten auf Antrag der Fürsorgestelle 
über 100 Kinder auf ihre Kosten und auf Kosten von Stiftungen, die 
Yon der Armenpflege verwaltet werden, in Kinderheilstätten geschickt hat. 
Allerdings ist mit dieser Art der KJrankenfürsorge bisher ein empfindlicher 
Mangel verknüpft, der in der Lage der gegenwärtigen Gesetzgebung seine 
Ursache hat, nämlich daß sie als Armenunterstützung angesehen werden 
kann. Ich benutze daher gern die Gelegenheit, um in diesen Blättern, 
die speziell sich mit der Armenpflege befassen, aus den Erfahrungen der 
Tuberkulosebekämpfung die Notwendigkeit einer Änderung in dieser Auf- 
fassung mit besonderem Nachdruck zu betonen. Unter allen Krankheiten 
ist die Tuberkulose die häufigste Quelle der Armut, und zwar einer 
unverschuldeten Armut. Schon im Beginn der Krankheit ist die 
Arbeitsfähigkeit beschränkt ; und je weiter die Krankheit vorschreitet, um 
so häufiger treten Perioden der Arbeitsunfähigkeit ein. Solange der Er- 
krankte noch einer Krankenkasse angehört, ist es möglich, die schlimmste 
Not zu bannen, aber selbst in dieser Zeit pflegt schon das letzte auf- 
gesparte Geld zur besseren Pflege des Kranken verwendet zu werden. 
Schließlich hört die Zugehörigkeit des Kranken zur Kasse auf, und als 
einziges Unterhaltsmittel bleibt ihm die Invalidenrente. Handelt es sich 
um einen Familienvater, so pflegt in der Regel zu einer Zeit, wo er 
in das arbeitsunfähige Stadium der Krankheit gelangt, das eine oder andere 
Familienmitglied ebenfalls von der Krankheit ergriffen zu sein. Was 
bleibt jetzt dem bedauernswerten Kranken für ein anderer Ausweg übrig, 
als die Anrufung der Armenpflege? Es widerspricht unserem heutigen 
sozialen Empfinden, die Unterstützung, die einem solchen Unglücklichen 
zuteil werden muß, als eine Unterstützung anzusehen, die für ihn den 
Verlust gewisser Ehrenrechte im Gefolge hat. Eine Reihe von Städten 
versuchen dieser Art von Unterstützung ihren Charakter als Armen- 
unterstützung zu nehmen, oder sie stellen Stiftungsmittel zur Verfügung; 
diese Maßnahmen dürfen alle nur als vorübergehende Notbehelfe angesehen 
werden, und wir müssen dahin streben, generell gesetzlich festzulegen, daß 
jeder durch Krankheit dauernd Erwerbsunfähige ein Recht auf 
kommunale Unterstützung hat, daß jedoch diese Unterstützung 
nicht als Armenunterstützung im Sinne des Gesetzes angesehen 
werden darf. Natürlich müßte in diesen Fällen die Gewährung der 
Unterstützung vom ärztlichen Gutachten abhängig gemacht werden. 

Allerdings läßt sich nicht verhehlen, daß die Anforderungen, welche 
die Tuberkulosebekämpfung an die Armenpflege stellt, zur Zeit sehr groß 
sind, denn es handelt sich nicht nur um die Unterhaltsmittel für die 
Familien, sondern in vielen Fällen auch um die Pflege für den Erkrankten 
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nDd mn die Beschaffang eines besonderen Zimmera für den Erkrankten 
(nm weitere Ansteckung zn Tenneiden), nnd schließlich um Heilstätten- 
oder Erholungsstattenkuren für bereits erkrankte Angehörige. Indes, jede 
Zeit hat ihre Aufgaben. Vor 30 und 40 Jahren hatten die Städte die 
Aufgaben, durch Kanalisationsanlagen den Typhusseuchen ein Ende m 
machen ; eine der großen Aufgaben unserer Zeit ist die Assanierung der 
Tuberkulose. Je firiiher die Einsicht in die Notwendigkeit dieser Auf- 
gabe eindringt, um so eher werden wir mit der Tuberkulose fertig 
werden. 

Ein mustergültiges Vorbild in dieser Hinsicht bietet uns Dänemark ; 
dort ist aUes das bereits Gesetz, was wir noch erstreben. Der § 7 des 
Yor wenigen Monaten erlassenen dänischen Tuberkulosegesetzes betreffend 
Staatsunterstützung an Krankenkäuser für Tuberkulöse, sowie zur Be- 
handlung von Patienten in solchen Krankenhäusern bestimmt: 

i^Alle Kosten, welche seitens des Gemeinwesens für unbemittelte tuberkulöse 
Patienten in den in diesem Gesetze erwähnten Anstalten verausgabt werden, sowie 
solche Kosten, die durch die Beförderung der Patienten nach und von den Anstalten 
entstehen, werden im HinbUck auf den Unterstützten nicht als Armenunterstützung 
angesehen. Dasselbe gilt von den öffentUchen Beträgen, welche für den Unterhalt 
der Familien, deren Bmahrer sich als Patienten in den erwähnten Anstalten be- 
finden, gespendet werden.** 

(Vgl. das Dänische Tuberkulosegesetz. Tuberculosis Vol. lY. pag. 901 — 211.) 

* * * 

Daß bereits jetzt die Armenpflegeorgane in Berlin sich in umfang- 
reicher Weise an der Tuberkulosebekämpfung beteiligen, zeigt die nach- 
folgende Zusammenstellung der Arbeitsergebnisse der Auskunfts* und 
Fürsorgestellen, die dem angefahrten Buche entnonmien sind. Aufgenommen 
in die Fürsorgestelle und ärztlich untersucht wurden, wie eine in dem 
Bericht enthaltene Übersicht nachweist, insgesamt in der Zeit Yom 
1. September 1904 bis 31. März 1905 1322 FamiUen mit 2215 Familien- 
mitgliedern. Wohnungsbesuche wurden in dem gleichen Zeitraum von 
den Ftirsorgeschwestem 2222 gemacht. Es wurde dabei an dem Grundsatz 
festgehalten, daß die Fürsorgeschwester am Tage, nachdem der Patient 
in der Fürsorgestelle war, die Familie besucht. In der nächstfolgenden 
Sprechstunde haben sodann die Schwestern über den Befund der Wohnung 
und die etwa erforderlichen FürsorgemaBnahmen zu berichten. Wo er- 
forderlich, wurden auch von dem Fürsorgearzt Wohnungsbesuche gemacht. 
Betten wurden im ganzen 122 beschafft; davon 63 auf Kosten unseres 
Zentralkomitees und 59 auf Kosten der Armendirektion. Vielfach wurde 
Ton den Familienangehörigen berichtet, daß die Kinder, seitdem sie ein 
Bett allein haben, viel besser schlafen und sich auch viel wohler 
befinden. 
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An Mietszuschüssen in Katen von 5 — 10 Mk. monatlich wurden 
1023,13 Mk. bezahlt Die Erfahrungen der ersten Monate haben ge- 
zeigt, daß das Zumieten eines Zimmers auch in Berlin nicht so kostspielig 
ist, wie man vielfach anzunehmen geneigt ist, da nur die Differenz der 
alten und neuen Miete gewährt ist. In Fällen größter Not wurden auch 
vom Zentralkomitee Geldmittel bewilligt : so besonders fUr die Pflege vor- 
geschrittener Tuberkulöser in den letzten Wochen vor dem Tode oder 
der Aufnahme in ein Krankenhaus. 134 Kranke wurden zur Beobachtung 
des Weiterverlaufs der Krankheit auf 8 — 10 Wochen in städtische Heim- 
stätten oder nach einem Krankenhause in Schleusingen geschickt. Die 
Kosten für die Heimstättenbehandlung wurden in 20 Fällen aus Stiftungs- 
mitteln getragen. Für 62 Ejranke trugen die Krankenkassen die Kosten. 
36 Kranke wurden auf Kosten der Armendirektion in Heimstätten geschickt. 
Hierbei kamen besonders Familien in Frage, die bereits infolge der 
Tuberkulose des Ernährers der Armenpflege anheimgefallen waren, bei 
denen bei der Familienuntersuchung Tuberkulose auch bei anderen Familien- 
mitgliedern entdeckt wurde, die einer Heimstättenbehandlung bedurften. Nach 
Kinderheilstätten wurden insgesamt 106 Kinder auf eine durchschnittlich 
8 — 12-wöchentliche Kur geschickt. Die Kosten wurden in 41 Fällen aus 
3tiftungsmitteln, in 65 Fällen von seiten der Armendirektion bestritten. 
In der frühzeitigen Überweisung von tuberkulös infizierten Kindern zur 
Heilbehandlung erblickt die berichtende Stelle einen der wichtigsten 
Faktoren für die Ausrottung der Schwindsucht. Die von ihr verschickten 
Kinder hatten zumeist bis dahin mit den vorgeschrittenen tuberkulösen 
Eltern im gleichen Zimmer, vielfach auch im gleichen Bett geschlafen. 
In Heilstätten für Erwachsene zurückverwiesen wurden 57 Patienten. In 
Walderholungsstätten wurden 212 Kranke verwiesen; davon 131 auf 
Kosten der E[rankenkassen, 15 auf Kosten der Armendirektion und 66 
auf Kosten des Zentralkomitees. 48 Tuberkulöse, die in keiner ärztlichen 
Behandlung waren, wurden an Privatärzte oder an Spezialpolikliniken 
verwiesen; 115 an Krankenhäuser in Berlin und Vororten. 115 Kinder 
sind den Ferienkolonien zur Aufnahme empfohlen. Überweisungen an die 
Fürsorgestellen fanden statt in 421 Fällen von der Landesversicherungs- 
anstalt in Berlin, in 188 Fällen von Berliner Kassenärzten, in 73 Fällen 
von Schulärzten. Die Einrichtung der Schulärzte erweist sich als außer- 
ordentlich wertvoll für die Bekämpfung der Tuberkulose im Kindesalter, 
sofern die Schulärzte ganz besonders auf das Heraussuchen der tuber- 
kulösen Kinder ihr Augenmerk richten. Beiträge für den Unterhalt der 
Auskunfts- und Fürsorgestellen sind zum flauptteil von der Landes- 
versicherungsanstalt Beriin geleistet worden, sie steht mit don Auskunfts- 

und Fürsorgestellen insofern in näherer Verbindung, als sie sowohl die 
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zur Aufnahme für eine Heilstätte vorgemerkten bis znr Aufnahme, als 
auch diejenigen Lungenkranken, welche als ungeeignet für die Heilstatten- 
behandlung befunden worden sind, den Fürsorgestellen zuweist. 

* * * 

Mit Rücksicht auf die große Bedeutung, die neuerdings den Fürsorge- 
stellen zukommt, bildete auf der letzten Generalversammlung des deutschen 
Zentralkomitees die Entwicklung der Auskunfts- und Fürsorgestellen in 
Deutschland einen wichtigen Gegenstand der Beratung. Keferent für die 
Frage war Beigeordneter Mannkopf-Remscheid. Aus seinem Bericht 
sei hervorgehoben, daß bis zum 1. Juni 1905 Fürsorgestellen im weitesten 
Sinne 42 in Deutschland in Betrieb waren, während weitere 40 geplant sind. 

Einen ferneren Gegenstand der Generalversammlung bildeten die Hit- 
teilungen des Regierungsrat Dr. Weber aus dem Kaiserl. Gesundheitsamt 
über die Resultate der neuesten Tuberkulose-Forschung. Es handelte 
sich hierbei um die Untersuchungen, die im Anschluß an die Mitteilung 
von Robert Koch auf dem Londoner Tuberkulose-Kongreß 1901 auf 
Kosten des Reichs, im Reichsgesundheitsamt über die Beziehungen der 
Menschen- und Tier-Tuberkulose angestellt worden sind ; sie sind nunmehr 
abgeschlossen und haben zu praktischen Ergebnissen geführt, die in den 
Sitzungen des Rdichsgesundheitsrats vom 7. Juli 1905 festgestellt sind. 
Die Einzelheiten dieser Feststellungen sind für den Arzt von größter 
Bedeutung, für die pflegerische Behandlung jedoch ohne besonderes 
Interesse. Doch heben wir aus den die Tuberkulose des Menschen be- 
treffenden Leitsätzen die folgenden hervor: 

1. In tuberkulös veränderten Körperteilen von Menschen finden sich meist 
Tuberkelbazillen des Typus humanus. 

2. Es muß angenommen werden, daß hier die Ansteckung mit Tuberkulose in 
erster Ldnie durch unmittelbare oder mittelbare Übertragung der Tuberkelbazillen 
von Mensch zu Mensch erfolgt. 

8. Dementsprechend haben die zur Bekämpfung der Tuberkulose bestimmten 
Maßnahmen sich vorzugsweise gegen die unmittelbare oder mittelbare Übertragung 
des Ansteckungskeimes von tuberkulösen Menschen auf Gesunde zu richten. 

Den letzten Punkt der Tagesordnung bildete ein Vortrag von 
Dr. Kayserling über die Yolksbelehrung im Kampfe gegen die Tuber- 
kulose. Er führte aus, daß im gegenwärtigen Stadium der Tuberkulose- 
bekämpfung der Yolksbelehrung eine erhöhte Bedeutung zukäme; denn 
wenn es gelungen sei, durch die modernen therapeutischen Maßnahmen 
die Lebensdauer des Kranken zu verlängern, so sei zugleich auch die 
Zahl der Infektionsquellen vermehrt, und als ein Gegengewicht hierzu müsse 
eine intensive Volksbelehrung eintreten. Es sei Pflicht der Gesellschaft, 
dem Kranken zu helfen, es sei aber auch die Pflicht des Kranken, 
die Gesunden vor der Ansteckung zu schützen. Der Zweck der Volks- 
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belehrang müsse sein, die Vorstellung von der ansteckenden Natnr der 
Tnberknlose bestimmt und klar ins Volksbewußtsein zu tragen. Zur 
Erreichung dieser Ziele empfiehlt der Vortragende die Tuberkulose- 
belehrung durch die Schulen, Abhaltung von Tuberkulosekursen für Lehrer, 
Polizeibeamte, Sanitätsbeamte usw., sowie die Errichtung von Tuberkulose- 
Museen, die sich als ausgezeichnetes Mittel der Volksbelehrung bewährt 
und namentlich bei der Arbeiterschaft lebhaftes Interesse und regen An- 
klang gefunden haben. 

Aus allen bisher angeführten Berichten gewinnt man zweifellos den 
Eindruck, daß der Kampf gegen die Tuberkulose in Deutschland zur 
Zeit in intensiver Weise auf breitester Grundlage geführt wird« 
Erfreulicherweise läßt der Gang der Tuberkulosesterblichkeit während 
der letzten 20 Jahre in Deutschland die Annahme zu, daß in der Tat 
die Tuberkulose im Bückgange ist um nur wenige Zahlen anzuführen: 
Es starben in Preußen an Tuberkulose nach den Angaben des Kgl. Preuß. 
Stat Landesamtes 1886 88 283 Personen, d. i. von je 10000 Lebenden 
31,4, 1902 66 726 Personen, d. i. von je 10000 Lebenden 19,04, 1903 
70049 d.i. von je 10000 Lebenden 19,64. 

♦ ♦ * 

Mit besonderer Genugtuung zeigen wir das hervorragende Werk von 

Bumenthal an. Auf Grund eines umfassenden Quellenstudiums schildert 
Blumenthal die Entwicklung der modernen sozialen Tuberkulosebekämp- 
fung, wie sie sich allmählich in Anpassung an die nationale Eigenart und in 
Abhängigkeit von der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, sowie der sozial- 
ökonomischen Lage in Frankreich, Belgien, England und Deutschland heraus- 
gebildet hat. Jedes Kapitel beginnt mit einer Einleitung über die Statistik 
der Tuberkulosemorbidität und -mortalität in den einzelnen Ländern, dann 
wird über die ersten Anfänge des Kampfes gegen die Schwindsucht be- 
richtet, es reiht sich eine genaue Beschreibung des Ganges der Tuberkulose- 
bekämpfung und der Entwickelung der mit dieser verwandten Bestrebungen 
an. Sodann finden die ergänzenden Antituberkulose-Einrichtungen Er- 
wähnung und die zur Beschränkung und Eindämmung der Seuche mittelbar 
beitragenden Wohlfahrtsmaßnahmen; den Schluß bildet eine Betrachtung 
über das Wesen des Kampfes und die erreichten Erfolge, wie sie sich 
in dem betreffenden Staate markieren. Die oben genannten Länder 
wurden nach Blumenthals Angabe deshalb zum Gegenstand der Dar- 
stellung gemacht, weil sie gewissermaßen die Hauptströmungen der 
modernen Tuberkulosebekämpfung darstellen: in Frankreich und 
Belgien ist die Hauptwaffe in diesem Kampfe gegen die verheerendste 
aller Yolksseuchen die Propaganda, in England die soziale Prophylaxe, 
in Deutschland die Heilstättenbehandlung auf sozialer Grundlage und die 
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staatliche Prophylaxe. Diese Hauptströmiingeii sind yon Blumenthal 
Tortrefflich charakterisiert nnd durch eine große Reihe von Tatsachen 
erläutert. Zu diesem Werke, das in russischer und deutscher Bearbeitung 
erschienen ist, hat Geheimrat von Leyden ein Vorwort verfaßt. 

* * * 

Den Abschluß unserer Anzeige hat der Hinweis auf den Anfang Oktober 
1905 in Paris abgehaltenen internationalen Tuberkulose-Kongreß zu bilden, 
der von dem Präsidenten der französischen Republik eröffnet wurde und von 
den namhaftesten Vertretern der an der Frage interessierten ärztlichen 
Welt, der Staatsverwaltungen und der charitativen Bestrebungen beschickt 
war. Das deutsche Komitee hatte die unter 6. und 6. angezeigten umfassenden 
Denkschriften überreicht, die in deutscher, französischer und englischer 
Sprache eine Übersicht über die wichtigsten Anstalten und Einrichtungen 
geben und sie durch mannigfache Illustrationen erläutern. Die von der 
Verwaltung der Pariser Armenpflege überreichte Denkschrift enthält eben- 
falls ausführliche mit Plänen und Abbildungen versehene Nachrichten 
über die von dieser Stelle eingerichteten Heilstätten und Krankenanstalten. 
Wir werden auf diese Veröffentlichungen und den Verlauf des Kongresses 
ausführlicher zurückkommen, sobald der offizielle Verhandlungsbericht 
erschienen ist, weisen jedoch schon jetzt darauf hin, daß die Frage der 
Sanatorien wiederum eine erhebliche Bolle in den Erörterungen des 
Kongresses spielte. Hierbei wurde namentlich von deutscher Seite die 
Bedeutung der Heilstätten dargelegt. Am Schlüsse der teilweise sehr 
lebhaften Diskussion wurde eine Resolution angenommen, in der der 
Nutzen der Heilstätten und Eürsorgestellen anerkannt wurde, indessen als 
Haupterfordernis der Tuberkulosebekämpfung die Wohnungsfürsorge be- 
zeichnet wurde. So führten auch diese Betrachtungen zu dem Ausgangs* 
punkt zurück, dessen Bedeutung immer und immer wieder betont werden 
muß, daß es vor allem darauf ankommt, Krankheiten zu verhüten, und 
daß die Schaffung eines gesunden sozialen Untergrundes für die ärmere 
Bevölkerung, wozu vor allem auch die Wohnungsfürsorge gehört, die erste 
Stelle in der Gesamtheit der hier notwendigen Maßregeln einnimmt. 



Die niederländische Kinderschutzgesetzgebung. 

Von Dr. jur. BL Smissaert (Haag). 

Vorbemerkung der Schriftleitung: In seiner 1901 erschienenen 
Schrift über das ausländische Armenwesen hat der Herausgeber der Zeit- 
schrift über den Entwurf eines neuen Armengesetzes berichtet, der am 
3. Juni 1901 der niederländischen zweiten Kammer vorgelegt wurde, ein 
Entwurf, der ohne umstürzende Neuerungen vor allem eine bessere Or* 
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ganisation der ArmeDpflege zum GegeDstande hatte, über das Schicksal 
dieses Entwurfes hat der hervorragende Kenner des niederländischen Armen- 
wesens nnd Mitherausgeber der niederländischen Zeitschrift fiir Armen- 
pflege und Kinderschutz (Tijdschr. voor Armenzorg en Kinderbescherming), 
Dr. H. Smissaert an dieser Stelle 1903 S. 301 berichtet und mitgeteilt, 
daß unter dem Ministerium Kuyper der Entwurf keine Fortschritte machte 
und unter seinem Nachfolger sogar zunickgezogen wurde. Ende 1902 
gab die Begierung eine Erklärung ab, daß ein neuer Armengesetzentwurf 
in Bearbeitung sei, aber weder diese noch die Erklärung des Nachfolgers 
sind Yerwirklicht worden, sodaß die niederländische Armengesetzgebung 
von 1864, über deren Reformbedürftigkeit ein Zweifel unter Fachkundigen 
nicht besteht, noch bis heute keinen Schritt vorwärts gekommen ist 

Das einzige positive Ergebnis auf dem Gebiete der Fürsorge sind 
die Ejuderfürsorgegesetze vom Februar 1901, über die der Herausgeber 
der Zeitschrift an der angegebenen Stelle bereits berichtet hatte. Unter 
ihnen ist namentlich das Gesetz über die Ausübung der elterlichen Ge- 
walt (Wet bedoelende wijziging en aan vulling van de bepalingen in het 
Burgerlijk Wetboek omtrent de vaderlijke macht en de voogdij en daarmed 
samenhangende artikelen), von Bedeutung, dessen Grundlage die der 
modernen Gesetzgebung eigentümliche Auffassung von der Befugnis zur 
Einschränkung der elterlichen Gewalt bildet. Den Eltern soll im gericht- 
lichen Wege die Ausübung der elterlichen Gewalt entzogen werden und 
das Kind der Zwangserziehung übergeben werden können. Die Gründe 
sind auch hier Mißbrauch der elterlichen Gewalt, grobe Vernachlässigung 
der ünterhaltungspflicht, liederlicher Lebenswandel, Verurteilung der 
Eltern wegen Vergehen gegen das Band, Verurteilung zu einer Freiheits- 
strafe von zwei Jahren oder mehr usw. Die Entziehung erfolgt auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft oder des Vogteirates. Ein Vogteirat soll in 
jedem Gerichtsbezirke eingerichtet werden; er nimmt eine Mittelstellung 
ein zwischen den uns geläufigen Einrichtungen des Vormundschaftsgerichtes 
und des Waisenrats und hat zur besonderen Aufgabe die Ausübung des 
Kinderschutzes im Sinne des neuen Gesetzes. 

Diese vor mehr als vier Jahren erlassenen Gesetze blieben aber zu- 
nächst auch nur auf dem Papier stehen; erst jetzt hat der Justiz- 
minister Dr. Loeff die nötigen Maßregeln zur Einführung dieser Gesetze 
getroffen. Die Einfuhrungsverordnungen sind Mitte Juni 1906 gegeben und 
die Gesetze am 1. Dez. 1905 in Kraft getreten. Wie groß das Interesse 
der niederländischen Fachgenossen an den Gesetzen und den Einführungs- 
verordnungen ist, zeigen die zahlreichen Erörterungen in der Tijdschrift 
voor Armenzorg, die durch fast sämtliche Nummern seit Erlaß der Ver- 
ordnungen hindurchgehen. In No. 205 ^^* vom 19. Juni 1905 ist der Text 



— 366 — 

der Verordnangen wörtlich abgedruckt. Die Gesetze und Verordnungen 
beanspruchen ein über ihr Anwendungsgebiet hinausgehendes Interesse, 
dem wir dadurch zu dienen meinen, daß wir die nachstehenden von uns 
erbetenen Ausfuhrungen aus der Feder des genannten Herrn Dr. Smissaert 
an dieser Stelle wiedergeben. 



Die erste Verordnung enthält Bestimmmungen betreffend die Vor- 
mundschaftskollegien,*) ihre Zusammensetzung, Zahl, ihren Wirkungskreis, 
Wohnsitz und ihre Arbeitsweise. Mit wenigen Ausnahmen befindet sich 
in dem Bechtsgebiet jeder „ Arrondissementsrechtsbank^ ein Vormundschafts- 
rat. Jeder Vormundschaftsrat besteht aus mindestens fünf und höchstens 
elf Mitgliedern mit einem Sekretär, die von der Krone ernannt (auf sechs 
Jahre) und verabschiedet werden. Der Vormundschaftsrat kann in jeder 
Gemeinde innerhalb seines Wirkungskreises Agenten ernennen. Diese 
erhalten ihre Instruktionen vom Vormundsohaftsrat. Jedes Jahr wird von 
der £[rone jedem Vormundschaftsrat eine Summe zur Bestreitung der 
Ausgaben, zu denen der Vormundschaftsrat verpflichtet ist, zur Verfugung 
gestellt; er sendet alljährlich an den Justizminister einen ausfuhrlichen 
Bericht über seine Tätigkeit und macht davon der ^Arrondissements- 
rechtsbank'^ abschriftlich Mitteilung. 

Die zweite Verordnung gibt nähere Bestimmungen betreffend die 
Möglichkeit einer Hinausschiebung der Zwangserziehung, die 
allein vom Justizminister beschlossen werden kann, sei es auf einen be- 
gründeten Vorschlag hin, sei es auf Grund des Gutachtens des Vorstandes 
des Beichserziehungsstifts, in dem der Verurteilte sich befindet, der 
Stiftung, der Einrichtung oder des Vereins, dem er anvertraut ist. Bei 
Freilassung wird den Verurteilten ein ürlaubspaß ausgestellt, den er 
binnen zweimal 24 Stunden nach Inkrafttreten der Hinausschiebung 
dem Polizeivorsteher der Gemeinde, die ihm angewiesen ist oder die er 
gewählt hat, vorzeigen muß. Versäumt er es, sich dort anzumelden, dann 
wird von der Staatsanwaltschaft auf ihn sofort gefahndet. 

Bei weitem die belangreichste ist die Verordnung, in der die Zahl 
und die Sitze der Zwangsschulen und der Reichserziehungs- 
anstalten, die Einrichtung und die Leitung dieser Anstalten, 
weiter die Verpflegung in Privathäusern usw. usw. geregelt werden. 



*) In seinem jüngst erschienenen Leitfaden für die Praxis der Kindergesetxe 
(Handleiding by de praktyk der Kinderwetten) umschreibt Dr. jur. J. A. van Harn el 
folgendermaßen das Arbeitsgebiet dieser Kollegien: „Der Vormundschaftsrat ist er- 
richtet, weil besondere Fachleute nötig sind, die Rat erteilen und geeignete Ma6- 
regeln treffen können, in Fällen wo ein Eingreifen in das Los von Minderjährigen 
geboten ist/ 
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I. Zwangsschalen.*) Ihre Anzahl wird auf fünf festgelegt (vier 
für £naben, eine für Mädchen). Jede Zwangsschule ist eingerichtet zur 
gemeinschaftlichen Verpflegung mit Ausnahme einer Abteilung, in der 
Gelegenheit zur Einzelverpflegung besteht. Die gemeinschaftlich 
Verpflegten werden während der Nacht von einander getrennt An der 
Spitze jeder Schule steht ein Direktor (bei den Mädchenschulen eine 
Direktorin) und zwar unter Kontrolle eines Aufsichtsrates. Der Direktor 
ist dem Justizminister unterstellt und verpflichtet, dessen Befehlen nach- 
zukommen; er ist für den guten Gang der Angelegenheiten im Stift ver- 
antwortlich und überwacht die Befolgung der gesetzlichen und administrativen 
Vorschriften. Die Pfleglinge werden bei Ankunft in der Zwangsanstalt 
vom Direktor in Empfang genommen, der die für ihre Aufnahme nötigen 
Maßregeln trifft. Gemäß den vom Minister zu gebenden Vorschriften 
werden über jeden Pflegling alle Aufzeichnungen gemacht, die für die 
Kenntnis seiner Persönlichkeit (Abkunft, Vergangenheit, körperlicher und 
geistiger Zustand) von Bedeutung sind. Eine Woche nach der Aufnahme 
und weiterhin, so oft es ihm erwünscht erscheint, läßt der Direktor über 
den Pflegling den Eltern oder Vormündern Nachricht zukommen. Der 
Briefwechsel der Pfleglinge untersteht der Kontrolle des Direktors. Zu 
bestimmten Zeiten kann den Pfleglingen gestattet werden. Besuche zu 
empfangen. Nur in außergewöhnlichen Fällen, die dem Justizminister 
zur Beurteilung zu unterbreiten sind (z. B. schwere Erkrankung der 
Eltern), dürfen die Pfleglinge die Zwangsschule verlassen. Der Justiz- 
minister erteilt Vollmacht und setzt die Bedingungen fest. Wegen der 
materiellen Versorgung der Pfleglinge trifft der Direktor die nötigen Maß- 
regeln. Die Ernährung im allgemeinen wird vom Justizminister geregelt. 

Die Pfleglinge werden eingeteilt in vier Klassen: In die erste Klasse 
werden aufgenommen alle neu Eingetretenen; in die zweite diejenigen, die 
aus der ersten Klasse entlassen werden und diejenigen, deren Betragen in 
der dritten Ellasse auf die Dauer nicht den hierfür zu stellenden An- 
forderungen genügt; in die dritte diejenigen, welche in der zweiten durch 
gutes Betragen guten Willen gezeigt haben. Die vierte Klasse ist be- 
stimmt für die, die sich in der zweiten Klasse fortgesetzter üngezogen- 



*) In seinem schon oben zitierten Leitfaden sagt Dr. jur. van Hamel »Zu- 
weisung in eine Zwangsschule ist die Strafe, die bestimmt ist für jugendliche Personen, 
die nicht sittlichverdorben, verwUdert oder verwahrlost sind, doch bei denen wegen 
ihrer Zuchtlosigkeit mid Widersetzlichkeit, wegen Ihres mangelhaften Sinnes für 
Ordnung im Zusammenleben mit anderen ein energisches Eingreifen erwünscht ist* 
.Ihre Bestimmung ist, durch verhältnismäßig kurze Freiheitsberaubung, in strenger 
Zucht, unter kundiger Aufsicht, das Kind ins Geleis zu bringen, wozu Eltern oder 
Vormünder nicht im stände waren."" 
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heiten schuldig machen. Die Pfleglinge der ersten Klasse werden von- 
einander und von den übrigen abgesondert gehalten. In den übrigen 
Klassen ist die Verpflegung gemeinschaftlich, doch in der Regel bleiben 
diese Klassen voneinander geschieden. In der ersten Klasse bleiben die 
Pfleglinge so lauge, als der Direktor es für nötig halt, doch höchstens 
einen Monat Die Verlängerung dieses Termins ist nur mit Ermächtigung 
des Ministers zulässig. Pfleglinge unter zehn Jahren oder die, die sich 
für Abscheidung als ungeeignet erweisen, bleiben in der ersten Klasse 
nicht länger, als aus hygienischen Gründen unbedingt notwendig ist. Die 
Pfleglinge, die nur einen Monat oder kürzer in der Schule bleiben, 
kommen in die erste Klasse. 

Die PflegUnge der zweiten Klasse werden in zwei (so viel als nötig 
voneinander getrennt gehaltene) Gruppen eingeteilt, je nachdem sie 
das vierzehnte Lebensjahr schon oder noch nicht erreicht haben. Sie 
können für ihre Arbeit Bezahlung erhalten, sie bleiben in dieser 
Ellasse in der Kegel mindestens drei Monate (abzüglich der Dauer des 
Aufenthalts in der ersten). Die Pfleglinge der dritten Klasse erhalten 
in der Kegel Bezahlung für ihre Arbeit; sie tragen ein bestimmtes 
Unterscheidungsmerkmal und genießen gewisse Vorrechte. Die der 
vierten Klasse werden beim gemeinschaftlichen Unterricht und bei 
den gemeinschaftlichen Arbeiten so viel als möglich von den anderen 
abgesondert gehalten. Sie sind bestimmten Einschränkungen unterworfen 
und bleiben hier solange, als der Direktor es für nötig erachtet, doch 
außer bei Verkürzungen im Falle wirklicher Reue mindestens sieben Tage. 
Die Pfleglinge empfangen gewöhnlichen Elementarunterricht. Den Lehrern 
ist verboten, sich mit gottesdieostlichem Unterricht zu befassen. Die 
Handarbeit wird eingerichtet mit Rücksicht auf die allgemeine Entwicklung 
und kann der Vorbereitung zum Fachunterricht dienstbar gemacht werden. 
In jeder Zwangsschule sind je ein Religionslehrer protestantischen, römisch- 
katholischen und israelitischen Bekenntnisses angestellt. Den Pfleglingen 
anderer Konfessionen wird soviel als möglich Gelegenheit zur Befriedigung 
ihres religiösen Bedürfnisses gegeben. Bei der Entlassung wird den Zög- 
lingen der Inhalt der Ausgehkasse auf einmal oder in Raten ausgezahlt 
Die Entlassenen können nötigenfalls Reichskleidung erhalten, eventl. anch 
Reisegeld. 

Das zweite Hauptstück dieser königlichen Verordnung handelt über 
Stellungzur Verfügung der Regierung. Zur Verdeutlichung dieses Aus- 
druckes sei daran erinnert, daß die Überweisung in eine Zwangsschule eine 
Strafmaßregel ist, während, wenn geregelte Erziehung, Zwangserziehung 
ohne Strafe erwünscht scheint, der Richter mit Rücksicht auf die Um- 
stände bestinmien kann, daß der Schuldige (ohne irgend eine Straf- 
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znmessnng) zur Verfügung der Regierung gestellt wird, welcher Zustand 
bis zum 21. Jahre des Täters fortdauert. Diese Erziehung von Regierungs 
wegen kann nun stattfinden in einem Reichserziehungsstift, in einem 
Privatstift oder in einer Familie, welch letztere nicht direkt von Regierungs 
wegen, sondern immer durch Vermittlung einer privaten Vereinigung, 
Stiftung oder Einrichtung in die .Wege geleitet wird. 

Die allgemeinen Bestimmungen schreiben vor, daß, sobald der 
Richterspruch, durch den ein Minderjähriger zur Verfugung der Regierung 
gestellt wird, zur Ausführung gebracht werden kann, der Staatsanwalt 
dem Justizminister solches mitteilt unter Beifügung der Akten und 
Äußerung seines Gutachtens über die beste Art von Versorgung, eventl. 
auch unter Mitteilung der Meinung der Eltern oder Vormünder. Der 
Minister entscheidet alsdann und der Staatsanwalt sorgt für die Ausführung. 

Der Reichserziehungsanstalten gibt es vier an Zahl (drei fiir 
Knaben, eine für Mädchen). Verschiedene Bestimmungen für die Zwangs- 
schulen gelten auch für die Reichserziehungsanstalten ; wir nennen als speziell 
für die letzten geltend die folgenden Bestimmungen. Die Pfleglinge werden 
Yon Reichs wegen gekleidet. Der Unterricht ist in der Regel gemein- 
schaftlich. Es wird jedem Pflegling soviel als möglich in Überein- 
stimmung mit seiner Wahl und Anlage Fachunterricht erteilt. Für die 
Arbeit wird in der Regel Bezahlung zuerkannt. Im übrigen gelten 
fast unverändert dieselben Bestimmungen wie für Zwangsschulen. 

Bei der Verpflegung von privater Seite kommt zuerst in Betracht 
die Zuweisung in private Pflege; die Vereinigung, das Stift oder die 
Anstalt, die sich in Übereinstimmung mit dem Gesetz bereit erklärt zur 
Verpflegung der von der Regierung zur Verfügung gestellten Minderjährigen, 
teilt unter Beifügung ihrer Statuten, Ordnungen usw. dem Minister mit, 
auf welche Kategorie und bis zu welcher Anzahl von Minderjährigen sich 
die Bereitwilligkeit erstreckt. Mit der Verpflegung werden wolnöglich 
nur beauftragt Einrichtungen, die Gewähr leisten für eine Er- 
ziehung in der religiösen Richtung, zu der der Minderjährige gehört. 
Bei der Zuweisung wird den von Eltern oder Vormündern geäußerten 
Wünschen Rechnung getragen, soweit es mit dem Interesse des Minder- 
jährigen und dem allgemeinen Interesse vereinbar ist. Der Vorstand 
einer Vereinigung usw. ist nur dann befugt die Aufnahme eines Minder- 
jährigen zu verweigern, wenn dieser nicht zu der von ihr gemeinten 
Kategorie gehört oder die bestimmte Zahl bereits erreicht ist. Privater 
Versorgung können anter bestimmten Umständen auch ehemalige Pfleglinge 
aus Reichserziehungsanstalten anvertraut werden. Die Zuweisung kann 
auf ein diesbezügliches wohlbegründetes Gesuch der Vereinigung usw. auf- 
geschoben oder rückgängig gemacht werden, sobald die Eigenschaften oder 
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der Zustand des Minderjährigen oder besondere sachliche umstände dazu 
Veranlassung geben. 

Der privaten Pflege sind besondere Bedingungen gestellt, unter denen 
vir hervorheben, daß jedem Pflegling ein besonderes Bett zu geben ist 
und ihm nur Arbeit, die seinen Kräften entspricht, übertragen werden darf; 
er muß, sobald er das dazu erforderliche Alter erreicht hat, zweck- 
mäßigen Fachunterricht empfangen. Bei Übergabe der PflegUnge in Ver- 
sorgung außerhalb von Stiften bleiben die Vereinigungen yerantwortUch 
für ihre Erziehung. Die Übergabe der Pfleglinge geschieht durch schrift- 
liche Vereinbarung. Die Pfleglinge dürfen nicht in stärkerem Maße mit 
Hausarbeit beschäftigt werden, als es im Interesse ihrer Erziehung erlaubt 
ist. Die Vereinigungen müssen genügende Maßregeln treffen, damit 
diese und weitere (von uns nicht angegebene) Bestimmungen betre& der 
Übergabe genau beobachtet werden. Über die Aufsicht ist folgendes 
bestimmt. Die Vereinigungen müssen über die ihr von der Begierung 
anvertrauten Minderjährigen Anschreibungen nach einem vom Minister 
vorgeschriebenen Formular machen und jährlich einen Bericht über die 
Minderjährigen dem Minister zukommen lassen. Bei außergewöhnlichen 
Vorfällen, die Minderjährige betreffen, unterrichtet die Vereinsleitung un- 
verzüglich den Minister. Sie gibt dem Minister jede verlangte Aufklärung 
betreffs der Minderjährigen. 

Für die Aufsicht bei Verpflegung in Stiften gelten außer diesen all- 
gemeinem Bestimmungen noch folgende: Wenn eine Vereinigung erklärt 
sich den obengestellten Forderungen betreffs der Aufsicht unterwerfen 
zu wollen, läßt der Minister eine Untersuchung der genannten Stifte 
einleiten. Entscheidet der Minister, daß ein Stift den gestellten Anforderungen 
nicht genügt, so teilt er die Gründe dieser Entscheidung der Vereinigung 
usw. mit. Die Entscheidung kann auch Verbesserungen, die bis zu einem 
bestimmten Termin angebracht werden müssen, angeben. Die vom Minister 
anzuweisenden Beamten und das (nachher zu beschreibende), allgemeine 
Aufsichts-, Beistands- und Gutachterkollegium („Algemeen College van 
Toezicht, Bystand en Advies^') müssen zu allen Zeiten in den Stiften 
zugelassen werden und dabei alle gewünschten Auskünfte empfangen. — 
Für die Aufsicht bei Verpflegung außerhalb der Stifte gelten neben 
den oben genannten allgemeinen Bestimmungen noch folgende : Von jedem 
TJbereinkonmien wegen Übergabe in private Pflege sendet der Vorstand 
der fraglichen Vereinigung eine beglaubigte Abschrift an den Minister. 
Die Personen^ bei welchen zur Verfügung der Begierung gestellte Minder- 
jährige untergebracht sind, müssen den vom Minister angewiesenen Be- 
amten und dem oben genannten allgemeinen Aufsichts-, Beistands- und 
Gutachterkollegium Zugang zu den fraglichen Minderjährigen und zu den 
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Ortlichkeiten, wo sie veipflegt werden, gestatten, und ihnen alle gewünschte 
Auskunft erteilen. Für die Verpflegung werden gezahlt von B.eichs wegen an 
die erwähnte Vereinigung usw. per Tag und Kopf für Pfleglinge unter 14 
Jahren höchstens 66 Pfennige, für Pfleglinge über 14 doch unter 18 Jahren 
höchstens 80 Pfennige und für Pfleglinge, die ein Alter von 18 Jahren 
erreicht haben, höchstens 40 Pfennige. 

Die Verordnung enthält endlich Bestimmungen über die vorzeitige Be- 
endigung der Bemühungen der Begierung um die Erziehung der zu ihrer 
Verfügung gestellten Minderjährigen. Diese Bemühungen können zu allen 
Zeiten beendigt werden, wenn der Zweck der Versorgung erreicht ist oder 
nuf andere Weise besser erreicht werden kann. In der Begel erfolgt 
die Beendigung nur bedingungsweise. Außerdem, was in jedem einzelnen 
Falle erwünscht ist, wird bei jeder bedingten Beendigung die Forderung 
gestellt, daß der bedingungsweise Entlassene den Anweisungen dessen, 
dem die Aufsicht über ihn aufgetragen ist, folgt, daß er dem mit der 
Aufsicht Beauftragten alle verlangten Auskünfte erteilt, daß er ohne 
dessen Erlaubnis nicht seine Stellung oder seinen Wohnort verändert. 
Zur Erfüllung dieser Bedingungen verpflichtet sich der Pflegling schrift- 
lich. Er empfängt einen Entlassungsbrief, der die Bedingungen enthält. 

Der Beschluß wird vom Minister gefaßt, sei es infolge eines be- 
gründeten Antrages des Direktors des Reichserziehungsstiftes oder des 
Präsidiums der Vereinigung, sei es von Amts wegen, im letzten Fall 
nur nachdem der Direktor oder das Präsidium darüber gehört worden 
sind. Die Aufsicht über die bedingungsweise Entlassenen wird in der 
Begel dazu geeigneten, öffentlichen oder besonderen Instituten auf- 
getragen. Der mit der Aufsicht Beauftragte stattet alle drei Monate 
dem früheren Direktor oder der früheren Vereinsleitung, unter deren Hut 
der Pflegling gewesen war, Bericht ab und macht ihm auch Mitteilung 
über alle außergewöhnlichen Vorfälle ; der Direktor und die Vereinsleitung 
berichten jährlich dem Minister. Falls der bedingungsweise Entlassene 
sich schlecht führt oder gegen die Bedingungen handelt, wird der mit 
der Aufsicht Beauftragte durch Vermittlung des Direktors oder der Vereins- 
leitung bei dem Minister vorstellig zwecks Widerrufung der bedingten 
Entlassung. 

Das dritte Hauptstück der königlichen Verordnung gibt Be- 
stimmungen bezüglich Minderjähriger, die weder in einer Zwangs- 
schule untergebracht noch zur Verfügung der Regierung gestellt 
sind. Sie betreffen zuerst die Beihülfen, die nach dem Gesetz Ver- 
einigungen gegeben werden können, die sich mit der Bevormundung 
von Eandem befassen, deren Eltern vorübergehend oder dauernd der Vor- 
mundschaft entkleidet sind. Von wesentlichem Belang sind diese haupt- 
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sächlich formellen Bestünmungen nichts ebensowenig die von der über* 
nähme der Verpflegung handelnden. 

Zum Schlüsse enthält die Verordnung Bestimmungen betreffend des 
schon früher erwähnten allgemeinen Aufsichts-, Beistands- und Gutachter- 
koUegiums. Dieses Kollegium besteht aus mindestens 10, höchstens 
18 Mitgliedern. Der Vorsitzende ist von der Krone zu ernennen. Der 
Hauptdirektor des Gefängnis-, des B.eichszwangsschulen- und des Er- 
ziehungswesens hat von Amts wegen einen Sitz in diesem Kollegium. 
Das Kollegium übt eine allgemeine Aufsicht aus auf den Gang der Geschäfte 
in den Zwangsschulen und Reichserziehungsstiften und auf die Erfüllung 
der Bedingungen, die regierungsseitig bezüglich der von ihr privater Sorge 
anvertrauten Minderjährigen gestellt werden. Das Kollegium unterrichtet 
den Minister hierüber und macht ihm Vorschläge. Es behandelt Fragen 
auf dem Gebiete der Zwangserziehung im allgemeinen und lenkt die Auf- 
merksamkeit des Ministers auf passende Mittel zur Beförderung des Ziels 
der Zwangserziehung usw. 



Dies ist — knapp wiedergegeben — das Belangreichste aus den Ein- 
führungsbestimmuugen. Daß sie für die Ausfuhrung der Gesetze von 
großer Wichtigkeit sind, ist nicht zu verkennen. 

Schon fanden wir in dem „Social Weekblad" (sozialen Wochenblatt) 
ein kritisches Wort, vielmehr eine Warnung vor einigen Bestimmungen 
in der wichtigsten königlichen Verordnung nämlich der betreffend 
Zwangsschulen, Beichserziehungsstifte und privater Verpflegung, und vor dem 
Geist dieser Verordnung. Zuerst wird bemerkt, daß es eine Grausamkeit sei, 
Kinder unter 10 Jahren einzeln zu verpflegen. Man erinnert sich, daß für 
Kinder unter 10 Jahren und für diejenigen, die sich für Absonderung als 
ungeeignet erweisen, die Einzelverpflegung nicht länger dauert „als aus 
hygienischen Gründen unbedingt notwendig ist" . Der Verfasser des Wochen- 
blattaufsatzes möchte wissen, was in diesem Zusammenhang das Wort 
„Hygiene" bedeutet; „den Schlüssel", sagt er, „womitimJahre 1905 das B^ich 
der Niederlande ein Eand, einen Beichspflegling unter 10 Jahren, in die 
Einsamkeit absperren wird". — Ein anderes Bedenken hegt derselbe 
Schreiber dagegen, daß in der königlichen Verordnung erst gesprochen 
wird über Reichserziehungsstifbe, danach über Verpflegung von privater 
Seite. Er meint, daß die Regierung eine gewisse Vorliebe für die Reichs- 
erziehungsstifte hegt, stellt sie doch diese voran und nennt bei der Ver- 
pflegung von privater Seite erst die Verpflegung in (privaten) Stiften, 
danach die Verpflegung außerhalb von Stiften (Übergabe an Familien), 
während die Regierung seinerzeit in der Begründung des Kinderfürsorge- 
Gesetzentwurfes die Reihenfolge gerade umgekehrt wählte: erst die Ver- 
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pflegQDg in Familien, dann die in einem privaten Stift, zuletzt die Ver- 
pflegung in Reichsstiften, eine Reihenfolge, worauf auch die zweite Kammer 
offenbar Gewicht legte. — Endlich macht der Schreiber u. a. der Re- 
gierung zum Vorwurf, daß sie die Tätigkeit des Vormundschaftsrates zu 
einer ziyilrechtlichen einschränkt; er hält es für einen nicht geringen 
Fehler, wenn dieses Kollegium ferngehalten wird von der strafrechtlichen 
Seite der Frage, die mit der zivilrechtlichen so eng zusammenhängt. Es 
ist — sagt er — wohl möglich, daß die Regierung dies alles nicht so 
gemeint hat, und daß dies bei der Anwendung sich zeigen wird, aber er 
glaubt doch, „daß im allgemeinen die Richtung, die nach den königlichen 
Verordnungen zu urteilen, in den Ministerbureaus herrscht, nicht die 
wünschenswerteste ist." 

Man wird abwarten müssen, ob und inwiefern sich diese Bedenken 
als begründet erweisen; bald wird die Praxis ein Urteil darüber fällen, 
ob die getroffene Regelung in der Tat zweckmäßig ist. 



Nachweis von Material. 

Der an dieser Stelle gegebene Nachweis von Material stellt sich als fortlaufende 
Ergänzung des von der Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit gesammelten 
Materials dar. Das Material ist nach dem in unserer ersten Nummer mitgeteilten, 
den Sammlungen der Abteilung zu Grunde liegenden Grundplan geordnet; auch 
entsprechen die Ziffern und Buchstaben den Ziffern- und Buchstabenbezeichnungen 
in unserem Grundplan. Des systematischen Zusammenhanges halber sind auch 
Besprechungen von Büchern und Artikeln aus Zeitschriften, da sie sich überwiegend 
auf Einzelgebiete erstrecken, hier eingeordnet 

L A. Armenwesen im allgemeinen. 

Brandt, Lilian, Flve hnndred and geventy-roar deserters and their familles« 

A descriptive study of their characteristics and circumstances. 64 p. New- 
York 1905. 
Baldwin, William H., Familj desertion and non-sniiport laws. 136 p.* Wa- 
shington 1904. 

Die beiden Aufsätze sind unter dem gemeinsamen Titel: Family Desertion 
zu einem Buche vereinigt, das als No. 1 der „Publications of the Gommittee 
on social Research of the Gharity Organization Society of the Gity of 
New-York** erschienen ist. Sie haben die in letzter Zeit immer häufiger auf- 
tretende Erscheinung der Familien verlassung, der Vernachlässigung der Unterhalts- 
pflicht durch das Familienhaupt, die schon seit mehreren Jahren die amerikanischen 
Wohltätigkeitsgesellschaften beschäftigt hat, zum Gegenstande und lassen erkennen, 
daß die Frage in Amerika mit denselben Schwierigkeiten zu kämpfen hat wie bei 
uns. Ja, dafi diese Schwierigkeiten sich noch wesentlich durch die örtlichen Ver- 
hältnisse verschärfen. Doch läßt sich nicht verkennen, daß man in Amerika sehr 
ernstliche Bemühungen macht, um dem Übel zu begegnen. Zahlreiche Staaten — 
im ganzen 14 — haben gerade in den letzten Jahren gesetzliche Bestimmungen 
gegen die Verlassung der Familie erlassen. In dem zweiten Buch ist am Schluß 
der Wortlaut dieser Gesetze abgedruckt 
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Die Arbeit von Lilian Brandt ist dadurch besonders wertvoll, dafi die Er- 
örterung auf der Grundlage eines verhältnismäßig reichhaltigen Materials aufgebaut 
ist. Es wurde eine Erhebung unternommen, an der sich 25 führende Charity 
Organization Societies und ähnliche Einrichtungen in den bedeutendsten Städten 
beteiligten, die im ganzen über 574 Fälle sehr individuell gehaltene Auskunft gaben. 
Die meisten Nachrichten entfallen naturgemäß auf New-York mit 179, Philadelphiar 
mit 80, Boston mit 64 usw. Der Wert dieser Berichte ist ungleich, doch sind sie 
im ganzen wohl geeignet, eine soziale Betrachtung des Problems zu ermöglichen. 
So wird nachgewiesen, daß in den 574 Fällen 574 Frauen und 1665 Kinder hilflos 
zurückgelassen wurden, von denen die ganz überwiegende Zahl unter 14 Jahre 
alt war. In der Hauptsache kommen durchschnittlich drei Familienangehörige auf 
den Haushalt; doch finden sich nicht ganz wenige Fälle mit mehr als 4 bis zu 11 
Kindern. Bei der Betrachtung des Alters der Eheleute zeigt sich, daß sehr viele 
von den Ehen in einem unverhältnismäßig Jungen Alter geschlossen worden sind 
und daß die Mehrzahl der Fälle der Verlassung in den ersten 5 Jahren nach der 
Eheschließung eintrat. Auch zeigt sich das zu erwartende Ergebnis, daß Unmäßigkeit, 
Trunksucht, Liederlichkeit usw. in überwiegendem Maße die Schuld an der Auf- 
lösung der Familie tragen, ohne daß dabei die Wirkung besonderer Charakter- 
eigenschaften oder auch in gewissen Fällen die Eigenschaften der Frau ganz außer 
Betracht bleiben. 

Die Verfasserin greift aus den 574 Fällen zwei besonders typische heraus, 
von denen der eine zeigt, daß auch die bestgemeinten Bemühungen der Privat- 
Wohltätigkeit für die verlassenen Angehörigen scheitern, wenn die Frau nicht Halt 
oder Einsicht genug besitzt, den ihr gegebenen Anweisungen zu folgen, sondern 
— was die Örtlichen Verhältnisse allerdings begünstigen — von einer Wohltätigkeits- 
gesellschaft zur andern geht, zwischendurch auch wohl etwas arbeitet, bis sie eine 
ihr zusagende Form der Unterstützung findet. In dem angeführten Falle wurde 
schließlich die Familie aufgelöst, die Kinder in Außenpflege gegeben und die Frau 
sich selbst überlassen. Der zweite Fall veranschaulicht die guten Resultate, die 
ein vernünftiges Zusammenwirken von Gesetz und Familie zur Folge hat. Hier 
konnten Maßregeln gegen den Familienvater ergriffen werden, die Familie wurde 
zusammengehalten und unabhängig gemacht. 

In der Regel liegen die Verhältnisse nach dem Fortgehen des Mannes so, daß 
die Frau und die erwerbsfähigen Kinder sich durch Arbeit den erforderlichen Unter- 
halt zu schaffen suchen; die Frauen arbeiten gewöhnlich als Wäscherinnen, Auf- 
wärterinnen, Näherinnen, teils in, teils außer dem Hause. Ungefähr ein Siebentel 
der Verlassenen wandte sich gleich an^die Armenpflege, teils, weil ihr körperlicher 
Zustand sie am Arbeiten verhindert, teils, weil sie schon daran gewöhnt waren, in 
derlei Situationen fremde Hilfe in Anspruch zu nehmen. In der Regel jedoch 
arbeiten die Frauen so lange sie nur können, bis sie durch Arbeitsunfähigkeit«. 
Erkrankung der Kinder oder sonstige Mißstände gezwungen sind, Armenpflege in 
Anspruch zu nehmen, während der Mann, der meist arbeitsfähig aber nicht arbeits- 
willig ist, beizeiten allen Schwierigkeiten aus dem Wege geht, und seine Frau oft 
in den traurigsten Verhältnissen zurückläßt. Was mit der aller Mittel entblößten 
Familie geschieht, hängt mehr oder weniger davon ab, was die von ihr angerufene 
Wohltätigkeitsgesellschaft für sie tut. Wenn es irgend möglich und zweckmäßig: 
ist, so wird selbstverständlich versucht, den Haushalt wiederherzustellen und eine 
Versöhnung herbeizuführen, doch sind in dieser Richtung liegende Bemühungen nur 
in 15 Fällen gelungen, während sie in 83 Fällen scheiterten. Für 888 Fälle sind 
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die Gründe aufgeführt, die von einem Versöhnungs versuch haben absehen lassen: 
in 122 Fällen besserten sich die häuslichen Verhältnisse durch das Portgehen des 
Mannes, in 207 Fällen war sein Aufenthaltsort unbekannt, in 29 trat Versöhnung 
ohne fremde Vermittlung ein, in den übrigen Fällen mußte aus anderen Gründen 
von der Vermittlung abgesehen werden. In vielen Fällen, z. B. wenn der Mann als 
Trinker oder Müßiggänger nichts zum Unterhalt der Familie beitrug und die 
Familienverhältnisse ohnehin völlig zerstört erschienen, mußte es im Interesse einer 
verständigen Privatwohltätigkeit liegen, der Rückkehr des Mannes in den Haushalt 
der Familie sich entgegenzustellen. 

Von 69 zur Zahlung eines wöchentlichen Unterstützungsbeitrags verurteilten 
Familienvätern leisteten nur 40 der Aufforderung Folge, 26 davon nur unregelmäßig 
und auf kurze Zeit. Für 802 Fälle wurde eine gerichtliche Entscheidung nicht 
herbeigeführt, und zwar in 24 Fällen, weil Versöhnung eintrat, in 15, weil die Frau 
sich weigerte, den Mann zu verklagen; 18 Männer zahlten freiwillig geringe Unter- 
stützungen für ihre Kinder, 228 konnten nicht belangt werden, weil ihr Aufenthaltsort 
unbekannt war oder ein anderer Staat sie nicht auslieferte usw. Hierzu wird be- 
merkt, daß ein energischer Versuch zur Auffindung solcher Familienväter selten 
und nur in solchen Fällen unternommen wird, in denen der FamUie wirklich dadurch 
geholfen werden kann. — Schließlich ist noch in 547 Fällen die Art der Unter- 
stützung der bedürftigen und verlassenen Familien angegeben: 292 wurden bis zur 
Erlangung eigener Unabhängigkeit vorübergehend im eigenen Heim unterstützt,. 
62 vorübergehend gänzlich von der Armenpflege übernommen; in 40 Fällen wurden 
1 oder mehrere Kinder von der Armenpflege übernommen und in Anstalts- oder 
Familienpflege gegeben, in 50 wurde der Haushalt gänzlich aufgelöst, in 81 die 
verlassene Frau dauernd unterstützt. — Am Schlüsse des Berichts geht die Ver- 
fasserin noch auf die Ursachen der Family Desertion im allgemeinen ein, die durch 
kein Gesetz völlig abzuschaffen sei. Freilich könne ein gutes Gesetz durch die in 
ihm liegende abschreckende Wirkung einem allzugroßen Überhandnehmen dieser 
traurigen Erscheinung entgegenwirken; die Mittel, sie allmählich ganz zum Ver- 
schwinden zu bringen, lägen dagegen allein auf vorbeugendem Gebiete. Leichtere 
Arbeitsbedingungen und ausreichende Arbeitsgelegenheit, namentlich aber eine auf 
Festigung des Charakters ebenso wie auf gründliche Ausbildung gerichtete Jugend- 
erziehung, seien die Voraussetzungen, unter denen der Typus des pflichtvergessenen. 
Mannes und der durch ihre wirtschaftliche Untüchtigkeit auch nicht schuldlosen 
verlassenen Frau allmählich verschwinden könne. 

Die Arbeit von Bald w in gründet sich auf ein sehr sorgfältiges Studium der 
in den einzelnen Staaten ergriffenen gesetzlichen Maßnahmen gegen die Verlassung 
der Familie und erhält ihren Hauptwert dadurch, daß Baldwin in kenntnisreicher 
und vorsichtiger Weise die Wirkungen der Gesetzgebung vergleicht und die damit 
erzielten Erfolge untersucht. Von den bisher erlassenen Bestimmungen erstrecken 
sich 80 auf Frau und Kinder, 14 nur auf die Kinder. Die im Laufe der letztea 
4 Jahre getroffenen Maßnahmen (im ganzen 14) beziehen sich mit alleiniger Aus- 
nahme New-Yorks sämtlich auf Frau und Kinder. Das im vorigen Jahre in New-York 
erlassene Gesetz stellt die Vernachlässigung der Unterhaltspflicht den Kindern 
gegenüber als Verbrechen (felony) hin und verlangt die Auslieferung des pflicht- 
losen Vaters; die Pflichten gegen die Ehefrau werden darin Jedoch nicht erwähnt. 
Die Schwere des Vergehens wird in den verschiedenen Staaten verschieden auf- 
gefaßt und bestraft, und demgemäß Auslieferung des schuldigen Familienhaupte& 
nur in einigen Staaten verlangt. 
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An der Hand dieses Materials macht ßaldwin Vorschläge für einen Gesetz- 
entwurf, der alle erfahrungsgemäß erforderlichen Maßnahmen in sich schließt und 
dessen Inhalt im wesentlichen ist: Jeder Vater oder Ehemann, der ohne gesetzliche 
Berechtigung die Unterhaltspflicht gegen seine bedürftigen Angehörigen — Frau — 
Kinder unter 16 Jahren — vernachlässigt oder sich ihnen gänzlich entzieht, is.t von 
Staat zu Staat auszuliefern und mit einer Geldstrafe bis zu 500 $ oder Gefängnis 
mit Zwangsarbeit bis zu 8 Jahren, oder beidem, zu bestrafen. Die Geldstrafe soll 
ganz oder teilweise den verlassenen Angehörigen zufließen und entweder der Frau 
oder dem Vormund der Kinder übergeben werden. An Stelle der Bestrafung soll, 
den Umständen und der Brwerbsfähigkeit des Angeklagten entsprechend, dem 
Gericht das Recht zustehen, den Angeklagten auf ein Jahr zur Zahlung einer in 
wöchentlichen Raten von 1—10 $ (in der Regel 8, 4, 5 |) zu entrichtenden Summe 
an seine Frau oder den Vormund seiner Kinder zu verurteilen und nach pünkt- 
licher Zahlung dieser Summe von weiterer Bestrafung abzusehen. 

I. D. Österreich. 

Berieht des Landesausschusses des Erzherzogtums Österreich n. d. Enns über 
seine Amtswirksarokeit vom 1. Juli 1908 bis 80. Juni 1904. Via. Wohl- 
fahrtsangelegenheiten. 707 S. Wien 1905. 

Der umfangreiche Bericht gibt einen Überblick über die Wirksamkeit aller von 
Niederösterreich getroffenen Wohlfahrtseinrichtungen. Er zeigt deutlich, wie sehr 
man auch in Osterreich bemüht ist, die Wohlfahrtspflege immer mehr nach der vor- 
beugenden Seite auszugestalten, neben Binrichtungen, die allein der Pflege und Unter- 
stützung Kranker und Hilfsbedürftiger dienen, auch solche ins Leben zu rufen, die 
durch die Schaffung besserer Lebensbedinguugen dem Eintritte der Hilfsbedürftigkeit 
vorzubeugen suchen, und dadurch „eine sich nicht mehr an einzelne, sondern an die 
Gesamtheit wendende Fürsorge zur tunlichsten Hintanhaltung aller der sittlichen, 
körperlichen und wirtschaftlichen Entwicklung des Volkes schädlichen Einflüsse zu 
organisieren*. Hierher gehören in erster Linie die Maßregeln zur Bekämpfung der 
Tuberkulose und die Einrichtungen zur Pflege und Erziehung der Findel- und Waisen- 
kinder, die denn auch in dem Bericht einen großen Raum einnehmen, dann ferner 
die Maßregeln zur Bekämpfung der Trunksucht und die mehr allgemeinen, auf Unter- 
stützung der Genossenschaften gerichteten Maßnahmen der Landesverwaltung zur 
Förderung des Gewerbe- und Handwerkerstandes. 

Eine besonders eingehende Darstellung haben in der ersten Gruppe namentlich 
die Tageserholungsstätten erfahren, eine Einrichtung, die auch bei uns unter 
dem Namen „Walderholungsstätten* bekannt ist, und deren besonderer Wert darin 
liegt, daß sie bei nicht allzu großen Kosten die Teilnahme einer verhältnismäßig 
großen Zahl von Personen ermöglicht. In Niederösterreich sind nach und nach drei 
solcher Erholungsstätten entstanden, die sämtlich in unmittelbarer Nähe von Wien 
in waldiger Gegend gelegen sind und ausschließlich der Aufnahme von Kindern 
dienen. Sie sind während des ganzen Sommers Wochentags von 8 Uhr morgens 
bis 7 Uhr abends, Sonntags bis 2 Uhr geöffnet und bieten im ganzen 1000 Kindern 
Raum. Die Erholungsstätten stehen unter ständiger Aufsicht eines Arztes, der die 
Kinder bei der Aufnahme und der Entlassung zu untersuchen und außerdem tägliche 
Sprechstunde abzuhalten hat; die Bewirtschaftung ist dem Verein „Kiuderscbutz- 
stationen* übertragen worden. Für volle Verpflegung ist täglich 1 Krone zu zahlen. 
Unbemittelte erhalten Preisermäßigungen bezw. Freiplätze. Ein Bericht liegt nur 
von zwei Erholungsstätten vor, da die dritte erst am Ende des Berichtsjahres, Juni 
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1904, dem Betrieb übergeben worden ist. In beiden Anstalten, von denen eine für 
Knaben nnd eine für Mädchen bestinunt ist, sind w&hrend des ersten Berichtsjahres 
461 Kinder aufgenommen nnd an 20666 Verpflegungstagen verpflegt worden. Die 
Kinder standen sämtlich in schulpflichtigem Alter von 7 — 14 Jahren; lungenkranke 
und mit anderen ansteckenden Krankheiten behaftete Kinder sind von der Aufnahme 
ausgeschlossen. Die in den Erholungsstätten gemachten Erfahrungen sind außer- 
ordentlich günstig; fast durchweg wurden bei den meist sehr schwächlichen und 
blutarmen Kindern hohe Gewichtszunahmen verbunden mit einer Besserung des 
Allgemeinbefindens erzielt. Die Verpflegungsdauer betrug bei der Mehrzahl der 
Kinder sechs Wochen, Jedoch wurde Wert darauf gelegt, sie bei wirklich kränklichen 
Kindern möglichst auszudehnen. Die täglichen Verpflegungskosten beliefen sich für 
jedes Kind auf durchschnittlich 68 Va Heller, doch hofft man sie in Zukunft erheblich 
herabsetzen zu können. 

Von den übrigen Gegenständen des Berichts ist noch die Einrichtung der 
Kinderheime erwähnenswert, die im Jahre 1900 gegründet sind imd der Aufnahme 
von Findel- und Waisenkindern dienen. Die Einrichtung ist dem englischen System 
der Scattered homes nachgebildet und besteht darin, daß Je 8 — 12 Kinder beiderlei 
Geschlechts und Jeder Altersstufe in kleinen Bauemwirtschaften durch ein vom 
Landesausschusse ausgewähltes tüchtiges Ehepaar unter Aufsicht eines lokalen Über^ 
wachungskomitees gepflegt und erzogen werden. Man will durch die Gründung dieser 
Heime einem sehr fühlbaren Bedürinisse abhelfen, das sich in Österreich durch den 
Mangel an tauglichen Pflegeparteien für die in Außenpflege zu gebenden Kinder 
immer stärker herausgebildet hat. Der Grund für diesen Mangel liegt hauptsächlich 
in der den Jetzigen Lebensverhältnissen nicht mehr entsprechenden Entlohnung, die 
für ein Kind im ersten Lebensjahre monatlich nur 12 Kronen, für ein über zwei Jahre 
altes Kind sogar nur 8 Kronen beträgt. Am Ende des Berichtsjahres waren vier Kinder- 
heime in Betrieb, ein fünftes war im Bau begriffen. — Man hat bisher mit den 
Heimen durchwegs gute Eriahrungen gemacht; für die heute wieder viel umstrittene 
Frage, ob Anstalts-, ob Familienerziehung vorzuziehen sei, kann dieses in Österreich 
übrigens mehrfach zur Anwendung kommende Gruppensystem als ein brauchbares 
Hilfsmittel gelten. 

I. E. Schweiz. 

Freiwillige nnd Einwohnerarmenpflege der Stadt Zflrich. VI. Verwaltungs- 
bericht vom 1. Januar bis 81. Dezember 1904. — Die Freiwillige und Einwohner- 
armenpflege ist mehr als lediglich ein privater Wohltätigkeitsverein und erfüllt 
geradezu die Aufgabe, die in Deutschland der Gemeindearmenpflege in Erfüllung 
der vorläufigen Fürsorgepflicht obliegt. Da die Stadt Zürich nur für die bei ihr 
verbürgerten Personen zu sorgen verpflichtet ist, ergibt sich die fühlbare Lücke 
für die nicht verbürgerten, fremden Gemeinden und Kantonen angehörigen Personen 
und für Ausländer. Hier tritt die genannte Institution ein. Ihr Gesamtaufwand 
betrug im Jahre 1904 855884 Franks; hiervon wurden von Heimatgemeinden nahe 
an 164000 Franks zurückerstattet. Private zahlten 47250 Franks, die Staatskasse 
21684 Franks. Die Unterstützung aus den eigenen Mitteln des Instituts betrug 
128726 Franks. Davon entfielen auf die Stadt Zürich 28116 Franks, den Kanton 
Zürich 17862 Franks, das Ausland 14660 Franks (Deutschland allein 9228 Franks) usw. 

Von besonderem Interesse sind die Mitteilungen über die Reorganisationsarbeiten 
in der Verwaltung, das Informationswesen und Inspektorat betreffend. Das Informations- 
wesen war wiederholt bemängelt worden und zwar lag der Hauptübelstand darin. 
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daß die verschiedenen Informatoren zugleich Kanzlisten der audienzgebenden Sekretäre 
waren, infolgedessen häufig in den betreffenden Bureaus während der Audienz 
anwesend waren und so die Diskretion der Verhandlungen störten. Dieser Unzu- 
träglichkeit wurde dadurch abgeholfen, daß sämtliche Informatoren in einem be- 
sonderen Bureau imter einem Inspektor als Chef des Informationswesens vereinigt 
wurden, von diesem alle Aufträge und Instruktionen entgegennehmen, ihm auch alle 
fertige Arbeit abliefern. Der Inspektor prüft die von den Klienten erhobenen Be- 
schwerden über die Ergebnisse der Erhebungen der Informatoren, wodurch erreicht 
wird, daß in den Akten zuverlässige, der Wahrheit entsprechende Angaben über die 
Verhältnisse der Unterstützten niedergelegt werden. Er besorgt weiter die Erhebungen 
in besonders schwierigen und diskret zu behandelnden Fällen, da erfahninq:sgemäfi 
einem höheren Beamten größeres Vertrauen entgegengebracht wird als einem ge- 
wöhnlichen Informator. — Die Haupttätigkeit des luspektors liegt indessen auf dem 
Gebiete der ständigen Kontrolle derjenigen Armenfälle, die einer solchen fortgesetzt 
engeren Berührung mit der Armenpflege im Interesse ihrer richtigen Behandlung 
und Emporführung in bessere Verhältnisse durchaus bedürfen. In dieser Ausdehnung 
der Tätigkeit des Bureaus nach außen hat der Inspektor ein reiches Arbeitsfeld. — 
Eine weitere sehr wichtige Neuerung ist die Ernennung einer w eiblichen Kraft, d.h. 
einer ständigen Berufsarmenpflegerin, als den Sekretären gleichgestellte Inspektorin; 
sie soll besonders auf dem Gebiete der pflegerischen Behandlung der Unterstützungs- 
fälle wirksam sein. „Die Aufsichtskommission — heißt es in dem Bericht — kam 
zu der Überzeugung, daß in Fällen von Mißwirtschaft der Frau, von mißlichen häus- 
lichen Verhältnissen überhaupt, von unzulänglicher Kindererziehung, die Aktion der 
Armenpflege durch eine qualifizierte weibliche Kraft sehr bedeutend verbessert wird. 
Die Erkenntnis der armutserzeugenden Momente wird verfeinert und vertieft und die 
Möglichkeit der Sanierung solcher Fälle wesentlich vermehrt. Insbesondere gewinnt 
die individualisierende Behandlung gegenüber der bisherigen durch ausschließlich 
männliche Berufs-Armenpfleger. Auch wird dadurch eine genauere Kontrolle über 
die Verwendung der geleisteten Unterstützung ermöglicht. Es kann sogar gegebenen- 
falls durch rechtzeitige Instruktion, Beeinflussung und Beratung seitens dieser Armen- 
pflegerin verhindert werden, daß die Unterstützungsbedürftigkeit eine dauernde wird. 
Früher etwa als aussichtslos taxierte Fälle lassen sich so möglicherweise erkennen 
und sanieren. "* 

II. C. Private Wohltätigkeit. 

Historische Fragmente und Essays Aber die Entstehang der Genfer Konventioii 

nnd des Roten Kreuzes. Nach alten und neuen authentischen Quellen. 

93 S. München, Seitz und Schauer. 1905. 

Das vorliegende Buch will nicht eine Geschichte der Gründung des Roten 

Kreuzes geben; es enthält vielmehr, wie übrigens auch der Titel sagt, die Darstellung 

einer Reihe von Episoden nach angeblich authentischen Quellen, deren Ursprung 

nicht näher angegeben ist. Die Episoden gehören der Zeit der Entstehung an und 

sind, ziemlich lose aneinander geknüpft, nur wenig geeignet, dem Unkundigen einen 

Einblick in den großen Gedanken des Roten Kreuzes zu geben. In durchaus 

feuilletonistisclicr Form wird namentlich über die persönlichen Erlebnisse berichtet, 

die der Begründer des Roten Kreuzes, Henri Dunant, zu der Zeit als er seinen 

Bestrebungen Eingang zu verschaffen suchte, hauptsächlich bei den regierenden 

Häuptern und andern einflußreichen Persönlichkeiten gehabt hat; Jedes Wort, das 

er mit diesen hohen und höchsten Herrschaften gesprochen hat, wird gewissenhaft 
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^edergegeben, ohne dafi in tatsächlicher Beziehung über Entstehung und Wirken 
des Roten Kreuzes irgend etwas neues gesagt wird. Bezeichnend hierfür sind schon 
die Überschriften der einzelnen Kapitel, wie: Güte und Wohlwollen des Hofes zu 
Wien. — Glückliche Folgen eines Diners beim preußischen Minister des Innern. — 
Seelengröße der Kaiserin Augusta usw., die in der Form an die Überschriften irgend 
eines sensationellen Hofromans erinnern. Wir vermögen der Schrift weder 
literarischen noch wissenschaftlichen Wert beizumessen. 

II. E. Terbindung^ der Wohltätigkeits-Bestrebungen. 

Städtische und prirate Wohlfabrtselnriohtiingen der Städte KOln, Mülheim am 
Rhein nnd Kalk. Herausgegeben von der Vereinigung „Rechtsschutzstelle 
für Frauen, Köln". Zusammengestellt von Mathilde Scholl. 180 S. Köln, 
Selbstverlag der Rechtsschutzstelle, 1905. 

Auch in Köln machte sich der Mangel einer übersichtlichen Zusammenstellung 
der Wohlfahrtseinrichtungen, vor allem in der Rechtsschutzstelle, oft empfindlich 
fühlbar. Die mit der Rechtsfrage eng zusammenhängenden Fragen nach Unterkunft, 
Erwerbsmöglichkeiten, Untenveisung usw. konnten bisher nur aus verschiedenen 
Büchern nach langem Suchen, oft ungenau, nur teilweise oder gar nicht beantwortet 
werden. Aus dem Wunsche, diesem Mangel abzuhelfen, entstand das vorliegende 
Buch, das die mannigfachen Einrichtungen aufzählt, die in Köln, seinen Vororten 
und Nachbarstädten zum Wohle der Bevölkerung geschaffen worden sind. Das Buch 
weist 600 Nummern auf, wobei allerdings zu bemerken ist, daß der Rahmen weiter 
gefaßt ist, als es bei den neuerdings erschienenen Auskunftsbüchem der Fall ist. So 
sind z. B. aufgenommen die städtische Sparkasse, das Leihhaus, der Feuerbestattungs- 
verein, der deutsche Privatbeamtenverein, die Stipendien für Studierende usw. 

Der Inhalt des Buches gliedert sich in fünf große Abteilungen: 

A. Städtische Wohlfahrtseinrichtungen in Köln. 

B. Private Wohlfahrtseinrichtungen in Köln. 

C. Wohlfahrtseinrichtungen in den Vororten. 

D. Wohlfahrtseinrichtungen in Mülheim a. Rh. 

E. Wohlfahrtseinrichtungen in Kalk. 

In der 2. Abteilung B findet man die UnterabteUungen: 
I. Nichtkonfessionelle Wohlfahrtseinrichtungen (a. Anstalten für Kranke usw., 

b. c. d.). 
II. Konfessionelle Einrichtungen (a. Altkatholische, b. Evangelische, c. Israeli- 
tische, d. Katholische; darunter jedesmal Anstalten, Schulen usw.). 
Die Übersicht in dieser Form zu geben, unterliegt für die praktische Verwend- 
barkeit entschiedenen Bedenken, da man bei derartiger Einteilung niemals einen 
zusammenhängenden Überblick über die gesamten Einrichtungen gewinnt, sondern 
genötigt ist, an mehreren Stellen nachzuschlagen, um sämtliche Einrichtungen einer 
bestimmten Kategorie kennen zu lernen. Auch folgt aus dieser Anordnung notwendig 
die alphabetische Aufzählung aller Einrichtungen einer Unterabteilung; wohin aber 
eine derartige mechanische Aufzählung führt, möge folgendes Beispiel veranschau- 
lichen: Unter der Rubrik B. 1. d. (private nichtkonfessionelle Vereine) sind auf S. 55 ff. 
folgende Vereine nacheinander aufgeführt: Allgemeiner Deutscher Frauen verein, 
Allgemeiner Deutscher Schulverein, Bayern-Verein, Bazar- Verein, Beamten- Wohnungs- 
verein, Brockensammlung, Bund deutscher Bodenreforraer, Cigarren-Abschnitt-Sammel- 
verein, Kölner Bezirksverein der Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger usw. Dieses 
Beispiel wird die Vorzüge systematischer Anordnung unschwer erkennen lassen. 
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Bbenso ist die alphabetische Anordnung aus der zufälligen Namensbezeichnung unzweck- 
mäßig, so daß beispielsweise S. 57 ff. eine große Zahl von Veranstaltungen ver- 
schiedenster Art im alphabetischen Zusammenhang nur deswegen aufgeführt werden, 
weil die Bezeichnung mit dem Worte „Kölner* anfängt, also Kölner Bezirks verein» 
Kölner Blindenverein, Kölner Frauenbildungsverein usw., während selbstverständlich 
bei alphabetischer Anordnung die sachliche Bezeichnung maßgebend sein muß, also 
die hier genannten Veranstaltungen unter B, Blindenfürsorge, F, Frauen-Fortbildung, 
H, Heilstätten usw. hätten eingeordnet werden müssen. Dasselbe gilt nun auch für 
das alphabetische Namen- und Sachregister, wo z. B. zwei Seiten mit dem Stichwort 
.Unterstützung** gefüllt sind, worauf es doch bei allen Wohltätigkeitsveranstaltungen 
hinauskommt, während ein richtiger Nachweis die Einrichtungen unter den betreffenden 
sachlichen Bezeichnungen einordnen müßte. Da dies im übrigen in der Nachweisung 
geschehen ist, so können diese Doppelt-Nachweisungen ohne Schaden fortfallen. 
Bin anderes Bedenken ist gegen die Vermischimg der Wohlfahrts- und Wohltätig- 
keitsveranstaltungen zu erheben, die nicht nur aus formellen Gesichtspunkten, sondern 
auch im Interesse sozialer Einsicht sorgfältig geschieden werden müßten. 

Wir halten gleichwohl auch die Herausgabe dieses Buches für ein wertvoUes 
Hilfsmittel bei der Übung von Armen- und Wohlfalirtspflege, glauben aber doch für 
eine etwaige zweite Auflage die geltend gemachten Bedenken der Beachtung empfehlen 
zu sollen. 

T. Fürsorge für Gebrechliche. 

Monslgnore Domlnlkns Bingelsen, Superior in Ursberg. Eine Lebensskizze von 
Joseph Pemsel. 1904. — Bericht über die Ursberger Anstalten. 1905. 
Die Ursberger Anstalten haben sich aus kleinen Anfängen heraus ailmählicb 
zu einem großartigen Liebeswerk entwickelt, das seine Fürsorge Schwachsinnigen» 
Blinden, Taubstummen, Epileptikern und Krüppeln ohne Unterschied des Geschlechts 
zuwendet und diesen in besonders hierfür eingerichteten Anstalten Pflege, Erziehung 
und Unterricht gewährt. Der Begründer war der verstorbene Geistliche Superior 
Dominikus Ringeisen, der im Jahre 1884 die erste Anstalt für schwach- 
sinnige Knaben in Ursberg eröffnete und seitdem mit unermüdlicher Hingabe an 
dem Ausbau des Werks, dem er bis zu seinem Tode vorstand, gearbeitet hat. Die 
vorliegende Skizze von Joseph Pemsel gibt ein Bild von dem Leben und Wirken 
dieser Persönlichkeit, das durch zahlreiche Abbildungen der einzelnen Anstalten 
vervollständigt wird. — Ringeisens Wirksamkeit entsprang ganz und gar dem 
Gefühl des Mitleids, das bei ihm in seltener Weise ausgebildet war, nicht des 
tatenlosen Mitleids, das nichts weiter als ein Mitleiden ist, sondern des tatkräftigen, 
das ein Ansporn zu werktätiger Hilfe ist. Ein kleiner vollkommen blöder Knabe^ 
den er in völliger Hilflosigkeit auf der Straße fand und für den er vergeblich an 
verschiedenen Stellen Aufnahme erbat, wurde für ihn der Anstoß zur Gründung 
seiner ersten Anstalt, und als er selbst schwer krank damiederlag und an seinem 
eigenen Körper das Elend der Gebrechlichen erfuhr, ging er daran einen Plan aus- 
zubauen, wie er diesem Elend abhelfen konnte. In dieser Zeit schuf er das, was 
er selbst als sein Lebenswerk bezeichnet, das Kloster Ursberg mit der St. Josephs- 
Kongregation, einer eigenen Schwesternschaft, der er die Leitung des gesamten 
von ihm aufgebauten Liebeswerks übertrug. — Der Anstalt für schwachsinnige 
Knaben folgte sehr bald die Gründung eines Blindenheims, das den aus den Untere 
richtsanstalten entlassenen Blinden Arbeit und Erwerb, Fortbildung und Versorgung 
sichern soUte, ein Taubstummenheim, eine Anstalt für Epileptische und ein Krüppel- 
heim. Ringeisen wollte in erster Linie Anstalten für solche Pfleglinge schaffen. 
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für die es noch keine Anstalten gab und die in anderen Anstalten nicht auf- 
genommen wurden. Neu war auch für Bayern sein Gedanke, eine Landkranken- 
pflege zu organisieren. Für Kranke und Erholungsbedürftige richtete er das so- 
genannte Krumbad und mehrere Erholungsheime ein, und um der Trunksucht zu 
steuern, setzte er sich in den Besitz von vier Gasthäusern, aus denen er Muster- 
wirtschaften zu schaffen und so im kleinen eine Wirtshausreform durchzuführen 
▼ersuchte. Weit über den Rahmen einer bloflen Versoi^gung für Kranke und Ge- 
brechliche hinaus geht auch sein mehr sozialpolitisch gerichteter Versuch, den 
armen Bewohnern des Donaumooses, die mit ihren Korbwaren im ganzen Lande 
herumziehen mußten, dadurch zu einem seßhaften, sittlich und wirtschaftlich ge- 
sicherten Leben zu verhelfen, daß er in Karlshuld eine Fabrik für Korbwarenindustirie 
einrichtete. — In den Ursberger Anstalten sind gegenwärtig untergebracht : 958 Schwach- 
sinnige, 125 Blinde, 103 Taubstumme, 183 Epileptische und 64 Krüppel; doch wird 
bemerkt^ daß die Anstalten noch immer nicht dem großen Bedürfnis genügen 
können und daß z. B. von den in der Zeit von Januar bis August 1905 eingelaufenen 
761 Aufnahmegesuchen nur 187 genehmigt^ 624 aber wegen Platzmangels abgelehnt 
werden mußten. — Für den Unterricht der bildungsfähigen Pfleglinge sind besondere 
auf das Gebrechen der einzelnen Rücksicht nehmende Schulen eingerichtet, wie 
Schulen für Blinde und Taubstumme, für Schwachsinnige und mit Sprachfehlern 
Behaftete u. a. Um für diese Schulen stets taugliche Lehrkräfte zu haben, ist 
eine LehrerinnenbUdungsanstalt errichtet worden, die gegenwärtig 63 Schülerinnen 
zählt. — Alle Pfleglinge, die beschäftigt werden können, finden in den Anstalten 
eine ihren Kräften entsprechende Arbeit. Einige werden in der Küche und der 
Wäscherei, in den Stallungen, im Garten und in der Landwirtschaft, die meisten 
in besonders hierfür eingerichteten Werkstätten (Wagnerei, Tischlerei, Schlosserei, 
Sattlerei, Schusterei, Korbmacherei, Buchbinderei, Ziegelei usw.) beschäftigt, die 
Mädchen erhalten besonderen Handarbeitsunterricht. Eine eigene Brauerei, Bäckerei 
und Schlächterei, sowie eine Mühle sorgen für die unmittelbarsten Bedürfnisse der 
Anstalten. Der Pflege kranker Zöglinge dieat ein eigenes Kraukenhaus. — Die 
Anstalten tragen streng katholischen Gbarakter, doch ist die Aufnahme Anders- 
gläubiger nicht ausgeschlossen. Der St Josephs-Koogregation gehören gegenwärtig 
405 Schwestern und 145 Postulantinnen an. 

Tl. Fürsorge für Kinder. 

Staüstik über die Ffirsorgeerilehnng Mindei;JIhriger und über die Zwangserziehung 
Jugendlicher für das Rechnungsjahr 1902 und 1903. Bearbeitet im Königlich 
Preußischen Ministerium des Innern. Berlin 1904/05. 

Das Ministerium des Innern hat seit dem Inkrafttreten des Fürsorge- Erziehungs- 
gesetzes alljährlich Berichte über Einführung und Handhabung des Gesetzes ver^ 
öffentlicht, die neben den Einzelberichten der Oberpräsidenten und Landesdirektoren 
zusammenfassende statistische Nachweisungen über die Persönlichkeit der Zöglinge, 
die häuslichen Verhältnisse der Eltern und Geschwister und die gesamten Kosten 
enthalten. Wir haben den ersten dieser Berichte (für das Jahr 1901) in Heft 5, 
1903 angezeigt und sind dabei ausführlich auf die das Gesetz vorbereitenden Maß- 
regeln imd auf die der Überweisung zugrunde liegende Rechtsprechung eingegangen. 
Die beiden vorliegenden Berichte lassen in bezug auf die ganze Lagerung der Ver- 
hältnisse keine sonderlichen Abweichungen erkennen. Noch immer wird hervor- 
gehoben, daß die Unterbringung der schulpflichtigen und noch nicht schulpflichtigen 
Zöglinge sich leicht vollziehe und sich stets geeignete Anstalten und Familien in 
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ausreichender Zahl finden, daß dagegen die Unterbringung der Schulentlassenen 
mit großen Schwierigkeiten verbunden sei. Die bestehenden öffentlichen Anstalten 
reichten nach Zahl und Einrichtung für diese Zöglinge nicht aus, und die Privat- 
anstalten seien häufig ihrer ganzen Einrichtung nach nicht im stände, der neuen 
Aufgabe gerecht zu werden, so daß die Kommunalverbände schon mehrfach besondere 
Anstalten für die älteren Zöglinge errichtet und die Errichtung neuer in Aussicht 
genommen hätten. Besondere Schwierigkeiten mache die Unterbringung der älteren 
weiblichen Zöglinge, die fast durchweg der Unzucht ergeben seien. 

Im ganzen ist die Zahl der neuen Überweisungen in Fürsorgeerziehung gegen 
das erste Jahr erheblich zurückgegangen, sie betrug im Jahre 1902 6196, im Jahre 
1903 6523 gegen 7787 im ersten Jahre. Es ist also namentlich im zweiten Jahre 
eine recht bedeutende Abnahme zu erkennen, während das Jahr 1903 wieder eine 
geringe und darum wohl bedeutungslose Steigerung gegen das Vorjahr aufweist. 
Die Gründe für diese so schnell kaum erwartete Abnahme werden namentlich in 
dem zweiten Bericht sehr eingehend erörtert; sie wird hauptsächlich darauf zurück- 
geführt, daß einerseits im ersten Jahre unter den vorhandenen verwahrlosten und 
gefährdeten Jugendlichen gründlich aufgeräumt sei und dadurch naturgemäß die 
Zahl der der Fürsorge-Erziehung Bedürftigen abgenommen habe, und daß anderer- 
seits die Furcht vor der drohenden Fürsorgeerziehung die Eltern antreibe, der Er- 
ziehung ihrer Kinder größere Sorgfalt zu widmen. Daß die Fürsorge-Erziehung von 
Eltern und Kindern als eine harte, tief einschneidende Maßregel empfunden werde^ 
gehe einmal aus den zahlreich einlaufenden Eingaben um Aufhebung der Maßregel 
hervor, die in der Regel von dem Versprechen begleitet seien, von nun an auf die 
Erziehung größere Sorgfalt zu verwenden, dann aber auch aus der großen Zahl der 
Entweichimgen. Es sei eine — übrigens auch in anderen Ländern gemachte — 
Erfahrung, daß Zöglinge, namentlich solche, die das Gefängnisleben schon kennen 
gelernt haben, schwere Straftaten (Diebstahl, Brandstiftung u. a.) begehen, nur um 
die drohende Fürsorgeerziehung mit dem Gefängnis zu vertauschen. — Mit Ent- 
schiedenheit tritt dagegen der Bericht der Auffassung entgegen, daß die Recht- 
sprechung des Kammergerichts hemmend auf die Stellung der Anträge und auf die 
Anordnung der Fürsorgeerziehung einwirke und dadurch die Abnahme der Über- 
weisungen verursache. Es sei seinerzeit, um das Zustandekommen des Gesetzes 
überhaupt zu sichern und mannigfachen Gegengründen die Spitze abzubrechen^ 
sowohl in der Begründung des Gesetzes als auch in den Ausführungsbestimmungen 
ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß die Maßregel der Fürsorgeersiehung 
immer erst dann eintreten solle, wenn die Anwendung anderer Maßnahmen, der 
kirchlichen Einwirkung, der Schulzucht, der Armenpflege, der freiwilligen Liebes- 
tätigkeit oder vormundschaftlicher Anordnungen versage. Insbesondere sollten die 
verpflichteten Armenbehörden von Aufsichtswegen angehalten werden ihre Schuldig- 
keit zu tun, wenn die Verwahrlosung ihren Gnmd in wirtschaftlicher Not der Eltern 
oder Erzieher des Minderjährigen habe. Wenn daher in vielen, selbst höchst dringenden 
Fällen die Anordnung der Fürsorgeerziehung abgelehnt worden sei, so liege die 
Ursache nicht in der Rechtsprechung des Kammergerichts, sondern in der mangel- 
haften Vorbereitung des Antrages, in dem Fehlen des Nachweises, daß andere Wege, 
die Verwahrlosung zu verhüten, nicht vorhanden seien. Sehr häufig seien nämlich 
die erwähnten einschränkenden Bestimmungen des Gesetzes von den Armenbehörden 
bei Stellung des Antrages übersehen worden, namentlich sei auch nicht immer mit 
dem erforderlichen Nachdruck versucht worden, durch eine umsichtigere und ein- 
gehendere Armenpflege sowie durch Heranziehung der freiwilligen Liebestätigkeit 
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der Verwahrlosung vorzubeugen oder abzuhelfen. So habe sich insbesondere dann», 
wenn durch vormundschaftliche Anordnung die Entziehung der elterlichen Gewalt 
und die Entfernung des Kindes aus dem Eltemhause verfügt worden sei, die Armen- 
behörde häufig geweigert, die Kosten für die Erziehung des Kindes zu tragen mit 
der Begründung, daß es sich hier um eine vom Richter künstlich geschaffene Hilfs- 
bedürftigkeit handele. — Die Folge davon sei einerseits ein starkes Anschwellen der 
Zahl der Fürsorgezöglinge gewesen, andererseits scheine sich aber auch die bei der 
Vorbereitung des Gesetzes bereits ausgesprochene Befürchtung zu verwirklichen, daß 
die freiwillige Liebestätigkeit in der Fürsorge für die gefährdete und verwahrloste 
Jugend nachlassen werde, sobald der Staat und öffentliche Verbände sich dazu ver- 
pflichteten. Aus diesen Gründen habe sich freilich das Kammergericht genötigt 
gesehen, die ursprünglichen Voraussetzungen des Gesetzes wieder in den Vorder- 
grund zu rücken. 

Eine in dem Bericht für 1902 aufgestellte Tabelle zeigt, daß in 364 Fällen von 
den Kommunalverbänden gegen die auf Fürsorgeerziehung lautenden Beschlüsse 
der Vormundschaftsgerichte Widerspruch erhoben ist, und zwar in 296 Fällen mit 
Erfolg. In allen diesen Fällen handelte es sich darum, ob ein Fürsorgefall oder 
ein Armenpflegefall vorlag. Die sehr bedauerliche Folge dieser Rechtsstreitigkeiten 
war natürlich, daß viele der Fürsorgeerziehung bedürftige Minderjährige gar nicht 
oder nicht rechtzeitig in geordnete Erziehung genommen wurden, und zwar wurden 
davon in erster Linie die schulpflichtigen und vorschulpflichtigen Kinder betroffen, 
weil man bei ihnen eher annehmen konnte, daß durch Beseitigung der wirtschaft- 
lichen Not der Eltern der Verwahrlosung abzuhelfen war. Inzwischen hat nun das 
Bundesamt für das Heimatwesen im Oktober 1903 Gelegenheit zu der Entscheidung 
gefunden, daß, sobald die Entfernung des Kindes aus dem elterlichen Hause an- 
geordnet sei und Mittel zur Erziehung des Kindes nicht zur Verfügung stehen, 
Hilfsbedürftigkeit im armenrechtlichen Sinne vorliege, und daß demzufolge der 
Armenverband des Aufenthaltsorts seine Hülfe gerade so gewähren müsse, als wenn 
das Kind elternlos sei. — Übrigens würde eine gründlichere Prüfung der Verhältnisse 
von selten der Antragsbehörde auch zu einer Beschleunigung des gerichtlichen 
Verfahrens beitragen können, über dessen langsamen Gang jetzt sehr geklagt wird. 
Die Zeit, die zwischen dem Antrage und der rechtskräftigen Überweisung liegt, sei 
in der Regel so lang (in einem Falle habe sie 15 Monate betragen), daß inzwischen 
die Verwahrlosung ihren Fortgang nehme und ein Erfolg der Erziehimg in Frage 
gestellt werde. Hieran könne auch die im Gesetz angeordnete vorläufige Unter- 
bringung, von der reichlich Gebrauch gemacht werde, nicht viel ändern, da bei 
der Auswahl der vorläufigen Unterkunftsstelle nicht immer auf die erziehlichen 
Anforderungen ausreichende Rücksicht genommen werden könne. 

Die Führung der Zöglinge wird in den Berichten im allgeraeinen als befriedigend 
bezeichnet; der Klage, daß die erziehliche Einwirkung durch den Vollzug von Frei- 
heitsstrafen vor oder während der Fürsorgeerziehimg sehr erschwert und gefährdet 
werde, ist neuerdings durch eine Verfügung des Justizministers vom Oktober 1904 
abgeholfen, wonach die gegen einen Fürsorgezögling erkannte Strafe bis zur Ent- 
lassung ausgesetzt werden kann. — Von Interesse sind die Ausführungen des 
letzten Berichts über den Einfluß der Fürsorgeerziehung auf die Kriminalität der 
Jugendlichen, der sich allmählich doch bemerkbar zu machen scheint. Wenigsten» 
spricht dafür eine Feststellung des statistischen Amts, nach der die Zahl der Ver- 
urteilungen Jugendlicher, die bis 1902 ununterbrochen gestiegen war, im Jahre^ 
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1903 um 914 gefallen ist. Ebenso hat auch die Zahl der Jugendlichen in den Ge- 
fängnissen seit 1902 ständig abgenommen. 

Im ganzen sind seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 20040 Zöglinge flberwiesen 
worden. Davon entfallen auf das Jahr 1903, wie schon erwähnt, 6523 (4859 männUche 
und 2164 weibliche) Fürsorgezöglinge, von denen 2120 (1663 m. und 457 w.) vor- 
herige Bestrafungen erlitten hatten, 1549 (1205 m. und 344 w.) schlechten Neigungen 
überhaupt, 1229 (1025 m. und 204 w.) dem Landstreichen, 11 (10 m. und 1 w.) der 
Trunksucht, 190 (69 m. und 121 w.) der Unzucht und 119 (101 m. und 18 w.) dem 
Diebstahl ergeben waren. Von den Zöglingen waren 5456 ehelich, 1067 unehelich 
geboren.. 4396, also mehr als '/>* standen im Alter von 12—18 Jahren, 1973 im 
Alter von 6 — 12 Jahren, 154 waren noch nicht 6 Jahre alt Von den Schulpflichtigen 
und Schulentlassenen hatten 1738 volle Volksschulbildung, 14 höhere Schulbildung, 
26 waren ohne Schulbildung. — Dem Gesundheitszustande nach waren 632 Zög- 
linge geistig minderwertig, 527 mit dauernden Gebrechen behaftet. — Unter Vor- 
mundschaft standen 1856» 28,5 <»/o (gegen 80 % in 1901). in Pflegschaft 258 — 3,9% 
(gegen 4,7 in 1901). 1062 Zöglinge hatten einen Eltemteil oder beide Eltern vor 
dem 6. Lebensjahre, 1116 zwischen dem 6. und 12. Lebensjahre verloren. 

Die 6523 Zöglinge stammen aus 5764 FamiUen, und zwar sbid aus 5264 Familien 
nur Je ein Zögling, aus 345 Je zwei, aus 90 Je drei, aus 40 Je vier und aus 25 mehr 
als vier Kinder der Fürsorgeerziehung überwiesen worden. Hierzu bemerkt der 
Bericht, daß die Familien, aus denen vier und mehr Kinder überwiesen sind, sich 
wahrscheinlich in einer wirtschaftlichen Notlage befunden hätten, deren Beseitigong 
durch eine rechtzeitig eingreifende Armenpflege auch die Verwahrlosung der Kinder 
würde verhindert haben; durch die Übernahme der Kinder in Fürsorgeerziehung seien 
also die Armenlasten auf den Staat und die Kommunalverbände abgewälzt worden. 
— In 2538, also fast der Hälfte der Familien, sind einer oder beide Bltemteile be- 
straft, eine Tatsache, die deutlich die Notwendigkeit einer Fürsorge für entlassene 
Gefangene und namentlich für die Kinder der Bestraften zeigt. In 1586 Fällen waren 
die Eltern schlechten Neigungen überhaupt, in 1070 Fällen der Trunksucht und in 
363 der Unzucht ergeben, in 170 Fällen war ein Eltemteil geistig minderwertig. 
770 Familien waren orts- oder landarm, 392 waren ohne Einkommen. 

Für die Aufnahme der Fürsorgezöglinge stehen im ganzen 361 Anstalten zur 
Verfügung, die in einem dem Bericht für 1903 beigegebenen Verzeichnis aufgeführt 
sind. Das Verzeichnis ist nach Kommunalverbänden geordnet und weist außer dem 
Namen und Sitz der Anstalt auch ihre Belegfähigkeit, die Zahl der untergebrachten 
Zöglinge, die Höhe des Pflegegeldes und die Art der Beschäftigung der Zöglinge 
nach. Die Anstalten ruhen zum weitaus größten Teil auf konfessioneller Grundlage, 
25'2 sind evangelisch, 91 katholisch, 2 Jüdisch, nur 16 sind Simultan- Anstalten. 209, 
also mehr als die Hälfte, sind für Schulpflichtige, 50 für Schulentlassene, 46 für 
beide Gruppen und 56 nur für gefallene Mädchen bestimmt. Nach Provinzen ver- 
teilt entfallen auf Ostpreußen 39, Westpreußen 13, Brandenburg 63, Pommem 25, 
Posen 8. Schlesien 51, Sachsen 28, Schleswig-Holstein 18, Hannover 16, Westfalen 25, 
Hessen-Nassau 32, Rbeinprovinz. 41, Hohenzollern 2 Anstalten. Das Verzeichnis 
wird noch ergänzt durch ein Verzeichnis der Fürsorgevereine für die verlassene, 
gefäll riete und verwahrloste Jugend, das 400 Vereine aufweist. — 

Die Gesamtkosten der Fürsorgeerziehung betrugen im Jahre 1903: 5089683 M. 
gegen 2296474 in 1901. Davon entfallen 3180329 M. auf den Staat, 1909354 M. 
auf die Kommunal verbände. 

Kur die Redaktion verantwortUch : Stadtrat Dr. Münsterberg in BerUn, Dörnbergstraße r. — 
Carl Heymanns Verlag, Berlin W. ~ Gedruckt bei Julius Sittenfeld« Berlin W. 
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